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Zusammenfassung
Flusslandschaften stehen vor vielfältigen 
Herausforderungen. Flüsse sind ökonomi-
sche Entwicklungsachsen und werden als 
Wasserstraßen intensiv genutzt. Sie sind zu-
gleich Schwerpunkträume einer sich dem 
Wasser zuwendenden Siedlungsentwick-
lung. Der Klimawandel führt zu einer Zu-
nahme von Hoch- und Niedrigwasserereig-
nissen; die Auseinandersetzung mit diesen 
gehört zu den anspruchsvollen Handlungs-
feldern einer jeden Flusspolitik. Die Entwick-
lung von Flusslandschaften bedeutet jedoch 
auch den Umgang mit bedeutenden Kultur-
räumen und eröffnet Potenziale einer identi-
tätsbasierten kooperativen Regionalentwick-
lung. Die dieser Veröffentlichung zugrunde-
liegende MORO-Studie „Wechselbeziehun-
gen zwischen vorbeugendem Hochwasser-
schutz und regionaler Kulturlandschaftsge-
staltung in Flusslandschaften – Analyse un-
ter Einbeziehung der Auswirkungen von Ex-
tremniedrigwasser durch den Klimawandel“ 
(„FlussKult“) widmete sich hierzu erstmals 
diesen Wechselbeziehungen aus einer sozial- 
und politikwissenschaftlichen Perspektive.

Für die regionale Kulturlandschaftsgestaltung 
und den vorbeugenden Hochwasserschutz 
konstatiert die Untersuchung einen Annä-
herungsprozess. Eine zunehmende räumli-
che Verschränkung wird offensichtlich, weil 
sich das Kulturlandschaftsverständnis ins-
besondere im raumpolitischen und -wissen-
schaftlichen Diskurs hin zu einer integrier-
ten Entwicklung ganzer Landschaftsräume 
wandelte; der Hochwasserschutz wird ver-
stärkt als flächenbezogener Ansatz betrach-
tet, der das gesamte hydrologische Einzugs-
gebiet mit den Möglichkeiten des Wasser-
rückhalts in der Fläche berücksichtigt. Vor 
diesem Hintergrund wird „Flusslandschaft“ 
als ein strategischer Begriff eingeführt, der 
die Perspektiven von regionaler Kulturland-
schaftsgestaltung, vorbeugendem Hochwas-
serschutz und Niedrigwasservorsorge verbin-
det sowie vielfältige Anknüpfungspunkte für 
sektorale Politikfelder und regionale Akteu-
re bietet. Flusslandschaften sollten dement-
sprechend als Schwerpunkträume regional 
spezifischer Klimaanpassungsstrategien auf-
gefasst werden.

Aufbauend auf einer Literaturanalyse wurde 
die zunehmende Verschränkung der Hand-
lungsfelder „regionale Kulturlandschaftsge-
staltung“ und „vorbeugender Hochwasser-
schutz“ bzw. „Niedrigwasservorsorge“ in vier 

regionalen Fallstudien und einer Analyse der 
relevanten institutionellen Rahmenbedin-
gungen untersucht.

Die Auswahl der folgenden vier Fallregionen 
erfolgte auf der Grundlage einer umfangrei-
chen Projektrecherche integrierter Projekte 
in Flusslandschaften:

die Emscherregion mit ihrer Parallelität •	
von regionalen Visionen zum wasserwirt-
schaftlichen Umbau der Flusslandschaft 
und zur integrierten Kulturlandschafts-
entwicklung in einer Stadtregion,

das Fränkische Seenland als Beispiel ei-•	
nes integrierten regionalen Entwicklungs-
ansatzes, der u.a. Aspekte des ländlichen 
Tourismus und der Niedrigwasservorsor-
ge integriert, 

die Regionale 2010 in der Städteregion •	
Köln/Bonn, ein integrativer und kom-
munikativer Ansatz zur Entwicklung der 
Flusslandschaft und zur Bündelung von 
Förderprogrammen sowie

die ländlich geprägte Havelregion als Are-•	
na integrierter Flussprojekte, die sich – 
wie z.B. die regionale Bundesgartenschau 
2015 – noch in ihrer Konzeptionsphase 
befinden.

Die empirischen Erhebungen und Doku-
mentenanalysen verdeutlichten, dass der 
Mehrwert einer Verzahnung von Kulturland-
schaftsgestaltung und Hoch- bzw. Niedrig-
wasservorsorge auf Projektebene bereits par-
tiell erkannt und im Sinne einer nachhaltigen 
Flusslandschaftsentwicklung genutzt wird. 
Die einzelnen Fallstudien zeigen innovative 
integrierte Projekte, die Instrumente wie in-
terkommunale Organisationsformen, Mas-
terpläne, intersektorale Gutachten, Netzwer-
ke etc. für sektorübergreifende regionale Ko-
operationen nutzen. Die Rolle der Regional-
planung bleibt allerdings bislang auf ihre ge-
setzlichen Kernaufgaben zur Flächensiche-
rung für die Hochwasservorsorge beschränkt. 
Grundsätzlich zeigte sich auch auf regionaler 
Ebene ein Problembewusstsein für die Fol-
gen des Klimawandels, jedoch ist die Unsi-
cherheit der Prognosen eine große planeri-
sche Herausforderung, so dass kaum proak-
tive Lösungsansätze entwickelt wurden. Das 
Handlungsfeld „Niedrigwasser“ wurde in sei-
ner Bedeutung von den Akteuren erkannt, auf 
Projektebene konnte aber derzeit noch keine 
umfassende räumliche Niedrigwasservorsor-
ge identifiziert werden.
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Bei der Analyse der institutionellen Rah-
menbedingungen (Gesetze, Planwerke und 
informelle Dokumente) von Hochwasser-
schutz und regionaler Kulturlandschaftsge-
staltung hinsichtlich ihrer wechselseitigen 
Bezüge zeigte sich, dass diese Handlungsfel-
der grundsätzlich in noch unzureichender 
Weise aufeinander Bezug nehmen – gemes-
sen an dem Maßstab einer integrierten Fluss- 
landschaftsentwicklung. Eine Verzahnung in 
Gesetzen und formellen Regelungen erfolg-
te bisher nicht explizit, es lassen sich jedoch 
implizite Bezüge zwischen den Handlungs-
feldern herstellen, die einen solchen inte-
grierten Steuerungsansatz zumindest eröff-
nen. Dabei sind generell ������������������die unterschiedli-
chen Institutionalisierungsgrade zwischen 
stark formalisiertem Hochwasserschutz und 
informeller regionaler Kulturlandschaftsge-
staltung zu berücksichtigen.

In die Studie wurden zudem institutionen-
theoretische Überlegungen einbezogen. Die-
se verdeutlichten, dass vor allem Probleme 
räumlicher Passfähigkeiten zwischen Fluss-
einzugsgebieten, Flusslandschaften und ad-
ministrativen Verwaltungseinheiten sowie In-
teraktionsprobleme zwischen sektoralen In-
stitutionen wie z.B. des Hochwasserschut-
zes, des Naturschutzes oder des Tourismus, 
die für eine integrierte Flusslandschaftsent-
wicklung relevant sind, berücksichtigt wer-
den müssen. ������������������������������Die Wechselbeziehungen auf in-
stitutioneller Ebene wurden auch zwischen 
regionaler Kulturlandschaftsgestaltung und 
Niedrigwasservorsorge analysiert, wobei 
das Handlungsfeld Niedrigwasservorsorge 
bislang kaum institutionalisiert ist. Demzu-
folge wurde der Fokus verstärkt auf implizi-
te Aussagen in den relevanten Dokumenten 
gerichtet. Eine Bezugnahme zur regionalen 
Kulturlandschaftsgestaltung ist jedoch nur 
ansatzweise erkennbar, obwohl Synergien 

bei einer Verknüpfung beider Handlungsfel-
der erschlossen werden können. Bestehende 
Synergiepotenziale zwischen Niedrigwasser-
vorsorge, vorbeugendem Hochwasserschutz 
und regionaler Kulturlandschaftsgestaltung 
gewinnen im Zuge einer Klimaanpassungs-
politik an Bedeutung.

Abschließend wurden, abgeleitet aus den Er-
kenntnissen der Fallstudien sowie den Insti-
tutionenanalysen, strategische Empfehlun-
gen an die Raumordnung und Wasserwirt-
schaft sowie an regionale Akteure der Fluss- 
landschaftsentwicklung formuliert. Diese be-
ziehen sich besonders darauf, regionale Kul-
turlandschaftsgestaltung und vorbeugenden 
Hochwasserschutz zu verzahnen. Die Emp-
fehlungen umfassen auch die Institutionali-
sierung der Niedrigwasservorsorge sowie An-
sätze zum Umgang mit dem Klimawandel. 
Vorschläge wurden entwickelt, wie zukünftig 
Modellprojekte in Flusslandschaften ausge-
richtet werden sollten und welche Rolle der 
Bund hierbei einnehmen könnte. Ideen für 
künftige Modellprojekte beziehen sich u.a. 
auf folgende Themen: 

ressortübergreifende Bündelung von För-•	
derprogrammen und Steuerungsansät-
zen für die modellhafte Gestaltung von 
Flusslandschaften,

Nutzung der Potenziale der Regional-•	
planung als Initiator von Entwicklungs- 
prozessen zur integrierten Umsetzung 
von Kulturlandschaftsgestaltung, vorbeu- 
gendem Hochwasserschutz und Niedrig- 
wasservorsorge,

Flusslandschaften als Schwerpunkträu-•	
me für die Anpassung an den Klimawan-
del gestalten,

Strategien zur Bewusstseinsbildung und •	
Kommunikation von Flusslandschaften 
entwickeln.
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R������������������������������������������iver landscapes are facing numerable chal-
lenges. Rivers are axes of economic develop-
ment and – in Germany – are used intensive-
ly as waterways. They are also focal points 
for waterfront-oriented urban development. 
Climate change is causing an increase in ex-
treme events of flooding and drought, pro- 
ving one of the most demanding chal- 
lenges for policies on rivers. On the other 
hand, developing river landscapes involves 
engaging with important cultural land-
scapes, opening up opportunities for coop-
erative and identity-based forms of regional 
development. The MORO study „Linking pre-
cautionary flood protection to the develop-
ment of regional cultural landscapes in river 
landscapes: an analysis taking into account 
the effects of climate change on low water  
levels” („FlussKult“), on which this publi-
cation is based, addressed for the first time 
this relationship between promoting regional 
cultural landscapes, providing precautionary 
flood protection and preventing low water 
levels, taking a social science perspective.

The study is predicated on a recent process 
of convergence between these policy fields, 
particularly in terms of their spatial scope. 
Our understanding of cultural landscapes – 
as reflected in recent regional policy and re-
search debates – is shifting towards the inte-
grated development of whole landscapes. At 
the same time, flood protection is increasing-
ly being interpreted in terms of water reten-
tion across an entire hydrological catchment. 
Against this backdrop of broadening spatial 
frames of reference in both policy fields, the 
term “river landscape” is used here as a stra-
tegic term to connect perspectives for re-
gional cultural landscapes with precautio- 
nary flood protection and water level man- 
agement as well as to provide promising links 
to sectoral policy and regional actors. River 
landscapes are envisaged, in addition, as fo-
cal points for regionally specific adaptation 
strategies for climate change.

Building on a preliminary literature analysis 
the growing convergence between promo- 
ting regional cultural landscapes, providing 
precautionary flood protection and preven- 
ting low water levels was investigated in four 
regional case studies and an analysis of rele-
vant institutional contexts. 

The following four case studies were selec- 
ted on the basis of a wide-ranging survey of 

integrated projects in river landscapes from 
across Germany:

the Emscher region, characterised by par-•	
allel regional visions for restoring the riv- 
er landscape and developing the cultural 
landscape of an urban region,

the Franconian lake district (Fränkisches •	
Seenland) as an example of an integrated 
approach to regional development com-
prising inter alia aspects of rural tourism 
and water level management,

the Regionale 2010 in the urban region of •	
Cologne/Bonn, an integrated and com-
municative approach to developing a  
river landscape in combination with  
diverse funding programmes and

the rural Havel region as an arena of in-•	
tegrated river projects which are in early 
stages of implementation, such as the Fe-
deral Garden Exhibition planned for the 
region in 2015.

The empirical surveys and documentary 
analyses established that the value of con-
necting the development of cultural land-
scapes to flood protection and water level 
management is – to some extent – already  
recognised and applied, as a sustainable 
form of developing a river landscape. Each 
of the case studies portray innovative regional 
projects which use instruments such as inter-
municipal associations, master plans, cross-
sectoral studies, networks etc. to promote re-
gional cooperation across policy boundaries. 
The role of regional planning has, however, 
so far been limited to its core jurisdictional 
task of land-use planning for flood protec-
tion. Problem awareness of the impact of cli-
mate change does exist at the regional level 
in principle. However, uncertainties in fore-
casting climate change pose a huge challenge 
for planning, resulting in very few attempts to 
address the issue in practice. The problem of 
low water levels was also recognised as im-
portant by the actors interviewed, but no 
projects could be identified which currently 
conduct water level management of rivers in 
a comprehensive, territorial manner. 

The analysis of institutional contexts (laws, 
planning and strategy documents) for link- 
ing flood protection to the development of re-
gional cultural landscapes revealed that con-
nectivity between the two was generally in-
adequate, in terms of contributing to the in-

Summary
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tegrated development of river landscapes. 
Cross-references in laws and formal regula-
tions are currently not explicit, although im-
plicit connections between the policy fields 
were identified which could be used, at least, 
to promote such an integrated approach. A 
principal difficulty, the study revealed, lies in 
the different degrees of institutionalisation 
between highly formalised flood protection 
and the informal nature of initiatives to de-
velop cultural landscapes. A further gene- 
ral finding – drawing on theoretical contribu-
tions to environmental institutions – was that 
efforts to develop river landscapes in an inte-
grated way need to consider, above all, prob-
lems of spatial fit between river basins, riv-
er landscapes and administrative territories, 
as well as problems of interplay between dif-
ferent policy fields. The analysis of connec- 
tivity between regional cultural landscape de-
velopment and water level management re-
vealed that the latter is poorly institutiona- 
lised and, therefore, linkage at the policy level 
is underdeveloped. In the absence of explic-
it references to water level management in 
the relevant documents, the study broadened 
the focus to include implicit references. How- 
ever, even here little acknowledgement of the 
potential synergies between developing cul-
tural landscapes and maintaining adequate 
water levels could be identified. In the wake 
of the emergent policy of adaptation to cli-
mate change recognition of these synergies 
is, though, likely to increase.

The report concludes with strategic recom-
mendations targeted at the policy fields of 
spatial planning and water management as 
well as regional actors involved in develop-
ing river landscapes which were drawn from 
the findings of the case studies and institutio- 
nal analyses. These relate in particular to ways 
of exploiting the potential for connecting the 
development of regional cultural landscapes 
to precautionary flood protection. They ad-
dress also ways of institutionalising water  
level management and approaches for co- 
ping with climate change. In addition, pro-
posals were developed for the design of fu-
ture model projects in river landscapes and 
the role the federal government might play 
in supporting these. Ideas for model projects  
relate inter alia to the following topics:

combining funding programmes and •	
governance approaches of the diverse re-
levant policy fields in model initiatives for 
river landscapes,

exploiting the potential for regional plan-•	
ning to initiate processes for develop- 
ing cultural landscapes in conjunction 
with flood protection and water level 
management,

developing river landscapes as focal areas •	
for adaptation to climate change,

initiating strategies for raising awareness •	
and communication on river landscapes.
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1	 Einleitung
Handlungsstrategien der Raumentwicklung 
in Deutschland aus. Im Leitbild 3 „Ressour-
cen bewahren, Kulturlandschaften gestalten“ 
werden Flusslandschaften als übergreifende 
und vernetzte Räume thematisiert, in denen 
der innovative Gedanke einer entwicklungs-
orientierten regionalen Kulturlandschafts-
gestaltung zum Tragen kommen sollte. Auch 
der Handlungsansatz „Flusslandschaften und 
Hochwasserschutz“ ist im Leitbild 3 veran-
kert (vgl. Abb. 6).3 

Die Bewirtschaftung von Flüssen und Fluss-
landschaften ist in letzter Zeit Gegenstand ei-
ner Reihe wichtiger politischer Reformen auf 
europäischer und nationaler Ebene gewe-
sen. Nach dem verheerenden Hochwasser-
ereignis im Sommer 2002 stellte die Bundes-
regierung ein 5-Punkte-Programm „Arbeits-
schritte zur Verbesserung des vorbeugenden 
Hochwasserschutzes“4 auf. Mit den darin ent-
haltenen Maßnahmen hat der Bund entschei-
dende Schritte für die Gefahrenabwehr und 
die Vermeidung von Risiken vorgenommen. 
Institutionalisiert wurde diese Initiative im 
Wesentlichen mit dem „Gesetz zur Verbesse-
rung des vorbeugenden Hochwasserschut-
zes“ vom 3. Mai 2005. Zusätzlich trat auf EU-
Ebene 2007 die Richtlinie 2007/60/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates über 
die Bewertung und das Management von 
Hochwasserrisiken (HWRL) in Kraft, die nun 
durch die einzelnen Mitgliedsstaaten umge-
setzt wird. Die Maßnahmen des vorbeugen-
den Hochwasserschutzes erweitern den An-
satz des technischen Hochwasserschutzes 
und zielen zusätzlich darauf ab, abflusser-
höhende und -beschleunigende Faktoren zu 
verhindern. Bereits eingetretene negative Ef-
fekte sollen – soweit möglich – neutralisiert 
bzw. rückgängig gemacht werden. 

Diesen Maßnahmen liegt eine Vorstellung zu 
Grunde, die den Fluss als Ganzes betrach-
tet – von der Quelle bis zur Mündung ein-
schließlich seiner Zuflüsse und der Land-
schaften längs der Ufer. Damit ist die Ebe-
ne regionaler Kulturlandschaften und ihrer 
Gestaltung implizit angesprochen – eine ex-
plizite Verflechtung mit Ansätzen regionaler 
Kulturlandschaftsgestaltung bedeutet dies 
noch nicht. Die vorliegenden flussbezoge-
nen Reformansätze thematisieren zwar zu-
nehmend die integrativen Aspekte des Fluss-
gebietsmanagements und der Zusammen-
führung einzelner, sektoral ausgerichteter 
Maßnahmen, bieten aber wenig Handlungs-
möglichkeiten an, wie kreativ mit Nutzungs-

1.1	 Problemaufriss

Flüsse sind nicht nur Lebensadern für Mensch 
und Natur, Verkehrswege für Binnenschiff-
fahrt und Wassertourismus oder eine Gefah-
renquelle durch Hochwasserereignisse, son-
dern sie wirken zugleich als Identitätsträger 
auf der Ebene regionaler Kulturlandschaften. 
Viele Kulturlandschaften werden in beson-
derer Weise von Flüssen geprägt. Dies wird 
in der Benennung von Städten und Regionen 
offensichtlich und durch die Eintragung von 
bedeutenden Flussräumen auf der Liste des 
UNESCO-Welterbes oder die Schaffung kul-
turlandschaftlicher Handlungs- und Projekt-
räume in Flusslandschaften (z.B. Biosphä-
renreservate, Gartenschauen, Regionalparks) 
gewürdigt.

Ansätze regionaler Kulturlandschaftsgestal-
tung in Flusslandschaften werden eben-
so wie der „kulturlandschaftliche“ Blick auf 
Flussgebiete zunehmend gängige Praxis auf 
der regionalen Handlungsebene. Auf der drit-
ten Flussgebietskonferenz der Bundesregie-
rung 2008 war das Thema „Kulturlandschaft 
Flussgebiete“ einer von fünf  Themenschwer-
punkten. In der Begleitpublikation zur Kon-
ferenz wurden Flussgebiete als „Kulturland-
schaften mit einem hohen Identifikations-
wert für die Bevölkerung“1 thematisiert und 
die grundlegende kulturelle sowie politische 
Bedeutung von Flusslandschaften für die 
menschliche Zivilisation hervorgehoben.2 
In der Arbeit von Behörden und Ministerien 
auf Bundes- oder Länderebene sowie in ein-
schlägigen landschafts- bzw. flussbezogenen 
Forschungsfeldern werden die beiden The-
men „Kulturlandschaft“ und „Fluss“ noch zu 
selten aufeinander bezogen. Eine systemati-
sche Auseinandersetzung mit den Wechsel-
beziehungen zwischen flussbezogenen Poli-
tikansätzen – insbesondere des vorbeugen-
den Hochwasserschutzes und der Niedrig-
wasservorsorge – und regionaler Kulturland-
schaftsgestaltung in Flusslandschaften wird 
mit dieser Studie erstmals vorgelegt. Dabei 
wird „regionale Kulturlandschaftsgestaltung“ 
im Sinne der jüngsten Kulturlandschaftsde-
batte auf Bundes- und Länderebene nicht 
nur als sektorale Schutzaufgabe, sondern 
als integrative Aufgabe einer multifunktional 
ausgerichteten, akteursorientierten Raum-
entwicklung verstanden.

Wichtige Impulse für die Integration der 
beiden Sichtweisen „Fluss“ und „Kultur-
landschaft“ gehen von den Leitbildern und 
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konflikten zwischen wirtschaftlichen, ökolo-
gischen und sozialen Ansprüchen an Fluss-
landschaften umgegangen werden kann und 
wie die relevanten Akteure eingebunden wer-
den können. Auch die räumlichen Implika-
tionen der Regelungen (z.B. Ober- und Un-
terliegerproblematik, Betrachtung der Fluss-
landschaften „in ihrer Breite“ anstelle einer li-
nienhaften Befassung mit dem Fluss als sol-
chem) führen in der Praxis noch zu selten 
zu adäquaten Lösungen. Die regionale Kul-
turlandschaftsgestaltung bietet sich hier als 
Möglichkeit an, da mit ihrer Hilfe Aspekte der 
Integration sektoraler Perspektiven, der iden-
titätsbasierten Einbindung regionaler Akteu-
re und der räumlichen Integration – auch 
über politisch-administrative Grenzen hin-
weg – in kreativer und regional angepasster 
Weise thematisiert werden können.

Der Bedarf nach räumlich angepassten und 
integrierten Lösungen – und damit nach An-
sätzen einer regionalen Kulturlandschaftsge-
staltung in Flusslandschaften – erhöht sich 
angesichts des gegenwärtigen und künftigen, 
anthropogen bedingten Klimawandels. Es ist 
von starken Auswirkungen des Klimawan-
dels auf die Flüsse und Flusslandschaften 
auszugehen. In Zukunft sind nicht nur hef-
tige Regenperioden und Starkniederschlags-
ereignisse, sondern auch wärmere Sommer 
mit Trockenperioden zu erwarten.5 Die Fol-
gen sind einerseits immer mehr und intensi-
vere Überflutungen der Siedlungsbereiche, 
der Industrie- und Gewerbeanlagen sowie 
der land- und forstwirtschaftlich genutzten 
Flächen in Flusslandschaften.6 Der vorbeu-
gende Hochwasserschutz ist ein Handlungs-
ansatz, der dieser klimawandelbedingten 
Problematik potenziell gerecht wird. Ande-
rerseits wird erwartet, dass lange Wärmepe-
rioden mit geringen Niederschlagswerten zu 
Extremniedrigwassersituationen an Flussläu-
fen mit Auswirkungen auf deren ökologische, 
soziale und ökonomische Funktionen führen. 
Instrumente zur Niedrigwasservorsorge etwa 
in Trockenperioden – auch zur Sicherstellung 
der Mindestwasserstände von Flüssen – sind 
bis jetzt vergleichsweise unterentwickelt.7 
Diese Studie widmet sich auch diesem The-
ma, stellt hierzu Forschungs- und Praxisde-
fizite fest und empfiehlt Handlungsansätze. 
Der raumbezogene Umgang mit durch den 
Klimawandel bedingten Wasserknappheiten 
in Flusslandschaften ist ein Handlungsfeld, 
das zu wenig institutionalisiert ist und neu-
er Strategien bedarf (siehe Kapitel 5). Fluss-
landschaften werden zunehmend Hoch- und 
Niedrigwasserereignissen ausgesetzt und 
sind damit als Schwerpunkträume für inte-

grierte Anpassungsstrategien an den Klima-
wandel zu betrachten.8

1.2	 Forschungsansatz, 
Arbeitsschritte und Aufbau des 
Forschungsberichtes

Die vorliegende Veröffentlichung wurde im 
Rahmen des Forschungsprogramms „Mo-
dellvorhaben der Raumordnung“ (MORO) 
erarbeitet. Ihr liegen die Ergebnisse der Stu-
die ���������������������������������  „Wechselbeziehungen zwischen vor-
beugendem Hochwasserschutz und regio-
naler Kulturlandschaftsgestaltung in Fluss-
landschaften – Analyse unter Einbeziehung 
der Auswirkungen von Extremniedrigwasser 
durch den Klimawandel“ („FlussKult“)����  zu-
grunde. Ziel der Studie ist es, systematisch 
aufzuzeigen, wie die Zielvorstellungen der 
regionalen Kulturlandschaftsgestaltung und 
des vorbeugenden Hochwasserschutzes in 
Flusslandschaften unter Einbeziehung der 
Folgen des Klimawandels (insbesondere be-
zogen auf die Auswirkungen von Extremnied-
rigwasser) verzahnt werden können. Adres-
saten der entwickelten Empfehlungen sind 
die Raumordnungs- und Raumentwicklungs-
politik sowie die raumwissenschaftliche For-
schung. Zugleich richtet sich die Veröffentli-
chung an alle Akteure, die sich in integrierter 
Perspektive mit der Entwicklung von Fluss-
landschaften befassen. Exemplarisch werden 
Projekte vorgestellt, die die Anpassung an 
Hochwasserereignisse und Niedrigwassersi-
tuationen mit Prozessen der regionalen Kul-
turlandschaftsgestaltung zusammenführen. 

Der Forschungsansatz stellt bewusst die 
Wechselbeziehungen zwischen regionaler 
Kulturlandschaftsgestaltung einerseits und 
vorbeugendem Hochwasser- bzw. Niedrig-
wasserschutz andererseits in den Mittel-
punkt und vermeidet eine einseitige Ori-
entierung an einem der beiden Handlungs-
felder. Der Schwerpunkt der Untersuchun-
gen liegt nicht auf der konkreten Maßnah-
menebene mit ihren ökologischen, techni-
schen und rechtlichen Implikationen, son-
dern auf der Ebene der Institutionen – in 
sozialwissenschaftlicher Perspektive verstan-
den als Regelungen und Politikansätze in ih-
rer jeweiligen Raumbedeutsamkeit. Beiträge 
liefern dazu Forschungsansätze, die die Pro-
bleme der Verzahnung von Hoch- und Nied-
rigwasserschutz und regionaler Kulturland-
schaftsgestaltung als Interaktionsprobleme 
(die sog. „problems of interplay“) und Prob-
leme räumlicher bzw. zeitlicher Passfähigkeit 
(die sog. „problems of spatial fit“ bzw. „pro-
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blems of temporal fit“) thematisieren (siehe 
Kapitel 4.3 und 5.3).9 ����������������������Diese Perspektiven er-
leichtern die Analyse komplexer Steuerungs-
phänomene, die im untersuchten Themen-
feld besonders relevant sind. Definitionen 
dieser und weiterer in der Studie verwende-
ter Fachbegriffe finden sich im Glossar.

Der sozial- und politikwissenschaftliche Fo-
kus der Studie auf Institutionen und Politik-
ansätze der regionalen Kulturlandschafts-
gestaltung bzw. des Hoch- und Niedrigwas-
serschutzes ergibt sich aus dem Erkenntnis- 
interesse als praxis- und politikrelevantes 
Projekt. Folgende Leitfragen lagen der Stu-
die zugrunde:

Welche positiven Implikationen erbringt •	
eine Betrachtungsweise, die Flussein-
zugsgebiete oder einzelne Flussabschnit-
te als Kulturlandschaften interpretiert 
(z.B. Berücksichtigung von Integrations
erfordernissen, regionalen Identitäten und 
regionalen Entwicklungspotenzialen)?

Wo liegen Synergien bzw. werden Ziel-•	
konflikte zwischen Regelungen und 
Maßnahmen des vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes sowie einer regionalen 
Kulturlandschaftsgestaltung (im Sinne des 
Leitbildes „Ressourcen bewahren, Kultur-
landschaften gestalten“) deutlich?

Wo liegen Synergien bzw. werden Zielkon-•	
flikte zwischen Regelungen und Maßnah-
men einer Niedrigwasservorsorge sowie 
einer regionalen Kulturlandschaftsgestal-
tung deutlich?

Welche spezifischen Anforderungen be-•	
züglich der regionalen Kulturlandschafts-
gestaltung, die verschiedene Flussnut-
zungen integriert, sollten im Rahmen des 
vorbeugenden Hochwasserschutzes und 
der Niedrigwasservorsorge berücksichtigt 
werden?

Welche Leistungen kann eine regiona-•	
le Kulturlandschaftsgestaltung – und hier 
insbesondere die Raumordnung mit ihren 
formellen und informellen Instrumenten 
– zur integrierten Einbettung und Berück-
sichtigung von Maßnahmen des Hoch- 
und Niedrigwasserschutzes erbringen? 
Welche Anpassungen bestehender bzw. 
welche neuen Strategien und Instrumen-
te sind denkbar bzw. zu erwarten?

Der Forschungsansatz spiegelt sich in den im 
Folgenden vorgestellten und in Abbildung 1 
dokumentierten Arbeitsschritten des For-
schungsvorhabens wider. Es werden Span-
nungsfelder und Synergien zwischen regio-
naler Kulturlandschaftsgestaltung und fluss-
bezogenen Steuerungsansätzen in der ein-

Abbildung 1
Arbeitsschritte des Forschungsvorhabens 

Quelle: IRS

GeralP
Linien
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schlägigen Literatur, in grundlegenden Do-
kumenten auf europäischer, Bundes- und 
Länderebene sowie in konkreten regionalen 
Projekten auf der Ebene einzelner Flussland-
schaften thematisiert:

Literaturauswertung:•	  Analyse der Syn-
ergien, Zielkonflikte und institutionellen 
Passfähigkeiten zwischen regionaler Kul-
turlandschaftsgestaltung und Hochwas-
ser- bzw. Niedrigwasserschutz, Bestim-
mung der strategischen Relevanz einer 
ganzheitlichen regionalen Kulturland-
schaftsgestaltung für die Hoch- und Nied-
rigwasservorsorge in Flusslandschaften 
unter Berücksichtigung der Folgen des Kli-
mawandels auf der Grundlage einer Lite-
raturauswertung und abschließende The-
senbildung für die weiteren Arbeitsschritte 
(Kapitel 2);

Institutionenanalyse Hochwasserschutz •	
und Kulturlandschaftsgestaltung: Ana-
lyse der für den vorbeugenden Hoch-
wasserschutz und die Kulturlandschafts
entwicklung relevanten Dokumente auf 
europäischer, Bundes- und (exemplarisch) 
Länderebene; Darstellung der Zielvorga-
ben und Regelungen, die in Dokumenten 
zur regionalen Kulturlandschaftsgestal-
tung den Hochwasserschutz berücksich-
tigen sowie – vice versa – der Zielvorgaben 
und Regelungen, die in hochwasserbezo-
genen Regelungen Kulturlandschaftsge-
staltung berücksichtigen (Kapitel 4);

Institutionenanalyse Niedrigwasservor-•	
sorge und Kulturlandschaftsgestaltung: 
Analyse der Dokumente zur Regelung 
der Niedrigwasservorsorge auf europäi-
scher, Bundes- und (exemplarisch) Län-
derebene; Darstellung der Zielvorgaben 
und Regelungen, die in Dokumenten zur 
regionalen Kulturlandschaftsgestaltung 
Niedrigwassersituationen berücksichtigen 
sowie – vice versa – der Zielvorgaben und 
Regelungen, die in Regelungen zur Nied-
rigwasservorsorge Kulturlandschaftsge-
staltung berücksichtigen (Kapitel 5);

Auswahl und Vorbereitung der Fallstudi-•	
en: Erarbeitung von Untersuchungskrite-
rien und Auswahl beispielhafter Projekte 
auf regionaler Ebene mit dem Schwer-
punkt der regionalen Kulturlandschafts-
gestaltung in Flusslandschaften, die Zie-
le und Maßnahmen des vorbeugenden 
Hochwasserschutzes bzw. zur Behebung 
von Niedrigwasserständen integrieren 
(Kapitel 3.1);

Regionale Fallstudien:•	  Untersuchung 
ausgewählter Projekte aus unterschied-
lichen Flusslandschaftstypen in Bezug 
auf die Akteurskonstellation, die formel-
len und informellen Instrumente zur re-
gionalen Kulturlandschaftsgestaltung und 
zum Hoch- bzw. Niedrigwasserschutz so-
wie ihre Umsetzungserfolge (Kapitel 3.2 
bis 3.5);

Praxisempfehlungen:•	  Ableitung von stra-
tegischen und instrumentellen Empfeh-
lungen an die Raumordnung und den 
Hochwasser- /Niedrigwasserschutz, aber 
auch an weitere Akteure informeller Re-
gionalentwicklungspolitik (Projektträger, 
Kommunen); Generierung von Ideen und 
Implikationen für künftige Aufgaben der 
regionalen Kulturlandschaftsgestaltung in 
Flusseinzugsgebieten unter Berücksichti-
gung der Folgen des Klimawandels (Ka-
pitel 6).

Der Aufbau der vorliegenden Veröffentli-
chung orientiert sich an diesen Arbeitsschrit-
ten des Forschungsvorhabens. 
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2  Die Flusslandschaft:  
Schnittstelle zwischen regionaler 
Kulturlandschaftsgestaltung und 
vorbeugendem Hochwasserschutz

te und Spuren traditioneller Landnutzungs-
muster und finden verstärkt in der Denkmal-
pflege Verwendung. Die angewandte histo-
rische Geographie baut entsprechend in ih-
rem Konzept zur Kulturlandschaftspflege 
auf der Inventarisierung kulturlandschafts-
prägender Strukturen auf.11 Der Naturschutz 
betrachtet Kulturlandschaften insbesonde-
re in ihren naturräumlichen Prägungen, in 
ihrer Funktion für den Biotop- und Arten-
schutz und in weiteren, eher kulturellen As-
pekten wie Schönheit und Eigenart. Aus regi-
onalwirtschaftlicher Perspektive ist dagegen 
die ökonomische, häufig touristische oder ag-
rarwirtschaftliche Inwertsetzung der Kultur-
landschaft von Interesse. Eine fachübergrei-
fend akzeptierte Definition konnte sich auf-
grund dieser Vielfalt nicht etablieren.12 Die 
Querschnittsorientierung des Begriffs „Kul-
turlandschaft“ eignet sich daher für eine brei-
te gesellschaftliche Auseinandersetzung mit 
einer Reihe von gemeinsamen Problemen re-
gionaler Entwicklung jenseits von disziplinä-
rem Ressortdenken.

Einem erweiterten Verständnis folgend sind 
Kulturlandschaften nicht nur besondere, aus 
historischer, naturschutzfachlicher oder äs-
thetischer Perspektive wertvolle Landschafts-
ausschnitte; vielmehr können alle durch 
menschliches Handeln veränderten Land-
schaften als Kulturlandschaften angespro-
chen werden.13 Intensiv genutzte Agrarland-
schaften, die „Alltagslandschaften“ der subur-
banen Räume oder industriell geprägte Land-
schaften sind demnach Kulturlandschaften. 

Kulturlandschaften sind sozial konstituierte 
Räume und weisen einen spezifischen Bezug 
zur konkreten Lebenssituation der in ihnen 
lebenden Bevölkerung auf. Kulturelle und ge-
sellschaftliche Dimensionen wie Traditionen 
und Alltagspraktiken stehen in enger Wech-
selwirkung mit der Kulturlandschaft.14 Kul-
turlandschaften verfügen jeweils über eine 
historische Dimension, die eine große emo-
tionale, sinnliche und soziokulturelle Bedeu-
tung hat.15 Die spezifische Prägung der Kul-
turlandschaft oder einzelner ihrer Elemente 
stiften regionale Identität und spiegeln sich 
oft auch in ihrer Benennung wider. So sind 
beispielsweise der Schwarzwald oder das 
Rheinland nach naturräumlichen Aspekten 

Im folgenden Kapitel werden zunächst die 
Themen „regionale Kulturlandschaftsge-
staltung“ (siehe Kapitel 2.1), „vorbeugender 
Hochwasserschutz“ (siehe Kapitel 2.2) und 
„Niedrigwasservorsorge“ (siehe Kapitel 2.3) 
definiert, ihre institutionelle Einbindung 
dargestellt sowie wesentliche Entwicklungs-
stränge der jeweiligen politischen wie wis-
senschaftlichen Diskussion aufgezeigt. Zent-
rale Begriffe, die in diesem Kapitel eingeführt 
werden, können im Glossar am Ende des Be-
richtes nachgeschlagen werden.

Im Kapitel 2.4 wird die Annäherung von vor-
beugendem Hochwasserschutz und regiona-
ler Kulturlandschaftsgestaltung durch neuere 
politische Reformen erläutert und die Bedeu-
tung einer verknüpften Betrachtung der bei-
den Handlungsfelder aufgezeigt. Es wird re-
flektiert, welchen Mehrwert diese integrier-
te Perspektive für die Entwicklung der Fluss-
landschaften bieten kann. In diesem Kontext 
wird „Flusslandschaft“ als strategischer Be-
griff eingeführt.

Aus den Überlegungen der Literaturanaly-
se werden abschließend (siehe Kapitel 2.5) 
übergreifende Thesen formuliert. Diese lei-
ten die weiteren Untersuchungen der Studie 
und werden in den nachfolgenden Kapiteln 
zum einen auf Projektebene und zum ande-
ren auf der Ebene institutioneller Regelun-
gen geprüft.

2.1	 Regionale Kulturlandschafts-
gestaltung – Begriffsklärung 

Der Kulturlandschaftsbegriff wird aus ver-
schiedenen fachlichen Perspektiven unter-
schiedlich interpretiert. Einige dieser Ausle-
gungen orientieren sich an konkreten Land-
schaftselementen, andere eher an abstrak-
ten Ideen, die sich mit diesen verbinden.10 
Ein ästhetischer Zugang zu Kulturland-
schaft stellt einen bildhaften Idealzustand 
der Landschaft in den Vordergrund, der sich 
an der vorindustriellen agrarischen Kultur-
landschaft oder den Landschaftsgärten ori-
entiert. Begriffsergänzungen wie „histori-
sche“ oder „gewachsene“ Kulturlandschaft, 
die in Rechtsnormen (BNatSchG, ROG) Ein-
gang gefunden haben, fokussieren auf Relik-
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benannt, beim Umgebindeland findet die 
Identifikation dagegen über ein baukulturel-
les Alleinstellungsmerkmal (Umgebindehäu-
ser) statt und spiegelt sich in der Namensge-
bung wider. Diese charakteristischen Merk-
male prägen die Images der Regionen nach 
innen und nach außen.

Das Raumordnungsgesetz in seiner 1998 no-
vellierten Fassung verfolgte einen schutzbe-
zogenen und auf die Konservierung histori-
scher Landschaftsteile abzielenden Ansatz: 
„Die gewachsenen Kulturlandschaften sind in 
ihren prägenden Merkmalen sowie mit ihren 
Kultur- und Naturdenkmälern zu erhalten“.16 
In der politischen wie wissenschaftlichen Dis-
kussion hat sich inzwischen unter dem Ein-
fluss europäischer Entwicklungen und hier 
insbesondere der Europäischen Landschafts-
konvention17 sowie des Europäischen Raum-
entwicklungskonzeptes18 eine Perspektiver-
weiterung ergeben. Diese hat Eingang in die 
„Leitlinien und Handlungsstrategien für die 
Raumentwicklung in Deutschland“ gefun-
den. Als gemeinsame Vereinbarung von Bund 
und Ländern beinhalten sie ergänzend zur 
Bewahrung historischer Kulturlandschaften 
die Gestaltung von Kulturlandschaften und 
gehen damit über den eng gefassten gesetz-
lichen Auftrag in innovativer Weise hinaus. 
Kulturlandschaftsgestaltung wird als eine flä-
chendeckende, kooperative Aufgabe und als 
Ansatz für einen strategischen und planeri-
schen Umgang mit vielfältigen Raumnutzun-
gen angesprochen, welcher soziale und öko-
nomische Aspekte einbezieht..19

Entsprechend diesem umfassenderen Kul-
turlandschaftsverständnis der Raumord-
nung formuliert das 2008 verabschiedete 
Gesetz zur Neufassung des Raumordnungs-
gesetzes (GeROG): „Kulturlandschaften sind 
zu erhalten und zu entwickeln. Historisch ge-
prägte und gewachsene Kulturlandschaften 
sind in ihren prägenden Merkmalen und mit 
ihren Kultur- und Naturdenkmälern zu er-
halten. Die unterschiedlichen Landschaftsty-
pen und Nutzungen der Teilräume sind mit 
den Zielen eines harmonischen Nebenein-
anders, der Überwindung von Strukturpro-
blemen und zur Schaffung neuer wirtschaft-
licher und kultureller Konzeptionen zu ge-
stalten und weiterzuentwickeln.“20

Gesellschaftliche Gruppen und Individuen 
verbinden mit der Kulturlandschaft kulturel-
le Werte. So werden Kulturlandschaften oder 
einzelnen Elementen Bedeutungen und Eig-
nungen für Erholungs- und Tourismuszwe-
cke oder für die Landbewirtschaftung zuge-
schrieben. Kulturlandschaft konstituiert sich 

in Wahrnehmung und Identität der in ihr le-
benden Bevölkerung sowie als Nebenprodukt 
„einer Vielzahl von Handlungen, die jeweils 
eigene Zwecke verfolgen.“21 Kulturlandschaft 
ist stets multifunktional und „institutionell 
heimatlos“22, da sie von einer Vielzahl von In-
stitutionen geprägt wird. Sie ist daher ein ge-
eigneter Anknüpfungspunkt für eine breite 
Akteursbeteiligung.

Regionale Kulturlandschaftsgestaltung ist 
ein integrativer Ansatz nachhaltiger Regio-
nalentwicklung, wenn die Potenziale der Kul-
turlandschaften aufgegriffen werden und eng 
an die regionalen Netzwerke und Identitä-
ten angeknüpft wird. Kulturlandschaftsge-
staltung bietet Anknüpfungspunkte für die 
Einbeziehung zivilgesellschaftlichen Engage-
ments und ökonomischer Wertschöpfung in 
regionale Entwicklungsprozesse. Sie ist eine 
ressortübergreifende Aufgabe und erfordert 
die Zusammenarbeit verschiedener Fachpo-
litiken.23 Die Raumordnung besitzt die hierfür 
notwendige sektorübergreifende Perspektive 
sowie Kompetenzen in der Koordination und 
Moderation. Die ihr zur Verfügung stehenden 
formellen Instrumente mit Rahmen setzen-
der Wirkung (z.B. Regionalpläne) sollten im 
Sinne einer aktiven Gestaltung und Entwick-
lung mit akteursorientierten informellen In-
strumenten verknüpft werden.24 Eine erfolg-
reiche Kooperation wird insbesondere über 
die ergänzende Initiierung und Umsetzung 
von Projekten gefördert.

Der Kulturlandschaftsansatz kann für die 
Raumentwicklung in Flusslandschaften ins-
besondere als Integrationsbegriff folgende 
Vorteile bieten:

Einbeziehung von sowohl physisch-räum-•	
lichen als auch kulturellen, ökonomischen, 
ökologischen und gesellschaftlichen Di-
mensionen der Flusslandschaften,

eine gleichrangige Berücksichtigung von  •	
Schutz- und Nutzungsaspekten, d.h.  
Schutz historischer Kulturlandschaften 
bzw. einzelner ihrer Bestandteile oder von 
naturschutzfachlich wertvollen Flächen 
über sektorale Fachplanungen (z.B. Denk-
malpflege oder Naturschutz) sowie Inte- 
gration multifunktionaler Landnutzungen 
in einer sektorübergreifenden Perspektive,

Verknüpfung von Maßnahmen zur Ver-•	
minderung von Hoch- und Niedrigwas-
ser mit weiteren Landschaftsnutzungen 
innerhalb einer sektorübergreifend abge-
stimmten Kulturlandschaftsentwicklung, 
Nutzung positiver Hochwassereffekte  
wie Retention, periodische Überschwem-



11Die Flusslandschaft als Schnittstelle

mung der Auenlandschaft sowie eine dy-
namische Flussentwicklung als kultur-
landschaftliche Potenziale,

integrierte Ansätze regionaler Kulturland-•	
schaftsgestaltung als Abstimmungsebene 
für raumbezogene Konflikte, Ergänzung 
formeller Instrumente z.B. durch Koope-
rationen und freiwillige Vereinbarungen 
mit Landnutzern,

Betrachtung von Stadt •	 und Umland bzw. 
Siedlung und Freiraum. 

2.2	 Vorbeugender  Hochwasser- 
schutz – Begriffsklärung

Hochwasser gehören zu den natürlichen, 
sich periodisch wiederholenden Ereignissen 
entlang von Flüssen. Zum Schutz der Anwoh-
ner und von Sachwerten erfolgten bereits 
seit mehreren Jahrhunderten25 weitreichen-
de bauliche Veränderungen, die das Abfluss-
verhalten der Flüsse veränderten. Im Vorder-
grund stand dabei der technische Hochwas-
serschutz, der alle baulichen Maßnahmen 
zum Schutz vor Hochwasserschäden um-
fasst. Zu den wichtigsten zählen heute Dei-
che und Hochwasserschutzwände, Rückhal-
tebecken und Polder sowie Talsperren. 

Zahlreiche Hochwasserkatastrophen der 
letzten zwei Jahrzehnte in ganz Europa ver-
deutlichten, dass über bauliche Maßnahmen 
kein ausreichender Schutz vor Hochwasser 
realisiert werden kann, sondern eine räum-
lich-funktionale Betrachtung der Hochwas-
serproblematik erforderlich ist, die bereits 
an der Entstehung von Hochwasserereig-
nissen ansetzt. Dieses erweiterte Verständ-
nis eines vorbeugenden Hochwasserschut-
zes geht über den technischen Hochwasser-
schutz hinaus und beinhaltet vielfältige As-
pekte wie die Wiederherstellung und Auswei-
sung von Überschwemmungsgebieten, die 
Steuerung der Siedlungsentwicklung sowie 
Hochwasser angepasstes Bauen zur Minde-
rung der Schadenspotenziale, den Wasser-
rückhalt im Oberlauf des Flusses oder die de-
zentrale Versickerung vor Ort.26 Wesentliche 
Instrumente sind die nach Wasserrecht ver-
bindlich geregelte Erstellung von Hochwas-
serschutzplänen, ein auf das Flusseinzugsge-
biet bezogenes Management sowie die Ins-
trumente der Raumordnung wie die Auswei-
sung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten 
zur Flächensicherung.

Das Flussgebietsmanagement ist ein inte-
grierter Ansatz zur Bewirtschaftung der Was-
serressourcen, der das gesamte Einzugsge-

biet des Flusses betrachtet und multifunkti-
onale Zielstellungen (ökologische, ökonomi-
sche etc.) verfolgt, auf Kooperation zwischen 
den betroffenen Kommunen, Bundesländern 
sowie gegebenenfalls Staaten beruht und Par-
tizipation beinhaltet. Diese flusseinzugsge-
bietsbezogene Betrachtung ermöglicht auch 
die Berücksichtigung der Unter- und Ober-
liegerbeziehungen, da Hochwasserentste-
hungs- und Hochwasserschadensgebiete oft 
räumlich voneinander getrennt liegen. Die 
EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) fordert 
für alle Mitgliedsstaaten verpflichtend die in-
novative Herangehensweise einer einzugsge-
bietsbezogenen Betrachtung der Flüsse. Inte-
grierte Vorgehensweisen zum Management 
von Flüssen und Hochwasser wurden jedoch 
bereits zuvor insbesondere durch die interna-
tionalen Flussgebietskommissionen initiiert. 
Auch wenn gemäß der unter Artikel 1 WRRL 
aufgeführten Zielstellungen ein Beitrag zur 
Minderung der Auswirkungen von Über-
schwemmungen und Dürren geleistet wer-
den soll, ist der Hochwasserschutz aber fak-
tisch aus den Regelungen der WRRL ausge-
klammert. Anerkannt ist jedoch in der Fach-
diskussion, dass die Umsetzung der WRRL 
einen Beitrag zum vorbeugenden Hochwas-
serschutz leistet.27 So werden beispielswei-
se seitens des Naturschutzes die Synergien 
von WRRL und Flora-Fauna-Habitat-Richtli-
nie (FFH-RL) bezüglich der Entwicklung von 
Flussauen herausgestellt.28 Die wesentlichen 
Ziele der WRRL – ein auf das Flussökosystem 
bezogenes Flussgebietsmanagement sowie 
ein guter ökologischer Zustand der Gewässer 
– sind auch für die Hochwasservorsorge be-
deutsam. Adressiert an die Wasserwirtschaft 
erfordert dies die Kooperation mit weiteren 
Fachdisziplinen und der räumlichen Pla-
nung. Damit wurde bereits ein Schritt in den 
Aufbau von Strukturen auch für die Umset-
zung der 2007 in Kraft getretenen EU-Hoch-
wasserrichtlinie (HWRL) getan. 

Die HWRL ergänzt die in der WRRL weitest-
gehend ausgeklammerten Aspekte des Hoch-
wasserschutzes. Die Richtlinie orientiert sich 
in ihren Zeitvorgaben sowie in der Betrach-
tung des Einzugsgebietes an den Vorgaben 
der WRRL, enthält jedoch im Gegensatz zu 
dieser keine detaillierten materiell-rechtli-
chen Vorgaben. Das in der HWRL geforderte 
Hochwasserrisikomanagement bezieht sich 
auf das Schadenspotenzial von Hochwasser 
auf die menschliche Gesundheit, die Umwelt, 
das Kulturerbe und die Wirtschaft. Das Hoch-
wasserrisikomanagement29 kann als umfas-
sendster Ansatz der Hochwasservorsorge be-
trachtet werden. Ergänzend zum vorbeugen-
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den Hochwasserschutz – der bereits eine Er-
weiterung der Maßnahmen des technischen 
Hochwasserschutzes impliziert – werden da-
bei ergänzend die Stärkung des Hochwasser- 
und Risikobewusstseins sowie die Bewälti-
gung der Hochwasserereignisse einbezogen. 
Zum letztgenannten Aspekt zählen auch die 
Weiterentwicklung der Hochwasservorher-
sage und Frühwarnung der Betroffenen. Ein 
wesentliches Element des Hochwasserrisiko-
managements ist die Bewertung des Hoch-
wasserrisikos. Diese bildet die Grundlage für 
raumspezifische Schutzziele.30 

Entscheidende Schritte im Hochwasser-
schutz, sei es durch politische Willenserklä-
rungen oder gesetzliche Neuregelungen, sind 
in Deutschland bisher im Nachgang von Ex- 
tremhochwasserereignissen mit ihren ver-
heerenden volkswirtschaftlichen Schäden in 
Angriff genommen worden. In diesen Phasen 
erhöhten öffentlichen Risikobewusstseins – 
den „windows of opportunity“ – steigt die Ak-
zeptanz für neue politische Strategien, Bünd-
nisse und konkrete Maßnahmen zur Hoch-
wasservorsorge. So erarbeitete die Bundesre-
gierung als Reaktion auf das Elbe-Hochwas-
ser im August 2002 ein 5-Punkte-Programm 
„Arbeitsschritte zur Verbesserung des vor-
beugenden Hochwasserschutzes“, welches 
die Umsetzung des vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes weiter vorantreiben sollte. 
Als wesentliche Punkte für ein gemeinsa-
mes Hochwasserschutzprogramm der Län-
der wurden die Berücksichtigung des Raum-
bezugs von Flüssen, die Entwicklung von de-
zentralen Ansätzen zum Hochwasserrückhalt 
sowie die Steuerung der Siedlungsentwick-
lung zur Reduzierung von Hochwasserschä-
den herausgestellt. 31 Als Plattform zur Beglei-
tung und Intensivierung eines bundespoliti-
schen sektorübergreifenden Diskurses zum 
vorbeugenden Hochwasserschutz wurde in 
dieser Phase die Flusskonferenz 200232 initi-
iert. Dieser Diskussionsprozess wurde mit der 
Flussgebietskonferenz 200533 fortgesetzt.

Diese Anforderungen verdeutlichen, dass 
vorbeugender Hochwasserschutz auch eine 
raumordnerische Aufgabe ist und deshalb in 
die Grundsätze der Raumordnung Eingang 
gefunden hat.34 Insbesondere die Minderung 
der Schadenspotenziale sowie die Sicherung 
von Retentionsräumen durch Flächenvor-
sorge erfordern die Nutzung regionalplane-
rischer Instrumente.

Als Umsetzung des 5-Punkte-Programms 
wurde am 3. Mai 2005 das Gesetz zur Ver-
besserung des vorbeugenden Hochwasser-

schutzes verabschiedet. Als Artikelgesetz zielt 
es auf die Änderung anderer Rechtsnormen, 
wobei die Änderungen des Wasserhaushalts-
gesetzes (WHG) am bedeutsamsten sind. 
Hierdurch sind nunmehr im WHG Fristen für 
die Festsetzung von Überschwemmungsge-
bieten und die Aufstellung von Hochwasser-
schutzplänen verankert, womit die schon be-
reits zuvor gesetzlich implementierten Ins-
trumente eine neue Verbindlichkeit erreich-
ten.35 Als weitere wesentliche Neuerung wur-
de die Ausweisung von überschwemmungs-
gefährdeten Gebieten eingeführt. Die mit 
dem Gesetz erreichten Verbesserungen des 
vorbeugenden Hochwasserschutzes könn-
ten jedoch im Zuge der Föderalismusreform 
wieder abgeschwächt werden. Eine mögliche 
Schwierigkeit zeichnet sich in der Überfüh-
rung des Wasserrechts von der Rahmenge-
setzgebung in eine konkurrierende Gesetz-
gebung mit entsprechenden Abweichungs-
möglichkeiten der Länder ab.36 Differenzier-
te Ländergesetze könnten dann auch zu-
künftig die Umsetzung eines Flussgebiets- 
und Hochwasserrisikomanagements – wel-
ches sich an den Einzugsgebieten orientiert 
– erschweren.

Weitere Problemfelder lassen sich skizzie-
ren: Die Hochwasserproblematik zeichnet 
sich dadurch aus, dass Ursache- und Wir-
kungsregion jeweils nicht übereinstimmen. 
Dies bedeutet eine Abhängigkeit des Unter-
liegers von hochwasserreduzierenden Maß-
nahmen des Oberliegers. Die mangelnde 
Passfähigkeit naturräumlicher und admi-
nistrativer Grenzen erschwert Lösungsan-
sätze in der Praxis. Zudem ist die Überlage-
rung von Nutzungsansprüchen ein Problem-
feld, da wichtige Hochwasserentstehungs-, 
Rückhalte- und Überschwemmungsgebiete 
für den Naturschutz, die Siedlungsentwick-
lung sowie die Land- und Forstwirtschaft von 
Interesse sind. 

Für die Umsetzung des vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes wurde eine Vielzahl von recht-
lichen Instrumentarien und Vorgaben entwi-
ckelt, die allerdings nur unzureichend umge-
setzt werden.37 Das formelle Instrumentari-
um weist allerdings auch Grenzen auf. So ist 
z.B. über die Ausweisung von Überschwem-
mungsgebieten kein Zugriff auf bestehen-
de Bebauungen möglich. Zudem führen die 
komplexen Anforderungen an vertikale und 
horizontale Kooperation zu Interaktionspro-
blemen („problems of interplay“), z.B. weil 
Regionalplanung und Wasserwirtschaft nicht 
optimal verzahnt und jeweils mit anderen Ak-
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teuren vernetzt sind. Entsprechende Koor-
dinations- und Abstimmungsprobleme be-
stehen zwischen administrativ geteilten Räu-
men, zwischen verschiedenen Fachplanun-
gen sowie zwischen verschiedenen Behör-
den.38 Nicht zuletzt ist die Komplexität des 
Hochwasserrisikomanagements eine große 
Herausforderung für die jeweiligen Projekt-

manager und stellt diese vor Koordinations-
probleme in der Praxis.39 

Der inzwischen allgemein anerkannte anth-
ropogen verursachte Klimawandel40 wird zu-
künftig eine wichtige zu berücksichtigende 
Einflussgröße auf das Abflussverhalten sein 
und Veränderungen im Landschaftswasser-
haushalt bewirken. 

Exkurs: Auswirkungen des Klimawandels

Rückblickend konnte für das 20. Jahrhundert bereits ermittelt werden:
Die Jahresmitteltemperatur in Deutschland stieg um etwa 0,8° C an. Die stärksten Veränderungen wurden im  •	
Winterhalbjahr registriert. 
Die Niederschläge in Deutschland nahmen (insbesondere im Westen) allgemein zu, im ohnehin trockenen Osten •	
Deutschlands jedoch ab. 
Extremereignisse (wie Hitzeperioden, Extremniederschläge) nahmen qualitativ und quantitativ zu.•	 41

Auf Grundlage der Klimamodelle REMO und WETTREG werden in Deutschland folgende Klimaänderungen bis 2100 
prognostiziert:

Anstieg der Jahresmitteltemperatur (sehr wahrscheinlich zwischen 2 und 3° C mit Maximum des Anstiegs im •	
Winter),
Verschiebung größerer Anteile des Jahresgesamtniederschlags vom Sommer- in das Winterhalbjahr, insbeson- •	
dere im Nordosten und Südwesten. 
Besonders betroffen vom Klimawandel sind Südwestdeutschland (Oberrheingraben), zentrale Teile Ostdeutsch-•	
lands (Nordostdeutsches Tiefland, südostdeutsche Hügel und Becken) und die Alpen.42

Einige sich abzeichnende Tendenzen im Hochwasserverhalten sind:
Überlagerung von Hochwasserwellen durch Veränderungen im Schnee- und Regenverhältnis der Abflüsse,•	
Zunahme von hochwasserrelevanten Wetterlagen,•	
tendenzielle Zunahme der extremen Hochwasser,•	
Zunahme von Häufigkeit, Intensität und Dauer von Hochwasser in großen Einzugsgebieten möglich,•	
Zunahme von Häufigkeit und Intensität von Hochwasser in kleinen Einzugsgebieten vor allem im Sommer •	
möglich.43

Tendenzen in Hinsicht auf Niedrigwasserereignisse sind:
Zunahme der Häufigkeit länger anhaltender Trockenperioden,•	
häufigere Niedrigwassersituationen,•	
regional differenzierte Entwicklung, besondere Problemlage im Südwesten und Nordosten Deutschlands.•	 44

Abbildung 2 
Niederschlagsrückgang im Sommer bis 2100

Quelle: UBA 200745

Abbildung 3 
Niederschlagszunahme im Winter bis 2100

Quelle: UBA 200746
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Aktuelle Prognosen sagen für fast ganz Euro-
pa abnehmende Abflussmengen im Sommer, 
bei gleichzeitig zunehmenden Jahresabfluss-
mengen vorher (vgl. Abb. 4). Europaweit be-
trachtet gibt es erhebliche Unterschiede be-
züglich der erwarteten Entwicklung der jah-
reszeitlichen Abflussmengen. In einer Dis-
kussionsgrundlage der Europäischen Kom-
mission zur Anpassung an den Klimawan-
del wird von einer Zunahme der Häufigkeit 
und Intensität größerer Katastrophenfäl-
le wie u.a. Dürreperioden und Hochwasser 
ausgegangen.47

Zugleich wird die Rolle der Land- und Forst-
wirtschaft zur Verbesserung des Hochwas-
serschutzes hervorgehoben. Neben der Be-
deutung des technischen Hochwasserschut-
zes für Extremereignisse sollten im Rahmen 
der Hochwasservorsorge prioritär natürliche 
Prozesse zur Reduzierung von Überschwem-
mungsrisiken genutzt werden. Beispielhaft 
angeführt werden die Nutzung von Feucht-

gebieten, die Maximierung von Rückhalte-
kapazitäten an der Quelle sowie eine nach-
haltige Flächennutzung und Raumplanung 
zur Reduzierung von Exposition und Anfäl-
ligkeit.49 Die bestehenden regionalen Klima-
modelle (z.B. STAR, WETTREG, REMO) wei-
sen allerdings momentan noch eine Vielzahl 
von Unsicherheiten auf, die auch in naher 
Zukunft nicht ausreichend verbessert wer-
den können.50 

Zusammenfassend lässt sich folgende Ent-
wicklung nachvollziehen: Hochwasserschutz 
wurde in seinen Anfängen als lokaler, techni-
scher Lösungsansatz betrachtet, der die Über-
flutungsdynamik der Flüsse zugunsten des 
Schutzes menschlicher Siedlungen mithilfe 
baulicher Maßnahmen einschränkte. Ergänzt 
um die wasserbaulichen Maßnahmen für den 
Schiffsverkehr resultierte eine starke anthro-
pogene Veränderung ganzer Flussgebiete. Zu-
nehmende Hochwasserschäden führten zu 
neuen Impulsen im Umgang mit Hochwasser. 

Abbildung 4 
Prognose zu Veränderungen der mittleren jahreszeitlichen und ganzjährigen Abflussmengen zwischen 2071-2100 und dem Vergleichs-
zeitraum 1961-1990 

Quelle: EEA 200848
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Die räumliche Betrachtung der Flüsse inner-
halb von Flusseinzugsgebieten erforderte eine 
Erweiterung der Handlungsansätze auf die re-
gionale bis länderübergreifende Ebene und 
ermöglichte die Einbeziehung der Abhängig-
keiten von Unter- und Oberliegern. Hochwas-
serschutz war damit anfangs eine rein wasser-
wirtschaftliche, sektorale Aufgabe, die nun 
mit dem vorbeugenden Hochwasserschutz 
und dem Hochwasserrisikomanagement ei-
nen hohen Grad an Interdisziplinarität und 
Komplexität erreicht hat.

Die räumliche Betrachtung der Hochwas-
servorsorge ist für die Perspektive einer re-
gionalen Kulturlandschaftsgestaltung rele-
vant, weil:

eine flächenhaft verstandene Hochwas-•	
servorsorge die Kulturlandschaft prägt,

die nachhaltige Entwicklung der Flussge-•	
biete im Sinne der Hochwasservorsorge 
Potenziale für die Kulturlandschaftsent-
wicklung bietet,

relevante Akteure des vorbeugenden •	
Hochwasserschutzes und der Kulturland-
schaftsgestaltung auf regionaler Ebene 
teilweise identisch sind (z.B. Regionalpla-
nung, Landwirtschaft, Naturschutzver-
bände) und eine verzahnte Betrachtung 
beider Handlungsfelder stärken können,

vorbeugender Hochwasserschutz durch •	
seine stärkere formelle Institutionalisie-
rung potenziell eine nachhaltige Kultur-
landschaftsentwicklung vorantreiben 
kann und

die Ober- und Unterliegerdependenzen •	
zu überregionalen Nutzungskonflikten 
führen können und Kooperationen erfor-
dern, die auch Einfluss auf die Kulturland-
schaftsentwicklung nehmen.

2.3	 Niedrigwasservorsorge –  
Begriffsklärung 

Neben Hochwasser ist auch Niedrigwasser 
ein natürliches Phänomen und als Hand-
lungsfeld im Zuge des Klimawandels von zu-
nehmender, regional allerdings sehr unter-
schiedlicher Bedeutung (siehe Exkurs: Aus-
wirkungen des Klimawandels, S. 13). Seit dem 
Trockensommer 2003 und mit dem wachsen-
den öffentlichen Bewusstsein für mögliche 
Folgen des Klimawandels rückt auch das Pro-
blemfeld Niedrigwasser verstärkt ins Zent-
rum öffentlicher Auseinandersetzung. 

Die möglichen Auswirkungen von Niedrig-
wasserereignissen sind vielfältig: Nutzungs-

bezogene Effekte betreffen im Wesentlichen 
die Bereiche Wasserversorgung, Abwasser-
entsorgung, Binnenschifffahrt, Wassertouris-
mus sowie Land- und Fischereiwirtschaft.51 
Ökonomisch stark betroffen sind zum ei-
nen der Energiesektor, welcher in Form von 
Kühlwasser 56% (2001)52 des in Deutschland 
aus der Natur entnommenen Wassers nutzt. 
Zum anderen beeinträchtigen bezüglich der 
Binnenschifffahrt veränderte Fahrwasser-
verhältnisse die Kostengunst und Zuverläs-
sigkeit wasserstraßengebundener Transpor-
te und wirken sich „negativ auf die Wettbe-
werbsfähigkeit insbesondere von Massengut 
affinen Branchen“53 aus.

Neben den schwer abzuschätzenden ökolo-
gischen Auswirkungen von Niedrigwasser-
ereignissen in Kulturlandschaften kann sich 
auch der landschaftsprägende Charakter von 
Oberflächengewässern „zumindest zeitwei-
se stark verändern“.54 Auch diese niedrig-
wasserbedingten Veränderungen des (Fluss-)
Landschaftsbildes können weitreichende so-
zioökonomische Folgen, z.B. für die Touris-
muswirtschaft oder die regionale Identität, 
nach sich ziehen. Um angemessen auf die 
beschriebenen Veränderungen reagieren zu 
können, ist laut Umweltbundesamt eine gut 
abgestimmte Anpassungsstrategie notwen-
dig, welche die Bevorratung von Wasser, Ein-
schränkungen im Wasserbedarf und alterna-
tive Wasserquellen berücksichtigen soll.55

Niedrigwasservorsorge „umfasst alle Maß-
nahmen, die geeignet sind, die Entstehung 
und die Wirkung von Niedrigwasserereignis-
sen im Vorfeld zu minimieren. Dazu gehören 
insbesondere administrative und planerische 
Aspekte.“ Die LAWA unterscheidet generell 
zwischen Strategien zur Niedrigwasservor-
sorge und des Niedrigwassermanagements. 
Erstere werden in die Bereiche Flächen-, 
Bau-, Verhaltens- und Risikovorsorge geglie-
dert. Niedrigwassermanagement ist hinge-
gen auf die Bewirtschaftung sowie Steuerung 
der Ressource Wasser im konkreten Niedrig-
wasserfall ausgerichtet (vgl. Abb. 5).56

Generell sind Maßnahmen der Niedrigwas-
servorsorge (z.B. Wasserrückhalt, Abfluss-
verlangsamung) in weiten Teilen mit denen 
des Hochwasserschutzes identisch. Beispiele 
dafür sind die Stärkung des Wasserrückhalts 
in der Fläche oder Wasserspeicher (Talsper-
ren), welche sowohl Hochwasser zurückhal-
ten als auch Niedrigwasser stützen können. 
Im Rahmen der Anpassungsmaßnahmen an 
den Klimawandel wird der Neu- und Aus-
bau von Speicheranlagen zunehmend the-
matisiert.57 Zwar ist die entsprechende In- 
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frastruktur in Deutschland gut ausgebaut, so 
dass die Wasserversorgung im Allgemeinen 
auch in Trockenperioden wie dem Jahr 2003 
gewährleistet war. Ungeklärt ist jedoch, ob 
die Wasserversorgung im Fall mehrerer aufei-
nanderfolgender Trockenjahre gesichert wer-
den kann.59

Auf europäischer Ebene wird die Thema-
tik „Wassermangel und Dürre“ insbesonde-
re mit Blick auf die Situation in südeuropä-
ischen Mitgliedsstaaten diskutiert.60 Sie hat 
in Bezug auf Oberflächengewässer bislang  
aber keinen Eingang in entsprechende Do-
kumente gefunden. Relevante Akteure in 
Deutschland wurden zwar spätestens durch 
den Trockensommer 2003 für die Thematik 
sensibilisiert, als Handlungsfeld ist Niedrig-
wasservorsorge jedoch noch von geringer po-
litischer Bedeutung und bislang kaum in-
stitutionalisiert. So existiert beispielsweise 
keine „Niedrigwasserrichtlinie“ der EU. Im 
Zuge der Anpassung an den Klimawandel 
wird Niedrigwasser in jüngerer Zeit verstärkt 
Gegenstand politischer Auseinandersetzung 
und in Dokumenten wie der Deutschen An-
passungsstrategie an den Klimawandel the-
matisiert. Als erstes wegweisendes Dokument 
sind 2007 die „Leitlinien für ein nachhalti-
ges Niedrigwassermanagement“ der LAWA 
erschienen. 

Aufgrund der zahlreichen Schnittstellen der 
Handlungsfelder Hoch- und Niedrigwasser-
vorsorge ist auch im Aufgabenfeld Niedrig-
wasser ein linear auf den Fluss bezogener 
Handlungsansatz nicht zielführend. Vielmehr 
ist eine raumbezogene sektorübergreifende 
Betrachtung innerhalb der Flusseinzugsge-

biete sinnvoll. Neben dem vorbeugenden 
Hochwasserschutz sollte die Niedrigwasser-
vorsorge als eine Aufgabe der Raumentwick-
lung aufgefasst werden. Eine flächenbezoge-
ne Niedrigwasservorsorge ist somit auch für 
eine regionale Kulturlandschaftsgestaltung 
relevant. In Analogie zur Hochwasservor- 
sorge können folgende Aspekte herausge-
stellt werden: 

Niedrigwasserereignisse können nach-•	
haltig negativen Einfluss auf ökonomi-
sche, insbesondere touristische, und 
ökologische Entwicklungen der Kultur-
landschaft nehmen.

Niedrigwasservorsorge ist aufgrund ih-•	
rer Raumrelevanz kulturlandschaftsprä- 
gend.

Eine integrierte Betrachtung von Hoch- •	
und Niedrigwasservorsorge in Fluss-
gebieten eröffnet Potenziale für die 
Kulturlandschaftsgestaltung.

2.4 	Annäherung von vorbeugen- 
dem Hochwasserschutz  und 
regionaler Kulturlandschafts-
gestaltung

In Flusslandschaften sind regionale Kultur-
landschaftsgestaltung und vorbeugender 
Hochwasserschutz gesellschaftlich relevan-
te Handlungsfelder. Dementsprechend kön-
nen auf verschiedenen Ebenen, sei es in der 
Fachliteratur, in integrierten Projekten oder 
im politischen Aufgabenverständnis der bei-
den Handlungsfelder „Aufeinanderzubewe-
gungen“ von Kulturlandschaftsgestaltung 
und Hochwasserschutz festgestellt werden. 

Niedrigwasservorsorge hingegen ist wegen 
des geringen Institutionalisierungsgrades 
weniger in Planungsdokumenten und wis-
senschaftlichen Publikationen verankert 
und wird deshalb in diesem Kapitel weitest-
gehend ausgeklammert. Aufgrund der engen 
Verzahnung der Hoch- und Niedrigwasser-
problematik sind die folgenden Darstellun-
gen jedoch auch für die Niedrigwasservor-
sorge relevant. 

Zunächst wird im Folgenden die besondere 
Bedeutung der Flüsse für Kulturlandschaften 
und die damit verbundene Hinwendung der 
Kulturlandschaftsgestaltung zu den Flüssen 
dargestellt (siehe Kapitel 2.4.1). Mit dem zu-
nehmenden Raumbezug der Hochwasser-
vorsorge ist eine verstärkte Relevanz dieses 
Handlungsfeldes für die Kulturlandschafts-
gestaltung verbunden (siehe Kapitel 2.4.2). 
Vor diesem analytischen Hintergrund soll 

Abbildung 5 
Strategien zur Verminderung der Auswirkungen von Niedrigwasser entsprechend 
der LAWA-Leitlinien für ein nachhaltiges Niedrigwassermanagement 

Quelle: IRS, verändert nach LAWA 200758
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die „Flusslandschaft“ als strategischer Begriff 
diskutiert werden (siehe Kapitel 2.4.3).

2.4.1	Hinwendung der Kulturlandschafts- 
gestaltung zu den Flüssen

Aufgrund anthropogener Einflüsse sind alle 
„Flussgebiete (...) Kulturlandschaften und 
alle unsere Gewässer (...) Kulturlandschafts-
gewässer, offensichtlich oder erst auf den 
zweiten Blick erkennbar. Kulturlandschafts-
gewässer sind mehr als nur Ökosysteme; sie 
tragen Geschichtlichkeit in sich.“61

Flüsse üben seit jeher eine starke Anzie-
hungskraft auf den Menschen aus, so dass 
flussnahe Landschaften bevorzugt besiedelt 
wurden. Die Lage am Fluss ermöglichte bei-
spielsweise eine gesicherte Versorgung mit 
Trinkwasser, die Erschließung des Wasserwe-
ges als Handelsroute oder die Kultivierung der 
fruchtbaren Böden der Talauen. Die weit zu-
rückreichende Bedeutung von Flüssen lässt 
sich auch über die Namensforschung bele-
gen.62 Zu den ältesten überlieferten geogra-
phischen Bezeichnungen gehören viele noch 
heute lebendige Namen größerer Flüsse. Die 
Erschließung vielfältiger Landnutzungsfor-
men und die Entwicklung kultureller Zentren 
entlang der Flüsse ließen bedeutende Kultur-
landschaften entstehen. Beispiele sind die als 
UNESCO-Weltkulturerbe gewürdigten Fluss-
landschaften „Kulturlandschaft Oberes Mit-
telrheintal“, „Dresdener Elbtal“ und „Garten-
reich Dessau-Wörlitz“. Von Flüssen geht im 
Zusammenspiel mit der durch diese dyna-
misch geprägte Landschaft eine identitäts-
stiftende Wirkung aus. Ein wichtiges Indiz 
für diesen identitätsstiftenden Charakter von 
Flüssen ist ihre Rolle als Namensgeber, tradi-
tionell für Städtenamen (z.B. Frankfurt am 
Main, Rothenburg ob der Tauber etc.), und 
in jüngerer Zeit verstärkt z.B. für:

Planungsregionen (Region Oberes Elb-•	
tal/Osterzgebirge, Region Südlicher Ober-
rhein etc.),

Tourismusregionen (Havelland, Altmühl-•	
tal etc.),

Großschutzgebiete (Biosphärenreservat •	
Mittlere Elbe, Nationalpark Unteres Oder-
tal etc.),

weitere kulturlandschaftsbezogene Hand-•	
lungsräume (euregio rhein-maas-nord, 
Regionalpark RheinMain etc.).

Die hohe Attraktivität der Flüsse geht einher 
mit vielfältigen landschafts- und naturraum-
prägenden Nutzungsinteressen. So befördert 
das positive Image von Flüssen als „Lebens-

ader“ und für die Freizeitnutzung die im 20. 
Jahrhundert sprunghaft angestiegene Touris-
mus- sowie Erholungsnutzung der Flussland-
schaft. Die Flusskreuzschifffahrt ist ein in den 
letzten Jahren stetig wachsender Markt63 und 
profitiert von kulturlandschaftlichen Poten-
zialen der Flusslandschaft.

Die Hinwendung landschaftsbezogener Po-
litikansätze zu den Flüssen zeigt sich in so 
unterschiedlichen Bereichen wie der Aus-
richtung von Bundesgartenschauen – in den 
kommenden Jahren werden diese ausschließ-
lich an Flüssen oder Seen stattfinden –, oder 
dem Naturschutz, für den viele Flussland-
schaften vornehmlich entlang von Rhein, 
Elbe, Donau und Inn zu den Feuchtgebieten 
internationaler Bedeutung gehören.

Im Zuge von „Waterfront Development“64 
lässt sich eine Hinwendung der Städte zu den 
Flüssen feststellen. Ungenutzte Hafen- und 
Industrieareale werden zu attraktiven Stadt-
quartieren umgestaltet. Das positive Image 
der Flüsse sowie der identitätsstiftende Cha-
rakter von Relikten historischer Nutzungsfor-
men sollen für die Entwicklung ganzer Stadt-
quartiere genutzt werden. Dass Fließgewäs-
ser zunehmend in das Blickfeld urbaner Kul-
turlandschaftsgestaltung geraten, verdeut-
licht auch der Aufbau des Netzwerkes Fließ-
gewässer im urbanen Raum als Anlaufstelle 
für Kommunen, bürgerschaftliche Initiativen 
und Aktive zum Thema Revitalisierung städ-
tisch geprägter Gewässer.65

Der kulturlandschaftliche Entwicklungstrend 
der Zuwendung zu den Flüssen und die zu-
nehmende Inanspruchnahme flussnaher Flä-
chen kollidiert teilweise mit der natürlichen 
Dynamik der Flussgebiete und den entspre-
chenden Hochwasserereignissen. So wer-
den Flusslandschaften ambivalent wahr-
genommen; neben der weiterhin zuneh-
menden Attraktivität des Wohnens und Le-
bens am Fluss sind insbesondere die katas-
trophalen Hochwasserereignisse im öffentli-
chen Bewusstsein verankert. Zusätzlich sind 
vor allem für die Schifffahrt, den Wassertou-
rismus und die Energiewirtschaft auch extre-
me Niedrigwasserereignisse mit ökonomisch 
negativen Folgen verbunden. 

Flüsse und Hochwasserereignisse sind für die 
Kulturlandschaftsgestaltung auch vor dem 
Hintergrund relevant, weil sich das Verständ-
nis von Kulturlandschaft auf einen gesamt- 
räumlichen Ansatz erweitert hat. Im wis-
senschaftlichen wie politischen Kulturland-
schaftsdiskurs erfolgt eine über qualitativ 
hochwertige historische oder gewachsene Kul-
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turlandschaften hinausgehende Betrachtung. 
In einem umfassenden Kulturlandschaftsver-
ständnis, welches jede anthropogen geprägte 
Landschaft einbezieht, sind nicht nur spezifi-
sche Teilräume als Kulturlandschaften quali-
fiziert. Somit ist der vorbeugende Hochwas-
serschutz nicht nur für besonders schützens-
werte Kulturlandschaften relevant, da dieses 
Kulturlandschaftsverständnis einen quasi flä-
chendeckenden Ansatz impliziert.

Entsprechend lässt sich in der Literatur eine 
Hinwendung zu den Flüssen aus der Pers-
pektive der Kulturlandschaftsforschung fin-
den. Dies gilt nicht nur in umweltgeschicht-
licher Perspektive, sondern besonders für die 
gegenwartsbezogene Forschung. Das vom 
Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 
beauftragte wissenschaftliche Projekt „Fu-
ture Landscapes – Perspektiven der Kultur-
landschaft“ setzte sich mit potenziellen Ent-
wicklungsrichtungen von Kulturlandschaf-
ten auseinander und thematisierte dabei die 
Bedeutung von Flüssen. Angesichts des Ent-
wicklungstrends der Stärkung der Region als 
Steuerungs- und Entscheidungsebene wird 
ein Szenario von Flusslandschaften entwor-
fen, bei denen sich die Regionen an natur-
räumlichen Abgrenzungen zur Lösung von 
Umweltproblemen orientieren. Die skizzierte 
Zukunftsvision lässt Potenziale der Betrach-
tung von Flussgebieten als Kulturlandschaf-
ten deutlich werden. Eine ökologisch intakte 
Flusslandschaft ist demnach auch Ergebnis 
einer intensiven Bürger- und Akteursbetei-
ligung sowie der Integration von wirtschaft-
lichen und sozialen Ansprüchen der Bewoh-
ner. Unter der Prämisse einer gewässerange-
passten Land- bzw. Flächennutzung können 
Landschaften mit hohem ästhetischen Wert 
entstehen, die Potenziale für die Erholungs-
nutzung, die Ansiedlung von neuen Techno-
logien oder den Naturschutz bieten.66 Die Fol-
geveröffentlichung „Flusszeiten“ widmet sich 
ausschließlich den Perspektiven der Fluss-
landschaft und illustriert den hohen gesell-
schaftlichen Stellenwert von Flüssen insbe-
sondere auch für die zukünftige Entwicklung 
der Kulturlandschaft. Im Unterschied zur vor-
liegenden Studie, die auf den aktuellen Dis-
kurs abzielt und dahingehend institutionel-
le Regelungen analysiert, werden in „Fluss-
zeiten“ Szenarien für das Jahr 2030 entwor-
fen, die über einen bildhaften sowie „narra-
tiven“ und „provokativ-hypothetischen Cha-
rakter“67 zur gesellschaftlichen Diskussion 
über die Entwicklung von Flusslandschaften 
beitragen sollen. Publikationen über kultur-
landschaftliche Initiativen wie zum Modell-
vorhaben der Raumordnung „Grünzug Ne-

ckartal“ vermitteln anhand von Projektbei-
spielen die Potenziale der Entwicklung von 
industriell geprägten zu nach ökologischen 
Kriterien gestalteten Flusslandschaften un-
ter Berücksichtigung ihrer erholungsbezoge-
nen Qualitäten.68

2.4.2	Zunehmender Raumbezug in der 
Hochwasservorsorge

Unter der Perspektive, Hochwasser als Bedro-
hung anzusehen, werden in der öffentlichen 
Diskussion positive Effekte von Hochwas-
ser, die von hoher Bedeutung für eine nach-
haltige Kulturlandschaftsentwicklung sind, 
häufig vernachlässigt. Hierzu gehören insbe-
sondere Maßnahmen zum Wasserrückhalt 
in der Fläche wie die Sicherung von Über-
schwemmungsflächen oder eine dynami-
sche Flussentwicklung. Diese sind in Bezug 
auf den Landschaftshaushalt und für funkti-
onsfähige Ökosysteme von hoher Bedeutung. 
Für den Lebensraumtyp Auwald ist die peri-
odische Überschwemmung ein wesentliches 
Charakteristikum.

Hochwasservorsorge ist jedoch nicht auf sol-
che Teilräume beschränkt, sondern wird zu-
nehmend gesamträumlich betrachtet und er-
hält damit zusätzlich kulturlandschaftliche 
Relevanz. Insbesondere die großen Hochwas-
serereignisse Ende letzten und Anfang diesen 
Jahrhunderts haben auf politischer Ebene zu 
einem Bewusstseinswandel geführt, der eine 
institutionelle Stärkung des vorbeugenden 
Hochwasserschutzes bewirkte. In Ergänzung 
zu technischen Lösungen – wie der Erhöhung 
oder dem Neubau von Deichen – wurde die 
Ausweisung von Überschwemmungsgebie-
ten angestrebt und eine gesamträumliche Be-
trachtung der Flüsse in ihren Flusseinzugsge-
bieten vorangetrieben. Im Rahmen der Ab-
wägung der sektorübergreifenden Ansprüche 
an Überschwemmungs- und überschwem-
mungsgefährdete Gebiete wurde nun der 
Hochwasserschutz auch als raumordneri-
sche Aufgabe im Sinne der Flächenvorsorge 
formuliert. Es vollzog sich demnach ein Wan-
del von der lokalen Ebene hin zu einer regio-
nalen Betrachtungsweise, die mit der HWRL – 
die sich mit ihrer Bezugnahme auf die Ebene 
der Flussgebietseinheiten an der WRRL ori-
entiert – schließlich zur flächendeckenden 
Aufgabe wurde. Die erwarteten Auswirkun-
gen des Klimawandels bekräftigen zusätz-
lich den Ansatz einer räumlichen, an Flus-
seinzugsgebieten orientierten Hochwasser-
vorsorge, was sich auch in der „Deutschen 
Anpassungsstrategie an den Klimawandel“ 
(DAS) niederschlägt.69
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Eine integrierte Perspektive der Handlungs-
felder „vorbeugender Hochwasserschutz“ 
und „regionale“ Kulturlandschaftsgestal-
tung wurde aufgrund ihrer Relevanz für die 
gesamträumliche Entwicklung in die Leit-
bilder und Handlungsstrategien der Raum-
ordnung aufgenommen (vgl. Abb. 6). Die 
aufgeführten Handlungsansätze „fachüber-
greifende Qualifizierungsstrategien und Vi-
sionen für Kulturlandschaften entwickeln“ 
sowie „Flusslandschaften und Hochwasser-
schutz“ beinhalten Bezüge für eine verknüpf-
te Betrachtung. So wird z.B. jeweils auf die Re-
gion als Handlungsebene verwiesen. Weite-
re Anforderungen der Hochwasservorsorge 
an die Raumentwicklung sind insbesondere 
vorsorgeorientierte Maßnahmen der Raum-
ordnung zur Begrenzung des Schadenspo-
tenzials, Sicherung von Überschwemmungs-
gebieten, nationale und transnationale, sek-
torübergreifende Kooperation sowie regiona-
le Umsetzung und hervorgehobene Bedeu-
tung des vorbeugenden Hochwasserschut-
zes in der Abwägung der Flächennutzungen. 
Zudem werden Anforderungen wie der „fai-
re Ausgleich zwischen Unterlieger und Ober-
lieger“70 angeführt, die nicht allein über for-
melle Instrumente zu realisieren sind. Hier-
für kann ein kulturlandschaftsbezogenes Re-
gional- und Projektmanagement ein geeig-
neter Ansatz sein.

Auch im wissenschaftlichen Diskurs wird 
Hochwasservorsorge auf kulturlandschaftli-
che Aspekte bezogen. So werden Flussland-
schaften ganzheitlich betrachtet und neben 
den Anforderungen jährlicher Hochwasser-
ereignisse die starke Identifikation der An-
wohner mit dem Fluss aufgegriffen. Ein prä-
gnantes Beispiel ist die über ein EU-geförder-
tes Forschungsprojekt entstandene Publika-
tion „Border-Free River Basins – Flussland-
schaften ohne Grenzen“.71 Konold verweist 
auf ästhetische Kriterien, die in das Hoch-
wasserflächenmanagement einfließen soll-
ten72 und stellt damit Bezüge zu den land-
schaftsprägenden Auswirkungen von Maß-
nahmen der Hochwasservorsorge her.

2.4.3	Flusslandschaft als strategischer 
Begriff

Die in den Kapiteln 2.4.1 und 2.4.2 aufgezeig-
te Annäherung der Handlungsfelder „regio-
nale Kulturlandschaftsgestaltung“ und „vor-
beugender Hochwasserschutz“ wird in Abbil-
dung 7 zusammenfassend schematisch veran-
schaulicht. Als drei Kernaspekte können für 
beide Handlungsfelder eine Zunahme des 
Raumbezuges und der Komplexität sowie die 

Identität herausgestellt werden. Die Fluss-
landschaft wird als räumliche Integrations-
ebene sowie als Brückenkonzept für die Ver-
knüpfung beider Handlungsfelder in den Mit-
telpunkt gerückt. Flusslandschaft soll in dieser 
Studie als strategischer Begriff zur Verknüp-
fung der Perspektiven der regionalen Kultur-
landschaftsgestaltung mit dem vorbeugenden 
Hochwasserschutz eingeführt werden.

Flusslandschaften sind Kulturlandschaften, 
die durch die besondere naturräumliche Dy-
namik und durch die identitätsstiftende Wir-
kung der Flüsse geprägt werden. Der Fluss hat 
eine imageprägende Wirkung auf die Fluss-
landschaft. Aufgrund der langen Besied-
lungsgeschichte sind Flüsse Träger von Ge-
schichtlichkeit. Die Lage am Fluss bietet be-
sondere Potenziale als Wirtschaftsstandort, 
für die Erholungsnutzung, den Wassertou-
rismus etc. aber auch besondere Herausfor-
derungen im Umgang mit Hoch- und Nied-
rigwasserereignissen sowie für die Sicherung 
natürlicher Ressourcen. Aus akteursbezoge-
ner Perspektive ist die Flusslandschaft ein ge-
sellschaftlicher Handlungsraum zur Umset-
zung multifunktionaler Zielsetzungen. Die 
Abgrenzung ist hierbei im Unterschied zum 
Flusseinzugsgebiet, welches nach hydrogeo-
graphischen Kriterien klar umrissen werden 
kann, fließend. Flussauen können als Teilräu-
me von Flusslandschaften aufgefasst werden, 
die nach ökosystemaren Kriterien definiert 
werden und durch die Dynamik von Hoch- 
und Niedrigwasser gekennzeichnet sind. Die-
se gehören zu den naturschutzfachlich be-

Abbildung 6 
Leitbild „Ressourcen bewahren, Kulturlandschaften gestalten“

Quelle: BMVBS 200673
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sonders zu entwickelnden bzw. schützens-
werten Lebensräumen. Flusslandschaften in-
tegrieren verschiedene Landnutzungsformen 
sowie städtische und ländliche Bereiche.

Die Verwendung des strategischen Begriffs 
„Flusslandschaft“ bietet integrative Potenzi-
ale, um der Raumbedeutsamkeit von Fluss-
gebieten gerecht zu werden, die Handlungs-
felder vorbeugender Hochwasserschutz, 
Niedrigwasservorsorge und regionale Kul-
turlandschaftsgestaltung zu verzahnen und 
verschiedene Handlungsräume, wie nach 
hydrogeographischen Kriterien abgegrenz-
te Flusseinzugsbiete und sozial konstituier-
te Kulturlandschaften zu verknüpfen. Als of-
fener, wertfreier Begriff bietet der Terminus 
„Flusslandschaft“ vielfältige Anknüpfungs-
punkte für die strategische Vernetzung sek-
toraler Politikfelder und regionaler Akteure 
über Verwaltungs- und Fachgrenzen hinweg. 
Wie der zugrundeliegende offene Kulturland-
schaftsbegriff erhält der Begriff „Flussland-
schaft“ seinen normativen Gehalt erst durch 
die Ausarbeitung von konkreten Gestaltungs- 
und Entwicklungsoptionen auf der regiona-
len Ebene. Er bietet Dank seiner Anschaulich-
keit gute Chancen, die Bevölkerung in Prozes-
se regionaler Kulturlandschaftsgestaltung in 
Flussgebieten einzubinden.74

Flusslandschaften können als Schwerpunkt-
räume regional spezifischer Klimaanpas-

sungsstrategien entwickelt werden. Im Zuge 
des Klimawandels steigt der Bedarf an sol-
chen Raumkulissen, die regionale Spezifika 
thematisieren und anschlussfähig für gesell-
schaftliches Handeln sind. Flusslandschaften 
sind potenzielle Referenzräume, um die An-
passung an Veränderungen und Herausfor-
derungen durch den Klimawandel im Sin-
ne einer regionalen Gemeinschaftsaufgabe 
zu gestalten.75 Der notwendige Aufbau von 
Problemlösungskompetenzen zur Schaffung 
resilienter und robuster klimawandelange-
passter Raumstrukturen76 wird umso leich-
ter gelingen, wenn Raumeinheiten mit ei-
nem Identitätsbezug und eine konkrete sek-
torübergreifende Handlungserfordernis als 
ihre Basis gewählt werden.

Die Komplexität der Anforderungen eines 
vorsorgenden Hochwasserschutzes macht 
fachübergreifende Strategien und Umset-
zungskonzepte erforderlich, wenn die ge-
samte Entwicklung einer Flusslandschaft 
nicht aus dem Blick geraten soll. Kulturland-
schaften in Flussgebieten werden durch die 
Flüsse naturräumlich sowie in ihrem Image 
geprägt, aber unterliegen auch besonderen 
Anpassungserfordernissen im Umgang mit 
Extremereignissen und den Veränderun-
gen durch die korrespondierenden Maß-
nahmen der Hoch- und Niedrigwasservor-
sorge. Kulturlandschaftliche Handlungsan-

Abbildung 7 
Annäherung der Handlungsfelder Kulturlandschaft und Hochwasser (schematische Darstellung)

Quelle: IRS
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sätze in Flusslandschaften, die den vorbeu-
genden Hochwasserschutz nicht oder unzu-
reichend integrieren bzw. kleinräumige Pro-
jekte des technischen Hochwasserschutzes, 
welche die übergreifende kulturlandschaft-
liche Entwicklung nicht einbeziehen, lassen 
Synergien (siehe Kapitel 4.3) ungenutzt. 

Bestehende integrierte Ansätze regionaler 
Kulturlandschaftsgestaltung (Regionalparks, 
Biosphärenreservate, kulturlandschaftliche 
Initiativen etc.) sind als informelle Abstim-
mungsebene für raumbezogene Konflikte 
des Umgangs mit Nutzungsansprüchen an 
Hochwasserentstehungs-, Retentions- und 
Überschwemmungsgebiete in Flussland-
schaften geeignet. Sie können Defizite von 
rein formellen Ansätzen des vorbeugenden 
Hochwasserschutzes reduzieren.

Die Flusslandschaft als strategischer Be-
griff weist aber auch Grenzen auf. So zeigen 
sich Probleme räumlicher Passfähigkeit zwi-
schen Flusslandschaften, Flusseinzugsgebie-
ten und Verwaltungsräumen, die in Kapitel 
4.3 diskutiert werden. Der Flusslandschafts-
begriff folgt zudem analog dem Kulturland-
schaftsbegriff keiner allgemein akzeptierten 
Definition. Für die gesamte Betrachtung der 
Hochwasserdynamik bietet die kulturland-
schaftliche Abgrenzung der Flusslandschaft 
gegenüber der hydrogeographischen Ab-
grenzung des Flusseinzugsgebietes keinen 
Vorteil und soll diese daher nicht ersetzen, 
sondern ergänzen.

2.5	 Thesen

Vor dem Hintergrund der diskutierten Inte-
gration von regionaler Kulturlandschaftsge-
staltung und vorbeugendem Hochwasser-
schutz in Flusslandschaften leiten folgende 
Thesen, die aus den Ergebnissen der Litera-
turanalyse entwickelt wurden, die weiteren 
Untersuchungen dieser Studie:

1. Die zunehmende Komplexität der Ansätze 
zum vorbeugenden Hochwasserschutz (sek-
torübergreifend, flächenbezogen) erfordert 
umfassende Herangehensweisen auf der 
Ebene von Flusslandschaften, führt jedoch 
zu Umsetzungsdefiziten, da die bestehen-
den Institutionen der Wasserwirtschaft da-
für nicht ausreichen (rechtliche Kompeten-
zen, Handlungslogiken).

2. Die Problematik von Niedrigwasser wird 
zwar zunehmend auf politischer Ebene er-
kannt. Es existiert jedoch keine „Niedrigwas-

serpolitik“. Dementsprechend hat die Nied-
rigwasservorsorge bisher keinen Eingang 
in gesetzliche Regelungen gefunden. Somit 
fehlen zentrale Orientierungen für eine aus- 
reichende Bearbeitung der Thematik in – 
durchaus bereits vereinzelt vorhandenen – 
regionalen Projektansätzen.

3. Der Kulturlandschaftsansatz bietet über 
seine Integrationsfähigkeit Potenziale, Kern-
probleme des vorbeugenden Hochwasser-
schutzes (z.B. unzureichende Abstimmung 
zwischen Unter- und Oberlieger, Defizite 
der vertikalen und horizontalen Kooperati-
on, Nutzungskonkurrenzen in der Fläche) po-
sitiv zu beeinflussen. Integrationspotenziale 
bestehen bezüglich 

des kreativen Umgangs mit Nutzungskon-•	
flikten zwischen wirtschaftlichen, öko-
logischen und sozialen Ansprüchen in 
Flusslandschaften,

der Verknüpfung fachplanerischer Hand-•	
lungslogiken mit gestalterischen und 
identitätsbasierten Maßnahmen, die an 
der Identifizierung der Anwohner mit dem 
Fluss anknüpfen,

der Einbindung unterschiedlicher sekto-•	
raler Fachplanungen und Nutzergruppen 
sowie

der integrierten Betrachtung unterschied-•	
licher Raumtypen.

4. Integrierte Ansätze wie jener der regiona-
len Kulturlandschaftsgestaltung sind kom-
plex und bedürfen geeigneter institutionel-
ler Arrangements. Regionale Initiativen, die 
eine verknüpfte Betrachtung von regiona-
ler Kulturlandschaftsgestaltung und vorbeu-
gendem Hochwasserschutz anstreben, sind 
folglich auf eine Stärkung ihrer institutionel-
len Rahmenbedingungen angewiesen. Dies 
würde zugleich einer kreativen Umsetzung 
der im dritten Leitbild der Raumentwicklung 
„Ressourcen bewahren, Kulturlandschaften 
gestalten“ formulierten Anforderungen und 
einer Stärkung der praktischen Relevanz 
regionaler Kulturlandschaftsgestaltung in 
Flusslandschaften im Aufgabenkanon der 
Raumordnung und Regionalentwicklung 
entsprechen.

Im nachfolgenden Kapitel 3 werden Fallana-
lysen vorgestellt, die mit Blick auf Praxiser-
fahrungen eine ergänzende Perspektive hin-
sichtlich der Verknüpfung der Handlungsfel-
der Kulturlandschaftsgestaltung und Hoch-
wasser- bzw. Niedrigwasserschutz bieten.
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Die Aufnahme von Projektbeispielen in die 
Studie hat zum Ziel, die Thesen, die aus der 
Literaturanalyse aggregiert wurden (siehe Ka-
pitel 2.5), empirisch zu prüfen. Zudem wer-
den die Ergebnisse der Dokumentenanalyse 
auf Europa-, Bundes- und Landesebene (sie-
he Kapitel 4 und 5) um Erfahrungen der regi-
onalen Praxis ergänzt.

Im Rahmen dieser Studie wird eine vertiefte 
Untersuchung von vier Fallbeispielen durch-
geführt. Diese Projekte werden bezüglich ei-
ner innovativen Verknüpfung von Hochwas-
ser- und/oder Niedrigwasservorsorge mit re-
gionaler Kulturlandschaftsgestaltung ausge-
wählt. Hierbei kann jedoch nicht grundsätz-
lich angenommen werden, dass die Projekte 
bereits auf umfangreiche Erfahrungen bezüg-
lich des neuen Verständnisses einer integrier-

ten Betrachtung beider Handlungsfelder zu-
rückgreifen. Der neuartige Ansatz, die Poten-
ziale der Flusslandschaft als Handlungsraum 
zu erschließen, kann auf Projektebene noch 
nicht als Leitmotiv vorausgesetzt werden.

Für jede der ausgewählten Regionen werden 
fallspezifische Forschungsfragen formuliert, 
die die allgemeinen Forschungsfragen (sie-
he Kapitel 1) ergänzen und die Untersuchun-
gen fokussieren. Die regionalen Fallanalysen 
erfolgen primär anhand von 20 Expertenin-
terviews und Dokumentenanalysen. Sie bil-
den zugleich eine empirische Fundierung der 
Handlungsempfehlungen in Kapitel 6.

3.1	 Auswahl der Fallstudien

Das vorliegende Kapitel gibt zunächst einen 
Überblick über integrierte Projekte in Fluss-
landschaften (siehe Kapitel 3.1.1), aus denen 
die Auswahl der Fallstudien erfolgt. Im An-
schluss werden die Auswahlkriterien für die 
Fallstudien bestimmt und deren Auswahl be-
gründet (siehe Kapitel 3.1.2). Die Analyse der 
Fallbeispiele erfolgt in den Kapiteln 3.2 bis 
3.5 anhand von Untersuchungskriterien, die 
aus den Ergebnissen der Literatur- und Do-
kumentenanalyse der Kapitel 2, 4 und 5 ab-
geleitet werden (siehe Kapitel 3.1.3). 

3.1.1	Überblick über integrierte Projekte in 
Flusslandschaften

In Tabelle 1 sind die bei der Auswahl berück-
sichtigten Projekte aufgenommen. Diese ba-
siert auf einer umfangreichen Projektrecher-
che, die auf der Grundlage von Internet- und 
Literaturquellen erfolgt. Die Strukturierung 
der Recherche orientiert sich zunächst – um 
der Praxis der Flusspolitik zu entsprechen – 
an den Flussgebietseinheiten (vgl. Abb. 8). 
Zur weiteren Differenzierung erfolgt eine 
Unterteilung nach Flüssen zweiter und drit-
ter Ordnung gemäß der hierarchisch struk-
turierten Flussordnung des Deutschen Nati-
onalatlas.78 Mit dieser Basisstruktur werden 
flussbezogene Projekte recherchiert und die-
se bei vorhandenem sektorübergreifenden 
Kulturlandschaftsbezug aufgenommen. Da-
bei wird eine weitgehende Vollauswahl ange-
strebt, ohne jedoch dem Anspruch der Voll-
ständigkeit gerecht werden zu können. 

Die in die Tabelle 1 übernommenen Projek-
te bilden die Grundgesamtheit für die Aus-
wahl der vier Fallstudien anhand der im Ka-
pitel 3.1.2 dargelegten Auswahlkriterien.

3	 Praxis integrierter Projekte in 
Flusslandschaften: Fallstudien

Abbildung 8 
Flussgebietseinheiten in Deutschland nach Wasserrahmenrichtlinie

Quelle: IRS, verändert nach Moss 200377
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Tabelle 1 
Projekte in Flusslandschaften (nach Flussgebietseinheiten)

Flussgebietseinheit Projekt

Donau

Lebendige Donau
„Brückenschlag Donau – Ufer verbinden, Grenzen überwinden“ Landesgartenschau 2014 in Deggendorf
Isar-Plan der Isar-Allianz
Landesgartenschau 2010 Rosenheim
Labertalprojekt

Eider Obere Treenelandschaft

Elbe

Biosphärenreservat Flusslandschaft Elbe-Brandenburg
Lebens.Netz.Dresden
UNESCO Wörtlitzer Gartenreich
UNESCO Dresdner Elbtal
Lebendige Elbe
ELLA-LABE (INTERREG III B (CADSES) Projekt)
Biosphärenreservat Mittelelbe
Biosphärenreservat Niedersächsische Elbtalaue
HafenCity Hamburg 
Blaues Band Sachsen-Anhalt
Internationale Gartenschau Hamburg 2013 (Elbinsel Wilhelmsburg)
Lebendige Ilmenau
LAG „Uchte-Tanger-Elbe“
BUGA 2015 in der Havelregion
Förderverein Mittlere Havel e.V.
Naturpark Westhavelland (Gewässerrandstreifenprojekt Untere Havelniederung)
Biosphärenreservat Spreewald 
Masterplan Spree
Projekt SPREE 2011
Lebendige Spree 
Biosphärenreservat Oberlausitzer Teich- und Heidelandschaft
Naturpark Unteres Saaletal
Saalepfad
Förderverein Mittleres Saaletal
Saaleinitiative Halle
Neue Ufer

Ems

Lebendige Hase
Lebendige Ems/Erlebte Emslandschaft (NABU)
Regionale 2004 links und rechts der Ems
Euregio Ems-Dollart
Life-Projekt: Naturnahe Flussdynamik an der niedersächsischen Ems

Maas
Aqua-Planning Schwalm
RIPARIA-Projekt
Niersauenkonzept

Oder

„Oder-Neiße-Paradiese/Odra-Nysa-Rajow“
Oderregio (INTERREG)
Nationalpark Unteres Odertal
Lebendige Oder / Zeit für die Oder

Rhein

Rheinnetz
Rheinufer Heidenfahrt
UNESCO Kulturlandschaft Mittelrheintal
Fluss erleben
Lebendiger Rhein – Fluss der 1000 Inseln
Lebendige Rheinauen
Lebendiger Hochrhein
Rheinboulevard Köln
Düsseldorfer MedienHafen
Duisburg Innenhafen
Regionale 2010 und ihre flussbezogenen Teilprojekte 
Rheinauhafen
Landschaftspark Niederrhein 
PAMINA-Rheinpark
Landesgartenschau 2008 in Bingen
Life-Projekt Lippe Aue
Lippe Natur
Fluss-Stadt-Land
Emscher-Zukunft. Das neue Emschertal
Emscher Landschaftspark 
Ruhrbania – Mühlheim an die Ruhr
Restrukturierung von Flusslandschaften als neue Lebensadern (INTERREG-Projekt Artery)
Das Ruhrtal
Wasserquintett
:wupper_korridor- wupper – ein fluss(tal) blüht auf
Erftaue Gymnicher Mühle
Naturschutzgroßprojekt „Obere Ahr-Hocheifel“
BUGA 2011 in Koblenz
Regionalpark Saar
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Rhein

Lebendige Prims
Zukunftsplan Maintal
Das Projekt Stadt-Park-Fluss
Nidda-Konferenz/Regionalpark Rhein-Main
Renaturierung der Wern
Gewässerentwicklung und vorbeugender Hochwasserschutz an der Rodach
Flussparadies Franken
Fränkisches Seenland
IKoNE (Integrierende Konzeption Neckar-Einzugsgebiet) (u.a. „Visionen für einen Neckar von morgen“)
Grünzug Neckartal (MORO)
Lebendiger Neckar
Natur- und Hochwasserschutz durch Revitalisierung des Kinzig-Fließgewässersystems
Interessengemeinschaft Elz
Interessengemeinschaft Dreisam
Wiesionen

Schlei/Trave Naturpark Holsteinische Schweiz

Warnow/Peene 
Peene-Landschaft
Stiftungsnationalpark Grenzheide bzw. Peenetal
Warnowregion e.V.

Weser

Lebendige Weser
Projekt Este-Wümme, lebendige Bäche und Flüsse
Ise-Niederung
Lebendige Aller-Ufer
Gewässerentwicklungsplan „Mittlere Leine“
Gewässerentwicklungsprojekt Weser-Werre-Else
Lebendige Werra 
Rhön im Fluss – „Revitalisierung und Verbund ausgewählter Rhön-Fließgewässersysteme“ 

Quelle: IRS

Mit dieser analytischen Differenzierung ist si-
chergestellt, dass unterschiedliche Perspekti-
ven und Problemlagen in die Untersuchung 
einbezogen werden.79

Das zweite Auswahlkriterium bezieht sich 
auf den Raumtypus der Kulturlandschaft im 
Projektgebiet. Zweck ist es, der heterogenen 
Struktur der Flusslandschaft gerecht zu wer-
den. Dazu werden vereinfachend die Raum-
kategorien ländlich und siedlungsgeprägt 
(städtisch/suburban) unterschieden und die 
Projekte dementsprechend zugeordnet. 

Die Auswahlmatrix wird durch folgende zu-
sätzliche Auswahlkriterien ergänzt: 

Die Projekte verfügen über einen brei-•	
ten kulturlandschaftlichen Ansatz (Viel-
falt von thematischen Aspekten der Kul-
turlandschaft, Integration verschiedener 
Akteursgruppen).

Die Relevanz für die Raumordnung/Regio-•	
nalentwicklung muss gewährleistet sein.

Von den vier Beispielen thematisiert •	
mindestens ein Projekt die Niedrig- 
wasserproblematik.

Mindestens drei Projekte haben mit der •	
Umsetzungsphase begonnen.

Es sollen nach Möglichkeit Projekte unter-•	
sucht werden, die sich in Bezug auf ihren 
maßgeblichen Initiator unterscheiden (z.B. 
Land, Kommune, Selbstorganisation).

Die vier auf dieser Grundlage ausgewählten 
Regionen (vgl. Tab. 3 und Abb. 9) stehen in 
Bezug auf den Untersuchungsrahmen für fol-

3.1.2	Fallstudienauswahl

Die Auswahl der vier Fallstudien wird den 
zentralen Merkmalen von Flusslandschaften 
vor dem Hintergrund der Hoch- und Nied-
rigwasserproblematik einerseits und ihrem 
Kulturlandschaftscharakter andererseits ge-
recht. Um für die Fragestellungen der Studie 
anhand der Fallstudien aussagefähige Ergeb-
nisse zu erzielen, stellt ein möglichst breites 
Spektrum an Projekten die Grundgesamtheit 
für die Auswahl dar. Die Auswahl der Fallstu-
dien basiert auf einer Matrix aus zwei, für 
die vorliegende Aufgabenstellung grundle-
genden Raumkriterien: städtisch – ländlich; 
Oberlauf – Unterlauf (vgl. Tab. 2).

Die räumliche Lage am Ober- bzw. Unterlauf 
eines Flusses ist aufgrund der Bedeutung der 
Ober- und Unterliegerthematik im Bereich 
der Hoch- und Niedrigwasservorsorge eine 
der beiden zentralen Auswahlkriterien. 

Damit wird eine gleichwertige Auseinander-
setzung mit den grundsätzlichen naturräum-
lichen Unterschieden in Bezug auf die Hoch- 
und Niedrigwasserdynamik im Bereich des 
Ober- und Unterlaufes gewährleistet. 

Tabelle 2 
Matrix zur Auswahl der untersuchten Projekte

städtische bzw. subur-
bane Kulturlandschaft

ländliche 
Kulturlandschaft

Lage am Oberlauf bzw. im Hoch-/ 
Niedrigwasserentstehungsgebiet

Projekt in Flussland-
schaft A

Projekt in Flussland-
schaft B

Lage am Unterlauf bzw. im vom Hoch-/
Niedrigwasser betroffenen Gebiet

Projekt in Flussland-
schaft C

Projekt in Flussland-
schaft D

Quelle: IRS
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gende Charakteristika in der Projektstruktur 
bzw. -genese:

Emscherregion:  Parallelität von langfristigen 
Visionen zum wasserwirtschaftlichen Umbau 
der Flusslandschaft und zur integrierten Ent-
wicklung der Kulturlandschaft

Fränkisches Seenland: Langfristige Projekt-
entwicklung von einer wasserwirtschaftli-
chen Planung hin zu einem integrierten re-
gionalen Entwicklungsansatz

Regionale 2010: Integrativer und kommu-
nikativer Ansatz einer kulturlandschafts- 
bezogenen Entwicklung der Flusslandschaft 
als Landesmodell zu Bündelung von Förder- 
programmen

Havelregion: Arena heterogener Projekte in 
der Start- und Konzeptionsphase

3.1.3	Untersuchungskriterien für die 
Analyse der Fallbeispiele

Nachfolgend werden die Kriterien für die Un-
tersuchung der ausgewählten Projekte zu-
sammengestellt. Sie bilden die Grundlage 
für die Literaturanalyse im Rahmen der Fall-
studien sowie für die Erarbeitung der Inter-
viewleitfäden. Die Kriterien werden im Fließ-
text durch Fettdruck hervorgehoben.

Projektstruktur

Grundlage für die Untersuchung der Pro-
jekte ist eine Darstellung der Projektgenese 
und der Initiatoren. Die Darstellung der Ak-
teurskonstellation sowie der Entwicklungs-
prozesse zeigt auf, welche sektoralen Fach-
politiken und regionalen wie lokalen Initiati-
ven einbezogen werden und welche Ebenen 
beteiligt sind. Ergänzend werden die Koope-
rations- und Entscheidungsstrukturen in-
nerhalb des Projektes erörtert. Zudem wird 
aufgezeigt, innerhalb welcher räumlichen 
Abgrenzung das Projekt agiert und welche 
Kooperationsstrukturen in Bezug auf das  

Flusseinzugsgebiet bestehen. Für den Um-
setzungserfolg des Projektes ist zudem die  
Finanzierungsgrundlage entscheidend. 

Regionale Kulturlandschaftsgestaltung

Das Kulturlandschaftsverständnis der Pro-
jektakteure wird thematisiert, da dieses im 
Zusammenhang mit der maßgeblichen sek-
toralen Verankerung der Akteure die Ausrich-
tung der Kulturlandschaftsgestaltung prägt. 
Hierbei wird aufgezeigt, ob die Projektakteu-
re eine breite Vernetzung mit Vereinen, Stif-
tungen und Ehrenamtlichen anstreben. Für 
die Studie ist von besonderem Interesse, in-
wieweit die Flusslandschaft als Kulturland-
schaft aufgefasst wird und welche Vernet-
zungen es mit kulturlandschaftlichen Hand-
lungsräumen gibt. Inwieweit erfolgt eine Ab-
grenzung des Projektraums nach kulturland-
schaftlichen Kriterien und spielen hierbei 
auch identitätsräumliche Aspekte eine Rol-
le? Es ist untersuchungsrelevant, wie die Be-
deutung des Flusses für die regionale Identi-
fikation durch die Akteure eingeschätzt wird 
und welche Potenziale der Fluss für die re-
gionale Entwicklung bietet. Vorhandene Do-
kumente mit Bezug zur Kulturlandschafts-
gestaltung wie z.B. Leitbilder und regionale 
Entwicklungskonzepte werden einbezogen.

Vorbeugender Hochwasserschutz

Im Rahmen der Fallstudien wird dargestellt, 
welche Teilaspekte eines vorbeugenden 
Hochwasserschutzes im Projekt verfolgt wer-
den (Wasserrückhalt in der Fläche, Wiederher-
stellung von Überschwemmungsgebieten, 
Flächenvorsorge, technischer Hochwasser-
schutz etc.). Es wird identifiziert, in welchen 
räumlichen Abgrenzungen das Projekt agiert 
und welche Instrumente des vorbeugenden 
Hochwasserschutzes eingesetzt werden (z.B. 
Flussgebietsmanagement). Von Interesse ist, 
ob die Ober- und Unterlieger-Abhängigkeiten 
einbezogen werden und hierfür Kompensati-

Tabelle 3 
Ausgewählte Fallstudien

Fallstudie Bundesland Flussgebiet Flussgebiets-
einheit HW NW Initiator Projektstatus

A Emscher- 
region

Nordrhein-
Westfalen Emscher Rhein X Kommunen, Land Umsetzungsphase 

B Fränkisches 
Seenland Bayern Altmühl, Donau, Red-

nitz, Regnitz, Main Donau, Rhein X X Land umgesetzt

C Regionale 
2010

Nordrhein-
Westfalen Rhein Rhein X Kommunen, Land Projekte in Konzeptions- 

sowie Umsetzungsphase 

D Havelregion Brandenburg Havel Elbe X X Selbstorganisation 
Kommunen Konzeptionsphase

Quelle: IRS; HW = Hochwasservorsorge; NW = Niedrigwasservorsorge
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onslösungen entwickelt wurden. Auch weite-
re Einflussfaktoren auf die Projektentwicklung 
werden berücksichtigt, um z.B. zu klären, in-
wieweit zurückliegende Hochwasserereignis-
se das öffentliche Bewusstsein und die politi-
sche Unterstützung beeinflusst haben und da-
mit Auswirkungen auf die Projektentwicklung 
und den Umsetzungserfolg hatten. In die Un-
tersuchungen werden die für die Projektregi-
on spezifischen institutionellen Rahmenbe-
dingungen des vorbeugenden Hochwasser-
schutzes einbezogen. 

Niedrigwasservorsorge

Für die Projekte wird dargestellt, inwieweit 
Niedrigwasser als Problematik relevant ist 
bzw. zukünftig sein kann. Von Interesse ist, ob 
ein Handlungsbedarf seitens der Projektak-
teure gesehen wird und welchen Stellenwert 
dieser Aspekt im Rahmen des Projektes ein-
nimmt. Es wird untersucht, ob Synergien 
zwischen Hoch- und Niedrigwasservorsor-
ge genutzt und kommuniziert werden. In die-
sem Zusammenhang wird beachtet, wie sich 
die fehlenden institutionellen Rahmenbe-
dingungen auf die Umsetzung dieses Hand-
lungsfeldes auf Projektebene auswirken.

Klimawandel

Im Rahmen der Studie werden Auswirkun-

Abbildung 9 
Räumliche Lage der ausgewählten Fallstudien

Quelle: IRS

gen des Klimawandels in den Projektregio-
nen einbezogen. Die Projekte werden dahin-
gehend befragt, inwieweit regionale Klima- 
prognosen berücksichtigt und adaptive Pla-
nungen entwickelt werden, die flexibel auf 
sich verändernde Rahmenbedingungen und 
die Unsicherheiten in den Prognosen ange-
passt werden können. 

Integration von Hochwasservorsorge und 
Kulturlandschaftsentwicklung

Kernfragen der Untersuchungen sind, ob 
ein integriertes Verständnis von Kultur-
landschaftsentwicklung und vorbeugendem 
Hochwasserschutz besteht und ob ihre Ver-
zahnung als Mehrwert eingeschätzt wird. 
Einen Untersuchungsschwerpunkt bilden 
Synergien und Zielkonflikte zwischen den 
Handlungsfeldern auf Projektebene. Auf-
grund der fehlenden formellen Institutiona-
lisierung einer verknüpften Betrachtung der 
Handlungsfelder ist von Interesse, ob diese 
Verzahnung auf Projektebene erfolgt. Plan-
werke der Hochwasservorsorge sowie kultur-
landschaftliche Leitbilder werden hinsicht-
lich ihrer Bezüge zum jeweils anderen Hand-
lungsfeld analysiert. Einen weiteren Fragen-
komplex bilden institutionenbezogene Pro-
blemfelder: Stehen hinsichtlich der räum-
lichen Abgrenzung kulturlandschaftliche, 
wasserwirtschaftliche oder administrative 
Kriterien im Vordergrund? Welche Proble-
me der räumlichen Passfähigkeit treten auf 
Projektebene auf („problems of spatial fit“)? 
Wie stellt sich die Passfähigkeit von Zeitfris-
ten hinsichtlich der Entwicklung von Projek-
ten zur Kulturlandschaftsgestaltung und des  
vorbeugenden Hochwasserschutzes in der 
Praxis dar („problems of temporal fit“)? Wie 
gestaltet sich die Zusammenarbeit der sekto-
ralen Akteure und welche Interaktionsproble-
me treten insbesondere zwischen den Hand-
lungsfeldern regionale Kulturlandschaftsge-
staltung und vorbeugender Hochwasser-
schutz bzw. Niedrigwasservorsorge auf („pro-
blems of interplay“)?

Erfolge, Problemfelder und Umsetzungs-
hemmnisse der beiden Handlungsfelder wer-
den in den Fokus der Projektuntersuchung 
gestellt. Es wird dargestellt, inwieweit sich 
der institutionelle Rahmen und wie sich pla-
nerisch-ordnungsrechtliche Festsetzungen, 
Förderungen oder Kooperationen auf die 
Projekte auswirken. Aufgrund ihrer integrie-
renden Perspektive wird die Rolle der Raum-
ordnung bzw. Regionalplanung im Rahmen 
der Projekte reflektiert. Für die Studie ist von 
Interesse, wie mit der Komplexität integrier-
ter Projekte umgegangen wird.
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3.2	 Emscherregion

Die vertiefte Betrachtung der Emscherregion 
in dieser Studie lohnt insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass wasserwirtschaftlich und 
kulturlandschaftlich orientierte Konzeptio-
nen (Masterpläne) untersucht werden kön-
nen, die für das gesamte Flussgebiet erarbei-
tet und in einem regionalen Kooperations-
prozess aufeinander abgestimmt wurden. 
Zusätzlich wurde mit der Arbeitsgemein-
schaft Neues Emschertal eine Kooperations-
plattform für die integrierte Umsetzung bei-
der Konzeptionen auf Projektebene etabliert. 
Die Ausrichtung der Akteure – insbesonde-
re der Emschergenossenschaft und des Re-
gionalverbands – und ihrer auf das gesam-
te Flusseinzugsgebiet der Emscher bezoge-
nen Planungen ermöglicht einen Einblick in 
die Potenziale eines flusslandschaftsbezoge-
nen Ansatzes des Umgangs mit vorbeugen-
dem Hochwasserschutz. Hinzu kommt eine 
vertiefte Auseinandersetzung mit Ober- und 
Unterliegerabhängigkeiten entlang des Flus-
ses. Von besonderem Interesse sind die spe-
zifischen Anforderungen an den Oberlauf ei-
nes Flusses in einem städtischen bzw. subur-
banen Raum sowie die Nutzung von Potenzi-
alen, die sich im Zuge des regionalen Struk-
turwandels erschließen lassen.

Besonderes Augenmerk soll in dieser Unter-
suchung auf den Umgang mit den Ursachen 
von Extremereignissen im Ballungsraum und 
den interkommunalen Ausgleichslösungen 
im Kontext der Hochwasservorsorge gelegt 
werden.

Fallspezifische Forschungsfragen80

Welche spezifischen Anforderungen an die •	
Hochwasservorsorge ergeben sich insbe-
sondere im Oberlauf der Emscher und aus 
der Lage in der stark urbanisierten Kultur-
landschaft des Ruhrgebietes? Wurden An-
sätze zum Ausgleich zwischen Ober- und 
Unterliegern entwickelt bzw. umgesetzt?

Welche Potenziale bietet die verknüpf-•	
te Betrachtung von Kulturlandschaftsge-
staltung und vorbeugendem Hochwas-
serschutz für die Umstrukturierung der 
Region?  Werden auf regionaler Ebene Ziel-
konflikte gelöst?

Wie lassen sich bezogen auf das Fluss-•	
einzugsgebiet Maßnahmen zur Hoch- 
und Niedrigwasservorsorge verknüpfen? 
Welche Integrationspotenziale bietet die 
Organisationsform „sondergesetzlicher 
Wasserverband“?

Projektstruktur

Die Internationale Bauausstellung (IBA) Em-
scher Park hat bis 1999 über einen Zeitraum 
von zehn Jahren modellhaft mit einem pro-
jektorientierten Ansatz einer integrierten Kul-
turlandschaftsentwicklung den strukturellen 
Umbau des nördlichen Ruhrgebietes beglei-
tet. Zwei wesentliche Leitprojekte waren der 
Emscher Landschaftspark sowie der ökolo-
gische Umbau des Emschersystems. Land-
schaftsgestaltung und Gewässerpolitik wa-
ren damit Bestandteil einer Strategie zum 
ökologischen und explizit auch wirtschafts-
strukturellen Umbau dieser altindustrialisier-

ten Region. Mit dem Emscher Landschafts-
park wurde die Idee regionaler Grünzüge ver-
folgt, die die wenigen verbliebenen Freiräume 
zwischen den einzelnen Städten verbinden. 
Das Rückgrat sollte hierbei durch einen neu 
zu entwickelnden Ost-West-Grünzug ent-
lang der Kanäle und Flüsse der Emscherregi-
on gebildet werden.82 Nach Abschluss der IBA 
wurde die Weiterentwicklung des Emscher 
Landschaftsparks über den Prozess der For-
mulierung und später beginnenden Umset-
zung des „Masterplan Emscher Landschafts-
park 2010“83 gesichert. Der Masterplanpro-
zess wurde durch die damalige landeseigene 
Projekt Ruhr GmbH gestaltet und moderiert, 
während der Regionalverband Ruhr (RVR) 
für die Bau- und Pflegemaßnahmen zustän-
dig war. Seit 2006 erfolgt auch die konzep-
tionelle Weiterentwicklung durch den RVR. 
Zentraler Auftrag des Emscher Landschafts-
parks ist die Gestaltung des Transformations-
prozesses der Industrielandschaft. Das Ziel 
ist eine urbane Kulturlandschaft, die ihre in-
dustriellen Wurzeln als Potenziale für neue 
Entwicklungen erkennt und nutzt.84 

Für den Emscherumbau wurde von der Em-
schergenossenschaft, dem sondergesetz-
lichen Wasserwirtschaftsverband für das 
Emscher-Einzugsgebiet, ein eigenständi-
ger „Masterplan Emscher-Zukunft“85 entwi-
ckelt. Dieses informelle Dokument bündelt 
wasserwirtschaftliche, ökologische, freiraum- 
und stadtgestalterische Planungen und for-
muliert fachübergreifende Leitbilder. Zu den 
rein wasserwirtschaftlichen Zielstellungen 
gehört neben der Planung des neuen Em-

„Das Emschergebiet ist ein riesiges Poldergebiet. (...) 
 Das heißt, solange hier menschliche Siedlungstätigkeit 

stattf indet, muss gepumpt werden. Mit allen daraus 
erwachsenden Konsequenzen.“ 81
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Steckbrief Fallstudie Emscherregion 
Fluss                                  Emscher (Ober- und Unterlauf) Flusseinzugsgebiet                                                    Rhein
Kulturlandschaftstyp     städtisch-suburbane Kulturlandschaft Bundesland                                      Nordrhein-Westfalen

Träger der Regionalplanung                               Regierungsbezirke Arnsberg, Münster und Düsseldorf (bis 2009);  
                                                              Regionalverband Ruhr (ab 2009)
Schlüsselakteur Kulturlandschaftsgestaltung   Regionalverband Ruhr
Schlüsselakteur Hochwasserschutz                  Emschergenossenschaft
Abbildung 11 
Kanalisierter Wasserlauf der Emscher

Abbildung 12 
Planung für das Neue Emschertal

Quelle: Reiner Tatus Quelle: Emschergenossenschaft 200686

Charakteristik der Fallstudie
Flusslandschaftsgestaltung als wesentliche Grundlage für den ökologischen und ökonomischen Umbau einer  •	
altindustrialisierten Region
Integrierte Umsetzung wasserwirtschaftlicher und kulturlandschaftlich orientierter Masterpläne /  •	
Arbeitsgemeinschaft Neues Emschertal
Einzugsgebiet der Emscher als Handlungsraum der Emschergenossenschaft •	

Planungsgrundlagen                                  Masterplan Emscher-Zukunft, Masterplan Emscher Landschaftspark 2010 

Abbildung 10 
Übersichtskarte Emscherregion 

Quelle: IRS
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scher-Schmutzwasserkanals und des neuen 
Emscherprofils auch die Hochwasservorsor-
ge. Darüber hinaus verfolgt der „Masterplan 
Emscher-Zukunft“ eine integrierte Entwick-
lung der Flusslandschaft und versteht sich 
als Impulsgeber für die wirtschaftliche Ent-
wicklung der Region. Der Handlungsraum 
der Emschergenossenschaft umfasst die 
oberirdischen Einzugsgebiete der Emscher, 
der alten Emscher und der kleinen Emscher. 
Dementsprechend betrachtet der „Master-
plan Emscher-Zukunft“ den Fluss in seiner 
gesamten Länge.

Die Investitionen für den Emscherumbau 
werden mit insgesamt 4,4 Mrd. Euro für einen 
Zeitraum von bis zu 30 Jahren veranschlagt. 
Ein Großteil dieser Summe wird für wasser-
wirtschaftliche Infrastrukturmaßnahmen 
eingesetzt. Bisher wurde bereits fast die Hälf-
te der finanziellen Mittel durch die Emscher-
genossenschaft investiert. Finanzielle Unter-
stützung erfolgt durch das Land Nordrhein-
Westfalen.87

Beide Masterpläne wurden zeitlich parallel 
und in wechselseitiger Abstimmung der Pla-
nungsträger entwickelt und ergänzen sich ge-
genseitig. Der Prozess der Aufstellung der Plä-
ne erfolgte in breiter Abstimmung mit rele-
vanten Akteuren und unter Partizipation von 
Bürgern, so dass die Maßnahmen von den Be-
teiligten in der Region unterstützt werden. 

Regionale Kulturlandschaftsgestaltung

Der „Masterplan Emscher Landschaftspark 
2010“ ist das zentrale informelle Planwerk, 
welches die Kulturlandschaftsgestaltung der 
Emscherregion intendiert und regional abge-
stimmte Leitbilder formuliert. Dieser bildet 
den Rahmen für die Einbindung einer Viel-
zahl von Projekten. Basis des Emscher Land-
schaftsparks sind lokale und interkommu-
nale Projekte wie Parkanlagen auf ehema-
ligen Industriearealen, Objekte der Land-
markenkunst und regionsweite Rad- und 
Wanderrouten.

Die Abgrenzung des Projektraums wur-
de nicht über administrative Grenzen defi-
niert, sondern erfolgte – orientiert an den 
planungsrechtlich abgesicherten regionalen 
Grünzügen und weiteren, von den Kommu-
nen im Zuge des Masterplanprozesses vorge-
schlagenen Flächen – anhand von funktiona-
len Kriterien der Freiraumentwicklung (vgl. 
Abb. 13). Identitätsräumliche Aspekte wur-
den bei der Abgrenzung nicht verfolgt. Der 
Ansatz war vielmehr, im Zuge des Struktur-
wandels eine neue positive regionale Iden-

tität im nördlichen Ruhrgebiet zu schaffen 
und Prozesse der Identifikation mit den ein-
zelnen, teilweise seit Jahrzehnten nicht öf-
fentlich zugänglichen Brachflächen und den 
aufgewerteten Flächen entlang der Emscher 
und der Kanäle zu ermöglichen. „Im Rahmen 
des Emscher Landschaftsparks (wurde) aktiv 
Landschaft gebaut und in Szene gesetzt.“88 
So sollte über das „Bauen und Überhöhen 
der Landschaft“ durch Landmarkenkunst 
Kulturlandschaft gestaltet und eine regio-
nale Identität gefördert werden. Dabei ver-
steht sich der Emscher Landschaftspark, über 
die zentrale Idee der Parkentwicklung hin-
aus, als Verknüpfung von landschaftlichen, 
ökologischen, städtebaulichen und ökono-
mischen Perspektiven und damit als Ins- 
trument zur Strukturentwicklung der Regi-
on.89 Eine Kernaufgabe für die nächsten Jah-
re ist die Entwicklung des Neuen Emscher-
tals. Zentrales Anliegen ist die Verknüpfung 
mit dem Emscherumbau, die in enger Ko-
operation mit der Umsetzung des „Master-
plan Emscher-Zukunft“ der Emschergenos-
senschaft angestrebt wird. Viele Projekte des 
Emscher Landschaftsparks befinden sich im 
Neuen Emschertal, beispielsweise spekta-
kuläre Brückenbauwerke, der „Nordstern-
Park“ in Gelsenkirchen (Bundesgartenschau 
1997) oder der „Phoenixsee“ in Dortmund-
Hörde. Dort soll sich die Emscher auf dem 
Gelände eines ehemaligen Stahlwerks in ei-
nem neuen geweiteten Flussbett ihren „ei-
genen Weg suchen“ und eine „Auenland-
schaft“ bilden. Es entsteht ein 24 ha großer 
See verbunden mit neuen Freizeit-, Wohn- 
und Gewerbenutzungen.90

Die Flusslandschaft als wertvolle Kulturland-
schaft zu begreifen, gehört zu den Herausfor-
derungen in der Region. Die Emscher wurde 
in weiten Teilen als Abwasserkanal ausgebaut 
und konnte somit bisher kaum positive Asso-
ziationen auslösen.

Wesentliche Basis der Entwicklung des Em-
scher Landschaftsparks ist die interkommu-
nale Kooperation. Darüber hinausgehende 
Kooperationen mit zivilgesellschaftlichen 
Akteuren finden im Rahmen des Emscher 
Landschaftsparks eher auf der lokalen Ebe-
ne konkreter Projekte als auf regionaler Ebe-
ne statt. In Projektzusammenhängen wird 
mit Nutzungsinteressenten wie Anwohnern 
und Vereinen kooperiert.91

Vorbeugender Hochwasserschutz

Nachdem di���������������������������������e Emscher zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts zu einem begradigten offenen Ab-
wasserkanal umgebaut wurde, dessen Ent-
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wässerung über Pumpwerke bis heute gere-
gelt wird, zeigt sie sich heute als ein kanali-
sierter Fluss im stark verdichteten und hoch-
gradig versiegelten nördlichen Ruhrgebiet. 
Diese Spezifik führt zu einem hohen Ein-
fluss von Starkniederschlägen auf das Hoch-
wassergeschehen. Die Problematik wird zu-
sätzlich verstärkt, da das Regenwasser sehr 
schnell in die Emscher geleitet wird.93 Bei-
spielhaft kann hier das verheerende Hoch-
wasser im Juli 2008 in Dortmund angeführt 
werden, bei dem innerhalb weniger Stunden 
der mittlere Juli-Monatsniederschlag um das 
Doppelte übertroffen wurde und das zu weit-
reichenden Überflutungen und Schäden an 
Gebäuden und Infrastrukturen führte. In der 
Emscherregion haben solche Ereignisse die 
Sensibilität für das Thema Hochwasser er-
höht und neue Spielräume für die Weiter-
entwicklung der Hochwasservorsorge eröff-
net. Dies zeigt sich aktuell z.B. in der Erstel-
lung eines Gutachtens zur Sturzflut in Dort-
mund94 oder der Planung einer Konferenz 
zum Thema Hochwasserschutz mit allen An-
rainerstädten der Emscher. Damit das Thema 
Hochwasserschutz nicht in Vergessenheit ge-
rät, wird eine intensive Öffentlichkeitsarbeit 
beispielsweise über Hochwasseraktionsplä-
ne dauerhaft für erforderlich gehalten.95

Technischer Hochwasserschutz ist beson-
ders im verdichteten Siedlungsbereich ein 
unverzichtbarer Bestandteil des vorbeugen-
den Hochwasserschutzes. Die starke anth-
ropogene Überformung der Flusslandschaft 
der Emscher weist als regionales Charakteris-
tikum Bergsenkungen auf, welche das natür-
liche Gefälle grundlegend verändert haben. 
Diese Aspekte führten zu einem sehr tech-

nisch geprägten Hochwasserschutz durch 
Pumpwerke und die Eindeichung weiter 
Strecken der Emscher. Aufgrund der dichten 
Bebauung sind Deichrückverlegungen heu-
te nur sehr eingeschränkt möglich. Poten-
zielle Freiflächen sind hierfür vermehrt im 
Ober- und Mittellauf der Emscher vorhan-
den. Daneben gibt es in der Emscherregion 
auch Hochwassergefahren „von unten“. So 
erfordern tiefliegende Poldergebiete zusätz-
lich Pumpwerke für Grundwasser, um Sach-
schäden zu vermeiden. Im Bereich der Kana-
lisation sind durch Rückstau Überflutungen 
im Siedlungsbereich möglich, welche durch 
eine entsprechende Bauvorsorge reduziert 
werden können. 

Der Hochwasserschutz gehört zu den was-
serwirtschaftlichen Aufgabenfeldern der Em-
schergenossenschaft. Die Aufgaben werden 
der Emschergenossenschaft – gemäß dem 
nordrhein-westfälischen Modell der sonder-
gesetzlichen Wasserverbände – durch das Em-
schergenossenschaftsgesetz zugewiesen und 
der Genossenschaft damit eine funktionale 
Selbstverwaltung zuerkannt. Hervorzuheben 
ist, dass sich das Genossenschaftsgebiet ge-
mäß § 4 des Emschergenossenschaftsgeset-
zes einer funktionalen Logik folgend am Ein-
zugsgebiet der Emscher orientiert und damit 
nicht an administrativen Grenzen ausgerich-
tet ist. Für den Umgang mit dem Handlungs-
feld des vorbeugenden Hochwasserschutzes 
wird dies seitens der Emschergenossenschaft 
grundsätzlich positiv beurteilt, auch wenn in 
Einzelfällen für Kommunen im Grenzbereich 
des Einzugsgebietes der administrative Auf-
wand höher sein kann.96

Abbildung 13 
Masterplan Emscher Landschaftspark 2010

Quelle: Projekt Ruhr GmbH 200592
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Die Emschergenossenschaft ermittelt was-
serwirtschaftliche Grundlagendaten, erstellt 
Gefahrenkarten und stellt die Überschwem-
mungsflächen in ihren Plangrundlagen dar. 
Wasserrechtliche Überschwemmungsge-
biete werden jedoch in Nordrhein-Westfa-
len von den Bezirksregierungen durch ord-
nungsbehördliche Verordnungen festge-
setzt. Der Hochwasser-Aktionsplan für die 
Emscher (HWAP Emscher)97 wurde federfüh-
rend von der Emschergenossenschaft in Zu-
sammenarbeit mit dem Ministerium für Um-
welt und Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (MUNLV) erarbeitet. Im 
Bereich des Unterlaufs erfolgte dem Aktions-
plan entsprechend ein Ausbau der Deiche für 
ein 200-jährliches Hochwasserereignis (HQ 
200). Das natürliche Überflutungsgebiet der 
Emscher ist klein; rückgewinnbare Über-
schwemmungsflächen wurden durch den 
Hochwasseraktionsplan nicht ausgewiesen. 
Schäden werden vor allem in potenziellen 
Überflutungsgebieten, wie z.B. Poldern, er-
wartet, wenn die Deicheinrichtungen versa-
gen. Das fast vollständige Fehlen einer Fluss-
aue und die Kanalisierung des Flusses bewir-
ken, dass eine Dämpfung der extrem steilen 
Wellen nur schwer erreicht werden kann.98

Eine wesentliche Innovation zur Hochwas-
servorsorge ist die interkommunale „Zu-
kunftsvereinbarung Regenwasser“, nach der 
„innerhalb der nächsten 15 Jahre im wasser-
wirtschaftlichen Einzugsgebiet der Emscher 
15% des Abflusses von der Kanalisation ab-
zukoppeln“99 sind. Dieses Ziel soll über Ver-
sickerung, Dachbegrünung oder Regenwas-
sernutzung etc. erreicht werden und ist ein 
Beitrag für die Regulierung des Emscherab-
flusses. Damit wurde ein wesentliches Inst-
rument der Hoch- wie Niedrigwasservorsor-
ge im urbanen Raum entwickelt.

Das genossenschaftliche Prinzip der Wasser-
bewirtschaftung der Emscher ist auch für den 
Umgang mit der Ober- und Unterliegerthe-
matik von Vorteil: Zum einen ist die Emscher-
genossenschaft für das gesamte Einzugsge-
biet der Emscher zuständig und bündelt da-
mit die Erhebung der fachlichen Grundlagen 
sowie die Entwicklung von Maßnahmen, z.B. 
im Rahmen des Hochwasser-Aktionsplans. 
Zum anderen werden alle Kosten für Maß-
nahmen des Hochwasserschutzes gemein-
sam durch die Mitglieder der Genossenschaft 
getragen. Somit muss eine Kommune, auf de-
ren Fläche ein Rückhaltebecken gebaut wird, 
welches insbesondere ihren Unterliegern 
nützt, nicht alleine für die Kosten aufkom-
men. Allerdings lassen sich nicht alle Aspek-

te eines vorbeugenden Hochwasserschutzes 
über die Emschergenossenschaft steuern. 
Die Flächenvorsorge liegt in der Zuständig-
keit der Kommune. Betreibt diese Siedlungs-
entwicklung mit zunehmender Versiegelung 
von Flächen, führt das zu direkten Auswir-
kungen bei den Unterliegern. Dieser Aspekt 
ist nur eingeschränkt zu beeinflussen. Ent-
siegelungen und Versickerung von Regen-
wasser sind dennoch bedeutende Ansätze 
zur Hochwasservorsorge im städtisch-ver-
dichteten Raum; ein Instrument in der Em-
scherregion ist die o.a. „Zukunftsvereinba-
rung Regenwasser“.

Die Regionalplanung wird in der Emscherre-
gion bislang durch die drei Bezirksregierun-
gen Münster, Düsseldorf und Arnsberg be-
trieben. Ein Beitrag der Regionalplanung zur 
Hochwasservorsorge war die Umsetzung ei-
nes Erlasses der Landesregierung zur Rege-
lung des vorbeugenden Hochwasserschut-
zes. Im Zuge dessen wurde die Umsetzung 
der regionalplanerischen Steuerungsmög-
lichkeiten zur Sicherung von Überschwem-
mungsgebieten und überschwemmungsge-
fährdeten Gebieten gestärkt. In der Darstel-
lung von Überschwemmungsbereichen wur-
de seitens der Regionalplanung der Bezirks-
regierung Münster das 100-jährliche Hoch-
wasser zugrunde gelegt, aber auch darüber 
hinausgehende potenzielle Retentionsräu-
me aufgenommen. Ein Zugriff auf beste-
hende Bebauungspläne im Bereich der Über-
schwemmungsgebiete wurde wegen mögli-
cher Entschädigungszahlungen aber bisher 
nicht verfolgt; seitens der Landwirtschaft 
wurde eine Abwertung von Flächen befürch-
tet, wenn diese als Retentionsräume im Regi-
onalplan dargestellt werden.100 Die Regional-
planung hat über die Ausweisung von Vor-
behalts- und Vorranggebieten die Möglich-
keit, die Siedlungsentwicklung zu steuern. 
Kooperationen der drei bisher für das Em-
schereinzugsgebiet zuständigen Bezirksre-
gierungen erfolgten. Allerdings ergeben sich 
durch die Neustrukturierung der Regional-
planung neue Möglichkeiten einer gebündel-
ten Bearbeitung der Emscherregion. So ist ab 
2009 der RVR für die Regionalplanung im ge-
samten Einzugsgebiet der Emscher zustän-
dig, ebenso für den Emscher Landschaftspark 
und – partiell – für die mit der Emschergenos-
senschaft gemeinsam gegründete AG Neues 
Emschertal (siehe unten). Weitergehende Po-
tenziale bestehen – bei Klärung der sich über-
schneidenden Kompetenzen – künftig durch 
die Aufstellung eines regionalen Flächennut-
zungsplans einer Planungsgemeinschaft von 
sechs Städten im Ruhrgebiet. Eine Integra-
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tion von Regionalplanung und Flächennut-
zungsplanung in einem Teilraum des Ruhr-
gebiets wird somit realisiert. Zusammen-
fassend kann festgehalten werden, dass der 
Regionalplanung eine zentrale Rolle im vor-
beugenden Hochwasserschutz zukommen 
kann, da bereits frühzeitig und übergeord-
net über Flächenentwicklungen entschieden 
wird. Die Regionalplanung kann „kommu-
nalpolitischen Erwägungen wichtige über-
greifende gesamträumliche Vorstellungen 
entgegensetzen“.101

Niedrigwasservorsorge

Niedrigwasserstände sind an der Emscher 
aufgrund der Kläranlagenabläufe bisher kein 
Problem, dagegen können einige Nebenläu-
fe im Sommer teilweise trockenfallen.102 Die 
Anhebung von Niedrigwasserabflüssen wird 
im „Masterplan Emscher-Zukunft“ thema-
tisiert. Zukünftig werden häufigere Niedrig-
wasserstände vor allem auf Grund der Tren-
nung der Abwasserzuführung in die Emscher 
erwartet. Die Bedeutung der Sicherstellung 
eines kontinuierlichen, ausreichenden Nied-
rigwasserabflusses wird primär ökologisch 
begründet, aber auch mit dem Ziel, „ein 
wichtiges Stück Lebens- und Erholungs-
raum zu schaffen“.103 Erreicht werden soll 
dies über die Grundwasserbewirtschaftung 
durch Sicherstellung entsprechend hoher 
Grundwasserneubildungsraten. Synergieef-
fekte von Maßnahmen der Hoch- und Nied-
rigwasservorsorge werden durch eine um-
fassende, möglichst naturnahe Regenwasser-
bewirtschaftung angestrebt, die Hochwas-
serwellen reduzieren und die Grundwasser-
neubildung fördern soll. Höhere Grundwas-
serstände können allerdings in Konflikt mit 
baulichen Nutzungen treten. Ein darüber hi-
nausgehendes eigenständiges Konzept zur 
Niedrigwasservorsorge existiert nicht. Auch 
seitens der Regionalplanung wurde das The-
ma bisher nicht aufgegriffen.

Klimawandel

Die Diskussion zu den Auswirkungen des 
Klimawandels wird in der Region geführt. 
Beispielsweise erfolgte im Rahmen des Em-
scher-Dialogs 2008 ein Austausch mit den re-
gionalen Akteuren zu diesem Themenfeld. 
Für die Emscherregion wurden u.a. folgen-
de hochwasserrelevante Ergebnisse aus re-
gionalen Klimamodellen ermittelt:

„Tendenzieller Anstieg der Niederschläge •	
in den Wintermonaten

 Zunahme der Wahrscheinlichkeit von ext-•	
remen Niederschlägen (ganzjährig)“104

Aus Erhebungen der Emschergenossenschaft 
abgeleitet, ist für die kurzfristigen Starknie-
derschläge (im Minuten- und Stundenbe-
reich), die von besonderer Relevanz für Hoch-
wasserextreme im Emscherraum sind, keine 
Intensivierung vorherzusehen.105 Jedoch wur-
de im Interview verdeutlicht: „Die Ergebnis-
se der Modelle sind noch sehr, sehr unsicher 
und liegen auch sehr weit auseinander.“106 
Um mit dieser Unsicherheit der Zukunftspro-
gnosen umzugehen, verfolgt die Emscher-
genossenschaft eine „No-Regret-Strategie“, 
d.h. es werden Maßnahmen durchgeführt, 
die unabhängig von den Vorhersagen posi-
tiv wirken. Ein Beispiel ist die o.a. „Zukunfts-
vereinbarung Regenwasser“, die sich sowohl 
begünstigend auf den Bereich der Hoch- und 
Niedrigwasservorsorge wie auch der stadtkli-
matischen Verhältnisse auswirken kann. 

Integration von Hochwasservorsorge und 
Kulturlandschaftsentwicklung

Die Verzahnung von Kulturlandschaftsgestal-
tung und vorbeugendem Hochwasserschutz 
ist in der Emscherregion durch die beiden auf 
langfristige Zukunftsperspektiven ausgerich-
teten Masterpläne „Emscher-Zukunft“ und 
„Emscher Landschaftspark 2010“ konzep-
tionell verankert. Wesentliches Instrument 
für die Institutionalisierung der Kooperation 
von RVR und Emschergenossenschaft sowie 
für die inhaltliche Verschneidung der beiden 
Masterpläne und ihrer Umsetzung ist die Ar-
beitsgemeinschaft Neues Emschertal. 

Beide Masterpläne verfolgen einen integrier-
ten Ansatz und nennen die Entwicklung der 
Emscherregion als Zielstellung, auch wenn 
sie in ihrer thematischen Ausrichtung jeweils 
einen anderen Schwerpunkt setzen. Die Ar-
beitsgemeinschaft Neues Emschertal wur-
de 2006 als kooperative Plattform zur Um-
setzung gemeinsamer Projekte der Master-
pläne von RVR und Emschergenossenschaft 
eingerichtet. Im Jahr 2008 wurde der Umbau 
der Emscher mit dem Bau des Hauptkanals 
begonnen, während in den vorangegangenen 
Jahren die Maßnahmen auf die Nebenbäche 
beschränkt waren. Die Arbeitsgemeinschaft 
setzt bisher keinen Schwerpunkt auf Projekte 
zum Hochwasserschutz, sondern auf die Er-
schließung landschaftlicher, städtebaulicher 
und kultureller Potenziale. Beispiele hierfür 
sind die Konzeptionierung und Umsetzung 
von Projekten im Rahmen der Kulturhaupt-
stadt Europas RUHR.2010.107 Das „derzeit 
größte Renaturierungsprojekt der Welt“ wird 
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mit Projekten wie „Emscher-Kunst“ auf der 
„Emscher-Insel“ in das Programm zum Kul-
turhauptstadtjahr eingebunden.108 

Die enge programmatische Verknüpfung von 
Emscherumbau und Emscher Landschafts-
park wird in der Vorbereitung zum Kultur-
hauptstadtjahr besonders betont: „Emscher-
umbau und Emscher Landschaftspark sind 
wie zwei Seiten einer Medaille: Der Emscher 
Landschaftspark braucht die Neue Emscher 
und das Neue Emschertal um die Konzeption 
der regionalen Grünzüge zu vollenden. Um-
gekehrt ist der Emscher Landschaftspark die 
ideale Ergänzung und der passende räum-
liche Rahmen für das Generationenprojekt 
Emscherumbau. Beide Projekte können ihre 
positive Wirkung für die Region nur gemein-
sam entfalten.“109

In den beiden Masterplänen wird folglich in-
tensiv aufeinander Bezug genommen:

Der „Masterplan Emscher Landschaftspark •	
2010“ erklärt in einem dritten Leitsatz das 
Neue Emschertal zu dem zentralen Ent-
wicklungsprojekt im Emscher Landschafts-
park der kommenden zwei Dekaden.110 Die 
Entwicklung des Neuen Emschertal zum 
„Stadtpark der Region“ in der Mitte des Em-
scher Landschaftsparks wird als zentrales 
Gemeinschaftsprojekt des Emscher Land-
schaftsparks und des Emscherumbaus ver-
standen.111 Die wesentlichen Planaussagen 
des „Masterplan Emscher-Zukunft“ wer-
den hier in einem eigenen Kapitel wieder-
gegeben, alle Projekte zum Gewässerum-
bau, zur Landschaftsgestaltung entlang 
der Gewässer und zur Regenwasserbewirt-
schaftung sind Teil der Projektdatenbank 
und der Projektübersichten des „Master-
plan Emscher Landschaftspark 2010“.

Im „Masterplan Emscher-Zukunft“ wird •	
herausgestellt, dass der Emscher Land-
schaftspark die ideale Ergänzung und der 
passende räumliche Rahmen für den Em-
scherumbau sei. Die Notwendigkeit ei-
ner Integration der Maßnahmen und ei-
ner Projektkooperation im Rahmen der 
Arbeitsgemeinschaft Neues Emscher-
tal wird betont.112 In den acht Leitthesen 
wird verdeutlicht, dass das Neue Emscher-
tal als eigenständige Attraktion, Identifi-
kationsobjekt und Wirtschaftsplattform 
künftig das „Rückgrat des Emscher Land-
schaftsparks“113 bilden soll. Der Hochwas-
serschutz wird in den Planungsgrundsät-
zen als eine zentrale Aufgabe angesehen.

Ein wichtiger kommunikativer Baustein der 
Flusslandschaftsgestaltung ist der von der 

Emschergenossenschaft 2001 ins Leben ge-
rufene Emscher-Dialog. Dieses jährlich statt-
findende Diskussionsforum dient dem kom-
munikativen Austausch der Akteure und der 
regionalen Ideenfindung. Im Kulturhaupt-
stadtjahr soll er internationale Beispiele 
zum Thema „Fluss- und Stadtlandschaften“ 
diskutieren.

Eine Kooperation mit der Regionalplanung 
findet aktiv statt. In Abstimmung mit dem 
Kommunalverband Ruhr, der Vorgängeror-
ganisation des RVR, wurden Flächen für re-
gionale Grünzüge in den Regionalplänen 
ergänzt. Die Zusammenarbeit im Zuge der 
Aufstellung des „Masterplan Emscher Land-
schaftspark 2010“ erfolgte auf informeller 
Ebene. Da der RVR 2009 die Zuständigkeit 
für die Regionalplanung übernimmt, erge-
ben sich weitere Ansatzpunkte, das Neue Em-
schertal zu qualifizieren und in der Regional-
planung zu berücksichtigen.114 

Der informelle Rahmen für eine verstärkte 
Verzahnung der Kulturlandschaftsgestaltung 
mit dem vorbeugenden Hochwasserschutz 
wurde durch die langjährige Zusammenar-
beit der regionalen Organisationen bereits 
geschaffen. Jedoch erscheinen die Spielräu-
me insbesondere für raumbezogene Ansätze 
der Hochwasservorsorge infolge der starken 
Flächennutzung im verdichteten Siedlungs-
raum gering.

Die Projekte zur Realisierung des Emscher-
umbaus werden in der Regel von der Em-
schergenossenschaft selbst getragen. Ein 
Hochwasserrückhalteraum in Dortmund-
Mengede als bereits planfestgestelltes Vorha-
ben kann beispielhaft die mögliche Verzah-
nung von Hochwasservorsorge und Kultur-
landschaftsgestaltung auf Projektebene auf-
zeigen. Neben seiner Funktion für den Hoch-
wasserschutz ist der Hochwasserrückhalte-
raum auch Teil eines ökologischen Konzep-
tes entlang der Emscher. In diesem Zusam-
menhang wird für diesen Teilraum der Em-
scher die Entwicklung eines auenartigen Le-
bensraumes verfolgt.115 Ein weiteres Beispiel 
ist der sich im Planungsprozess befindende 
„Pöppinghauser Bogen“ zwischen Reckling-
hausen und Castrop-Rauxel. Auf landwirt-
schaftlich genutzten Flächen soll dort eine 
Aufweitung des Gewässerprofils erfolgen und 
ein ökologisch wertvoller Landschaftsraum 
entwickelt werden, der zugleich bei extremen 
Hochwasserereignissen als Retentionsraum 
fungiert. Der Regionalplanung kommt hier-
bei die Aufgabe einer den Planungsprozess 
vorbereitenden Flächenvorsorge zum Hoch-
wasserschutz zu. Im Rahmen des Projektes 



Flusslandschaften                                         Werkstatt: Praxis Heft 6734

werden zudem gegebenenfalls erforderliche 
Entschädigungszahlungen an die Flächen-
nutzer thematisiert.116 Die Aspekte der Pla-
nung und der Bürgerpartizipation werden 
im Rahmen des Interreg IVB-Projektes ALFA 
gefördert.117

Probleme der räumlichen Passfähigkeit in 
der Umsetzung von regionaler Kulturland-
schaftsgestaltung und vorbeugendem Hoch-
wasserschutz stehen in der Region nicht im 
Vordergrund, da der Emscherraum seitens 
der Akteure jeweils ähnlich definiert und 
abgestimmt bearbeitet wird. Das Neue Em-
schertal ist der Kernraum des Emscher Land-
schaftsparks, der sich darüber hinaus aller-
dings auch auf andere Grünzüge im Em-
scher-Einzugsgebiet (z.T. auch im Lippe-Ein-
zugsgebiet) bezieht. Flächenbezogene Maß-
nahmen der Hochwasservorsorge wie die  
Regenwasserbewirtschaftung, Gewässerauf-
weitungen, Rückhaltungen oder der Umbau 
der Nebenbäche bieten deutliche Potenzia-
le für die Verknüpfung mit Maßnahmen der 
Kulturlandschaftsgestaltung. Die Verzah-
nung der beiden Handlungsfelder ist aller-
dings nur in Teilaspekten auf der dezentra-
len Ebene herstellbar: Dies gilt insbesonde-
re, weil die Emscher durch ein dicht besie-
deltes Gebiet fließt und damit großräumige 
regionale Maßnahmen zwar entlang des lini-
enförmigen Neuen Emschertals, aber nicht 
flächenhaft im gesamten Einzugsgebiet der 
Emscher möglich sind. Mögliche Probleme 
zeitlicher Passfähigkeit konnten durch die 
Abstimmung der beiden Masterpläne und 
die Institutionalisierung der Arbeitsgemein-
schaft Neues Emschertal weitgehend über-
wunden werden.

Die fehlende institutionelle Verknüpfung 
beider Handlungsfelder wird in der Em-
scherregion durch die informellen Master-
pläne und durch die Kooperation der beiden 
zuständigen regionalen Organisationen, der 
Emschergenossenschaft und des RVR, kom-
pensiert. Diese wird auch deshalb vorange-
trieben, weil in der Emscherregion die nach-
haltige integrierte Entwicklung der Fluss-
landschaft als gemeinsame Chance für ei-
nen erfolgreichen Strukturwandel gesehen 
wird. Informelle Abstimmungsprozesse z.B. 
im Rahmen der Erstellung der beiden regi-
onalen Masterpläne waren wichtig, um die 
Kooperation der relevanten Akteure für die 
regionale Kulturlandschaftsgestaltung wie 
für die Hoch- und Niedrigwasservorsorge zu 
verstetigen. Diese erscheinen besonders ge-
eignet, eine integrierte Flusslandschaftsent-
wicklung voranzutreiben.

Kernbotschaften der Fallstudie

Der Emscherraum verdeutlicht „wie •	
in einem Brennglas“ die Probleme des 
Hochwasserschutzes und der Kultur-
landschaftsgestaltung im städtischen 
Kontext. Die dringend erforderliche 
kommunale Flächenvorsorge für die 
Zwecke des Hochwasserschutzes ist 
nur eingeschränkt möglich, kann aber 
kreativ mit stadttypischen Nutzungs-
anforderungen der Freiraumgestaltung 
multifunktional verknüpft werden. Die 
naturnahe Regenwasserbewirtschaf-
tung ist ein wesentliches Instrument 
in einer Region mit einem hohen An-
teil an versiegelten Flächen.

Ein besonderer Pluspunkt des Em-•	
scherraums ist die Existenz regionaler 
Organisationen, die jeweils für eines 
der beiden Handlungsfelder Hochwas-
serschutz und Kulturlandschaftsge-
staltung zuständig sind. Die Emscher-
genossenschaft als sondergesetzliche 
Organisation der Wasserwirtschaft 
und der Regionalverband Ruhr ermög-
lichen handlungsfeldbezogen inter-
kommunales Handeln, innerregionale 
Finanzierungssolidarität z.B. zwischen 
Ober- und Unterliegern der Emscher 
und geben regionalen Belangen eine 
Lobby. Auf diese Weise wird die Fluss-
landschaft der Emscher zum regiona-
len Handlungsraum.

Emscher Landschaftspark und Em-•	
scherumbau werden über aufeinander 
und mit zahlreichen regionalen Ak-
teuren abgestimmte Masterpläne re-
alisiert, die in regionaler Perspektive 
gemeinsame Ziele, Themen und Pro-
jekte bündeln. Es zeigt sich eine hohe 
Zielkohärenz. Die gemeinsame Um-
setzung erfolgt in der Arbeitsgemein-
schaft Neues Emschertal, einer Platt-
form von Emschergenossenschaft und 
Regionalverband.

Die Flusslandschaft der Emscher wird •	
von den Schlüsselakteuren in integrier-
ter Perspektive betrachtet. Auch für die 
wasserwirtschaftlich ausgerichtete Em-
schergenossenschaft gilt das Neue Em-
schertal als Kernraum einer nachhalti-
gen Strukturpolitik und werden Belange 
des Wohnens, der Landschaftsästhetik, 
der regionalen Identität, der Naherho-
lung, der Ökologie oder der Kunst in 
Masterplaninhalte und Projektrealisie-
rungen integriert. 
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Die Sicherung und Anhebung des Nied-•	
rigwasserabflusses ist eine wesentli-
che Voraussetzung für den Umbau des 
Emschersystems in ein naturnahes  
Abflussregime. Niedrigwasservorsor-
ge als künftiges Handlungsfeld jeglicher 
Flusspolitik im Klimawandel ist also be-
reits Teil der Handlungsstrategien der 
Emschergenossenschaft. Hochwasser-
schutz und Niedrigwasservorsorge wer-
den als Teil einer an die (sub-)urbanen 
Bedingungen angepassten „No-Regret-
Strategie“ verstanden.

Die Entwicklung des Emscher Land-•	
schaftsparks und der umfassende 
Umbau der Emscher erfolgen auf der 
Grundlage langfristiger ehrgeiziger Vi-
sionen mit einem Planungs- und Rea-
lisierungshorizont von mehreren Jahr-
zehnten. Diese regionalen Leitprojekte 
verstehen sich als Motoren eines groß 
angelegten Landschaftsumbaus. Der 
Umbau der Emscher von einem von 
Industriebrachen gesäumten offenen 
Abwasserlauf zu einer an die vorin-

dustrielle Emscher erinnernden Fluss-
landschaft inmitten eines regionalen 
Stadtparks erfordert einen langfris-
tigen Entwicklungsansatz – getragen 
und unterstützt von Events, fokussier-
ten Planungs- und Kooperationspha-
sen und Kommunikationsstrategien 
(IBA Emscher Park, Masterplanpro-
zesse, Kulturhauptstadtjahr, Emscher- 
Dialog etc.) mit regionaler und überre-
gionaler Ausstrahlung. 

„Best practice“

Regionale Organisationen mit Kompetenzen für Kulturland-•	
schaft bzw. Hochwasserschutz

Förderung integrierter Perspektiven bei den Schlüsselakteuren•	

Schaffung von Zielkohärenz zwischen diversen flussland-•	
schaftsbezogenen Plänen

Entwicklung langfristiger Visionen und Leitprojekte als Motoren•	

„No-Regret-Strategien“ zum regionalen Umgang mit dem •	
Klimawandel 
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3.3	 Fränkisches Seenland 

Das Fränkische Seenland wurde als groß-
technisches wasserbauliches Projekt an-
gelegt, um die Wasserverteilung zwischen 
dem wasserreichen Süd- und dem wasser-
armen Nordbayern auszugleichen und die 
regionale Wirtschaftsstruktur zu verbessern. 
Der Landtagsbeschluss hierzu wurde bereits 
1970 gefasst. Im Rahmen des Projektes wur-
den Überleitungen von Wasser aus dem Alt-
mühl- und Donautal über die europäische 
Wasserscheide in das Regnitz-Main-Gebiet 
geschaffen, wodurch mehrere neue Seen 
entstanden sind (Brombachsee, Altmühl-

see, Rothsee), wovon der Brombachsee im 
Jahr 2000 als letzter eingeweiht wurde. Ne-
ben der Anhebung der Niedrigwasserfüh-
rung von Rednitz, Regnitz und Main in som-
merlichen und herbstlichen Trockenperio-
den und der damit verbundenen Verbesse-
rung und Stabilisierung der Wasserqualität 
dieser Flüsse sowie der Vermeidung von grö-
ßerem Hochwasser im Tal der mittleren Alt-
mühl, erfolgte mit der Schaffung eines Se-
engebietes auch die touristische Inwertset-
zung einer peripheren ländlichen Region. 
Vom Fränkischen Seenland gehen nunmehr 
als Naherholungs- und Urlaubsgebiet wirt-
schaftliche Impulse für die gesamte Region 
aus. Obwohl wasserwirtschaftliche Gesichts-
punkte im Vordergrund des Projektes stan-
den, verfolgte man auch Belange des Land-
schafts- und Naturschutzes wie z.B. die Aus-
weisung von Naturschutzgebieten.119

Der Fokus dieser Fallstudie liegt auf der Un-
tersuchung des regionalen Umgangs mit der 
Niedrigwasserproblematik und ihrer Ver-
knüpfung mit einer tourismuszentrierten 
kulturlandschaftlichen Inwertsetzung. Die 
Fallstudie kann hierbei auf Erfahrungen aus 
einem bereits langjährig abgeschlossenen 
und etablierten Projekt zurückgreifen.

Fallspezifische Forschungsfragen120

Wie wurden Synergien zwischen Nied-•	
rigwasservorsorge und regionaler Kul-
turlandschaftsgestaltung genutzt und 
welches waren die Haupttriebkräf-
te für die verknüpfte Umsetzung bei-
der Handlungsfelder (z.B. Hochwasser- 
ableitung, Niedrigwasserproblematik 

oder Entwicklung eines touristischen 
Images der Region)?
Welche Zielkonflikte zwischen Nied-•	
rigwasservorsorge und touristischer 
Inwertsetzung wurden offensichtlich 
und welche spezifischen Anforderun-
gen und Problemlagen ergeben sich aus 
einem großräumigen technischen Pro-
jekt zum Niedrigwassermanagement? 
Inwieweit und wie wurden diese Kon-
flikte gelöst?
Welche Auswirkungen hatten fehlen-•	
de institutionelle Rahmenbedingun-
gen zur Niedrigwasservorsorge für die 
Projektumsetzung? Konnten informel-
le Konzeptionen und Kooperations-
strukturen diese institutionelle „Lü-
cke“ füllen?

Projektstruktur

Den Hintergrund dieses Projektes bildeten re-
gional unterschiedliche wasserwirtschaftliche 
Probleme in Mittelfranken. Das Gebiet nörd-
lich des Donaueinzugsgebiets (Regnitz-Main-
Gebiet) war von einem natürlichen Wasser-
mangel geprägt, welcher vor allem durch die 
geringen Niederschläge und die geringe Was-
serspeicherkapazität der Böden in der Regi-
on zu erklären ist. Das Gebiet südlich der Do-
nau verfügt hingegen über ein reichhaltiges 
Wasserdargebot. Gründe hierfür sind höhe-
re Niederschläge, Grundwasserspeicherräu-
me in den voralpinen Kies- und Schottermo-
ränen sowie der Schneerückhalt im Gebirge, 
wodurch der Abfluss gleichmäßiger wird. Im 
Altmühltal kam es zudem häufig zu sommer-
lichen Hochwassern.121 Maßnahmen, wie z.B. 
die Begradigung der Altmühl im Jahr 1920, 
führten nicht zum gewünschten Erfolg.122

Eine entscheidende Bedeutung für die Reali-
sierung des Projekts hatte die in den 1960er 
Jahren in Bayern initiierte wasserwirtschaftli-
che Rahmenplanung, bei der Verknüpfungs-
möglichkeiten von Hochwasserschutz im Alt-
mühltal und Niedrigwasservorsorge im Reg-
nitz-Main-Gebiet erkannt wurden. Neben 
den wasserwirtschaftlichen Problemlagen 
stellte der Wassermangel im Regnitz-Main-
Gebiet zudem einen negativen Faktor für die 
Regionalentwicklung dar und sommerliche 
Hochwasser im Altmühltal erzeugten Proble-
me für die Landwirtschaft und die Siedlungs-
entwicklung. Initiatoren für das technische 
Überleitprojekt waren verschiedene staatli-
che Wasserwirtschaftsstellen. Der Erfolg der 
tatsächlichen Umsetzung dieses fachüber-
greifenden Projekts ist jedoch auch auf po-
litische Zielstellungen zurückzuführen: Ziel 

„Es war klug, von Anfang an alle an einen Tisch zu holen. 
Alle haben mit diskutiert und ihre Bedenken mit 

einbringen können und Kompromisse geschlossen.“ 118
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Steckbrief Fallstudie Fränkisches Seenland
Fluss       Altmühl, Donau, Rednitz, Regnitz, Main (Oberlauf) Flusseinzugsgebiet                                          Donau, Rhein
Kulturlandschaftstyp                                      ländliche Kulturlandschaft Bundesland                                                               Bayern

Regionalplanung                                                 Regionale Planungsverbände Westmittelfranken und Industrieregion Mittelfranken
Schlüsselakteure Kulturlandschaftsgestaltung  Tourismusverband Fränkisches Seenland, drei gemeindliche Zweckverbände
Schlüsselakteur Hochwasserschutz                        Wasserwirtschaftsamt Ansbach
Abbildung 15 
Segelhafen am Brombachsee

Abbildung 16 
Feuchtwiesen im Altmühltal

Quelle: Zweckverband Brombachsee Quelle: Wasserwirtschaftsamt Ansbach

Charakteristik der Fallstudie
großtechnisches wasserbauliches Projekt zum Ausgleich der Wasserverteilung in Süd- und Nordbayern•	
Anhebung der Niedrigwasserführung von Rednitz, Regnitz und Main sowie Vermeidung von größerem  •	
Hochwasser im Tal der mittleren Altmühl
touristische Inwertsetzung der Kulturlandschaft •	

Planungsgrundlagen                                  Studie der Obersten Baubehörde „Die Überleitung von Altmühl- und  
                                                             Donauwasser in das Regnitz-Main-Gebiet“, Touristisches Entwicklungs- 
                                                             konzept „Neues Fränkisches Seenland“

Abbildung 14 
Übersichtskarte Fränkisches Seenland 

Quelle: IRS
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der Landesplanung ist es, gleichwertige Le-
bensbedingungen im ganzen Land zu schaf-
fen und strukturfördernde Maßnahmen in 
wirtschaftsschwachen Gebieten durchzu-
führen. Im Kontext dieser politischen Über-
legungen wurde die Möglichkeit erkannt, das 
ursprünglich rein wasserwirtschaftliche Pro-
jekt mit strukturverbessernden Maßnahmen 
zu verzahnen.123

1967 beschloss die bayerische Staatsregie-
rung die Finanzierung einer Studie mit dem 
Titel „Die Überleitung von Altmühl- und Do-
nauwasser in das Regnitz-Main-Gebiet“, wel-
che die Planungsgrundlage für das Überleit-
projekt darstellte. Die Oberste Baubehörde 
stellte die Studie im Jahr 1970 fertig. Neben 
der Universität Erlangen-Nürnberg wirkten 
auch andere Fachbehörden, Staatsministe-
rien, die Regierung von Mittelfranken so-
wie die betroffenen Landesämter mit.124 Die 
Inhalte der Studie beliefen sich auf wasser-
wirtschaftliche Ziele, technische Aspekte 
und Rechts- und Verfahrensfragen. Zudem 
wurde der wirtschaftliche Wert der Überlei-
tung dargestellt.125 Auf der Grundlage der 
Studie beschloss der Bayerische Landtag im 
Juli 1970 den Bau des Überleitsystems, um 
wasserwirtschaftliche Unterschiede abzu-
bauen und strukturverbessernde Maßnah-
men durchzuführen. Eine Grundlage für die 
Umsetzung des Projekts bildete ein wasser-
rechtliches Planfeststellungsverfahren. Die-
ses wurde durch ein Flurneuordnungsverfah-
ren begleitet, da die für das Überleitprojekt 
erforderliche Fläche zumeist im bäuerlichen 
Privatbesitz war.126 

In der weiteren Planungs- und Umsetzungs-
phase war es für die staatlichen Stellen ein 
wichtiges Ziel, mit einer offenen Planung 
möglichst viele Akteure zu beteiligen. Für 
Planung und Bau des Überleitprojekts er-
folgte 1971 die Institutionalisierung einer ei-
genständigen Behörde mit der Bezeichnung 
„Talsperren-Neubauamt Nürnberg“ (TNA), 
die später in die Wasserwirtschaftsverwal-
tung integriert wurde. Zu den Aufgaben des 
Amtes gehörten die Anlagenplanung sowie 
der Grunderwerb.127 Zivilgesellschaftliche  
Akteure wurden bei den Planungsarbeiten 
angehört und verschiedene Anregungen in 
den Planungsprozess integriert. Um die Ak-
zeptanz für das Projekt zu erhöhen, wurde Öf-
fentlichkeitsarbeit betrieben. Eine explizite 
konzeptionelle Verzahnung der wasserwirt-
schaftlichen Überleitung mit der Kulturland-
schaftsentwicklung des Seengebietes gab es 
nicht. Eine Bündelung verschiedener sekto-
raler und zivilgesellschaftlicher Belange unter 

dem Dach des TNA führte aber zur verstärk-
ten Berücksichtigung beider Handlungsfelder 
auf der Umsetzungsebene.

Die Gesamtkosten der Überleitung betrugen 
ca. 450 Mio. Euro.128 Für das Überleitprojekt 
wurde ein eigener Haushaltstitel im Bayeri-
schen Staatshaushalt eröffnet. Der Bund fi-
nanzierte ca. 13 % der Gesamtkosten.129 Die 
Bauphase endete im Jahr 2000 mit der Ein-
weihung des Brombachsees.

Regionale Kulturlandschaftsgestaltung

Die formellen Planwerke zur Umsetzung des 
Überleitprojekts griffen zunächst Schutzas-
pekte der Kulturlandschaft auf. So wurde 
beispielsweise im „Entwicklungsprogramm 
Brombachsee“ von 1975 die „Erhaltung der 
Kulturlandschaft“ hervorgehoben.130 Neben 
der Schaffung neuer Seen gingen entschei-
dende Impulse für die regionale Kulturland-
schaftsgestaltung von den Instrumenten der 
Flurbereinigung und Dorferneuerung aus, 
die auch Entwicklungsaspekte verstärkt ein-
bezogen. Für die Realisierung des Überleit-
projekts mit den neu entstehenden Seen wur-
de ein Flächenbedarf von ca. 2.700 ha er-
zeugt, was zwangsläufig eine Reduktion land-
wirtschaftlicher Flächen bedeutete. Den vom 
Landverlust betroffenen Landwirten wurde 
von einer eigens gegründeten „Beratungsstel-
le Mittelfränkisches Seengebiet“ Hilfestellung 
geboten. Neben Beratungsangeboten für die 
Umstrukturierung der landwirtschaftlichen 
Betriebe gehörten zu den Schwerpunkten der 
Beratungsstelle Fortbildungsmaßnahmen im 
Bereich des ländlichen Tourismus.131 Durch 
die Hilfestellungen für die Landwirte konn-
ten Widerstände gegen das Projekt minimiert 
werden, so dass der Grunderwerb durch das 
TNA weitestgehend reibungslos verlief.132 Das 
technische Großprojekt bewirkte zudem ei-
nen enormen Eingriff in den Naturhaushalt. 
Im Kontext des Flurbereinigungsverfahrens 
wurden daher ökologische Ausgleichsflächen 
geschaffen wie z.B. die Vogelinsel auf dem Alt-
mühlsee und ein nördlich vom Altmühlsee 
liegendes Wiesenbrütergebiet.133

Förderlich für die Koordination der unter-
schiedlichen Interessen war die Ergänzung 
der Verfahren durch informelle Ansätze und 
die Partizipation von staatlichen, wirtschaft-
lichen und zivilgesellschaftlichen Akteu-
ren (z.B. Bund Naturschutz und Bauernver-
band). Diese wurden z.B. vom Tourismusver-
band oder vom TNA angeregt.134 Ein Schlüs-
selakteur der Flurneuordnung konstatierte 
in diesem Zusammenhang: „Eine enge Zu-
sammenarbeit zwischen den Hauptakteu-



39Praxis integrierter Projekte in Flusslandschaften: Fallstudien

Abbildung 17 
Planungsvarianten und endgültige Bauausführung für den Altmühlsee

  Planungsstand 1970              Planungsstand 1974                       Endgültige Bauausführung

Quelle: StMLU 2000142 

ren ist das Wichtigste. Man braucht Leute, 
die über das Gesetz hinaus kompromissbe-
reit sind.“135 Die Abstimmung der gegensei-
tigen Planungsinteressen war ein entschei-
dender Faktor für den Erfolg der Flurneu-
ordnung. Hinzu kam, dass Zukunftschancen 
kommuniziert wurden.

Kooperationen mit einem breiten Akteurs-
spektrum erzeugten Lernprozesse und ge-
nerierten Neuerungen im Verlauf der Umset-
zungsphase. Als Ergebnis wurden zum Bei-
spiel die Planungsvarianten vom Altmühlsee 
dahingehend geändert, dass die ursprüng-
lich stark technisch orientierte Konzepti-
on später durch landschaftsästhetische und 
ökologische Aspekte ergänzt wurde. Wäh-
rend 1970 der Altmühlzuleiter noch geradli-
nig konzipiert und der Altmühlsee als ein run-
des Zweckbauwerk angedacht wurde („Aus-
gleichsbecken Altmühlsee“), erhielt er im 
weiteren Planungsverlauf eine geschwunge-
ne Linienführung und abwechslungsreiche 
Ufergestaltung (vgl. Abb. 17).136

Ein zentraler Akteur der Kulturlandschafts-
gestaltung ist der Tourismusverband Fränki-
sches Seenland, welcher 1990 als Gemeinde-
gebietsausschuss gegründet wurde. Die Be-
zeichnung „Fränkisches Seenland“ ist auf die 
Initiative des Tourismusverbands zurückzu-
führen und wurde für das Marketing der Regi-
on verwendet. Zunehmend erfolgt aber auch 
eine Identifikation der Bevölkerung mit der 
Bezeichnung „Fränkisches Seenland“.137 Ne-
ben Gemeinden gehören privatwirtschaftli-
che Akteure und drei gemeindliche Zweck-
verbände zu den Mitgliedern des Vereins. Die 
Raumabgrenzung des Fränkischen Seenlan-
des (vgl. Abb. 14) orientiert sich an den Gren-
zen der Mitgliedsgemeinden des Tourismus-
verbands. Im Jahr 1983 wurde ein vom Baye-
rischen Wirtschaftsministerium gefördertes 
„Entwicklungsgutachten und Marketingkon-
zept“ für den Tourismus herausgegeben. Ne-
ben einer Bestandsaufnahme relevanter Vari-
ablen und Prognosen für die Entwicklung im 

Tourismus, stellt das Konzept Erfordernisse 
für den politisch-administrativen Bereich dar 
und nimmt Bezug auf andere sektorale Be-
lange. Ergänzend zu den Grundsätzen wer-
den Vorschläge zur Gestaltung der Fremden-
verkehrspolitik gemacht. Die Erhaltung der 
Erholungseignung des Gebietes sollte durch 
Maßnahmen des Naturschutzes, der Land-
schaftspflege und der Verkehrsplanung so-
wie durch verantwortungsvolle Bauleitpla-
nung erfolgen.138

Um ein koordiniertes Vorgehen im Touris-
mussektor zu erreichen, wurden drei ge-
meindliche Zweckverbände am Brombach-, 
Roth- und Altmühlsee gegründet. Zu ihren 
Kernaufgaben gehören die vorbereitende 
Bauleitplanung, der Ausbau der Freizeitin-
frastruktur sowie die Abwasserbeseitigung. 
Verbandsmitglieder sind die Anliegergemein-
den der Seen sowie die anliegenden Land-
kreise und der Bezirk Mittelfranken. Die Ver-
bände planen und bauen im Einvernehmen 
mit dem Freistaat die Freizeiteinrichtungen 
in der Nähe der Seen. Die Finanzierung wird 
durch den Freistaat unterstützt. Speziell bei 
Hochbauvorhaben wird auf eine landschafts-
bezogene Bauweise Wert gelegt. 139

Der Tourismusverband Fränkisches Seenland 
und die gemeindlichen Zweckverbände stre-
ben eine Vernetzung mit zivilgesellschaftli-
chen Akteuren an. Dies geschieht gegenwär-
tig auf verschiedenen Konferenzen (z.B. „Se-
engespräch“ oder der „Fränkisches Seenland 
Tourismustag“). Hier partizipieren Heimat-
vereine oder Verbände mit einem starken Be-
zug zum Tourismusbereich.140

Ein we�������������������������������������iterer relevanter Akteur der regiona-
len Kulturlandschaftsgestaltung ist der Land-
schaftspflegeverband Mittelfranken. Zu sei-
nen Schwerpunkten gehören die Organi-
sation von Landschaftspflegemaßnahmen 
und die Neuschaffung von Biotopen.141 Der 
Landschaftspflegeverband arbeitet mit re-
gionalen Initiativen, wie z.B. LEADER-Grup-
pen (Altmühl-Wörnitz e.V. und ErLebenswelt 
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Roth e.V.) zusammen. So prägen Einzelpro-
jekte verschiedener regionaler Initiativen 
die Kulturlandschaftsgestaltung, wobei eine 
Abstimmung unter einer Gesamtkonzepti-
on wegen einer fehlenden Schnittstelle der-
zeit kaum möglich ist.143 

Vorbeugender Hochwasserschutz 

Eine Aufgabe des Überleitprojekts ist der 
technische Hochwasserschutz, welcher sich 
auf das mittlere Altmühltal (Gunzenhau-
sen bis Treuchtlingen) konzentriert. Der Alt-
mühlsee fängt Hochwasser der oberen Alt-
mühl auf. Über ein natürliches Gefälle ge-
langt das Wasser über den Altmühlüberlei-
ter zum Brombachsee. Teil des Überleiters 
ist ein 2,7 km langer Stollen, der die euro-
päische Wasserscheide unterquert (vgl. Abb. 
18). Schaden bringende Hochwasser sollen 
durch das Überleitprojekt vor allem in den 
Sommermonaten im Altmühltal vermieden 
werden. Durch einen Planfeststellungsbe-
scheid hat das Wasserwirtschaftsamt Ans-
bach die Kompetenz, die Wasserdurchlauf-
mengen zu regulieren.144 

Auf überregionaler Ebene ist für den Hoch-
wasserschutz das Bayerische Hochwasser-
schutz-Aktionsprogramm 2020 relevant. Um 
das Schadenspotenzial von Hochwasser zu 
minimieren, wird eine ganzheitliche Strate-
gie mit drei Handlungsfeldern verfolgt: na-
türlicher Rückhalt, technischer Hochwasser-
schutz und Hochwasservorsorge. Eine Kon-
kretisierung der übergreifenden Ziele er-
folgt in den jeweiligen Hochwasseraktions-
plänen, wobei für das Fränkische Seenland 
der Hochwasseraktionsplan Main relevant 
ist, welcher das gesamte Flusseinzugsgebiet 
betrachtet. Dieser hat informellen Charak-
ter, listet Hochwasserschutzmaßnahmen auf 
und hat zudem den Anspruch, diese zu ko-
ordinieren. Ziele sind die Minimierung von 
Schadensrisiken, die Minderung von Hoch-
wasserständen, die Stärkung des Hochwas-
serbewusstseins sowie die Verbesserung der 
Informationsbasis. 

Die Regionalplanung war während der Um-
setzungsphase des Projekts nicht für den vor-
beugenden Hochwasserschutz zuständig. 
Erst mit dem Bayerischen Landesentwick-
lungsprogramm 2003 wurde ihr der Auftrag 
erteilt, entsprechende Vorranggebiete aus-
zuweisen. Der Regionale Planungsverband 
Westmittelfranken hat weite Teile des Alt-
mühltals als Vorranggebiete für Hochwas-
serschutz ausgewiesen. Zur Abgrenzung die-
ser Gebiete durch die Regionalplanung wur-
den Berechnungen der wasserwirtschaftli-

chen Fachplanung auf Basis eines 100-jähr-
lichen Hochwassers herangezogen.145 

Die Ober- und Unterliegerabhängigkeit wur-
de bei dem Überleitprojekt berücksichtigt. 
Die Erhaltung und Verbesserung der natürli-
chen Retentionsmöglichkeiten im Interesse 
der Unterlieger wurde als Grundsatz im Re-
gionalplan Westmittelfranken verankert.146 
Um eine übermäßige Wasserentnahme aus 
der Donau zu vermeiden, wurde ein Grenz-
wert von 140 m³/s Abfluss bei Kelheim für den 
Main-Donau-Kanal festgesetzt. Dies geschah 
im Hinblick auf die Bedenken der flussab-
wärts gelegenen Nachbarländer.147 Das letz-
te große Hochwasser in der Region mit groß-
flächigen Schäden war 1909 im Nürnberger 
Raum und liegt damit bereits 100 Jahre zu-
rück, so dass große Teile der Bevölkerung 
nicht für potenzielle Hochwasserereignisse 
sensibilisiert sind. 148

Niedrigwasservorsorge

Unterschiede im Wasserhaushalt zwischen 
den Gebieten südlich und nördlich der Do-
nau führten schon seit den 1940er Jahren zu 
Überlegungen verschiedener Wasserwirt-
schaftsbehörden, Wasser aus dem Süden 
Bayerns in den Norden überzuleiten. Politi-
sche Brisanz erhielt die Niedrigwasserthema-
tik vor allem in den 1950er und 1960er Jah-
ren, wobei hier die Niedrigwasserproble-
matik als Entwicklungshemmnis für weite-
res wirtschaftliches Wachstum und die Stei-
gerung der Einwohnerzahlen in der Region 
gesehen wurde. Zudem wurden durch das 
rasante Wirtschaftswachstum die Flüsse im 
Regnitz-Main-Gebiet stark verschmutzt. Die-
se Problematik wurde durch die Niedrigwas-
serstände verschärft.149 Mit der Realisierung 
des Überleitprojektes wurde die Niedrigwas-
serführung der Flüsse Rednitz, Regnitz und 
Main verbessert und die von der Politik the-
matisierten Problemlagen gemindert bzw. ge-
löst. Die Umsetzung der Niedrigwasseraufhö-
hung erfolgt über zwei technische Teilsyste-
me (vgl. Abb. 18): Zum einen werden aus der 
Altmühl oder Donau über den Main-Donau-
Kanal mit Hilfe von Pumpwerken ca. 125 Mio. 
m³ pro Jahr in den Rothsee gefördert. Zum an-
deren erfolgt eine Überleitung von Hochwas-
ser der Altmühl über den Altmühl- und klei-
nen Brombachsee in den Großen Brombach-
see (ca. 25 Mio. m³ pro Jahr). 

Synergien zwischen Hoch- und Niedrigwas-
servorsorge werden durch das Überleitprojekt 
gezielt genutzt. So wird die Hochwassergefahr 
im mittleren Altmühltal vermindert, was sich 
positiv auf die umliegenden Siedlungen und 



41Praxis integrierter Projekte in Flusslandschaften: Fallstudien

die dort tätigen Landwirte auswirkt. Durch die 
Anhebung der Niedrigwasserführung konnte 
die Wasserqualität der Flüsse verbessert wer-
den. Die Steuerung und Überwachung des 
gesamten Überleitsystems erfolgt durch das 
Wasserwirtschaftsamt Ansbach.150

Klimawandel

Die Akteure im Fränkischen Seenland erken-
nen zwar potenzielle Herausforderungen im 
Zusammenhang mit dem Klimawandel. Es 
wird aber darauf hingewiesen, dass die Was-
serproblematik nicht mehr im Bewusstsein 
der Akteure verankert ist, da diese durch das 
Überleitprojekt weitgehend gelöst sei. Regio-
nale Klimaprognosen werden von den Akteu-
ren nicht explizit in die Konzepte einbezo-
gen.151 Aus Sicht der Akteure sind die regio-
nalen Klimaprognosen sehr unsicher, womit 
eine entsprechende Änderung der Zielsyste-
me auf regionaler Ebene im Hinblick auf den 
Klimawandel schwierig ist. Auf informeller 
Ebene werden Klimaprognosen im Wasser-
wirtschaftsamt Ansbach thematisiert, ohne 
dass dies zu konkreten Plänen oder Bauvor-
haben geführt hätte. Unter Berücksichtigung 
touristischer Interessen wird diskutiert, wie 
weit der Wasserspiegel der Seen in extrem hei-
ßen Sommern abgesenkt werden kann. Diese 
Diskussionen münden aber nicht in konkrete 
Vorschriften. Wegen möglicherweise bevor-
stehenden heißen Sommern wird derzeit dis-
kutiert, ob eine Machbarkeitsstudie erstellt 
werden soll. In dieser wäre die Frage zu erör-
tern, ob der Main-Donau-Kanal weiter zum 
Brombachsee ausgebaut werden sollte, um in 
extrem heißen Sommern Wasser aus dem Ka-
nal zur Verfügung stellen zu können.152

Integration von Hochwasservorsorge und 
Kulturlandschaftsentwicklung

Nach der Durchführung eines Raumord-
nungsverfahrens, bei dem die Regierung 
von Mittelfranken zu einer positiven landes-
planerischen Beurteilung kam, wurde deut-
lich, dass nicht nur technische Aspekte bei 
der Umsetzung berücksichtigt werden muss-
ten. Zu den wesentlichen Auflagen gehörte 
eine angemessene Berücksichtigung ökologi-
scher Belange. Diesbezüglich kam es zu einer 
vorgezogenen Aufstellung eines Landschafts-
plans, was dazu führte, dass frühzeitig Teil-
räume für Erholungszwecke bzw. für die Er-
reichung ökologischer Ziele festgelegt wur-
den. Zu den Entwurfsunterlagen gehörten zu-
dem Landschaftspflegerische Begleitpläne, 
welche aufzeigten, wie neue Lebensräume zu 
gestalten sind, um die ökologische Vielfalt er-

halten oder verbessern zu können.153 Inhal-
te des Landschaftsplans wurden in die jewei-
ligen Flächennutzungspläne der gemeindli-
chen Zweckverbände integriert. Ungefähr 
ein Viertel der seenahen Flächen wurden als 
Naturschutzgebiete ausgewiesen.154 Syner-
gien zwischen den Handlungsfeldern Kul-
turlandschaftsgestaltung und Hochwasser-
schutz bzw. Niedrigwasservorsorge konnten 
aus ökologischer Perspektive dahingehend 
erreicht werden, dass durch den Bau der Seen 
wertvolle Räume für Tiere und Pflanzen ent-
standen sind. Durch eine Integration der bei-
den Handlungsfelder ist es gelungen, Ziel-
konflikte weitgehend zu vermeiden. 

Die auf dem Altmühlsee geschaffene „Vo-
gelinsel“ macht den integrierten Projekt-
charakter deutlich. Diese wurde als lockere 
Aufschüttung konzipiert und umfasst eine 
ca. 110 ha große Flachwasser- und Inselzo-
ne. Unter Berücksichtigung landschaftsäs-
thetischer und ökologischer Belange ist hier 
in einem gegliederten Relief aus Flachwas-
serzonen, steileren Uferbereichen und Tief-
wasserarealen ein Lebensraum für Amphi-
bien, Sumpfpflanzen und Vögel geschaffen 
worden. Anstelle der ursprünglich geplanten 
Sport- und Freizeiteinrichtungen wurde ein 
ornithologischer Lehrpfad gestaltet.155

Abbildung 18 
Überleitsystem Fränkisches Seenland

Quelle: Wasserwirtschaftsamt Ansbach 
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Neben den Gebieten, die für ökologische Ziel-
setzungen vorgesehen waren, wurden Aus-
weisungen von Erholungsschwerpunkten an 
den verschiedenen Seen vorgenommen, wo-
durch der Freizeitbetrieb auf bestimmte Be-
reiche konzentriert werden konnte. Ziel der 
Landschaftsgestaltung war es, die einzelnen 
technischen Bauwerke umweltfreundlich 
zu gestalten. Es mussten in diesem Zusam-
menhang landschaftsgebundene, der natür-
lichen Umgebung angepasste Lösungen ge-
funden werden. Ufersicherung und Bepflan-
zungen wurden so gestaltet, dass sie das Er-
scheinungsbild der Landschaft nicht beein-
trächtigen.156 Durch den Grunderwerb der 
seenahen Grundstücke durch den Freistaat 
Bayern war der freie Zugang zu den wasser-
bezogenen Freizeit- und Erholungsmöglich-
keiten gegeben.157 Vor allem in den Sommer-
monaten sind die seenahen Gebiete durch 
einen „Massentourismus“ gekennzeichnet, 
der sich auf bestimmte Schwerpunktgebiete 
konzentriert.158 Andere Gebiete haben neben 
ökologischen auch kulturhistorische Schwer-
punkte. So liegt z.B. ein Teil der Limes-Stra-
ße, welche zum UNESCO-Weltkulturerbe ge-
hört, im Fränkischen Seenland. 

Im Fränkischen Seenland wurde ein was-
serwirtschaftliches Projekt mit einer touris-
tischen Inwertsetzung der Kulturlandschaft 
verbunden. Auf der zugehörigen Akteursebe-
ne ergeben sich diesbezüglich Probleme ins-
titutioneller Interaktion. Während für die Ak-
teure der Wasserwirtschaft wasserwirtschaft-
liche Aspekte im Vordergrund stehen, ist für 
die Tourismusakteure die Nutzung der Seen 
relevant. Gerade in extrem heißen Sommern, 
wie z.B. im Jahr 2003, führt der Interessen-
konflikt zu Problemen. Wasser muss dann 
aus den Seen abgelassen werden, damit die 
anliegenden Flüsse genügend Wasser füh-
ren. Niedrige Wasserspiegel in den Seen ver-
ursachen aber Verschlammung und Offen-
legung von Steinen. Dies hat negative Aus-
wirkungen auf den Tourismus. Um negati-
ve Konsequenzen für den Tourismus weitge-
hend zu vermeiden, erfolgt eine enge Koope-
ration zwischen dem Wasserwirtschaftsamt 
Ansbach und dem Tourismusverband. Ge-
rade zu Beginn der Planungsphase bestan-
den weitere Konflikte wegen unterschiedli-
cher Interessen. Insbesondere im Altmühltal 
gab es Probleme institutioneller Interaktion 
zwischen Naturschutzakteuren und Akteu-
ren der Landwirtschaft, da die Hochwasser 
der Altmühl wichtig für ein großes Feucht-
gebiet als Brut- und Raststätte von Sumpf- 
und Wasservögeln sind.159 Für die Landwirte 
führen die sommerlichen Hochwasser zu Er-

tragseinbußen, wohingegen der Landesbund 
für Vogelschutz ein Interesse an diesen hat. 
Eine Kompromisslösung wurde durch einen 
Planfeststellungsbeschluss erreicht. Er be-
sagt, dass im Winter mindestens ein Hoch-
wasser im mittleren Altmühltal durchgelas-
sen werden muss, damit der Überschwem-
mungscharakter der Gebiete erhalten bleibt. 
Dies ist auch für die Landwirtschaft von Vor-
teil, weil dadurch unerwünschte Schädlinge 
beseitigt werden. Weitere Probleme institu-
tioneller Interaktion ergeben sich bezüglich 
der Siedlungsentwicklung und der Bereitstel-
lung von Hochwasservorsorgeflächen.160

Im Tourismuskonzept wurden schon früh-
zeitig Probleme räumlicher Passfähigkeit 
erkannt. Die räumlichen Abgrenzungen aus 
touristischer Sicht stimmen nicht mit den po-
litisch-administrativen Grenzen überein. Als 
Lösungsmöglichkeit wurde die Bildung ei-
nes Gebietsausschusses „Fränkisches Seen-
land“ aufgezeigt.161 Die Empfehlung aus dem 
Gutachten wurde dann letztendlich mit der 
Gründung eines touristischen Gesamtver-
bands, zusammen mit dem Bezirk Mittel-
franken und den Landkreisen Ansbach, Wei-
ßenburg-Gunzenhausen und Roth, umge-
setzt.162 Probleme räumlicher Passfähigkeit 
sind auch im Rahmen der beiden lokalen Ak-
tionsgruppen zu konstatieren. Die LAG Er-
Lebenswelt Roth e.V. und die LAG Altmühl-
Wörnitz e.V. stoßen Projekte im Fränkischen 
Seenland an, aber nur innerhalb ihres jewei-
ligen Handlungsraums. Kooperationen sind 
für die LAGs im Fränkischen Seenland kaum 
möglich, da ein regionaler Hauptakteur fehlt, 
der Prozesse koordiniert.163

Bei der Integration der Handlungsfelder Kul-
turlandschaftsgestaltung, Hochwasservor-
sorge und Niedrigwasseraufhöhung gab es 
Probleme zeitlicher Passfähigkeit. Zu Beginn 
des Projekts standen wasserwirtschaftliche 
Kriterien stark im Vordergrund. Erst im späte-
ren Planungsverlauf wurden Naturschutzas-
pekte und Aspekte der Landschaftsgestaltung 
berücksichtigt. Zu Beginn der Umsetzungs-
phase war es zudem für die Tourismusak-
teure schwierig, Zielvorstellungen umzuset-
zen. Erst zehn Jahre nach Projektbeginn wur-
de mit dem Wasserwirtschaftsamt verstärkt 
kooperiert.164

Eine Verzahnung der beiden Handlungsfelder 
wird von allen befragten Akteuren als Mehr-
wert angesehen. Bei der integrierten Vorge-
hensweise gab es auch einige Problemfelder. 
Der Landverlust war vor allem bei Höfen pro-
blematisch, die schon seit Generationen Be-
stand hatten. Zudem sind durch die neu ge-
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schaffenen Seen die Baulandpreise und die Le-
benshaltungskosten stark gestiegen. Rückbli-
ckend kann festgestellt werden, dass ein mög-
licher Zielkonflikt zwischen Wasserwirtschaft 
und Tourismus durch Kooperationen vermie-
den wurde. Die wasserwirtschaftlichen Proble-
me wurden weitgehend gelöst und das Fränki-
sche Seenland hat sich mittlerweile als Touris-
musgebiet von überregionaler Bedeutung eta-
bliert, wodurch die Strukturprobleme des pri-
mären Sektors weitgehend kompensiert wer-
den konnten. Zudem war es durch den früh-
zeitigen Einbezug von ökologischen und land-
schaftsästhetischen Aspekten während des 
Planungsprozesses möglich, negative ökolo-
gische Auswirkungen zu begrenzen. 

Die regionalen Planungsverbände nahmen 
ihre Arbeit erst im Jahr 1976 auf. Damit war 
die Rolle der Regionalplanung zu Beginn der 
Planungs- und Umsetzungsphase zu ver-
nachlässigen, da die Planungsstrukturen zu 
diesem Zeitpunkt schon etabliert waren. Bei 
der integrierten Projektumsetzung haben an-
dere Akteure eine fachübergreifende Vorge-
hensweise verfolgt.

Kernbotschaften der Fallstudie

Durch die in den 1960er Jahren in Bay-•	
ern eingeführte wasserwirtschaftliche 
Rahmenplanung wurden Synergien von 
Hochwasserschutz und Niedrigwasser-
vorsorge erkannt. Das Fränkische Seen-
land steht exemplarisch für ein technisches 
Großprojekt, das diese wasserwirtschaft-
lichen Handlungsfelder explizit mit einer 
touristischen Inwertsetzung der Region 
verknüpft. 

Durch •	 informelle Planungsansätze ist es 
gelungen, verschiedene sektorale und zi-
vilgesellschaftliche Belange zu integrieren 
und die Lücke fehlender institutioneller 
Rahmenbedingungen der Niedrigwas-
servorsorge zu schließen. Zudem wurde 
der Bevölkerung von einer Beratungsstel-
le Hilfe bei dem Umstrukturierungspro-
zess angeboten.

Durch einen wasserrechtlichen Plan-•	
feststellungsbescheid sind Machtasym-
metrien vorhanden, da das Wasserwirt-
schaftsamt über die Durchlaufmengen 
im Überleitsystem entscheiden kann. Ak-
teure der Kulturlandschaftsgestaltung mit 
Schutz- oder Nutzungsinteressen können 
nur über den Weg der Kommunikation und 
Kooperation ihre Belange verfolgen. 

Durch verstärkte •	 Kooperationen zwischen 
den verschiedenen Akteuren ist es weit-

gehend gelungen, Zielkonflikte zwischen 
der Niedrigwasservorsorge und einer 
touristischen Inwertsetzung in dem Ge-
biet zu minimieren. Die Schlüsselakteure 
im Tourismus- und Wasserwirtschaftsbe-
reich verfolgen eine integrierte Perspek-
tive. Die positive Wirkung von Hochwasser 
wird vom Wasserwirtschaftsamt berück-
sichtigt, indem im Winter mindestens ein 
Hochwasser durchlaufen muss, damit der 
Überschwemmungscharakter des Gebie-
tes erhalten bleibt. Die Tourismusakteu-
re haben sich während der Umsetzungs-
phase für eine Inwertsetzung der Natur 
eingesetzt.

Neben der Neuordnung der landwirt-•	
schaftlichen Fläche wurden durch die 
Flurneuordnung weitere Potenziale ge-
nutzt, welche sowohl die Kulturland-
schaftsgestaltung als auch den Hochwas-
serschutz betreffen. Die Flurneuordnung 
eignet sich als Instrument sowohl für die 
Bereitstellung von Flächen zur Hoch-
wasservorsorge als auch für Belange des 
Naturschutzes.

Es kann konstatiert werden, dass für die •	
Realisierung des Überleitprojekts die Lage 
im ländlichen Raum sowie die planungs-
rechtliche Situation in den 1970er Jahren 
entscheidende Faktoren einer erfolgrei-
chen Realisierung waren. Zum einen war 
der enorme Flächenbedarf relativ unpro-
blematisch, da es sich bei den erforderli-
chen Flächen um dünn besiedelte Gebie-
te handelte. Zudem wurden die Chancen 
für einen wirtschaftlichen Strukturwan-
del kommuniziert und bei den Flächen-
nutzern erkannt. Zum anderen stände 
ein solches Großprojekt mit gravierenden 
Eingriffen in den Natur- und Landschafts-
haushalt unter den heutigen Verfahrensan-
forderungen vor der Herausforderung ei-
ner Überkomplexität.

„Best practice“

Kommunikation und Nutzung positiver Hochwasserwirkungen•	

Qualifizierung bestehender Planungen durch informelle  •	
Einbindung unterschiedlicher Perspektiven

Schaffung von Beratungsangeboten als Hilfestellung für  •	
Umstrukturierungsprozesse

Gemeinsame Inwertsetzung von Maßnahmen der Hoch- und •	
Niedrigwasservorsorge

Nutzung der Flurneuordnung als Instrument für die Flächen-•	
vorsorge
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3.4	 Regionale 2010

Die Regionale 2010 ist ein mittelfristig an-
gelegtes strukturpolitisches Instrument des 
Landes Nordrhein-Westfalen, welche sich ei-
ner integrierten Kulturlandschaftsentwick-
lung verschrieben hat und projektorientiert 
eine ganzheitliche Raum- und Strukturent-
wicklung anstrebt. Der im Rahmen der Regio-
nale 2010 erarbeitete „masterplan :grün“165 

widmet sich der Weiterentwicklung eines im 
Regionale-Prozess herausgearbeiteten Kul-
turlandschaftsnetzwerkes. Als informelles 
Planwerk dient er der Abstimmung kultur-
landschaftsrelevanter Akteure und der Aus-
richtung ihrer Aktivitäten und Projekte.

Der Projektraum der Regionale 2010 ist stark 
durch den Rhein geprägt. Dieser wird bei den 
Akteuren als „Rückgrat der Region“ betrach-
tet. Die Region ist zwar einerseits regelmä-
ßig von Hochwasserereignissen betroffen, 
so dass der Flächenvorsorge für den vorbeu-
genden Hochwasserschutz ein hoher Stellen-
wert zukommt. Andererseits wird ein ökono-
misches Wachstum prognostiziert, welches 
einen hohen Nutzungs- und Siedlungsdruck 
insbesondere auf die Flächen in Flussnähe 
erzeugt, so dass sich bezogen auf den Hoch-
wasserschutz eine Zunahme von Schadens- 
potenzialen abzeichnet. Eine Auseinan-
dersetzung mit den spezifischen Anforde-
rungen der Hochwasservorsorge im städti-
schen bzw. suburbanen Raum ist zwingend 
erforderlich. 

In der Untersuchung wird geprüft, ob eine Ver-
zahnung von regionaler Kulturlandschafts-
gestaltung und vorbeugendem Hochwasser-
schutz bzw. Niedrigwasservorsorge insbeson-
dere im „masterplan :grün“ verfolgt und so-
mit für den Projektraum konzeptionell vor-
bereitet wird. 

Fallspezifische Forschungsfragen167

Inwieweit erfolgte über die Regionale 2010 •	
eine Verzahnung der Kulturlandschafts-
entwicklung mit den Anforderungen der 
Hoch- bzw. Niedrigwasservorsorge? Wel-
che Erfahrungen lassen sich hinsichtlich 
von Synergiepotenzialen und Zielkonflik-
ten zwischen beiden Handlungsfeldern 
gewinnen?

Wie können Ansätze des vorbeugenden •	
Hochwasserschutzes im Unterlauf ange-
sichts der besonderen Anforderungen des 
städtischen bzw. suburbanen Raums (z.B. 

hoher Grad an Flächenversiegelung) er-
folgreich umgesetzt werden?

Inwieweit führten fehlende institutio-•	
nelle Regelungen hinsichtlich einer ver-
knüpften Betrachtung von Kulturland-
schaftsentwicklung und Hoch- bzw. 
Niedrigwasservorsorge zu Umsetzungs-
defiziten? Können diese über den Ansatz 
der Regionale 2010 auf Projektebene ver-
ringert werden?

Projektstruktur

Regionalen finden in regelmäßigem Turnus 
in einer jeweils anderen Region des Landes 
Nordrhein-Westfalen statt. „Gegenstand der 
REGIONALE ist die gemeinschaftliche Vorbe-
reitung, Realisierung und Präsentation von 
Projekten, Ereignissen und Initiativen, die in 
der Region in einem konzeptionellen Zusam-
menhang entwickelt werden, um das regio-
nale Profil zu stärken“168. Der Wettbewerbs-
gedanke spielt hierbei eine besondere Rolle, 
sowohl bei der Auswahl der Region wie auch 
nach erfolgreicher Bewerbung bei der Aus-
wahl der Regionale-Projekte. Die Präsentati-
on ist ein Grundgedanke der Regionalen, was 
sich am deutlichsten im jeweils abschließen-
den Präsentationsjahr zeigt, in dem alle Pro-
jekte der Öffentlichkeit vorgestellt werden.

Die Initiative zur Regionale 2010 geht auf den 
1992 gegründeten „Regio Köln/Bonn und 
Nachbarn e.V.“ zurück, der die Entwicklungs-
möglichkeiten der Region auslotete und 2001 
die Regionale-Bewerbung koordinierte. Die 
räumliche Abgrenzung erfolgte durch die Ak-
teure selbst. Der Handlungsraum ist durch 
folgende Gebietskörperschaften bestimmt: 
kreisfreie Städte Köln, Bonn und Leverku-
sen sowie Rhein-Erft-Kreis, Rhein-Sieg-Kreis, 
Rheinisch-Bergischer Kreis und Oberbergi-
scher Kreis (mit insgesamt 50 kreisangehöri-
gen Kommunen). Die Regionale 2010 bilde-
te neun Arbeitsbereiche, von denen folgen-
de raumbezogen agieren: :stadt, :grün, :rhein, 
:kulturelles erbe und :gärten der technik. Die-
se werden jeweils durch themenspezifische 
Projekte unterlegt.

Zur Abstimmung der Gesamtinteressen in 
der Region Köln/Bonn wurde beim Regio-
nalrat der Bezirksregierung Köln für die Re-
gionalratsperiode von 2005 bis 2010 die Son-
derkommission Regionale 2010 (SOKO 2010) 
eingerichtet. Ziel der SOKO ist es, die Ver-
fahren und Förderprogramme sowie Projek-
te im Rahmen der Regionale 2010 aktiv zu 
begleiten.

„Alle haben eine Geschichte zum Fluss.“ 166
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Steckbrief Fallstudie Regionale 2010
Fluss                                                              Rhein (Unterlauf) Flusseinzugsgebiet                                                            Rhein
Kulturlandschaftstyp  städtisch-suburbane Kulturlandschaft Bundesland                                             Nordrhein-Westfalen

Quelle: IRS

Träger der Regionalplanung                                  Bezirksregierung Köln 
Schlüsselakteur Kulturlandschaftsgestaltung     Regionale 2010-Agentur
Schlüsselakteur Hochwasserschutz                     Stadtentwässerungsbetriebe Köln (Hochwasserschutzzentrale Köln)
Abbildung 20 
Hochwasser in der Kölner Altstadt 1995 

Abbildung 21 
Niedrigwasser am Rhein im Sommer 2003

Quelle: Hochwasserschutzzentrale Köln Quelle: Hochwasserschutzzentrale Köln
Charakteristik der Fallstudie 

Kulturlandschaftsnetzwerk zur informellen Abstimmung der Entwicklung der Flusslandschaft•	
Bündelung und Förderung verschiedener Projekte zu den Themenfeldern „Stadt“, „Grün“ und „Rhein“ im Rahmen  •	
der Regionale 2010, Einbezug von regionalökonomischen und kulturellen Perspektiven

Planungsgrundlagen                                    masterplan :grün 2.0 

Abbildung 19 
Übersichtskarte Regionale 2010
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Die Finanzierungsstrategie beinhaltet die pri-
oritäre Förderung der im Regionale-Prozess 
qualifizierten Projekte über die Förderpro-
gramme des Landes (z.B. des Städtebaus, der 
Wasserwirtschaft). Die Regionale erfüllt somit 
eine „Bündelungsfunktion“ sektoraler För-
dertöpfe. Ergänzend werden über die Projek-
te in erheblichem Umfang zusätzliche Gelder 
erschlossen. Dabei handelt es sich z.B. um 
kommunale Förderungen, Stiftungsfinanzie-
rungen, private Investitionen sowie europä-
ische Fördermittel (z.B. EFRE). Die Nachhal-
tigkeit des Mitteleinsatzes soll durch den Auf-
bau selbsttragender Projekt- und Kooperati-
onsstrukturen über die eigentliche Laufzeit 
hinaus erreicht werden.

Regionale Kulturlandschaftsgestaltung

Das informelle Planungsinstrument zur Kul-
turlandschaftsentwicklung, welches im Regi-
onale-Prozess erarbeitet wurde, ist der „mas-
terplan :grün“. Der Masterplan soll die Ent-
wicklung der Region perspektivisch mit dem 
Ziel der Sicherung der Kulturlandschaften be-
einflussen.169 Das Natur- und Kulturerbe bil-
det in seiner Überlagerung ein Netzwerk der 
Kulturlandschaften, den Gewässern kommt 
hierbei eine bedeutende kulturlandschafts-
prägende und vernetzende Funktion zu. Des-
halb wird das Kulturlandschaftsnetzwerk 
auch als „blau-grüne Infrastruktur“ kom-
muniziert. Diese besteht aus den drei Grund- 
elementen „wertvolle Kulturlandschaftsbe-
reiche“, „Freiraum- und Gewässernetze“ so-
wie „Auen-, Wald- und Freiraumkorrido-

Abbildung 22				  
Wertvolle Kulturlandschaften		

Quelle: Regionale 2010 Agentur 2007171

re“. Die Darstellung wertvoller Kulturland-
schaftsbereiche (vgl. Abb. 22) „dient vor al-
lem dem Ziel, repräsentative Ausschnitte der 
Kulturlandschaften in der Region Köln/Bonn 
konkret zu definieren und in ihrem Wert für 
die Gesamtregion zu fördern. (…) So gibt es 
sowohl Kulturlandschaftsbereiche, die im na-
turräumlichen Sinn repräsentativ sind, als 
auch Kulturlandschaftsbereiche, die vor al-
lem aufgrund ihres kulturellen Erbes als wert-
voll eingestuft wurden. In den meisten Fäl-
len sind jedoch beide Aspekte vertreten.“172 In 
den Beschreibungen wertvoller Kulturland-
schaftsbereiche wie „Wahner-Heide – Sieg-
mündung“, „Dhünn – Altenberg“, „Heck-
berger Wald – Leppetal“ oder „Homburger 
Ländchen – Bröltal“ wird insbesondere auf 
die kulturlandschaftsprägende Bedeutung 
von Fließgewässern Bezug genommen. Die 
„Auenkorridore“ (vgl. Abb. 23) sind neben ih-
rer Freiraumfunktion oft wichtige kulturelle 
Entwicklungs- und Verbindungsachsen, aber 
auch Industriestandorte. Zur Erhaltung und 
Entwicklung ihrer ökologischen Funktions-
fähigkeit und „aus Gründen des Hochwas-
serschutzes dürfen die Auenkorridore nicht 
durch weitere Verkehrsanlagen oder Sied-
lungs- und Industrieerweiterungen beein-
trächtigt werden.“173

Einen weiteren Baustein des „masterplan 
:grün“ bilden sektorale Anforderungen an 
das Kulturlandschaftsnetzwerk, die Inhal-
te von einzelnen Fachbeiträgen (Landwirt-
schaft, Freizeit und Erholung, Wasserwirt-
schaft, Forstwirtschaft, Stadt- und Regional-
planung, Kulturlandschaft und kulturelles 
Erbe, Naturschutz und Landschaftspflege) 
wiedergeben. Der Fachbeitrag Wasser hebt 
hervor, dass „Bäche und Flüsse heute als 
wichtige Elemente einer nachhaltigen Stadt- 
und Regionalentwicklung begriffen werden.“ 
So wird deren „Rolle für Freizeit und Erho-

Abbildung 23  
Auenkorridore

Quelle: Regionale 2010 Agentur 2007170		
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lung“, als „strukturierendes und identitäts-
stiftendes Element“ sowie ihre „ökologische 
Bedeutung“ und „landschaftsprägende Wir-
kung“ explizit herausgestellt. 174 Als Qualitäts-
ziele werden für die Region formuliert:

naturnahe Entwicklung der Gewässer,•	

nachhaltige Nutzung der Ressource •	
Wasser,

regionale Vielfalt der wasserbasierten •	
Identitäten,

Wasser-Wissen und Wasser-Bewusstsein •	
sowie

Wasser erleben.•	

Die einzelnen Punkte greifen u.a. die gesetz-
lichen Ziele zur Umsetzung der WRRL auf, 
thematisieren die Entwicklung einer natur-
nahen Freizeit- und Erholungsnutzung, ver-
deutlichen die Verbindungsfunktion von 
Gewässernetzen sowie die zentrale Bedeu-
tung der Bewusstseinsbildung z.B. für den 
Hochwasserschutz. 

Der Masterplan wurde mit den kommuna-
len und weiteren regionalen Akteuren disku-
tiert und gemeinsam entwickelt und erfüllt 
eine starke Kommunikations- und Koopera-
tionsfunktion. Darüber hinausgehend wird 
der Masterplan bei formellen und informel-
len Planungsprozessen berücksichtigt und 
nimmt Einfluss auf zukünftige Entwicklun-
gen. Für die im Rahmen der Regionale ent-
wickelten Projekte hat der Masterplan eine 
Orientierungsfunktion und stellt die Einzel-
projekte in einen regionalen Entwicklungs-
kontext. Der Masterplan ist auf Langfristig-
keit angelegt und weist über die Laufzeit der 
Regionale 2010 hinaus.

Neben dem konzeptionellen Masterplan 
sind die einzelnen Projekte zentrale Baustei-
ne des Kulturlandschaftsnetzwerkes. Der Ar-
beitsbereich :rhein der Regionale 2010 stellt 
hierbei einen besonderen Bezug zum Fluss 
her. Projekte dieses Arbeitsbereiches wid-
men sich der städtebaulichen Entwicklung 
entlang des Rheins und sind auf die Kom-
munikation der Potenziale des Flusses aus-
gerichtet, vorbeugender Hochwasserschutz 
wird hier primär im Bereich der Bauvorsor-
ge aufgegriffen. Das Projekt „Stadträume am 
Rhein“ führte mit dieser Ausrichtung eine 
Vielzahl von internationalen und regiona-
len Veranstaltungen durch und zielt auf die 
Erschließung „von bislang vernachlässigten 
Entwicklungspotenziale(n) der Flussland-
schaft für die Region“175. Als Ergebnis wurden 
beispielgebende Projekte in der Publikation 
„Stromlagen – Urbane Flusslandschaften ge-

stalten“ 176 dokumentiert. Flussgebietsbezo-
gene Projekte werden zudem in der Projektfa-
milie :grün gebündelt. So verknüpft beispiels-
weise das Projekt „Dhünn-Korridor“ eine na-
turnahe Umgestaltung von Flussabschnitten 
mit der Erlebbarmachung der Kulturland-
schaft insbesondere mittels Planung eines 
Dhünnwegs und zielt auf eine „ganzheitliche 
Entwicklungsperspektive für den Kulturland-
schaftsraum“.177 Parallel zu den Projektaktivi-
täten befindet sich der Arbeitskreis Rhein in 
der Findungsphase, um die Aktivitäten der 
Regionale 2010 über deren Laufzeit fortzu-
führen und zu institutionalisieren.

Der Rhein und seine Bedeutung für die Re-
gion werden im Prozess der Regionale 2010 
in unterschiedlichen Veranstaltungsforma-
ten und Projektzusammenhängen diskutiert. 
Hierbei spielen Fragen der Charakteristik des 
Rheins sowie seiner Reichweite bezogen auf 
die Mentalität der Anwohner eine Rolle. Stra-
ßennamen stellen bis in das Bergische Land 
hinein einen Bezug zum Fluss her. Die Regio-
nale 2010 nähert sich dem Identitätsträger 
Rhein aus unterschiedlichen Perspektiven 
und veranstaltet hierzu jährliche Rheinkon-
ferenzen zur Auseinandersetzung mit dem 
Fluss. 2006 widmete sich die Konferenz un-
ter dem Titel „Überfluss“ dem Umgang mit 
dem Hochwasserschutz in der Region. 2009 
wird das Thema Rheintourismus vertieft.

Die Regionale kooperiert mit weiteren kultur-
landschaftlichen Handlungsräumen, von de-
nen sich insbesondere die Naturparke „Bergi-
sches Land“ und „Rheinland“ engagiert der 
regionalen Kulturlandschaftsentwicklung 
widmen.178

Vorbeugender Hochwasserschutz

Die Umsetzung des vorbeugenden Hochwas-
serschutzes auf kommunaler Ebene wird im 
Folgenden am Beispiel der Stadt Köln näher 
erläutert, da diese besonders stark von Hoch-
wasser betroffen ist. Sie kooperiert intensiv 
mit der Regionale 2010 zu Themen der Hoch-
wasservorsorge und ist zudem in der flussein-
zugsgebietsbezogenen Kooperation aktiv. Seit 
1920 existiert eine Hochwasserschutzzentra-
le, deren Aufgabenspektrum nach dem Hoch-
wasserextremereignis von 1995 um den vor-
sorgenden Hochwasserschutz und die Ver-
besserung des Hochwassermanagements 
erweitert wurde. Als kommunaler Hochwas-
serschutzbeauftragter bindet die Hochwas-
serschutzzentrale die Bauleit- und Objekt-
planung ein und übernimmt im Fall eines 
Hochwasserereignisses die Einsatzleitung al-
ler hochwasserschutzbezogenen Dienststel-
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len der Stadt Köln.179 Sie ist amtsübergreifend 
tätig und wurde organisatorisch als Stabsstel-
le eingerichtet. Diese kommunale Institutio-
nalisierung der Hochwasservorsorge ermög-
licht die Bündelung von Erfahrungen und Ka-
pazitäten der Kommune im Umgang mit dem 
Hochwasserereignis, aber auch mit den ein-
zelnen Komponenten eines vorbeugenden 
Hochwasserschutzes.

Die Stadt Köln hat ein Hochwasserschutz-
konzept erarbeitet, welches Maßnahmen des 
vorbeugenden Hochwasserschutzes auf kom-
munaler Ebene (wie den baulichen Hochwas-
serschutz) sowie das auf den Ereignisfall ge-
richtete Hochwassermanagement, die Gefah-
renabwehr und die Katastrophenvorsorge zu-
sammenfassend darstellt. In diesem werden 
vielfältige Bezüge zur Gesamtbetrachtung des 
Rheins hergestellt sowie Forderungen an die 
Rheinanlieger auf unterschiedlichen admi-
nistrativen Ebenen formuliert. Zur kommu-
nalen Umsetzung des vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes wird insbesondere die Schaf-
fung von ungesteuerten Retentionsräumen 
favorisiert, wofür entsprechende Suchräume 
dargestellt werden. Ergänzend werden auch 
die Möglichkeiten zur Niederschlagsversicke-
rung im städtischen Raum aufgezeigt.180 

Die Einbindung der Zivilgesellschaft im 
Rahmen der Hochwasservorsorge verfolgt 
die Stadt Köln insbesondere über die Hoch-
wasserschutzzentrale als Ansprechpartnerin 
für die Bürger sowie über den regelmäßigen 
Kontakt mit Bürgerinitiativen zum Hochwas-
serschutz. Hierbei wird auch der Bewusst-
seinsbildung im Rahmen einer umfassen-
den Öffentlichkeitsarbeit (z.B. Internetauf-
tritt, Broschüren, Filme etc.) als Baustein der 
Hochwasservorsorge ein hoher Stellenwert 
eingeräumt.

Kommunale Kooperationen mit Bezug auf 
das Flusseinzugsgebiet bestehen im Rahmen 
der auf Initiative der Stadt Köln gegründeten 
Hochwassernotgemeinschaft Rhein für den 
Flussabschnitt von Trebur (Hessen) bis zur 
niederländischen Grenze. Die Ziele sind u.a. 
Erhalt und Reaktivierung von Rückhalteräu-
men entlang des Rheins, Vermeidung von 
Schadenspotenzialen und Erfahrungsaus-
tausch zwischen den Kommunen.181 In der 
Internationalen Kommission zum Schutz des 
Rheins (IKSR) sind einzelne Städte und Ge-
meinden eigentlich nicht eingebunden.182 
Somit ergibt sich für interessierte Kommu-
nen ein Hindernis hinsichtlich einer auf das 
Flusseinzugsgebiet bezogenen Kooperation. 
Eine Beteiligung der Stadt Köln an der IKSR 
konnte über ihre Rolle als technische Vertre-

terin der Hochwassernotgemeinschaft er-
reicht werden und erfolgt im Rahmen der 
Zusammenarbeit der IKSR mit nichtstaatli-
chen Organisationen.183 

Die Retentionsräume im Kölner Raum (Lan-
gel und Worringen) sind „Bausteine“ des 
Hochwasserkonzeptes des Landes Nord-
rhein-Westfalen184 zur Minderung von Hoch-
wasserabflüssen am Niederrhein. In Nord-
rhein-Westfalen ist über die „Richtlinien über 
die Gewährung von Zuwendungen für Maß-
nahmen des Wasserbaus einschl. Talsperren“ 
die Förderung von Planungen von Hochwas-
serschutzmaßnahmen (insbesondere Deich-
bauten und Hochwasserrückhaltebecken) 
sowie des Baus von Hochwasserrückhalteflä-
chen möglich.185 Im Hochwasseraktionsplan 
wird bezüglich einer flussgebietsbezogenen 
Kooperation herausgestellt, dass Korrekturen 
von – bezogen auf die Hochwasservorsorge – 
negativen Entwicklungen im Oberlauf „nur 
dann überzeugend gefordert werden (kön-
nen), wenn die Stadt Köln auch selbst ihrer 
Verantwortung gegenüber den Unterliegern 
gerecht wird.“186 Hinsichtlich des Umgangs 
mit den Ober- und Unterliegerbeziehungen 
wird seitens der Hochwasserschutzzentra-
le die Verfolgung des Solidarprinzips grund-
sätzlich favorisiert, d.h. die Unterlieger soll-
ten sich auch an den Kosten für Maßnahmen 
am Oberlauf beteiligen. 187 

Auf Projektebene wurde in Zusammenar-
beit mit der Regionale 2010 das Hochwasser-
KompetenzCentrum (HKC) der Stadt Köln 
entwickelt. Es verfolgt primär die Netzwerk-
bildung insbesondere zwischen Praxis und 
Wissenschaft. Die Vereinsgründung erfolgte 
2008, so dass sich das Projekt bisher noch in 
der Startphase befindet. Mitglieder sind im 
Wesentlichen Kommunen, Hochschulen und 
Ingenieurbüros. Ein gemeinsames Teilpro-
jekt des HKC mit der Versicherungswirtschaft 
ist ein „Hochwasser-TÜV“ für Häuser.

Auf Ebene der Regionalplanung stehen als 
formelle Instrumente im Wesentlichen die 
Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsge-
bieten zur Verfügung (vgl. Abb. 24). Als Ziel-
stellung wird verfolgt, hochwasserrelevante 
Flächen vor Bebauung zu schützen, wobei 
auch rückgewinnbare Überschwemmungs-
flächen einbezogen werden. Dies erfolgt über 
die Darstellung von Überschwemmungsbe-
reichen, die am 100-jährlichen Hochwasse-
rereignis orientiert und als Vorranggebie-
te für wasserwirtschaftliche Funktionen als 
Ziele der Raumordnung abwägungsfest sind. 
Die Überschwemmungsbereiche umfassen 
– in der Plandarstellung nicht differenziert 
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– vorhandene Überschwemmungsbereiche 
(wasserrechtliche Überschwemmungsgebie-
te), rückgewinnbare Überschwemmungsbe-
reiche und sonstige Überschwemmungsbe-
reiche, die in der Regel bebaut sind. Zudem 
werden in diese Flächenausweisung auch zu-
künftige Überschwemmungsbereiche inte-
griert, in denen die Hochwassergefahr nach 
einem zeitlich befristeten Eingriff189 wieder 
virulent wird.

Darüber hinaus ist „der Regionalplan auch 
ein Signalplan“190, d.h. die Konsequenzen 
aus dem Bebauen hochwassergefährdeter 
Flächen sollen verdeutlicht werden. In die-
sem Sinne wurden potenzielle Überflutungs-
bereiche hinter den Deichen und ergänzend 
Extremhochwasserflächen bezogen auf ein 
500-jährliches Hochwasserereignis (HQ500) 
als überschwemmungsgefährdete Gebiete 
dargestellt und sind als Vorbehaltsgebiete in 
der raumordnerischen Abwägung der Flä-
chennutzungen zu berücksichtigen. In die-
sem Zusammenhang ist das Verfahren ge-
mäß § 32 LPlG ein wirksames Instrument, bei 
dem die Kommunen vor Beginn ihrer Bau-
leitplanung die Ziele der Raumordnung bei 
der Bezirksregierung abfragen. Erfolge in Be-
zug auf die Gewinnung von Flächen für die 
Hochwasservorsorge konnte die Regional-
planung durch aktive Kooperation mit den 
Kommunen erzielen. Dazu ermittelte sie aus 
der Verschneidung von Regionalplänen und 
Flächennutzungsplänen relevante Flächen 
ohne Planungsrecht und kontaktierte hin-

sichtlich dieser Flächen die Kommunen. Mit 
dieser Vorgehensweise konnten ca. 60 ha für 
den Hochwasserschutz gewonnen werden. In 
flusseinzugsgebietsbezogene Kooperationen 
ist die Regionalplanung allerdings nicht aktiv 
eingebunden.191

Birkmann wertet zu Recht die Darstellung von 
rückgewinnbaren Überschwemmungsberei-
chen hinter den Deichen als Vorranggebie-
te im Regionalplan als innovativen Schritt192, 
da hiermit die Regionalplanung eine vorbe-
reitend wirksame Flächensicherung für die 
perspektivische Entwicklung von Retentions-
räumen betreibt. Ebenso ist die Darstellung 
eines 500-jährlichen Extremereignisses posi-
tiv zu werten, auch wenn der Status als Vor-
behaltsgebiet ein geringeres Gewicht gegen-
über weiteren Nutzungsbelangen auf den Flä-
chen hat. Die Regionalplanung wird so ihrer 
Funktion gerecht, auf potenzielle Gefahren 
hinzuweisen.

Niedrigwasservorsorge

Bei den befragten Akteuren wurde die Rele-
vanz des Themas Niedrigwasser für die Regi-
on erkannt. Bisher folgte daraus jedoch keine 
Bearbeitung in Konzepten und Dokumenten 
weder im Rahmen der Regionale 2010 noch 
durch die Kölner Stadtverwaltung. Die Ein-
flussmöglichkeiten der Kommune auf das 
Handlungsfeld Niedrigwasser werden durch 
die Hochwasserschutzzentrale nur als sehr 
gering eingeschätzt. Es wird jedoch gene-

Abbildung 24 
Schematische Übersicht zur Flächensicherung für den vorbeugenden Hochwasserschutz durch Wasser-
wirtschaft und Raumordnung

Quelle: Bezirksregierung Köln 2006188
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rell eine Berücksichtigung in Management-
plänen befürwortet und ergänzend auf die 
Raumordnung als geeignete Bearbeitungs-
ebene verwiesen.193 Im Regionalplan wird die 
Aufgabe der Niedrigwasservorsorge jedoch 
nicht aufgegriffen, ein adäquates Instrumen-
tarium wird derzeit nicht diskutiert.194

Klimawandel

Die Diskussion um potenzielle Auswirkungen 
des Klimawandels beschäftigt die Akteure in 
der Region. Hinsichtlich der Entwicklung re-
gionaler Klimaprognosen erfolgen beispiels-
weise Kooperationen zwischen dem Erftver-
band und dem Deutschen Wetterdienst.

In die Regionalplanung wurde der Klima-
wandel im Bezug zur Hochwasservorsor-
ge wie folgt aufgenommen: „Es muss da-
von ausgegangen werden, dass sich das Aus-
maß der Hochwässer im Zuge der Klimaver-
änderung und einer fortschreitenden Flä-
chenversiegelung im Einzugsgebiet der Ge-
wässer weiter verschärft.“195 Als ein Baustein 
zur Anpassung wurden Extremhochwasser 
mit einer 500-jährlichen Wiederkehrwahr-
scheinlichkeit der Ausweisung von Vorbe-
haltsgebieten zur Hochwasservorsorge zu-
grunde gelegt. Eine potenzielle Ausweisung 
von z.B. 1000-jährlichem Extremhochwass-
ser durch die Regionalplanung in Hinblick auf 
ein sich änderndes Abflussverhalten wird bis-
her als nur schwer an die Öffentlichkeit ver-
mittelbar und damit planerisch umsetzbar 
eingeschätzt.196

Für das Hochwasserschutzkonzept der Stadt 
Köln ist für das Jahr 2009 eine Evaluierung ge-
plant, wobei allerdings das Themenfeld Kli-
mawandel ausgeklammert und damit nicht 
in die kommunalen Hochwasserschutzpla-
nungen aufgenommen werden soll. Ansätze 
für Anpassungsstrategien wurden demzufol-
ge bisher nicht entwickelt.197 Auch der „mas-
terplan :grün“ der Regionale 2010198 nimmt 
bisher keinen Bezug auf den Klimawandel, 
was sich jedoch in seiner nächsten Version 
ändern soll.

Integration von Hochwasservorsorge und 
Kulturlandschaftsentwicklung

Als Beispiel für ein kulturlandschaftsorien-
tiertes Regionalmanagement integriert die 
Regionale 2010 in der Region Köln/Bonn re-
gionalökonomische und kulturelle Perspek-
tiven der Flusslandschaft. Eine konzeptio-
nelle Verzahnung der Kulturlandschaftsent-
wicklung mit den Gewässernetzen und Au-
enkorridoren ist im „masterplan :grün“ eine 

grundlegende Prämisse zur Entwicklung der 
„blau-grünen Infrastruktur“. Die Auseinan-
dersetzung mit den Anforderungen des vor-
beugenden Hochwasserschutzes gehört hier-
bei zu den Grundpfeilern einer integrierten, 
nachhaltigen Flusslandschaftsentwicklung, 
so dass dieser entsprechend thematisiert und 
in Projekten berücksichtigt wird.

Das im Rahmen der Regionale 2010 entwi-
ckelte Projekt HochwasserKompetenzCen-
trum mit den Schwerpunkten der Vernet-
zung relevanter Akteure, der Initiierung von 
Projekten und Studien sowie der Moderati-
on zwischen wissenschaftlichen Fachdiszi-
plinen und Praxis bietet Potenziale, neben 
der Stärkung des vorbeugenden Hochwas-
serschutzes auch die Synergien mit der re-
gionalen Kulturlandschaftsgestaltung aufzu-
greifen. Dieser Zugang könnte durch die Ver-
netzung von Fachleuten im Rahmen des HKC 
weiterentwickelt und durch zukünftige inno-
vative Projekte aufgegriffen werden. 

Weitere städtebauliche Regionale-Projekte, 
wie „Wohnen am Strom“, widmen sich den 
gestalterischen Möglichkeiten der Flussland-
schaftsentwicklung und inszenieren die Qua-
litäten der Hinwendung zum Fluss. Hierbei 
wird auch eine innovative Integration einer 
baulichen Hochwasservorsorge entwickelt. 
Unter diesem Gesichtspunkt wurden Stand-
orte am Rhein identifiziert und bereits ein Ar-
chitekturwettbewerb zur Suche innovativer 
Lösungen durchgeführt. Ein weiteres Ergeb-
nis ist eine Publikation zum Bauen in hoch-
wassergefährdeten Gebieten.199 Neben sol-
chen Projekten, die dem Bereich der Bauvor-
sorge zuzuordnen sind, können derzeit im 
Rahmen der Regionale keine Projekte entlang 
des Rheins identifiziert werden, die sich einer 
flächenbezogenen Umsetzung des vorbeu-
genden Hochwasserschutzes (insbesondere 
der Schaffung von Retentionsräumen) wid-
men. Ansätze dazu bleiben auf die Neben-
flüsse des Rheins beschränkt: In der Zustän-
digkeit des Erftverbandes ist beispielsweise 
ein Teilprojekt „Erftaue Gymnicher Mühle“ 
beabsichtigt, welches die Gewässerrenatu-
rierung mit der Hochwasservorsorge sowie 
denkmalpflegerischen Zielstellungen verzah-
nen will.

Eine verknüpfte Betrachtung von Hochwas-
servorsorge und Kulturlandschaftsgestal-
tung wird bei zentralen Akteuren in der Re-
gion grundsätzlich positiv beurteilt und als 
potenzielle „win-win“-Situation für beide 
Handlungsfelder interpretiert.200 So erfolgte 
eine Einbindung des geplanten Retentions-
raumes Worringer Bruch in das Kulturland-
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schaftsnetzwerk konzeptionell durch den 
„masterplan :grün“: „Der wertvolle Kultur-
landschaftsbereich Urdenbach-Worringen 
eignet sich heute insbesondere, um Beispiele 
für eine nachhaltige Grünlandnutzung, eine 
auentypische Hochwasserrückhaltung und 
den ökologisch orientierten Bau und die Un-
terhaltung von Flussdeichen aufzuzeigen.“201 
Darüber hinausgehend wird in der aktuellen 
Version 2.0 des „masterplan :grün“ die Hoch-
wasserproblematik bisher nur unzureichend 
und vereinzelt thematisiert; sie soll jedoch 
im „masterplan 3.0“ verstärkt bearbeitet wer-
den, der sich noch im Entwurf befindet.202

Im Hochwasserschutzkonzept der Stadt 
Köln lassen sich keine expliziten Bezüge zur 
regionalen Kulturlandschaftsgestaltung fin-
den, die auf kommunaler Seite eine Verzah-
nung mit der Kulturlandschaftsentwicklung 
anvisieren. Anregung dafür bietet der über-
geordnete Regionalplan durchaus. Im „Sach-
lichen Teilabschnitt Vorbeugender Hochwas-
serschutz, Teil 1“ wird eine Verknüpfung von 
Kulturlandschaftsgestaltung und vorbeugen-
dem Hochwasserschutz in Bezug auf Über-
schwemmungsbereiche explizit thematisiert: 
„Zugleich haben die Überschwemmungsbe-
reiche in großem Umfang Bedeutung insbe-
sondere für den Biotop-, Boden- und Arten-
schutz, für den Kulturgüter- bzw. Kulturland-
schaftsschutz, die Wassergewinnung, Abgra-
bungen und die landschaftsorientierte Erho-
lung, Freizeit- und Sportnutzung. Diese ver-
schiedenen Raumfunktionen sind in nach-
folgenden Planungen unter Beachtung der 
vorrangigen Funktion für den vorbeugen-
den Hochwasserschutz aufeinander abzu-
stimmen. Dabei sollte zur Überwindung 
von Konflikten mit ökonomischen, ökolo-
gischen oder denkmalbedingten Belangen 
vorrangig der Weg der Kooperation gesucht 
werden.“203 

Synergieeffekte können durch die Regionale 
2010 über ihre Kommunikator-Funktion er-
reicht werden, die einen hohen Stellenwert 
in ihrer Arbeit einnimmt. So stärken bei-
spielsweise auch die o.a. Rheinkonferenzen 
eine multidisziplinäre Sichtweise und för-
dern den Prozess einer integrierten Entwick-
lung der Flusslandschaft. Die relevanten Ak-
teure der Hochwasservorsorge und der Kul-
turlandschaftsgestaltung werden „an einen 
Tisch“ geholt und Möglichkeiten für einen 
Austausch und für die Generierung gemein-
samer Ideen geschaffen.

Zwischen beiden Handlungsfeldern treten 
Zielkonflikte zu Tage, wenn einerseits eine 
Hinwendung zum Fluss verfolgt und ande-

rerseits das Erfordernis zur Freihaltung von 
Überschwemmungsbereichen anerkannt 
wird. So werden seitens der Stadtplanung auf-
grund der Qualitäten und Nachfrage der Lage 
am Rhein neue Flächen z.B. im Rheinauha-
fen entwickelt, die im Rahmen der Regionale 
als positive Beispiele kommuniziert werden, 
aber andererseits im Interesse einer Hoch-
wasservorsorge von Bebauung freizuhalten 
wären. Der „masterplan :grün“ erarbeitet in 
einem Analyseteil Konfliktfelder mit Bezug 
zu den sektoralen Themenbereichen, die für 
die Region als relevant eingeschätzt werden 
und im Rahmen der Regionale-Projekte be-
arbeitet werden sollen. Als potenzielles Pro-
blemfeld zwischen Kulturlandschaftsgestal-
tung und Hochwasserschutz wurde im Rah-
men der Analyse des Themenfeldes Wasser 
herausgestellt: „… vor allem in der Rheinaue 
(tritt) ein Problem auf, das durch fehlen-
de Flächen für die natürliche Wasserrück-
haltung und die Bebauung der Auen durch 
Siedlungs- und Gewerbeflächen in der Ver-
gangenheit weiter verschärft worden ist. Auch 
ein zu großer Freizeit- und Erholungsdruck 
trägt zu dem Konflikt bei.“204

Die noch unzureichende Verzahnung von 
regionaler Kulturlandschaftsgestaltung mit 
dem vorbeugenden Hochwasserschutz im 
Projektraum wird durch Probleme der räum-
lichen Passfähigkeit begünstigt. Die Abgren-
zung der Regionale 2010 geht auf die beste-
hende Institutionalisierung des „Regio Köln/
Bonn und Nachbarn e.V.“ zurück und ist an 
administrativen Kriterien ausgerichtet. Eine 
Ausrichtung an den räumlichen Anforderun-
gen eines vorsorgenden Hochwassserschut-
zes und somit die Berücksichtigung des ge-
samten Flusseinzugsgebiets des Rheins ist 
nur im Rahmen von Kooperationen zu reali-
sieren. Aus diesem Grund lässt sich insbeson-
dere die Ober- und Unterliegerthematik am 
Rhein nicht innerhalb des Handlungsraums 
der Regionale berücksichtigen. Dementspre-
chend wird die Sicherung der Retentionsräu-
me von der Regionalplanung und seitens der 
Stadtverwaltung Köln verfolgt, aber nicht ex-
plizit mit den Aktivitäten der Regionale ver-
zahnt. Zusätzlich zeigen sich Probleme zeit-
licher Passfähigkeit, da die Regionale auf das 
Jahr 2010 befristet ist und im Rahmen einer 
Projektschau entsprechende Umsetzungs-
erfolge präsentieren will. Eine vergleichbare 
Frist ist jedoch für das Handlungsfeld vorbeu-
gender Hochwasserschutz nicht gesetzt.

Im Bereich der Niedrigwasservorsorge hat die 
generelle institutionelle „Regelungslücke“ auf 
Projektebene zu einer Nichtberücksichtigung 
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der Thematik geführt. Diese wurde weder im 
Rahmen des „masterplan :grün“ noch inner-
halb von Projektzusammenhängen aufgegrif-
fen, obwohl Niedrigwasser am Rhein von den 
befragten Akteuren durchaus als Handlungs-
feld anerkannt wird. Auf Projektebene der Re-
gionale 2010 wird die fehlende institutionel-
le Verankerung des Handlungsfeldes Niedrig-
wasservorsorge nicht kompensiert.

Kernbotschaften Fallstudie

Eine explizite Stärke des Regionale-An-•	
satzes ist seine Kommunikationskultur. 
Die Regionale 2010 holt relevante regio-
nale Akteure „an einen Tisch“, mobilisiert 
die Entscheidungsträger für die Umset-
zung gemeinsamer Projekte und stärkt das 
Binnen- und Außenimage der Region. Eine 
Vielzahl von kommunikativen und krea-
tiven Elementen, die im Prozess der Re-
gionale 2010 eingesetzt wurden, wie Öf-
fentlichkeitsarbeit, Rheinkonferenzen, 
Workshops, die Einrichtung von Arbeits-
kreisen und -gruppen vernetzen die für 
die Kulturlandschaftsentwicklung und 
den vorbeugenden Hochwasserschutz 
maßgeblichen Akteure, stärken deren En-
gagement und bündeln fachliche Potenzi-
ale wie finanzielle Ressourcen.

Die •	 Verknüpfung der Gewässer mit dem 
Kulturlandschaftsnetzwerk ist im master-
plan :grün wie auf Projektebene stark im-
plementiert. Flächenbezogene Ansätze 
im Bereich des vorbeugenden Hochwas-
serschutzes werden hierbei allerdings we-
niger thematisiert, so dass die Regionale 
2010 für auf den Rhein bezogene Hoch-
wasser und in diesem Kontext auf die Ein-
beziehung der Ober- und Unterliegerbe-
ziehungen nur bedingt greift.

Innovationen mit Bezug zur hochwasser-•	
relevanten Bauvorsorge nehmen einen 
großen Anteil im Rahmen der städtebau-
lich orientierten Projekte der Regionale 
2010 ein, welche eine Attraktivitätssteige-
rung des Rheins verfolgen. Solche Projek-
te sind für die Kommunen besonders gut 
geeignet, um sich nach innen wie außen 
als innovativer Standort zu präsentieren. 
Sie stützen das kommunale Interesse der 
Hinwendung der Stadtentwicklung zum 
Fluss. Eine weitergehende Verknüpfung 
von hochwasserrelevanten und kultur-
landschaftsbezogenen Zielsetzungen er-
folgte daneben nur in untergeordnetem 
Maße.

Der Aufbau eines •	 HochwasserKompe-
tenzCentrums ist eine innovative Pro-
jektidee, die der Institutionalisierung 
der Zusammenarbeit und der Gene-
rierung von neuen Projektansätzen im  
Bereich der Hochwasservorsorge dienen 
kann. In dieser Plattform können die Syn-
ergien mit der Kulturlandschaftsgestaltung 
kreativ genutzt werden.

Eine •	 Stabsstelle Hochwasserschutz für 
die Stadt Köln bündelt die Erfahrungen 
und institutionalisiert die Umsetzung 
des Hochwasserschutzes auf kommuna-
ler Ebene. Dem Hochwasserschutz wird 
dadurch im Rahmen der Stadtentwicklung 
eine besondere Bedeutung beigemessen. 

Die •	 Regionalplanung eröffnet durch ihre 
textlichen Aussagen Möglichkeiten der 
Verzahnung der Handlungsfelder, tritt 
hierbei jedoch selbst nicht als Moderator 
oder Initiator auf. Eine Verzahnung mit der 
Regionale 2010 ist im Bereich des vorbeu-
genden Hochwasserschutzes gering und 
beschränkt sich in erster Linie auf einen 
regelmäßigen Informationsaustausch.

Die •	 Region der Regionale 2010 ist durch 
ihre Lage am Unterlauf des Rheins stark 
von hochwasserreduzierenden Maßnah-
men der Oberlieger abhängig, kann aber 
zumindest durch entsprechende Maß-
nahmen einen Beitrag zur Reduktion von 
Hochwasserschäden ihrer Unterlieger 
leisten. Die Handlungsfelder der regiona-
len Kulturlandschaftsgestaltung und der 
Hochwasservorsorge weisen starke Asym-
metrien auf, die sich im Spannungsfeld 
von kommunalem Handeln und überre-
gionalen Kooperationen sowie den damit 
verbunden Problemen räumlicher Passfä-
higkeit bewegen und eine Verzahnung bei-
der Ansätze erschweren.

„Best practice“

Förderung einer kreativen Kommunikationskultur zur Einbin-•	
dung unterschiedlicher Akteure

Verzahnung der Handlungsfelder auf Konzept- wie Projektebene•	

Transparente Auseinandersetzung mit gegenläufigen Strömun-•	
gen der Hinwendung zum und des Rückzuges vom Fluss

Einrichtung von kommunalen Hochwasserschutzstellen •	
zur Förderung der Hochwasservorsorge und Sicherung von 
Erfahrungen

Umfassende Nutzung der regionalplanerischen Instrumente  •	
zur Flächenvorsorge 
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3.5	 Havelregion

Die Havelregion zwischen Potsdam und 
Brandenburg an der Havel und – dem Fluss 
folgend – bis zur Mündung in die Elbe bei 
Havelberg ist überwiegend ländlich geprägt. 
Viele Feuchtgebiete entlang des Flusses sind 
von hohem naturschutzfachlichen Wert und 
Teil der nach europäischem Recht geschütz-
ten Natura 2000-Gebietskulisse. Der Natur-
schutzbund Deutschland (NABU) greift die-
ses Potenzial an der unteren Havel auf und 
treibt eine naturnahe Entwicklung des Flus-
ses im Rahmen eines Gewässerrandstrei-
fenprojekts voran. Gleichzeitig werden an 
die Havel als Bundeswasserstraße beson-
dere Anforderungen bezüglich ihrer Schiff-
barkeit gestellt. In diesem Zusammenhang 
sind in der Region Ausbaumaßnahmen für 
den Teilabschnitt „Flusshavel“ zwischen den 
Städten Potsdam und Brandenburg im Rah-
men des Verkehrsprojekts „Deutsche Ein-
heit Nr. 17“ geplant, die kontrovers disku-
tiert werden. Weitere kulturlandschaftsori-
entierte Handlungsräume wie der Natur-
park Westhavelland, die Initiative Naturpark 
Mittlere Havel oder zukünftig die Bundesgar-
tenschau (BUGA) 2015 bieten Ansatzpunkte  
für eine regionale Kulturlandschaftsentwick-
lung in Flusslandschaften. In einem für eine 
Bundesgartenschau innovativen Ansatz soll 
sie auf regionaler Ebene agieren. Eine Ver-
netzung mit weiteren Initiativen des Na-
turschutzes, des Wassertourismus oder der 
Denkmalpflege zur Inwertsetzung der Kul-
turlandschaft wird angestrebt.205 

Im Fokus der Fallstudie stehen regionale Pro-
jekte, die sich noch in der Konzeptions- und 
Startphase befinden. Hierbei soll insbeson-
dere untersucht werden, wie sich frühzeitig 
und prospektiv Kulturlandschaftsgestaltung 
mit vorbeugendem Hochwasserschutz bzw. 
Niedrigwasservorsorge in einer Flussland-
schaft verknüpfen lassen und somit mögli-
che Synergien genutzt werden können. 

Fallspezifische Forschungsfragen206

Inwieweit werden durch Initiativen in der •	
Havelregion, die sich bisher noch in der 
Konzeptphase befinden (BUGA 2015, In-
itiative Naturpark Mittlere Havel), Ziel-
stellungen bezüglich der Kulturland-
schaftsgestaltung sowie der Hoch- und 
Niedrigwasservorsorge verfolgt? Wird 
eine verknüpfte Betrachtung beider Hand-
lungsfelder durch Regelungen auf Projekt-
ebene gefördert? Welche Synergieeffekte 
lassen sich durch Verknüpfung mit beste-

henden Handlungsräumen und Projek-
ten (z.B. Naturpark Westhavelland, Na-
turschutzgroßprojekt) erzielen?

Wie lassen sich integrierte Zielstellungen •	
der Kulturlandschaftsgestaltung und des 
vorbeugenden Hochwasserschutzes früh-
zeitig in regionale Entwicklungsprozesse 
einbringen?

Welche Potenziale und Restriktionen bietet •	
die Lage im Unterlauf sowie im ländlichen 
Raum für die integrierte Umsetzung von 
vorbeugendem Hochwasserschutz und re-
gionaler Kulturlandschaftsgestaltung?

Bewirkt der Status der Havel als Bundes-•	
wasserstraße ein intensiveres Aufgreifen 
der Niedrigwasservorsorge, so dass dieses 
Handlungsfeld in Strategien und Planun-
gen aufgegriffen wird? 

Projektstruktur

Die Havelregion ist durch ein Gefüge hete-
rogener flusslandschaftsbezogener Projekte 
charakterisiert, die sich primär in der Kon-
zeptionsphase befinden. Im Hinblick auf die 
Verkehrsfunktion der Havel als Bundeswas-
serstraße kann die Region als zweigeteilt be-
trachtet werden: Zum einen der Abschnitt 
„Mittlere Havel“, der für eine intensive Schiff-
fahrtsnutzung vorgesehen ist und dafür im 
Rahmen des Verkehrsprojekts „Deutsche Ein-
heit Nr. 17“ zwischen Potsdam und Branden-
burg ausgebaut werden soll. Zahlreiche Wi-
derstände gegen den erheblichen Eingriff in 
den Natur- und Landschaftshaushalt haben 
sich insbesondere seitens der Naturschutz-
verbände formiert. Darüber hinaus haben 
sich eine Vielzahl von Initiativen bereits 1992 
als „Aktionsbündnis gegen den Havelausbau“ 
zusammengeschlossen. In dieser Teilregion 
engagiert sich der aus einer „bottom-up“-In-
itiative gegründete Förderverein Mittlere Ha-
vel für eine integrierte, naturnahe Entwick-
lung der Kulturlandschaft. Zum anderen fin-
det im Abschnitt „Untere Havel“ zwischen 
Brandenburg und der Mündung des Flus-
ses bei Havelberg eine extensivere Nutzung 
der Wasserstraße statt. Das Naturschutzgroß-
projekt „Untere Havelniederung“ des Bundes 
widmet sich der Renaturierung des Flusses 
im nördlichen Teilabschnitt ab Pritzerbe bis 
zur Mündung in die Elbe und soll den ökolo-
gischen Wert der Flusslandschaft stärken. In 

„Diese ‚bottom-up’/‚top-down’-Prozesse – Eingehen auf die 
Identität des Ortes, auf die (…) Menschen, auf die  

verfügbaren Geldmittel – sind heute gefragt.“ 207
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Steckbrief Fallstudie Havelregion
Fluss                                                                        Havel (Unterlauf) Flusseinzugsgebiet                                                                          Elbe
Kulturlandschaftstyp                                      ländliche Kulturlandschaft Bundesland                                                                     Brandenburg

Quelle: IRS

Träger der Regionalplanung                                   Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming  
Schlüsselakteure Kulturlandschaftsgestaltung    Aufbaustab BUGA 2015, Naturschutzbund Deutschland (NABU), 
                                                                 Naturpark Westhavelland, Förderverein Mittlere Havel 
Schlüsselakteur Hochwasserschutz                      Landesumweltamt Brandenburg
Abbildung 26 
Altarmanschluss bei Bahnitz

Abbildung 27 
Jährlicher Havelbadetag

Quelle: NABU Quelle: Norbert Löhn

Charakteristik der Fallstudie
Spannungsfeld zwischen naturnaher Entwicklung einer Flusslandschaft und den Anforderungen einer Bundes- •	
wasserstraße (Ausbaumaßnahmen im Rahmen des Verkehrsprojekts Deutsche Einheit Nr. 17)
regionale BUGA 2015 als neuartiger Handlungsansatz zur regionalen Kulturlandschaftsgestaltung•	
Mehrzahl der f lussbezogenen Projekte in der Konzeptions- bzw. Startphase•	

Planungsgrundlagen                                               Gesamtplan zur BUGA 2015, PEP „Untere Havelniederung“

Abbildung 25 
Übersichtskarte Havelregion



55Praxis integrierter Projekte in Flusslandschaften: Fallstudien

starker Zielkohärenz und räumlicher Über-
lagerung agiert hier bereits seit 1998 der Na-
turpark Westhavelland – dem Brandenburger 
Modell der Großschutzgebiete entsprechend 
als Landesverwaltung eingerichtet. In die-
ser Teilregion findet zwischen Brandenburg 
und Havelberg 2015 die Bundesgartenschau 
statt, die als interkommunale Kooperation 
in einem für Bundesgartenschauen neuen 
Ansatz eine integrierte regionale Kulturland-
schaftsentwicklung verfolgt.

Dem föderalistischen System folgend, sind 
die Hauptakteure auf verschiedenen Ebe-
nen angesiedelt, so dass die Projekte vor zu-
sätzliche Herausforderungen einer vertika-
len Kooperation gestellt werden. Der Status 
der Havel als Bundeswasserstraße erfordert 
z.B. die Berücksichtigung der Zuständigkei-
ten des Bundes. Das vom Bundesamt für Na-
turschutz (BfN) geförderte Naturschutzgroß-
projekt „Untere Havelniederung“ liegt in Trä-
gerschaft des NABU und wird wie der För-
derverein Mittlere Havel zivilgesellschaftlich 
getragen. Die für die Untersuchung ausge-
wählte Region liegt im Zuständigkeitsbereich 
der Bundesländer Brandenburg und Sach-
sen-Anhalt, womit sich zumindest für einige 
der vorgestellten Projekte zusätzliche Koope-
rationserfordernisse einstellen. Weitere rele-
vante Akteure sind die Lokale Aktionsgrup-
pe208 (LAG) Havelland, LAG Fläming Havel, 
die Flächenagentur Kulturlandschaft Mittlere 
Havel sowie die Wassersportinitiative F.U.N., 
die in jeweils unterschiedlicher Intensität mit 
den einzelnen Projekten vernetzt sind.

An dieser Stelle wird – aufgrund der Neu-
artigkeit dieses Ansatzes – verstärkt auf die 
Projektstruktur der BUGA 2015 näher ein-
gegangen: Nach der Auswahl des Havellan-
des zur Ausrichtung einer Bundesgarten-
schau im Jahr 2007 wurde zunächst eine in-
terministerielle Arbeitsgruppe (IMAG) zur 
Unterstützung der BUGA auf Landesebe-
ne eingerichtet. Dies erfolgte unter Leitung 
des brandenburgischen Wirtschaftsminis-
teriums. Das Land Sachsen-Anhalt ist über 
das Ministerium für Landwirtschaft und Um-
welt eingebunden. In der IMAG wirken alle 
Ressorts der brandenburgischen Landesre-
gierung, sowie die fünf an der BUGA betei-
ligten Kommunen Brandenburg an der Ha-
vel, Premnitz, Rathenow und Havelberg, das 
Amt Rhinow sowie der Landkreis Havelland 
mit.209 Als einer der ersten Schritte soll ein de-
tailliertes Maßnahmen- und Finanzierungs-
konzept für die Vorbereitung und Durchfüh-
rung der BUGA von den beteiligten Kommu-
nen mit der brandenburgischen Landesre-

gierung abgestimmt werden. In der Region 
wurde ein Aufbaustab eingerichtet, der aus 
Vertretern der beteiligten Kommunen gebil-
det wurde. Dieser soll die weitere Instituti-
onalisierung vorbereiten. Als geeignete Or-
ganisationsform wird bisher der Zusammen-
schluss der Kommunen und der Deutschen 
Bundesgartenschaugesellschaft (DBG) un-
ter dem Dach eines Zweckverbandes favori-
siert, um die Beteiligung der Kommunen im 
Rahmen der Verbandsmitgliedschaft zu er-
möglichen. Zudem spricht aus organisatori-
scher Sicht für die Schaffung eines Zweckver-
bands, dass dieser allein unter der Kommu-
nalaufsicht des Innenministeriums des Lan-
des Brandenburg stehen könnte.210 

Die Finanzierung der einzelnen Projekte ist 
aufgrund ihrer heterogenen Anbindung und 
Struktur sehr vielfältig und soll an dieser Stel-
le nur kurz angedeutet werden. Die Verwal-
tung des Naturparks Westhavelland wird als 
dezentrale Landesbehörde aus Landesmitteln 
finanziert. Über Projektträger werden weite-
re Fördermittel eingeworben. Allein von der 
Akquise solcher Projektmittel ist im Wesentli-
chen die Tätigkeit des Fördervereins Mittlere 
Havel abhängig. Das Gewässerrandstreifen-
projekt „Untere Havelniederung“ kann auf-
grund seiner Qualifizierung als Naturschutz-
großprojekt des Bundes auf eine für mehre-
re Jahre gesicherte Finanzierung zurückgrei-
fen, die aus Mitteln des Bundes, der betei-
ligten Länder sowie des Projektträgers NABU 
bereitgestellt werden.211 Für das Projekt wur-
de ergänzend eine weitere kreative Finan-
zierungsidee umgesetzt. In Kooperation mit 
einem Unternehmen wurde die Kampagne 
„Alte Handys für die Havel“ entwickelt, aus 
der im Rahmen einer Altgeräte-Sammelak- 
tion Gelder in das Projekt fließen.212

Regionale Kulturlandschaftsgestaltung

Die BUGA 2015 stellt bereits unter dem Motto 
„Von Dom zu Dom – Das blaue Band der Ha-
vel“ ihre Bezugnahme zur Havel und zu kultu-
rellen Merkmalen der Flusslandschaft heraus. 
Hierbei soll die regionale Gartenschau als ein 
neues Instrument der Kulturlandschaftsent-
wicklung erprobt werden. Die Region wur-
de jedoch nicht nur nach kulturlandschaftli-
chen Kriterien, sondern auch nach politisch-
strategischen Kriterien bestimmt. Nach der 
Vergabeentscheidung erfolgte die eigentli-
che konzeptionelle Bearbeitung und Einbin-
dung weiterer Kommunen und Initiativen. 
Über die ursprüngliche Idee der Ausstellung 
einer neugestalteten Garten- und Parkland-
schaft hinaus, will die BUGA 2015 bestehen-
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de Stärken in der Region in Themenfeldern 
gebündelt bearbeiten (z.B. Technik, Bau- und 
Gartenkultur, Ökologie etc.). Bereits von Be-
ginn an sollen geeignete Strukturen aufge-
baut werden: Flusslandschaftsentwicklung 
„funktioniert nur als Prozess. Mit der Verga-
beentscheidung hat eigentlich die Garten-
schau hier begonnen; nämlich das Prozess-
hafte des Entwickelns, das Einbinden von Ini-
tiativen, Abrufen von Fördermitteln, das Ent-
wickeln von Verkehrskonzepten.“213

In räumlich starker Überlagerung zur BUGA 
2015 agiert der Naturpark Westhavelland. We-
sentliche Gründe zu seiner Einrichtung la-
gen in der Sicherung eines wertvollen Bin-
nenfeuchtgebietes entlang der Havel, wel-
ches durch Maßnahmen der Landnutzung 
in seiner naturschutzfachlichen Qualität be-
droht war. Von Beginn an war die Renaturie-
rung der Havel ein zentrales Projekt, welches 
durch den Naturpark planerisch vorbereitet 
wurde und nunmehr als Naturschutzgroß-
projekt „Untere Havelniederung“ im Rah-
men des Bundesprogramms zur „Errichtung 
und Sicherung schutzwürdiger Teile von Na-

tur und Landschaft mit gesamtstaatlich re-
präsentativer Bedeutung“ gefördert wird (vgl. 
Abb. 28). Dieses liegt in der Trägerschaft des 
NABU. Verfolgt wird die Entwicklung einer 
naturnahen Flusslandschaft durch die teil-
weise Rückführung zu einer Flussmorpho-
logie mit Mehrbettgerinne und durch Wie-
deranschluss von Altarmen. Wesentliche Vo-
raussetzung hierfür ist die auf Bundesebene 
erforderliche Herabstufung der Unteren Ha-
vel zwischen Havelberg und Rathenow von 
der Wasserstraßenklasse III in die Wasser-
straßenklasse I.214 Gleichzeitig ist eine nach-
haltige Regionalentwicklung Zielstellung 
der Naturparke, die auch im Naturschutz-
großprojekt verfolgt wird.215 Hierzu erfolgte 
durch personelle Verzahnung und enge Zu-
sammenarbeit mit dem Tourismusverband 
Havelland die Initiierung der Wassertouris-
musinitiative F.U.N. „Flusslandschaft Un-
tere Havelniederung“ – eines interkommu-
nalen Netzwerkes zur Entwicklung des Was-
sertourismus auch über die Region hinaus. 
Im Rahmen der Voruntersuchungen zur Re-
naturierung wurden Synergien mit der Fi-
scherei herausgestellt. So wurde eine Erhö-
hung der Fischbestände durch die Verbesse-
rung von Habitatstrukturen prognostiziert. 
Eine Verzahnung mit der BUGA 2015 erfolgt 
im Rahmen von „Erlebnisräumen“ und dem 
Aufbau von Naturerlebnisangeboten, wobei 
in Ergänzung der Naturpark und der Touris-
musverband das Leit- und Lenkungskon-
zept erarbeiten. Die enge Verflechtung von 
Naturschutz, Tourismusentwicklung und der 
BUGA werden hierbei bereits in der Konzep-
tionsphase offensichtlich.

In einer angrenzenden Teilregion zwischen 
Brandenburg an der Havel im Westen und 
Werder (Havel) im Osten engagiert sich der 
Förderverein Mittlere Havel e.V. seit 2004 für 
die regionale Entwicklung. Die Flussland-
schaft der Mittleren Havel weist auch in die-
sem Gebiet einen naturnahen Charakter auf; 
sie ist für den Naturschutz von hoher Bedeu-
tung und durch einen hohen Anteil an Natur-
schutz- und Landschaftsschutzgebieten be-
reits gesichert. Der Förderverein strebt eine 
Institutionalisierung als Naturpark an (vgl. 
Abb. 25), jedoch erscheint die Einrichtung ei-
nes weiteren Naturparks nach dem Branden-
burger Finanzierungsmodell derzeit nicht 
durchsetzbar. Als Lösungsansatz engagiert 
sich der Förderverein für ein alternatives Fi-
nanzierungsmodell, welches eine Kofinanzie-
rung von Land, Landkreis und den beteiligten 
Kommunen beinhaltet. Um den Prozess der 
politischen Willensbildung in der Region vo-
ranzutreiben, wurde ein „Entwicklungsgut-

Abbildung 28 
Naturschutzgroßprojekt Untere Havelniederung (ocker: Projektgebiet bzw.  
Planungsraum, grün: Kerngebiet bzw. Maßnahmenraum)

Quelle: Rocco Buchta
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achten Region Mittlere Havel“216 weitgehend 
durch die Akteure selbst erarbeitet. Als we-
sentliche Handlungsfelder werden in diesem 
– der Naturparkidee gemäß – Ziele des Na-
turschutzes, der regionalen und insbesonde-
re touristischen Entwicklung sowie der Um-
weltbildung herausgestellt. Die Idee wird in 
Politik und Verwaltung der Gemeinden und 
Städte, des Landkreises Potsdam-Mittelmark 
und des Landes Brandenburg diskutiert.

Die Flächenagentur Kulturlandschaft Mitt-
lere Havel startete in räumlicher Verzahnung 
2002 als Modellvorhaben unter Beteiligung 
des Landkreises Potsdam-Mittelmark und 
der Stiftung NaturSchutzFonds Branden-
burg. Ziel ist der Aufbau eines Flächenpools 
innerhalb von Suchräumen für Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen im Rahmen der na-
turschutzrechtlichen Eingriffsregelung. Auf 
diesem Weg sollen die jeweiligen Einzelmaß-
nahmen in ein regionales Gesamtkonzept 
eingebunden werden und einen Beitrag für 
die Entwicklung der Flusslandschaft „Mitt-
lere Havel“ leisten.217 Wesentliche Koopera-
tionspartner der Flächenagentur sind Land-
wirte. In der Zusammenarbeit und in der 
Schlichtung von Nutzungskonflikten konn-
ten bisher viele positive Erfahrungen gesam-
melt werden.218 Aufgrund des Engagements 
der Flächenagentur im Gebiet der Mittleren 
Havel ist sie zudem ein wichtiger Koopera-
tionspartner der Wasserstraßenverwaltung 
des Bundes aus Sicht eines Vorhabenträgers 
sowie für den Förderverein Mittlere Havel 
in Bezug auf die mögliche Umsetzung von 
Maßnahmen. 

Für alle angeführten Projekte ist die Havel ein 
wichtiger Identitätsträger, die integrierte Ent-
wicklung der Flusslandschaft gilt für diese als 
übergeordnete Zielstellung. Zusätzliche regi-
onalökonomische Potenziale sollen durch ei-
nen naturnahen flussbezogenen Tourismus 
erschlossen werden. Gleichzeitig bestehen 
vielfältige Anforderungen an die Landnut-
zungen wie auch an technische Regulierun-
gen des Wasserstandes, um die Funktionsfä-
higkeit des Fließgewässers zu bewahren.

Vorbeugender Hochwasserschutz

Hochwasserereignisse an der Havel sind 
lang anhaltend und durch wenig ausgepräg-
te Hochwasserwellen charakterisiert.219 Die 
Wassermengen an der unteren Havel und da-
mit auch die Hochwasserereignisse werden 
zudem entscheidend von der Spree geprägt. 
Mit den Flutungen der Tagebaurestlöcher in 
der Lausitz und der damit verbundenen Re-
duktion von Wassermengen der Spree wurde 

die Hochwassergefahr temporär verringert. 
Diese wird zukünftig nach Ende der Seenflu-
tung wieder ansteigen. Unterhalb von Rathe-
now ist die Hochwassersituation vom Wasser-
stand der Elbe abhängig.220

Für den Bereich der Havel existiert kein ei-
genständiges Hochwasserkonzept. Bezogen 
auf den Mündungsbereich der unteren Havel 
trifft der Masterplan Elbe Aussagen, der ge-
plante bauliche Maßnahmen des Hochwas-
serschutzes im Elbeeinzugsgebiet bündelt. In 
diesem Teilraum der Havel existieren tech-
nische Einrichtungen des Hochwasserschut-
zes (Polder, Wehranlagen), die bei extremen 
Elbehochwassern zur Scheitelkappung ge-
nutzt werden können. Als Instrument für eine 
länderübergreifende Abstimmung der Maß-
nahmen wurde ein Staatsvertrag zwischen 
den Ländern Brandenburg, Sachsen-Anhalt, 
Mecklenburg-Vorpommern und Niedersach-
sen sowie der Bundesrepublik Deutschland 
abgeschlossen. Dieser beinhaltet, eine ge-
meinsame Koordinierungsstelle einzuberu-
fen, die die Entscheidungswege im Katastro-
phenfall institutionalisiert und die Kosten-
verteilung regelt.221

Für die Ausweisung der wasserrechtlich ge-
forderten Überschwemmungsgebiete ist das 
Land Brandenburg zuständig, die Grundla-
gen hierzu werden vom Landesumweltamt 
(LUA) erstellt. Die Wasser- und Bodenverbän-
de sind im Wesentlichen mit der Unterhal-
tung der Gewässer betraut. Sie nehmen Auf-
gaben der technischen Instandhaltung von 
Hochwasserschutzanlagen im Auftrag des 
LUA wahr.

Auf landesplanerischer Ebene wurden im 
Entwurf zum Landesentwicklungsplan Ber-
lin-Brandenburg (LEP B-B) Teilräume ent-
lang der Havel als „Risikobereich Hochwas-
ser“ ausgewiesen: „Die Darstellung des Risi-
kobereichs Hochwasser dient im Sinne des 
Vorsorgeprinzips der Kennzeichnung der Flä-
chen, die im Rahmen der Fachplanung durch 
Deichbau zu schützen oder als Retentions-
bereiche zu sichern sind oder die bei Ver-
sagen von Hochwasserschutzanlagen über-
flutet werden können.“222 Die Darstellungen 
des LEP bilden die Grundlage für eine wei-
tergehende Konkretisierung auf Ebene der 
Regionalplanung.

Momentan existiert jedoch kein rechtsgülti-
ger Regionalplan für die Planungsregion Ha-
velland-Fläming, weil der Regionalplan von 
1998 vom Oberverwaltungsgericht Berlin-
Brandenburg für nichtig erklärt wurde. Die 
Fertigstellung eines neuen Entwurfs ist für 
Ende 2009 geplant. Der Umgang mit dem 
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vorbeugenden Hochwasserschutz in der Re-
gionalplanung ist noch im Findungsprozess. 
Bisherige Grundlage für die Regionalplanung 
ist eine Richtlinie des Landes, die jedoch erst 
im Vorentwurf existiert und die Ausweisung 
von „Vorranggebiet Hochwasserschutz“ und 
„Vorbehaltsgebiet hochwassergefährdeter 
Bereich“ im Regionalplan vorsieht.223 Zugrun-
de gelegt werden sollen Karten des Landes-
umweltamtes zu einem 100-jährlichen Hoch-
wasserereignis, die allerdings noch nicht 
vorliegen.224 

Der vorbeugende Hochwasserschutz wird 
derzeit in der Havelregion nicht als prioritä-
res Handlungsfeld vorangetrieben, ein um-
fassendes Handlungskonzept ist nicht in Er-
arbeitung. Gründe sind in einem geringen 
Handlungsdruck zu vermuten, da die Was-
sermengen der Havel insbesondere durch die 
Flutung von Tagebaurestlöchern in der Lau-
sitz in den letzten Dekaden reduziert wurden. 
Entsprechend werden Kooperationen in Be-
zug auf das Flusseinzugsgebiet nicht inten-
siv verfolgt.

Niedrigwasservorsorge

Die Niedrigwasserproblematik ist den befrag-
ten Akteuren bekannt. So wird im Rahmen der 
Wasserregulierung der Havel ein technischer 
Umgang mit Niedrigwasserständen verfolgt, 
eine konzeptionelle Bearbeitung im Sinne ei-
nes Niedrigwassermanagements wurde bis-
her jedoch nicht durchgeführt. Für das Pro-
jekt der Renaturierung der Unteren Havel 
wurde die Ermittlung von Niedrigwassersze-
narien und die Prüfung der Niedrigwasser-
resistenz der Maßnahmen gefordert, obwohl 
diese Vorhersage laut Aussagen des Projekt-
trägers sehr schwierig ist. Der mit dem Pro-
jekt beabsichtigte Rückhalt von Wasser in der 
Landschaft sowie die Aufrauung des Flussbet-
tes konnten als Beitrag zur Niedrigwasserauf-
höhung ermittelt werden.225

Klimawandel

Die Auseinandersetzung mit den Auswirkun-
gen des Klimawandels wird auch bei den be-
fragten Akteuren in der Havelregion verfolgt. 
So werden die Konsequenzen auf die Hoch-
wasserereignisse im LUA diskutiert. Für die 
Region wird eine Verschiebung der Nieder-
schläge in das Winterhalbjahr sowie auch 
eine Verstärkung der Niederschläge und da-
raus resultierend eine Zunahme der Winter-
hochwasser prognostiziert. Die Diskussion 
zum Klimawandel mit den entsprechenden 
Unsicherheiten in der Vorhersage und damit 

verbundenen Schwierigkeiten in der Aus-
weisung von Überschwemmungsgebieten 
ist auch der Regionalplanung präsent. 

Im Zuständigkeitsbereich des Hochwasser-
schutzes im LUA beschränkt sich der derzei-
tige Umgang mit dem Klimawandel auf die 
Sicherstellung der Funktionsfähigkeit der 
technischen Hochwasserschutzanlagen226, 
zukünftige Anpassungsstrategien müssen 
demnach noch entwickelt werden. Die Re-
gionalplanung beabsichtigt, das Thema Kli-
mawandel im neuen Regionalplan aufzuneh-
men. Hierzu ist geplant, spezifischere Aussa-
gen mit wissenschaftlicher Fundierung für 
die Havelregion einzuholen.227

Integration von Hochwasservorsorge und 
Kulturlandschaftsentwicklung

Für den Bereich der unteren Havel erfolgt 
eine Verknüpfung der ökologisch orientier-
ten Havelrenaturierung mit der Förderung 
regionaler Entwicklung und Aspekten des 
vorsorgenden Hochwasserschutzes durch 
das Naturschutzgroßprojekt. Dieses Ziel 
wurde allerdings anfangs bei der Projektent-
wicklung nicht verfolgt, da eine Hochwasser-
wirksamkeit mit den ursprünglichen Planun-
gen nicht erreicht werden konnte. Folgende 
Aspekte führten jedoch zu einer Stärkung der 
Hochwasserbelange: Seitens der Politik wur-
de eine stärkere Integration der Hochwasser-
vorsorge eingefordert. Der Realisierungspro-
zess selbst eröffnete zusätzliche Potenziale 
für den Wasserrückhalt. Künstliche Uferbe-
festigungen der Havel wurden festgestellt, 
deren Entfernung im Rahmen des Projekts 
zu positiven Effekten hinsichtlich der Hoch-
wasservorsorge führen wird. Als weiterer As-
pekt konnten durch den Deichrückbau Syn-
ergieeffekte für die Landwirtschaft und die 
Flussrenaturierung herausgestellt werden, so 
dass diese Maßnahme jetzt in Teilbereichen 
ermöglicht wird. In der ursprünglichen Pro-
jektplanung sollte der Deichrückbau wegen 
Widerständen der Landwirtschaft zunächst 
nicht verfolgt werden.228

Als konzeptionelle Grundlage wurde in der 
ersten Projektphase von 2005 bis 2008 ein 
Pflege- und Entwicklungsplan (PEP) er-
stellt, der im Rahmen einer weiteren Betei-
ligungsphase an relevante regionale Akteu-
re verschickt wurde. Aufgrund der besonde-
ren Anforderungen der Flusslandschaft ver-
folgt der PEP eine „enge Zusammenarbeit, 
insbesondere mit der Wasserwirtschaft sowie 
der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des 
Bundes.“229 Neben vorrangig naturschutz-
fachlichen Zielstellungen wird die Gewähr-
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leistung des Hochwasserschutzes explizit 
einbezogen, hier steht zunächst die Erhal-
tung, aber auch die Verbesserung des beste-
henden Hochwasserniveaus im Vordergrund. 
Im Sinne der flusseinzugsgebietsweiten Be-
trachtung wurde das Erfordernis formuliert, 
die Havelniederung zur Kappung des Elbe-
scheitels im Falle eines Extremhochwassers 
zu nutzen. Erste bauliche Umsetzungsmaß-
nahmen sind für Mitte 2009 geplant.

Sehr kooperativ wird seitens des Projektträ-
gers die Zusammenarbeit mit Akteuren aus 
dem Bereich Landwirtschaft eingeschätzt. 
Synergien mussten im Projekt herausgestellt 
werden, da die Landwirte ein wichtiger Ak-
teur für die Flächenbewirtschaftung im Sinne 
der Naturschutzziele sind (extensive Landbe-
wirtschaftung). Bestehende Interaktionspro-
bleme konnten über eine intensive Beteili-
gung sowie über die Erstellung eines Regio-
nalen Entwicklungskonzeptes (REK) „Unte-
re Havel“230 durch die Landkreise Stendal und 
Havelland reduziert werden. Dieses wurde 
zur Vorbereitung des Naturschutzgroßpro-
jekts erarbeitet und trug auch zur Versachli-
chung von Diskussionen bei, die von Vertre-
tern unterschiedlicher sektoraler Sichtwei-
sen geführt wurden.231 Das REK stellte insbe-
sondere die Belange der Nutzung als Bundes-
wasserstraße, der Renaturierung sowie der 
wirtschaftlichen Entwicklung gegenüber. 
Hieraus wurde ein transparent dargestellter, 
fachlich begründeter Kompromissvorschlag 
entwickelt. Für die Akteure auf den unter-
schiedlichen Ebenen konnte somit eine fun-
dierte Argumentationsgrundlage geschaffen 
werden.

Die BUGA hat in ihrem Bewerbungskonzept 
das Thema Hochwasserschutz nicht aufge-
griffen. In der weiteren Konzeptions- und 
Umsetzungsphase soll diesem Handlungs-
feld allerdings eine hohe Bedeutung gege-
ben werden: „Das Einbringen der kulturel-
len Dimension in das Thema Hochwasser-
schutz muss uns da gelingen.“232 Als generelle 
Herausforderung der BUGA bezogen auf die 
Kooperationsanforderungen eines solchen 
Projekts wird gesehen, den Widerstreit kom-
munalpolitischer Interessen gegenüber den 
gesamtregionalen Interessen auszugleichen 
und „ein Team“ zu bilden. Für den Erfolg des 
Projekts ist „über einen langen Zeitraum eine 
homogene Einheit aus unterschiedlichen 
Parteien, Gremien, Landkreisen, politischen 
Institutionen beisammen zu halten.“233

Der Förderverein Mittlere Havel verfolgt kei-
ne expliziten Ziele und Projekte hinsichtlich 
der Hochwasservorsorge, ist jedoch bestrebt, 

die im Rahmen der Entwicklung der Fluss-
landschaft erforderlichen Akteure und An-
forderungen der Fließgewässerdynamik auf-
zugreifen: „Das Wassermanagement an der 
Mittleren Havel (ist) kompliziert zu steuern 
und verlangt das Miteinander von Nutzern, 
Landbesitzern, Naturschützern und kom-
munalen Körperschaften. Unter dem Aspekt 
des Wassermanagements stellt die Schaffung 
eines Naturparks eine gute Perspektive dar, 
mit deren Hilfe eine Vernetzung von Inter-
essen, Ansprüchen und Lösungen möglich 
wird.“234

Im Bereich der ländlichen Entwicklung sind 
im Untersuchungsraum primär zwei LEA-
DER-Regionen vorhanden, deren Handlungs-
räume nicht anhand kulturlandschaftlicher 
Kriterien abgegrenzt wurden, sondern sich an 
den administrativen Grenzen der Landkrei-
se orientieren. Die LAG Fläming-Havel ver-
folgt gemäß ihrer gebietsbezogenen lokalen 
Entwicklungsstrategie im Bereich der Mitt-
leren Havel die Entwicklung der Kulturland-
schaft, verweist aber nicht explizit auf Be-
lange des Hochwasserschutzes.235 Die LAG 
Havelland geht in ihrer Entwicklungsstra-
tegie folgendermaßen auf die Herausforde-
rung in den Havelauen ein: „Ein Sonderthe-
ma auf Grund der ökologisch sensiblen Situa-
tion der Auen in der unteren Havelniederung 
– die als überregional bedeutsame attraktive 
Flusslandschaft auch für den Naturtourismus 
von hoher Bedeutung ist – ist die Entwick-
lung einer nachhaltigen Land- und Gewäs-
sernutzung in den Feuchtgebieten der Über-
schwemmungsbereiche.“236 Eine stärkere Ver-
zahnung mit den Projektansätzen im Raum 
der unteren Havel wird somit eröffnet.

Vielfältige Kooperationsbeziehungen wur-
den insbesondere im Bereich der unteren Ha-
vel bereits aufgebaut. Diese treiben eine Ver-
zahnung von Hochwasservorsorge und regio-
naler Kulturlandschaftsgestaltung voran. Die 
Regionalplanung ist hier allerdings kaum ein-
gebunden und verhält sich diesbezüglich un-
ter Verweis auf mangelnde Personalkapazitä-
ten eher zurückhaltend: „Alles was von unten 
wirklich wächst ohne unser Zutun, was von 
alleine läuft, das soll lieber laufen.“237

Bezüglich der Entwicklung der Flussland-
schaft spielt die Umsetzung der WRRL eine 
wichtige Rolle. Seitens der Wasserwirtschaft 
erfolgt hierzu die Erarbeitung von Gewäs-
serentwicklungskonzepten (GEKs) und auf-
grund des durch die Richtlinie vorgegebenen 
Handlungsdrucks bereits parallel die Umset-
zung der Maßnahmenprogramme. Die GEKs 
zielen auf die Hydromorphologie des Gewäs-
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sers ab. Im Rahmen der GEKs sollen Hoch-
wasserschutz, Gewässerunterhaltung und 
weitere Belange wie z.B. die Berücksichti-
gung der Schutzanforderungen von Natura 
2000-Gebieten miteinander abgestimmt wer-
den. An der Havel ist zudem der besondere 
Status einer Bundeswasserstraße zu beach-
ten, so dass die Anforderungen des Bundes 
im Rahmen seiner Zuständigkeit berücksich-
tigt werden müssen. Somit sind für das Land 
Brandenburg umfangreiche Abstimmungs-
erfordernisse in Bezug auf die Havel gege-
ben. Da die Schiffbarkeit der Gewässer ge-
währleistet bleiben muss, sind die Spielräu-
me für die Umsetzung von Maßnahmen ggf. 
nur gering. Ein Handlungsfeld ist in diesem 
Zusammenhang die Gewährleistung erfor-
derlicher Mindestabflüsse. Angestrebt wird 
eine abgestimmte und zeitlich parallele Er-
stellung der GEKs mit den Hochwasserma-
nagementplänen gemäß HWRL bis 2015.238 
Durch diese sinnvolle Abstimmung der Maß-
nahmen könnten Probleme zeitlicher Passfä-
higkeit bei der Umsetzung der in den Richt-
linien geforderten Zielstellungen vermieden 
werden. 

Für den Teilbereich der unteren Havel sind 
die Projekte BUGA 2015 sowie das Natur-
schutzgroßprojekt – zumindest in Bezug auf 
den Projektabschluss – an ähnlichen Zeit- 
fristen ausgerichtet. Für diese Projekte ste-
hen Probleme der räumlichen Passfähigkeit 
nicht im Vordergrund – auch wenn hier zu-
sätzliche Kooperationserfordernisse auf-
grund der länderübergreifenden räumli-
chen Lage (Brandenburg und Sachsen-An-
halt) bestehen. Die Voraussetzungen für eine 
Verzahnung der beiden Projektansätze sind 
günstig.

Für die mittlere Havel zeigen sich Proble-
me der räumlichen Passfähigkeit dahinge-
hend, dass der Projektraum des Förderver-
eins Mittlere Havel nicht nach den Anforde-
rungen der Flusslandschaft in Bezug auf den 
Umgang mit Hoch- und Niedrigwasservor-
sorge konstituiert wurde. Die für die Umset-
zung von Hoch- und Niedrigwasservorsor-
ge erforderliche verknüpfte Entwicklung von 
unterer und mittlerer Havel erscheint auf Pro-
jektebene fraglich, da hierfür kein institutio-
neller Rahmen vorhanden ist. Wie sich Prob-
leme der räumlichen Passfähigkeit in Bezug 
auf die Entwicklung der GEKs und Hochwas-
sermanagementpläne sowie weiterer Kon-
zepte zur Hoch- und Niedrigwasservorsorge 
für die Havel aufgrund der länderübergrei-
fenden Situation auswirken, lässt sich der-
zeit nicht abschätzen.

Kernbotschaften der Fallstudie

Die •	 BUGA 2015 ist über das bisherige Ver-
ständnis als Instrument einer kommuna-
len Freiraumentwicklung hinausgehend 
eine neue Form einer zeitlich befristeten 
Institutionalisierung regionaler Kultur-
landschaftsgestaltung. Sie soll die kom-
munalen Potenziale aufgreifen und in 
einem kooperativen Ansatz einen Mehr-
wert für die regionale Entwicklung er-
zeugen. Die durch die BUGA erzeugte 
mediale Aufmerksamkeit für die Havel-
region könnte positive „Mitnahmeef-
fekte“ für andere Havelprojekte erzeu-
gen, die effektiv genutzt werden sollten, 
indem die Akteure proaktiv eine Vernet-
zung anstreben.

In der Havelregion können zwei Teilräu-•	
me identifiziert werden, in denen jeweils 
Intensivierungs- bzw. Extensivierungs-
interessen in Bezug auf die Nutzung der 
Havel als Wasserstraße dominieren. So 
verdeutlichen mittlere und untere Havel 
das Spannungsfeld unterschiedlicher po-
litischer Interessen, welches die Umset-
zung der Hoch- und Niedrigwasservor-
sorge beeinflusst. Die Verzahnung dieser 
Handlungsfelder mit der regionalen Kul-
turlandschaftsgestaltung wird an der un-
teren Havel stärker als an der mittleren Ha-
vel vorangetrieben.

Die Havelregion weist ein •	 Mosaik an in-
tegrierten Projekten mit starker zivilge-
sellschaftlicher Anbindung auf, die Ziel-
stellungen zur Regionalentwicklung mit 
der naturnahen Entwicklung der Fluss-
landschaft verknüpfen. Potenziale für die 
verstärkte Umsetzung eines vorbeugen-
den Hochwasserschutzes auf Projektebe-
ne sind somit gegeben; das Handlungs-
feld wurde insbesondere an der unteren 
Havel frühzeitig in die Konzeptionspha-
sen einbezogen.

Die •	 Einzelinitiativen mit Bezug zur Ha-
vel bieten eine große Chance für eine in-
tegrierte Flusslandschaftsentwicklung 
der Havel, insbesondere wenn die Mög-
lichkeiten zur Kooperation intensiv auf-
gegriffen werden. Hier sind insbesonde-
re gemeinsame Projekte wichtig, die über 
Grenzen der einzelnen Projekträume hin-
ausreichen und den Fluss in seiner gesam-
ten Ausdehnung entwickeln (z.B. Wasser- 
und Fahrradtourismus).

Die Belange des vorbeugenden Hoch-•	
wasserschutzes fanden auf Projektebene 
schon frühzeitig Eingang in die Bearbei-
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tung. Eine Erarbeitung übergeordneter 
Konzeptionen des vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes sowie die Flächenvorsor-
ge durch Wasserwirtschaft und Raumord-
nung erfolgen aber nur zögerlich, wenn 
kein ausreichender Handlungsdruck vor-
handen ist. 

Gutachten mit intersektoraler Zielset-•	
zung (hier: REK „Untere Havel“) kön-
nen den Diskussionen zwischen sekto-
ral agierenden Akteuren eine fundierte 
Basis liefern und eine konstruktive Zu-
sammenarbeit voranbringen. Sie stel-
len daher eine Möglichkeit zur Lö-
sung von Interaktionsproblemen dar. 
Am Beispiel der unteren Havel wurde 
die Einbindung der Landwirte für eine 

erfolgreiche Umsetzung der Havelrena- 
turierung gefördert.

„Best practice“

Nutzung der Potenziale einer regionalen BUGA für die Entwick-•	
lung der Flusslandschaft

Frühzeitige Integration von Belangen der Hoch- und Niedrig- •	
wasservorsorge in Projektansätze zur Flusslandschafts-
entwicklung

Nutzung von intersektoralen externen Expertisen für die  •	
Projektentwicklung

Intensive Kooperationen zwischen flussbezogenen Initiativen •	
unter Nutzung von Synergien 
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4	 Vorbeugender Hochwasserschutz und 
regionale Kulturlandschaftsgestaltung: 
Synergien und Zielkonflikte

Im vorliegenden Kapitel wird die in der Li-
teraturanalyse (siehe Kapitel 2) konstatierte 
Annäherung beider Handlungsfelder dahin-
gehend überprüft, inwieweit institutionel-
le Regelungen mit Relevanz für den vorbeu-
genden Hochwasserschutz bzw. die regionale 
Kulturlandschaftsgestaltung Bezüge zum je-
weils anderen Handlungsfeld beinhalten.

Die Analyse der entsprechenden Dokumen-
te dient zur Klärung der Frage, ob eine ver-
knüpfte Betrachtung von regionaler Kultur-
landschaftsgestaltung und vorbeugendem 
Hochwasserschutz erfolgt und der Rahmen 
für die Verzahnung beider Handlungsfelder 
in Politik und Projektpraxis geschaffen wur-
de. Des Weiteren wird untersucht, wo Syner-
gien und Zielkonflikte zwischen Regelungen 
des vorbeugenden Hochwasserschutzes und 
der regionalen Kulturlandschaftsgestaltung 
deutlich werden.

Einem erweiterten sozialwissenschaftlichen 
Institutionenverständnis folgend, werden als 
Institutionen im Folgenden nicht Organisa-
tionen aufgefasst, sondern formelle und in-
formelle Regeln. Während zu formellen Ins-
titutionen Gesetze, administrative Regelun-
gen sowie finanzielle Arrangements gehören, 
werden unter informellen Institutionen z.B. 
kulturelle Werte und Leitbilder verstanden.239 
Im Mittelpunkt der Untersuchungen steht 
die Analyse der institutionellen Regelungen 
des vorbeugenden Hochwasserschutzes und 
der regionalen Kulturlandschaftsgestaltung. 
Hierzu werden Dokumente auf unterschied-
lichen Handlungsebenen (Europa, Bund, 
Land, Flusseinzugsgebiet) zu Grunde gelegt. 
Die ausgewählten Dokumente umfassen Ge-
setze, Plansätze sowie informelle Dokumente 
ohne rechtliche Bindungswirkung (z.B. Leit-
linien, Strategien), die für beide Handlungs-
felder besonders relevant sind. In Form tabel-
larischer Übersichten werden die Verknüp-
fungen zwischen den beiden Handlungsfel-
dern in den Dokumenten aufgezeigt. Es wird 
zwischen expliziten Aussagen und impliziten 
Bezügen differenziert. Die Dokumente wer-
den in ihren hochwasser- bzw. kulturland-
schaftsrelevanten Passagen hinsichtlich ihrer 
Verknüpfungen zum jeweils anderen Hand-
lungsfeld untersucht.240

4.1	 Berücksichtigung der regiona- 
len Kulturlandschaftsgestal-
tung innerhalb von institutio-
nellen Regelungen des vorbeu-
genden Hochwasserschutzes

Vorbeugender Hochwasserschutz ist ein 
raumbezogener Ansatz, der die Sicherung 
von Überschwemmungsgebieten und Re-
tentionsflächen, Hochwasserentstehungs-
gebieten und Hochwasserrückhaltebecken 
umfasst sowie hochwasserangepasste Land-
nutzungen einfordert. Auswirkungen auf 
die Kulturlandschaftsentwicklung und da-
mit das Erfordernis einer Abstimmung bei-
der Handlungsfelder sind daher naheliegend 
(siehe Kapitel 2). Entsprechend ist zu erwar-
ten, dass auf politischer Ebene bzw. seitens 
des Gesetzgebers eine Verknüpfung des vor-
beugenden Hochwasserschutzes mit den An-
forderungen der Kulturlandschaftsgestaltung 
erfolgt und sich auch in den relevanten Doku-
menten niederschlägt. Diese Annahme wird 
im Folgenden überprüft.

Die Dokumente werden zunächst dahinge-
hend untersucht, ob die Stichworte Kultur-
landschaft bzw. Landschaft im Sinne einer in-
tegrierten Landschaftsentwicklung aufgegrif-
fen werden. Entsprechende Aussagen haben 
als explizite Bezüge zur Kulturlandschafts-
entwicklung Eingang in Tabelle 4 gefunden. 
Unter einem erweiterten Blickwinkel wer-
den implizite Bezüge beider Handlungsfel-
der in den Dokumenten herausgestellt, wenn 
kulturlandschaftsrelevante Aspekte, wie z.B. 
eine auf die Kulturlandschaftsentwicklung 
bezogene sektorübergreifende Kooperation, 
das Landschaftsbild oder der Raumbezug des 
vorbeugenden Hochwasserschutzes einbe-
zogen werden (vgl. Tab. 4).

Die Auswahl der Dokumente in der Tabelle 4 
wurde nach folgenden Kriterien vorgenom-
men: Auf EU-Ebene wurden als hochwasser-
relevante Dokumente die HWRL, die WRRL 
sowie die raumordnungsrelevanten Doku-
mente EUREK und Territoriale Agenda iden-
tifiziert. Auf Bundesebene wurden die für die 
Hochwasservorsorge maßgeblichen Geset-
ze (WHG, WVG, ROG, WaStrG) sowie Geset-
zesvorhaben (UGB II241, GeROG242) und in-
formelle Dokumente der Bundesregierung, 
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LAWA und MKRO mit Bezug zur Hochwas-
servorsorge in die Untersuchungen aufge-
nommen. Auf der Ebene der Bundeslän-
der wurden alle Landeswassergesetze nach 
den Schlagwörtern „Kulturlandschaft“ bzw. 
„Landschaft“ durchsucht. Dabei wurde das 
Brandenburgische Wassergesetz aufgrund 
seiner über das WHG hinausgehenden Be-
züge zur Kulturlandschaftsentwicklung aus-
gewählt. Die Kapitel zum vorbeugenden 
Hochwasserschutz der Landesplanungsge-
setze sowie der Landesentwicklungspläne 
und -programme sämtlicher Bundesländer 
wurden auf Bezüge zur Kulturlandschafts- 
entwicklung hin untersucht. Exemplarisch 
wurde der LEP Sachsen 2003 wegen seiner 

expliziten Kulturlandschaftsbezüge in die Ta-
belle 4 aufgenommen.

Ergänzend wird das LEPro 2007 B-B genau-
er analysiert, weil hier ein erweitertes Kultur-
landschaftsverständnis vertreten wird. Zu-
dem werden Strategien und Leitbilder zum 
Hochwasserschutz auf Landesebene unter-
sucht. Förderrichtlinien für vier Bundeslän-
der werden in die Analyse einbezogen. Auf 
der Steuerungsebene des Flusseinzugsgebie-
tes, die für den vorbeugenden Hochwasser-
schutz von besonderem Interesse ist, werden 
Hochwasseraktionspläne der internationalen 
Flusskommissionen von Elbe, Rhein, Donau, 
Oder, Mosel und Saar analysiert. 

Tabelle 4 
Aussagen zur Kulturlandschaftsentwicklung in institutionellen Regelungen des Hochwasserschutzes

Steuerungs-
ebene

Dokument/ 
relevante Passagen* Bezug zur Kulturlandschaftsentwicklung**

EU

HWRL 
(23.10.2007)

E: nicht vorhanden
I: „Ziel dieser Richtlinie ist es, einen Rahmen für die Bewertung und das Management von Hochwasser-
risiken zur Verringerung der hochwasserbedingten nachteiligen Folgen auf die menschliche Gesundheit, 
die Umwelt, das Kulturerbe und wirtschaftliche Tätigkeiten in der Gemeinschaft zu schaffen.“ (Art. 1)  
„Die Hochwasserrisikomanagementpläne berücksichtigen relevante Aspekte, wie etwa (...) Bodennut-
zung und Wasserwirtschaft, Raumordnung, Flächennutzung, Naturschutz, Schifffahrt und Hafeninfra-
struktur.“ (Art. 7 Abs. 3 Satz 2)

WRRL 
(23.10.2000)

E: nicht vorhanden
I: Primäre Zielstellung gemäß Artikel 1a: „Vermeidung einer weiteren Verschlechterung sowie Schutz 
und Verbesserung des Zustands der aquatischen Ökosysteme und der direkt von ihnen abhängenden 
Landökosysteme und Feuchtgebiete im Hinblick auf deren Wasserhaushalt.“

EUREK 
(11.05.1999) 
Insbesondere Teil A  
Kapitel 3.4.3 und 4.3 
Teil B Kapitel 2.4.2

E: nicht vorhanden
I: „Es ist daher erforderlich, (...) beim Hochwasserschutz (...) über administrative Grenzen hinweg zu 
kooperieren.“ (S. 34f) 
„Förderung der transnationalen und interregionalen Zusammenarbeit bei der Durchführung integrier-
ter Strategien für das Management der Wasserressourcen einschließlich größerer Grundwasservorkom-
men, insbesondere in dürre- und hochwassergefährdeten Gebieten und Küstenregionen.“ (S. 35)

Territoriale Agenda 
(25.05.2007) 
Priorität 5

E: nicht vorhanden

Bund

WHG 
(23.10.2000) 
Zweiter Teil, Vierter Ab-
schnitt: Hochwasserschutz

E: nicht vorhanden
I: Außerhalb des Abschnitts Hochwasserschutz normiert § 28 Abs. 1 Satz 4 bezüglich der Gewässerun-
terhaltung: „Bild und Erholungswert der Gewässerlandschaft sind zu berücksichtigen.“

UGB II 
(20.05.2008) 
Kapitel 3, Abschnitt 4: 
Hochwasserschutz

E: nicht vorhanden
I: Außerhalb des Abschnitts Hochwasserschutz normiert § 31 Abs. 2 Satz 3 bezüglich der Gewässerun-
terhaltung: „Bild und Erholungswert der Gewässerlandschaft sind zu berücksichtigen.“

ROG 
(18.08.1997) 
§ 2 Abs. 2 Nr. 8 
§ 7 Abs. 2 und 3

E: nicht vorhanden

GeROG 
(30.12.2008) 
§ 2 Abs. 2 Nr. 6 
§ 8 Abs. 5 Nr. 2

E: nicht vorhanden

5-Punkte-Programm 
der Bundesregierung 
(15.09.2002)

E: nicht vorhanden
I: Insbesondere der Schwerpunkt „Den Flüssen mehr Raum geben“ für ein gemeinsames Hochwasser-
schutzprogramm von Bund und Ländern ist relevant.

Leitlinien für einen 
zukunftsweisenden Hoch-
wasserschutz (LAWA)  
(August 1995)

E: nicht vorhanden
I: Als Strategie wird u.a. der natürliche Wasserrückhalt hervorgehoben, der Kooperationen erfordert: 
„Die Unterstützung des natürlichen Wasserrückhaltes ist nicht als isoliertes Ziel des Hochwasserschut-
zes zu sehen, sondern als Teil eines fachübergreifenden Flächen- und Gewässermanagements zur Be-
wahrung und Verbesserung der Umwelt insgesamt.“ (S. 9)

Instrumente und Hand-
lungsempfehlungen zur 
Umsetzung der Leitlini-
en für einen zukunftswei-
senden Hochwasserschutz 
(LAWA) (November 2003)

E: nicht vorhanden
I: Nachhaltige Hochwasservorsorge als integrierter Ansatz verschiedener Politikbereiche, wie Raumord-
nung, Wasserwirtschaft, Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz etc. (S. 32f); bezogen auf den techni-
schen Hochwasserschutz soll auch der Einfluss auf Naturhaushalt und Landschaftsbild bewertet wer-
den (S. 21).
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Steuerungs-
ebene

Dokument/ 
relevante Passagen* Bezug zur Kulturlandschaftsentwicklung**

Bund

Handlungsempfehlungen 
der Ministerkonferenz für 
Raumordnung zum vorbeu-
genden Hochwasserschutz 
(14.06.2000)

E: nicht vorhanden
I: Die in Flusseinzugsgebieten angestrebte grenz- und fachübergreifende Zusammenarbeit: „Erforder-
lich ist eine enge Kooperation zwischen Raumordnung, Wasserwirtschaft, Umwelt- und Naturschutz, 
Land- und Forstwirtschaft sowie dem Städtebau.“ (S. 5) 
„Landwirtschaftliche Nutzungen sind in den Überschwemmungsbereichen in der Regel möglich, soll-
ten aber der Hochwasserjährlichkeit und der zu erwartenden Fließgeschwindigkeit angepasst werden.“ 
„Auch andere Nutzungen sind mit der vorrangigen Funktion ‚Abfluss- und Retentionsbereich’ durchaus 
vereinbar. So können die Überschwemmungsbereiche bzw. Auen der Fließgewässer wichtige Funktio-
nen für den Biotopverbund wahrnehmen.“ (S. 14) „Außerdem zeichnen sich Gewässer und ihre Auen 
oft durch eine hohe landschaftliche Attraktivität aus, so dass sie auch als wichtige Bereiche für die 
landschaftsorientierte Erholung ausgewiesen werden können.“ (S. 15)

WVG 
(12.02.1991)

E: nicht vorhanden
I: Gem. § 2 sind zulässige Aufgaben u.a.: 
„12. Herrichtung, Erhaltung und Pflege von Flächen, Anlagen und Gewässern zum Schutz des Natur-
haushalts, des Bodens und für die Landschaftspflege, 
13. Förderung der Zusammenarbeit zwischen Landwirtschaft und Wasserwirtschaft und Fortentwick-
lung von Gewässer-, Boden- und Naturschutz.“

WaStrG 
(19.08.2007)

E: nicht vorhanden
I: „Bei der Verwaltung, dem Ausbau und dem Neubau von Bundeswasserstraßen sind die Bedürfnisse 
der Landeskultur und der Wasserwirtschaft (...) zu wahren.“ (§ 4) 
„Bei der Unterhaltung ist den Belangen des Naturhaushalts Rechnung zu tragen; Bild und Erholungs-
wert der Gewässerlandschaft sind zu berücksichtigen. Die natürlichen Lebensgrundlagen sind zu be-
wahren.“ (§ 9) Bild und Erholungseignung der Gewässerlandschaft sind auch beim Ausbau oder dem 
Neubau einer Bundeswasserstraße zu beachten (§ 12 Abs. 7).

Land

BbgWG 
(Brandenburgisches  
Wassergesetz) 
(08.12.2004)

E: nicht vorhanden
I: Gem. § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 sollen „die Bedeutung der Gewässer und ihrer Uferbereiche als Lebens-
stätte für Pflanzen und Tiere sowie ihre Bedeutung für das Bild und den Erholungswert der Landschaft 
sowie für Erholung, Freizeit und Sport berücksichtigt werden“. Zudem sollen gem. Nr. 6 „sich wasser-
wirtschaftliche Maßnahmen in den örtlichen und überörtlichen landschaftsräumlichen Zusammenhang 
einfügen.“

Landesplanungsgesetze 
(alle Bundesländer)

E: nicht vorhanden

LEP Sachsen 2003 
(01.01.2004) 
Grundsätze und Ziele zum 
vorbeugenden Hochwas-
serschutz (4.3.4 - 4.3.9  
und Begründungen)

E: nicht vorhanden
I: „Vorbeugender Hochwasserschutz ist nicht ausschließlich eine wasserwirtschaftliche Aufgabe, son-
dern erfordert eine umfassende fachübergreifende und grenzüberschreitende Betrachtung der Hoch-
wasserrisiken und Vorsorgemaßnahmen.“ (S. 46) 
„Den Flüssen ist Raum zu geben.“ (Ebda.)

LEPro 2007 B-B 
(01.02.2008) 
§ 6 Abs. 5 und  
Begründungen

E: nicht vorhanden
I: „Maßnahmen zur Entsiegelung von Flächen, Extensivierung der landwirtschaftlichen Bodennutzung, 
Versickerung bzw. dezentrale Rückhaltung von unverschmutztem Regenwasser und die Wiederauffors-
tung erhöhen das Speichervermögen des Einzugsgebietes.“ (S. 14)

Möglichkeiten zur Reduzie-
rung von Hochwasserschä-
den und Handlungsbedarf 
in Rheinland-Pfalz 
(15.04.2005)

E: In den Erläuterungen der Handlungsempfehlungen zum Städtebau wird im Kapitel 3.3.1 die Kultur-
landschaft thematisiert: „Ohne die Einbindung eines interdisziplinären Planungsteams ist es außeror-
dentlich problematisch, geeignete Zielvorstellungen abzustimmen, die sowohl dem Hochwasserschutz 
dienen als auch weiteren ökologischen und gestalterischen Grundsätzen einer regionentypischen Kul-
turlandschaft entsprechen. (...) Es wird im Vorfeld konkreter Planungsverfahren die Einrichtung eines 
Forums empfohlen, in dem die Ziele und Grundsätze des Hochwasserschutzes und der Kulturland-
schaft diskutiert und abgestimmt werden.“ (S. 15)

Festlegung des Bemes-
sungshochwassers für  
Anlagen des technischen 
Hochwasserschutzes.  
Leitfaden (Juli 2005)

E: nicht vorhanden
I: „Die technischen Hochwasserschutzmaßnahmen sollten in ihrer Wirkung aufeinander abgestimmt 
sein und städtebauliche sowie landschaftsplanerische Aspekte und ggf. weitere Belange berücksichti-
gen.“ (S. 21)

Förderrichtlinien Hochwas-
serschutz (Niedersach-
sen und Bremen, Sachsen, 
Hessen)

E: nicht vorhanden

Fluss- 
einzugs- 
gebiet ***

Hochwasseraktionspläne 
der internationalen Fluss-
kommissionen

E: nicht vorhanden
I: Zusammenarbeit mit Siedlungs- und Landschaftsplanung, Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Wasser-
wirtschaft, Naturschutz, Raumordnung etc. wird im Sinne eines vorbeugenden Hochwasserschutzes 
aufgegriffen, z.B. im Aktionsplan Hochwasser Rhein: „Die Forderungen der Erklärungen von Arles und 
Straßburg setzen integriertes Denken und Handeln auf lokaler, regionaler, nationaler und transnationaler 
Ebene voraus. Hierzu müssen auf jeden Fall die Politikbereiche Wasserwirtschaft, Raumordnung, Natur-
schutz, Land- und Forstwirtschaft beitragen.“ (IKSR 1998, S. 5)

Bewirtschaftungspläne und 
Maßnahmenprogramme 
(WRRL)

Veröffentlichung bis Ende 2009 (lagen zum Zeitpunkt der Institutionenanalyse noch nicht vor)

Hochwasserrisikomanage-
mentpläne (HWRL)

Veröffentlichung bis Ende 2015

Quelle: IRS, * Der jeweils berücksichtigte Stand der Rechtsquellen kann dem Rechtsquellenverzeichnis entnommen werden. ** Differenzierung nach explizi-
ten (E) und impliziten (I) Aussagen in den Dokumenten *** Hierunter werden auch die am Flusseinzugsgebiet orientierten Flussgebietseinheiten gem. WRRL 
gefasst.
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als Grundsätze der Raumordnung in die In-
halte der Raumordnungspläne einfließen, 
sind beide Handlungsfelder im Rahmen von 
raumbezogenen Abwägungsentscheidungen 
zu berücksichtigen. Hierbei können Potenzi-
ale für eine verknüpfte Betrachtung erschlos-
sen werden.

In den informellen Dokumenten auf Bundes-
ebene sind die impliziten Bezüge stärker, je-
doch wird auch hier die Kulturlandschafts-
entwicklung nicht explizit berücksichtigt. Im 
5-Punkte-Programm der Bundesregierung 
„Arbeitsschritte zur Verbesserung des vor-
beugenden Hochwasserschutzes“ wird als 
ein wesentliches Handlungsfeld „den Flüs-
sen mehr Raum geben“247 genannt – ein As-
pekt, der auch die kulturlandschaftliche Rele-
vanz eines vorbeugenden Hochwasserschut-
zes unterstreicht. 

Die formelle Verankerung entsprechender 
Umsetzungsinstrumente erfolgte über das Ar-
tikelgesetz zum vorbeugenden Hochwasser-
schutz von 2005. Hier sind insbesondere die 
durch Artikel 1 mit der Änderung des WHG 
aufgenommene Verpflichtung der Länder zur 
Ausweisung von Überschwemmungsgebie-
ten und die Einführung der neuen Kategorie 
„überschwemmungsgefährdete Gebiete“ zu 
nennen. Die für die Hochwasservorsorge und 
eine regionale Kulturlandschaftsgestaltung 
erforderliche fach- und grenzübergreifende 
Kooperation wird in den Handlungsempfeh-
lungen der MKRO zum vorbeugenden Hoch-
wasserschutz248 wie auch in hochwasserbezo-
genen Dokumenten der LAWA249 hervorgeho-
ben. In der im Dezember 2008 vom Bundes-
kabinett beschlossenen „Deutschen Anpas-
sungsstrategie an den Klimawandel“ (DAS), 
die noch nicht in der systematischen Insti-
tutionenanalyse dieser Studie berücksichtigt 
werden konnte, werden Aspekte mit kultur-
landschaftlicher Relevanz, die über die exis-
tierenden gesetzlichen Regelungen hinaus 
gehen, nicht thematisiert.250

Das Wasserverbandsgesetz eröffnet über die 
Errichtung von Wasser- und Bodenverbän-
den die Möglichkeit einer integrierten Be-
wirtschaftung von Flussgebieten, die über 
die administrativen Grenzen der beteiligten 
Gebietskörperschaften hinausreicht. Die Er-
richtung von Amts wegen „ist insbesondere 
zulässig 1. zur Regelung des Wasserabflus-
ses, zum Schutz vor Hochwasser, Sturmflu-
ten und Überschwemmungen.“251 Zu den 
zulässigen Aufgaben solcher Verbände ge-
hört eine Vielzahl von Maßnahmen zur Ent-
wicklung der Kulturlandschaft wie der „Aus-
bau einschließlich naturnahem Rückbau 

Die Übersicht der Dokumente in Tabelle 4 
veranschaulicht, dass explizite Aussagen zur 
regionalen Kulturlandschaftsgestaltung bzw. 
einer integrierten Landschaftsentwicklung 
in den institutionellen Regelungen des vor-
beugenden Hochwasserschutzes in der Regel 
nicht getroffen werden. Obwohl Hochwasser-
vorsorge Einfluss auf die Kulturlandschafts-
entwicklung nimmt, werden die Handlungs-
felder nicht explizit verknüpft. 

Wird der Suchfokus auf implizite Bezüge er-
weitert, so ergibt sich allerdings ein differen-
zierteres Bild. Auf europäischer Ebene ist das 
zentrale, auf die Hochwasservorsorge ausge-
richtete Dokument die HWRL. Ihre Zielset-
zung besteht in der „Verringerung der hoch-
wasserbedingten nachteiligen Folgen auf 
die menschliche Gesundheit, die Umwelt, 
das Kulturerbe und wirtschaftliche Tätigkei-
ten“.243 Damit dient diese auch dem Schutz 
und der Erhaltung der Kulturlandschaft. Die 
Hochwasserrisikomanagementpläne als we-
sentliche Umsetzungsinstrumente der Richt-
linie sind unter Beteiligung unterschiedli-
cher Fachdisziplinen und der Berücksichti-
gung sektoraler Belange wie Bodennutzung, 
Wasserwirtschaft, Raumordnung, Flächen-
nutzung, Naturschutz und Schifffahrt zu er-
stellen.244 Eine wesentliche Aussage im EU-
REK bezüglich des Hochwasserschutzes ist 
das Erfordernis, über administrative Grenzen 
hinweg zu kooperieren.245 Analog gilt dies für 
Kulturlandschaften, die sich nicht an verwal-
tungs- sondern an sozialräumlichen Gren-
zen orientieren.

Auf Bundesebene sind die zentralen formel-
len Regelungen zum Hochwasserschutz im 
WHG verankert. Hier wird lediglich im Rah-
men der Gewässerunterhaltung auf die Be-
rücksichtigung von „Bild und Erholungswert 
der Gewässerlandschaft“246 verwiesen. Diese 
wasserwirtschaftliche Aufgabe ist kein zent-
raler Bestandteil des vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes, kann jedoch einen Beitrag zu 
diesem leisten. Auch im Referentenentwurf 
zum ursprünglich geplanten UGB II (Wasser-
wirtschaft) ist keine weitergehende Verknüp-
fung beider Handlungsfelder enthalten. Al-
lerdings werden die Vorgaben der HWRL di-
rekt oder mit Bezugnahme auf die Vorschrif-
ten der HWRL übernommen, so dass die 
oben getroffenen Aussagen zur HWRL auch 
für den UGB-Entwurf gelten.

Im ROG alter und neuer Fassung werden in 
den Grundsätzen der Raumordnung vorbeu-
gender Hochwasserschutz sowie Kulturland-
schaften thematisiert, aber nicht direkt in Be-
ziehung zueinander gesetzt. Da diese jedoch 
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und Unterhaltung von Gewässern“252 oder 
die „Förderung der Zusammenarbeit zwi-
schen Landwirtschaft und Wasserwirtschaft 
und Fortentwicklung von Gewässer-, Boden- 
und Naturschutz“.253 

Die Wassergesetze der Bundesländer gehen 
hinsichtlich eines expliziten Bezuges auf kul-
turlandschaftliche Belange nicht über die 
Vorgaben des WHG hinaus. Teilweise wird 
die Bedeutung der Gewässer für das Bild der 
Landschaft in den Grundsätzen bestimmt.254 
Das brandenburgische Wassergesetz betont 
ergänzend die Bedeutung der Gewässer für 
den „Erholungswert der Landschaft sowie für 
Erholung, Freizeit und Sport.“255 Landschafts-
räumliche Auswirkungen von wasserwirt-
schaftlichen Maßnahmen sollen zudem auf 
örtlicher wie überörtlicher Ebene berücksich-
tigt werden.256

Hinsichtlich einer innovativen ausdrückli-
chen Verknüpfung von Kulturlandschafts-
entwicklung und vorbeugendem Hochwas-
serschutz ist der Bericht der Arbeitsgruppe 
„Hochwasserangepasstes Planen und Bau-
en in Rheinland-Pfalz“ hervorzuheben. Ad-
ressiert an den Städtebau sollen auf kommu-
naler Ebene im Zuge von Planungsverfahren 
„Ziele und Grundsätze des Hochwasserschut-
zes und der Kulturlandschaft diskutiert und 
abgestimmt werden.“257 Der Bericht hat je-
doch nur informellen Charakter und ist im 
Rahmen des Verwaltungshandelns allenfalls 
zu berücksichtigen. Es geht in seinen Verfah-
rensvorschlägen über Leitfäden anderer Bun-
desländer hinaus, die aber immerhin – wie 
in Baden-Württemberg – eine Berücksichti-
gung von Belangen des Städtebaus und des 
Landschaftsbildes in Hochwasserschutzkon-
zepten und bei der Maßnahmenumsetzung 
fordern.258

Die Landesplanungsgesetze wie auch die Plä-
ne und Programme der räumlichen Gesamt-
planung verknüpfen vorbeugenden Hoch-
wasserschutz ebenfalls nicht explizit mit der 
Kulturlandschaftsgestaltung. Implizit werden 
Kulturlandschaftsbezüge in einigen Plansät-
zen angeführt. Im LEP Sachsen wird heraus-
gestellt, dass vorbeugender Hochwasser-
schutz „eine umfassende fachübergreifende 
und grenzüberschreitende Betrachtung der 
Hochwasserrisiken und Vorsorgemaßnah-
men“259 erfordert. Auch die allgemeine For-
derung, den Flüssen Raum zu geben, ist in 
den LEP Sachsen aufgenommen worden.

Deutlich wird, dass der formelle institutionel-
le Rahmen für die integrierte Umsetzung ei-
nes vorbeugenden Hochwasserschutzes un-
ter Berücksichtigung der Kulturlandschafts-
gestaltung bisher nicht geschaffen wurde. 
Entsprechend schlägt sich die fehlende Ver-
ankerung einer verknüpften Betrachtung 
beider Handlungsfelder auch in der Nicht-
Berücksichtigung in Richtlinien zur Förde-
rung von Maßnahmen zur Hochwasservor-
sorge nieder. 

Die Hochwasseraktionspläne der internati-
onalen Flussgebietskommissionen, die sich 
auf das jeweilige Flusseinzugsgebiet bezie-
hen, verfolgen den innovativen Ansatz ei-
ner gesamträumlichen Betrachtung. In ei-
nigen Plänen findet sich der Anspruch einer 
fach- und ebenenübergreifenden Koopera-
tion. Diese bieten somit Anknüpfungspunk-
te für regionale Kulturlandschaftsgestaltung. 
Neben informellen Instrumenten auf Fluss-
einzugsgebietsebene werden momentan Be-
wirtschaftungspläne gemäß WRRL erarbei-
tet. Zukünftig werden die gemäß Art. 7 Abs. 
5 HWRL bis Ende 2015 zu erstellenden Hoch-
wasserrisikomanagementpläne Instrumen-
te für die mögliche Verknüpfung der Hand-
lungsfelder sein.

Zwischenfazit: Zusammenfassend kann an-
hand der Institutionenanalyse festgestellt 
werden, dass die zunächst erwartete Ver-
knüpfung des vorbeugenden Hochwasser-
schutzes mit der regionalen Kulturland-
schaftsgestaltung in den formellen Institu-
tionen bisher nicht erfolgt ist. Somit ist kein 
gesetzlicher Handlungsrahmen für die Be-
achtung der Kulturlandschaftsentwicklung 
im Rahmen des vorbeugenden Hochwasser-
schutzes geschaffen worden. Es wird jedoch 
in den Dokumenten vielfach implizit auf re-
levante Einzelaspekte der Kulturlandschafts-
entwicklung Bezug genommen, wie z.B. die 
Berücksichtigung des Landschaftsbildes oder 
ein räumliches Verständnis der Hochwasser-
vorsorge. Somit wird die Möglichkeit einer in-
tegrierten Umsetzung beider Handlungsfel-
der zumindest eröffnet und obliegt dem En-
gagement der relevanten Akteure. Eine wei-
tergehende explizite Verknüpfung konnte le-
diglich in der informellen Strategie zur Hoch-
wasservorsorge des Landes Rheinland-Pfalz 
identifiziert werden. Diese kann eine Vorrei-
terrolle für zukünftige verbindliche Regelun-
gen übernehmen. 
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4.2	 Berücksichtigung des vorbeu-
genden Hochwasserschutzes 
innerhalb von institutionellen 
Regelungen der regionalen 
Kulturlandschaftsgestaltung

Die Integration von Inhalten der Kulturland-
schaftsgestaltung in Regelungen der Hoch-
wasservorsorge findet nicht in ausreichen-
dem Maße statt. Es wird nachfolgend ge-
prüft, ob im Umkehrschluss diese Erkennt-
nis auch für die Regelungen der regiona-
len Kulturlandschaftsgestaltung gilt. Da in 
Flusslandschaften vorbeugender Hochwas-
serschutz ein integraler Bestandteil einer 
nachhaltigen Kulturlandschaftsgestaltung 
sein sollte, wären hier entsprechende Ver-
knüpfungen zu erwarten.

In der Institutionenanalyse wird zunächst 
nach expliziten Bezügen unter dem Stichwort 
„Hochwasserschutz“ recherchiert. Implizite 
Bezüge werden aufgenommen, wenn die Do-
kumente Aussagen zu Flussauen bzw. -syste-

men enthalten oder im Rahmen einer inte-
grierten Kulturlandschaftsentwicklung ver-
schiedene Fachpolitiken berücksichtigen.

Auf europäischer Ebene werden die ELC, das 
EUREK und die Territoriale Agenda in die 
Untersuchung einbezogen. Auf Bundesebe-
ne werden die kulturlandschaftsrelevanten 
Passagen der gesetzlichen Regelungen (bzw. 
deren Novellierungsentwürfe) der Raum-
ordnung (ROG, GeROG), des Naturschut-
zes (BNatSchG, UGB III260) sowie auf infor-
meller Ebene die Leitbilder und Handlungs-
strategien der Raumentwicklung untersucht. 
Auf Landesebene werden die Landesentwick-
lungspläne und -programme sowie Landes-
naturschutzgesetze berücksichtigt und für 
das Schlagwort „Kulturlandschaft“ relevan-
te Passagen identifiziert. Der im Entwurf vor-
liegende Landesentwicklungsplan sowie das 
Landschaftsprogramm Berlin-Brandenburg 
werden exemplarisch analysiert, da die dorti-
ge Gemeinsame Landesplanung ein innovati-
ves Kulturlandschaftsverständnis verfolgt. 

Tabelle 5 
Aussagen zur Hochwasserproblematik in institutionellen Regelungen der Kulturlandschaftsgestaltung

Steuerungs-
ebene

Dokument/ 
relevante Passagen* Bezug zur Hochwasserproblematik**

Europa

ELC 
(20.10.2000)

E: nicht vorhanden

EUREK 
(11.05.1999) 
Teil A Kapitel 3.4.4 
Teil B Kapitel 2.4.3

E: nicht vorhanden

Territoriale Agenda 
(25.05.2007) 
Priorität 6

E: nicht vorhanden

Bund

ROG 
(18.08.1997) 
§ 2 Abs. 2 Nr. 13

E: nicht vorhanden

GeROG 
(30.12.2008) 
§ 2 Abs. 2 Nr. 5 und 
Begründung

E: nicht vorhanden

Leitbilder und Hand-
lungsstrategien für die 
Raumentwicklung in 
Deutschland 
(30.06.2006) 
Leitbild 3

E: Hochwasserschutz erfordert „eine nationale und transnationale Kooperation von Raum- und Flä-
chennutzungsplanung, Wasserwirtschaft, Landwirtschaft und Forstwirtschaft“ (S. 26). „Die Koordina-
tion und Abwägung der unterschiedlichen Nutzungsinteressen in Flusslandschaften hat immer unter 
dem Aspekt der Gewährleistung des vorbeugenden Hochwasserschutzes zu erfolgen.“ (S. 26) „Durch 
Verknüpfung von ‚weichem’ Management und ‚harten’ Festsetzungen steht das Leitbild für zeitgemäße 
Formen und Inhalte bei der Bewältigung von Raumnutzungskonflikten. (...) Beispielsweise sind in die-
sem Zusammenhang zu nennen: raumordnerische Festsetzungen zum vorbeugenden Hochwasser-
schutz, zur Entwicklung von Flusslandschaften“ (S. 26)

BNatSchG 
(25.03.2002) 
§ 2 Abs. 1 Nr. 14

E: nicht vorhanden

UGB III 
(20.05.2008) 
§ 1 Abs. 4

E: nicht vorhanden
I: Zu den Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege wird gem. § 1 Abs. 3 UGB III wie folgt 
konkretisiert: „Meeres- und Binnengewässer vor Beeinträchtigungen zu bewahren und ihre natürliche 
Selbstreinigungsfähigkeit und Dynamik zu erhalten; dies gilt insbesondere für natürliche und naturnahe 
Gewässer einschließlich ihrer Ufer, Auen und sonstigen Rückhalteflächen; Hochwasserschutz hat auch 
durch natürliche oder naturnahe Maßnahmen zu erfolgen.“
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Steuerungs-
ebene

Dokument/ 
relevante Passagen* Bezug zur Hochwasserproblematik**

Land

LEP B-B, Entwurf 
(21.08.2007) 
Kapitel II, III.3 und Be-
gründungen

E: nicht vorhanden
I: „In den kulturlandschaftlichen Handlungsräumen sollen die Perspektiven und Projekte verschiede-
ner gesellschaftlicher Bereiche und Fachpolitiken sowie sektorale Steuerungs- und Förderansätze ver-
netzt und gebündelt werden.“ (S. 36) Hierunter fallen in Flusslandschaften auch die Belange des vor-
beugenden Hochwasserschutzes. 

LEPro 2007 B-B 
(01.02.2008) 
§ 4 und Begründungen

E: nicht vorhanden

Kulturlandschaftlicher 
Fachbeitrag zur Lan-
desplanung in Nord-
rhein-Westfalen 
(November 2007)

Im Rahmen der Kulturlandschaftsgenese werden Einflüsse von Hochwasser aufgezeigt, z.B.: „Land-
bewirtschaftung, Verkehr, Besiedlung und Hochwasserschutz sind anthropogene Handlungsfelder, die 
von der Römerzeit bis heute entlang des Rheins ihre Spuren hinterlassen haben.“ (S. 220) Mit Bezug 
zur Rheinschiene: „Daneben bildeten Rheinhochwässer, vor allem im Zusammenhang mit Eisgang, 
permanente Gefährdungen für die Höfe im Auenbereich, die ein Siedlungsverhalten hervorbrachten, 
das mit dem im Küstenbereich vergleichbar ist. Die naturräumlichen Zwangsläufigkeiten führten zu ei-
ner ‚Perlenkette’ von einzelnen Siedlungen parallel zum Fluss, wie sie z.B. zwischen Düsseldorf, Köln 
und Bonn noch heute erkennbar sind.“ (S. 253)

Landesnaturschutz-
gesetze 
(alle Bundesländer)

E: nicht vorhanden
I: „Die natürlichen und naturnahen Landschaften und Landschaftsteile sowie die naturnahen histori-
schen Kulturlandschaften und -landschaftsteile Mecklenburg-Vorpommerns, wie die Ostsee-, Haff- und 
Boddenküsten, Seen und Uferzonen, Flusssysteme, Niedermoore und Urstromtäler, Wälder und Alleen, 
sind zu schützen und zu erhalten.“ (§ 1 Abs. 2 Nr. 12 Satz 1 LNatG M-V)

Landschaftsprogramm 
Saarland, Entwurf 
(Dezember 2007)

E: keine Aussagen im Kapitel 7 „Erhaltung der Kulturlandschaft“
I: Bezogen auf die Flussauen: „Als Sonderstandorte spielen sie eine besondere Rolle im Naturhaushalt 
und in der Kulturlandschaft.“ (S. 36) „Auf Grund der Bedeutung der Oberflächengewässer für den Na-
turhaushalt, den Hochwasserschutz, die Kulturlandschaft und die Naherholung soll zur Sicherung und 
Verbesserung ihrer Funktionalität ein möglichst naturnaher Zustand erhalten oder wiederhergestellt 
werden.“ (S. 37)

Quelle: IRS, * Der jeweils berücksichtigte Stand der Rechtsquellen kann dem Rechtsquellenverzeichnis entnommen werden. ** Differenzierung nach explizi-
ten (E) und impliziten (I) Aussagen in den Dokumenten

Weitere kulturlandschaftsrelevante Doku-
mente werden ohne Anspruch auf vollstän-
dige Erfassung in die Analyse aufgenommen. 
Das Landschaftsprogramm Saarland wird 
einbezogen, weil in diesem das Thema „Kul-
turlandschaft“ als eigenständiges Kapitel be-
arbeitet wurde.

Eine Übersicht der in die Analyse einbezo-
genen Dokumente bzw. deren kulturland-
schaftsrelevante Passagen kann Tabelle 5 ent-
nommen werden. Vorweg lässt sich konsta-
tieren, dass keine expliziten Aussagen zum 
vorbeugenden Hochwasserschutz in den for-
mellen Dokumenten getroffen werden. Die-
se finden sich jedoch in einzelnen informel-
len Dokumenten.

Die untersuchten Dokumentpassagen auf 
europäischer Ebene (ELC261, EUREK262, Ter-
ritoriale Agenda263) beinhalten keine Bezü-
ge zum Hochwasserschutz. Sie bieten keinen 
Orientierungsrahmen für die Umsetzung in 
den Unterzeichner- bzw. Mitgliedsstaaten. 

Auf Ebene des Bundes können in den aus-
gewählten gesetzlichen Regelungen weder 
explizite noch implizite Verknüpfungen der 
regionalen Kulturlandschaftsgestaltung mit 
dem vorbeugenden Hochwasserschutz iden-
tifiziert werden. Anders ist dies bei informel-
len Dokumenten. Die Leitbilder und Hand-
lungsstrategien für die Raumentwicklung 
in Deutschland fassen unter dem Leitbild 3 
„Ressourcen bewahren, Kulturlandschaften 

gestalten“ einerseits ein über die Bewah-
rung historischer Kulturlandschaften hin-
ausgehendes, entwicklungsorientiertes Kul-
turlandschaftsverständnis: „Die eigentliche 
Herausforderung besteht in einer behutsa-
men Weiterentwicklung der Landschaften 
im Sinne der Leitvorstellung einer nachhal-
tigen Entwicklung.“264 Die Leitbilder themati-
sieren den vorbeugenden Hochwasserschutz 
in Flusslandschaften. Die kartographische 
Darstellung verdeutlicht, dass vorbeugender 
Hochwasserschutz mit dem flächendecken-
den Anspruch der Kulturlandschaftsgestal-
tung räumlich verzahnt ist und sowohl für ur-
bane als auch rurale Landschaften mit ihren 
jeweils unterschiedlichen Raumnutzungs-
ansprüchen relevant ist (vgl. Abb. 6). Kultur-
landschaften können gemäß den Leitbildern 
verschiedenen Raumtypen (urban, semi-ur-
ban, rural) zugeordnet werden, wobei Fluss-
landschaften als übergreifende Räume auf-
gefasst werden. In Flusslandschaften müssen 
die besonderen Belange des vorbeugenden 
Hochwasserschutzes berücksichtigt265 wer-
den, die ein integraler Bestandteil der Kul-
turlandschaftsgestaltung sind. 

Auf Landesebene ergibt die Sichtung der 
Landesentwicklungspläne und -programme, 
dass das in den Leitbildern und Handlungs-
strategien der Raumentwicklung angeregte 
verknüpfte Verständnis bisher nicht aufge-
griffen wurde. Allerdings kann eine mögli-
che Ursache in den Fristen der Neuaufstel-
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lung der Planwerke liegen. Der im Entwurf 
vorliegende Landesentwicklungsplan Berlin-
Brandenburg formuliert als landesplaneri-
schen Grundsatz: „Anknüpfend an die regi-
onalen Eigenarten und individuellen Stärken 
sollen Kulturlandschaften zu Handlungsräu-
men einer zukunftsfähigen Regionalentwick-
lung werden.“266 Flusslandschaften werden 
nicht explizit als Kulturlandschaften thema-
tisiert, finden sich jedoch in den Anregungen 
für kulturlandschaftliche Handlungsräume 
wie Mittlere Elbe, Mittlere Havel, Spreewald 
etc.267 Eine Verknüpfung zu den Anforderun-
gen des vorbeugenden Hochwasserschutzes 
ist insofern ableitbar, da in kulturlandschaft-
lichen Handlungsräumen unterschiedliche 
gesellschaftliche Bereiche und Fachpoliti-
ken vernetzt werden sollen.268 In diesem Zu-
sammenhang sind für die Kulturlandschafts-
entwicklung Aussagen der Begründung des 
LEPro Berlin-Brandenburg relevant: „Durch 
neue Formen regionaler, auch länderüber-
greifender, Zusammenarbeit können Auf-
gaben, z.B. die Schaffung von Infrastruktu-
ren für Tourismus und Erholung, Maßnah-
men des Hochwasserschutzes oder gemein-
same Maßnahmen zur Wirtschaftsentwick-
lung, Imageverbesserung und Vermarktung 
besser bewältigt werden.“269 

In Nordrhein-Westfalen wurde ein umfas-
sender kulturlandschaftlicher Fachbeitrag 
zur Landesplanung erarbeitet, in dem die 
besondere Bedeutung der Fließgewässer für 
die Entwicklung der Kulturlandschaft her-
vorgehoben wird. Für die Kulturlandschaften 
wird der historische Einfluss von Maßnah-
men zum Hochwasserschutz aufgezeigt. In 
den Empfehlungen für Grundsätze und Zie-
le im Landesentwicklungsplan findet der vor-
beugende Hochwasserschutz jedoch keine 
weitere Berücksichtigung. Im Rahmen kul-
turlandschaftlicher Leitbilder wird lediglich 
ein Bezug zur Flusslandschaft aufgegriffen: 
„Gewässer sind als Kernelemente der Kul-
turlandschaften zu thematisieren und was-
serbauliche Elemente als Kulturelles Erbe zu 
prüfen.“270

In den Landesnaturschutzgesetzen wird der 
bundesgesetzlich geregelte Grundsatz des 
Naturschutzes und der Landschaftspfle-
ge zur Bewahrung historischer Kulturland-
schaften271 oft gleichlautend übernommen. 
Eine Verknüpfung mit Belangen der Hoch-
wasservorsorge erfolgt grundsätzlich nicht. 
Hervorzuheben ist, dass das saarländische 
Naturschutzgesetz den Schutz historischer 
Kulturlandschaften um den Entwicklungs-
aspekt erweitert.272 Zudem hat in den Ent-
wurf des Landschaftsprogramms Saarland 

ein Kapitel „Kulturlandschaft“ Eingang ge-
funden. Dieses enthält aber keine Bezüge zur 
Hochwasservorsorge. Implizite Bezüge fin-
den sich im Kapitel zu Gewässern und Auen. 
Hier wird die Rolle der Flussauen für die Kul-
turlandschaft hervorgehoben sowie die Be-
deutung der Oberflächengewässer für den 
Hochwasserschutz und für die Kulturland-
schaft betont.273

Zwischenfazit: Formelle Regelungen zur in-
tegrierten regionalen Kulturlandschaftsge-
staltung existieren bislang kaum. Aus die-
sem Grund ist auch keine verbindlich gere-
gelte Verknüpfung von vorbeugendem Hoch-
wasserschutz in den Dokumenten zur regi-
onalen Kulturlandschaftsgestaltung enthal-
ten. Auf informeller Ebene wird diese Ver-
knüpfung insbesondere durch die Leitbil-
der und Handlungsstrategien der Raument-
wicklung als gemeinsame Vereinbarung von 
Bund und Ländern gestärkt. Eine integrierte 
Kulturlandschaftsgestaltung ist auf komple-
mentäre informelle Konzepte und Struktu-
ren angewiesen. Die Einbindung des vorbeu-
genden Hochwasserschutzes erfolgt abhän-
gig von Akteursstrukturen und Zielstellungen 
bislang primär auf regionaler Ebene.

4.3	 Synergien und Zielkonflikte

Im Folgenden wird auf Synergien und Ziel-
konflikte von regionaler Kulturlandschafts-
gestaltung und vorbeugendem Hochwasser-
schutz, die sich anhand der Ergebnisse der 
Institutionenanalyse aufzeigen lassen, ein-
gegangen. Es werden die institutionellen In-
teraktionsprobleme zwischen den beiden 
Handlungsfeldern dargestellt. 

Die Institutionenanalyse hat für die regiona-
le Kulturlandschaftsgestaltung und den vor-
beugenden Hochwasserschutz gezeigt, dass 
ein formeller Institutionenrahmen für die 
Verknüpfung beider Handlungsfelder nicht 
existiert. Die notwendige Interaktion bei-
der Handlungsfelder wird ausdrücklich bis-
her nur in informellen Dokumenten, wie auf 
Bundesebene in den „Leitbilder und Hand-
lungsstrategien für die Raumentwicklung in 
Deutschland“ oder auf Landesebene in den 
„Möglichkeiten zur Reduzierung von Hoch-
wasserschäden und Handlungsbedarf in 
Rheinland-Pfalz“ aufgegriffen.

In den analysierten Dokumenten sind jedoch 
vielfältige implizite Bezüge der Handlungsfel-
der enthalten, die folgende Synergiepoten-
ziale erschließen lassen: Integrative Ansät-
ze der Entwicklung von Kulturlandschaften 
werden durch die Dokumente auf den unter-
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schiedlichen Handlungsebenen gestärkt. Das 
EUREK fordert: „Derzeit werden landschafts-
beeinflussende Maßnahmen häufig unkoor-
diniert durchgeführt. (...) Für viele Gebiete in 
Europa ist daher eine individuell angepass-
te und kreative Landschaftspolitik erforder-
lich, d.h. eine Politik, die sich auf Integrati-
on gründet.“274 Seitens der Bundesraumord-
nung wird die Gestaltung von Kulturland-
schaften ebenso als integrativer Ansatz zum 
Umgang mit Raumnutzungen aufgefasst. Ge-
mäß den Leitbildern und Handlungsstrategi-
en für die Raumentwicklung in Deutschland 
bedarf es Kooperationen und Partnerschaf-
ten mit anderen Politikbereichen. Für Fluss-
landschaften wird die Notwendigkeit der Ko-
operation von Raum- und Flächennutzungs-
planung, Wasser-, Land- und Forstwirtschaft 
herausgestellt.275 Im Rahmen der Hochwas-
serpolitik werden kooperative Ansätze zu-
nehmend gefordert. Fachliche Empfehlun-
gen der LAWA und der MKRO zielen auf fach- 
und politikübergreifende Ansätze, insbeson-
dere bei der Ausweisung und Nutzung von 
Überschwemmungsgebieten. Dementspre-
chende Aussagen werden u.a. in der HWRL 
für die Hochwasserrisikomanagementplä-
ne276 und in Hochwasseraktionsplänen der 
internationalen Flusskommissionen getrof-
fen.277 Neben sektorübergreifenden sind zu-
sätzlich grenzüberschreitende Kooperatio-
nen erforderlich, da Kulturlandschaftsgestal-
tung und eine an Flusseinzugsgebieten orien-
tierte Hochwasservorsorge nicht per se an ad-
ministrativen Grenzen ausgerichtet sind.

Mit der räumlichen Erweiterung des tech-
nischen Hochwasserschutzes zu einer inte-
grierten Hochwasservorsorge begibt sich der 
vorbeugende Hochwasserschutz in ähnliche 
Problemfelder wie sie der regionalen Kultur-
landschaftsgestaltung innewohnen. So ist die 
zentrale Aufgabe beider Handlungsfelder die 
Steuerung und Abstimmung unterschiedli-
cher Raumnutzungsansprüche. Mit der fluss-
gebietsbezogenen Betrachtung und insbe-
sondere der Ausweisung von Überschwem-
mungsgebieten (bzw. auch Hochwasserent-
stehungsgebieten278), dem Bau von Wasser-
rückhaltebecken oder der Umsetzung kom-
munaler Regenwassersatzungen sind Nut-
zungskonflikte (Siedlung, Gewerbe, Land-
wirtschaft, Naturschutz, Tourismus etc.) zu 
bewältigen. Da rein formelle Regelungen oft 
nicht in ausreichendem Maße zielführend 
sind, ist die Ergänzung durch informelle An-
sätze und Kooperationen erforderlich. Eine 
umfassende Hochwasservorsorge geht über 
die gesetzlich geregelten Instrumente hinaus. 
Maßnahmen zur Rückverlegung von Deichen 

oder die Renaturierung von Flussauen sind 
auf Kooperationen angewiesen. Ähnliches 
gilt für kulturlandschaftliche Handlungsan-
sätze, die in der Regel multifunktionale Ziel-
setzungen integrieren. Für den Aufbau in-
formeller Kooperations- und Abstimmungs-
strukturen zur Lösung raumbezogener Nut-
zungskonflikte können bestehende Netz-
werke aufgegriffen und erweitert werden, 
da Akteure bzw. Akteursgruppen der regio-
nalen Kulturlandschaftsgestaltung wie auch 
des vorbeugenden Hochwasserschutzes teil-
weise identisch sind.

Die Verzahnung von Hochwasservorsorge 
und regionaler Kulturlandschaftsgestaltung 
bleibt aufgrund der fehlenden institutionel-
len Regelungen auf eine Berücksichtigung 
in innovativen Einzelprojekten beschränkt. 
Für die erfolgreiche Umsetzung beider Hand-
lungsfelder ermöglichen integrierte Ansätze 
vielfach erst den Zugriff auf verschiedene sek-
torale Förderprogramme (der ländlichen Ent-
wicklung, des Naturschutzes, der wirtschaft-
lichen Strukturförderung etc.). Diese fordern 
zunehmend kooperative Ansätze als Förder-
kriterium. Auf Ziel- und Maßnahmenebene 
lassen sich aber weitere Synergien identifi-
zieren: So können Maßnahmen der Hoch-
wasservorsorge zur Aufwertung der Kultur-
landschaft beitragen. Die Renaturierung von 
Flüssen und Flussauen bietet Potenziale für 
das Landschaftsbild sowie eine landschafts-
orientierte Erholung, und kann damit die 
Attraktivität einer ganzen Region erhöhen. 
Entsprechende Aussagen haben in die Hand-
lungsempfehlungen der MKRO zum vorbeu-
genden Hochwasserschutz Eingang gefun-
den: „Außerdem zeichnen sich Gewässer und 
ihre Auen oft durch eine hohe landschaftliche 
Attraktivität aus, so dass sie auch als wichtige 
Bereiche für die landschaftsorientierte Erho-
lung ausgewiesen werden können.“279

Beide Handlungsfelder bergen Potenziale 
für Zielkonflikte, die wegen der grundsätzli-
chen Unterschiede im Grad der Institutiona-
lisierung in den Dokumenten nicht offen zu 
Tage treten. So ist gemäß den Vorgaben zum 
vorbeugenden Hochwasserschutz bzw. der 
HWRL ein definierbarer Zielzustand zu er-
reichen. Kulturlandschaftsgestaltung ist hin-
gegen stärker prozess- und entwicklungsori-
entiert. Für die Kulturlandschaftsgestaltung 
werden Leitbilder formuliert, die wie gesell-
schaftliche Bewertungen und Rahmenbedin-
gungen einem Wandel unterliegen und ge-
setzlich nicht formuliert sind. Es stehen über-
greifende Entwicklungsziele anstatt eines de-
finierten Zielzustandes im Vordergrund. 
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Der kulturlandschaftliche Ansatz stärkt den 
Bezug auf das identitäts- und imagebilden-
de Potenzial von Flüssen und fördert eine 
Hinwendung zum Fluss, die sich in der Tou-
rismus- und Siedlungsentwicklung nieder-
schlägt und den Nutzungsdruck auf Gewäs-
ser erhöht. Hochwasservorsorge ist demge-
genüber darauf ausgerichtet, im Rahmen der 
Flächenvorsorge auf die Minimierung der 
Schadenspotenziale über die Steuerung der 
Siedlungsentwicklung einzuwirken und vul-
nerable Flächennutzungen aus den überflu-
tungsgefährdeten Bereichen herauszuhalten. 
Andere Zielkonflikte werden auf der Maß-
nahmenebene verstärkt offensichtlich. Tra-
ditionelle Landnutzungsformen oder über-
kommene Bauwerke des technischen Hoch-
wasserschutzes können einerseits identitäts-
stiftend sein und andererseits einen vorbeu-
genden Hochwasserschutz konterkarieren. 
Die Entfernung von Querbauwerken kann 
aus Sicht der Durchgängigkeit des Gewäs-
sers für die Hochwasservorsorge wichtig sein, 
wobei damit gegebenenfalls erhaltenswerte 
kulturhistorische Landschaftselemente ent-
fernt werden.

Für ein erweitertes Verständnis der Synergi-
en und Zielkonflikte sind institutionentheo-
retische Überlegungen hilfreich, die im Fol-
genden für die Handlungsfelder „regiona-
le Kulturlandschaftsgestaltung“ und „vor-
beugender Hochwasserschutz“ vorgestellt 
werden:

Eine Vielzahl unterschiedlicher sektoraler 
Institutionensysteme prägt die Kulturland-
schaft. Für Kulturlandschaftsentwicklung 
kann es aufgrund ihrer Multifunktionalität 
und Heterogenität kein eigenständiges Insti-
tutionensystem geben.280 Institutionelle Re-
gelungen der Kulturlandschaftsgestaltung 
weisen einen Rahmen setzenden Charakter 
auf und müssen durch integrierende infor-
melle Instrumente wie regionale Entwick-
lungskonzepte und projektorientierte An-
sätze ergänzt werden. Kulturlandschaftsent-
wicklung ist daher oft im Handeln regionaler 
Akteure (z.B. Vereine, Projektgesellschaften, 
Tourismus- und Naturschutzverbände) ver-
ankert. Vorbeugender Hochwasserschutz ist 
hingegen sektoral verankert, durch eine was-
serwirtschaftliche Perspektive geprägt und 
stark institutionell geregelt. 

Aus institutionentheoretischer Betrachtung 
lassen sich Probleme räumlicher Passfähig-
keit („problems of spatial fit“) zunächst in-
nerhalb der beiden Handlungsfelder konsta-
tieren. So orientiert sich das von der HWRL 
geforderte Hochwasserrisikomanagement281 

an dem Naturraum des Flusseinzugsgebietes. 
Die Zuständigkeit der Wasserwirtschaftsver-
waltungen ist jedoch an administrative Gren-
zen gebunden. Daraus resultierende Inkom-
patibilitäten hinsichtlich einer abgestimm-
ten ökosystemaren Betrachtung können als 
räumliche „misfits“ bezeichnet werden.282 
Kulturlandschaften weisen weniger natur-
räumliche, sondern im Wesentlichen sozi-
al- und identitätsräumliche Bezüge auf. Sie 
sind aus diesem Grund unscharf abgegrenzt 
und stimmen regelmäßig nicht mit adminis-
trativen Räumen überein. Daneben können 
weitere Probleme räumlicher Passfähigkeit 
zwischen sektoralen, die Kulturlandschaft 
prägenden, Handlungsräumen (z.B. LEA-
DER-Regionen, Tourismusregionen und Na-
turparken) festgestellt werden.283 Bei einem 
Verständnis von Flusslandschaften als Kul-
turlandschaften wird deutlich, dass diese 
nicht räumlich passfähig mit den Flussein-
zugsgebieten sind, die für die Umsetzung der 
HWRL als räumliche Betrachtungsebene rele-
vant sind. Innerhalb des Flusseinzugsgebie-
tes können verschiedene Flusslandschaften 
abgegrenzt werden. Überlagerungen mit wei-
teren Kulturlandschaften, die keine identi-
tätsräumlichen Bezüge zum Fluss aufweisen, 
können auftreten. In der Abbildung 29 wer-
den Probleme räumlicher Passfähigkeit zu-
sammenfassend schematisch dargestellt.

Neben der räumlichen Passfähigkeit erge-
ben sich zwischen den beiden Handlungs-
feldern auch Probleme zeitlicher Passfähig-

Abbildung 29 
Probleme räumlicher Passfähigkeit zwischen Flusseinzugsgebieten, Flussland-
schaften und Verwaltungsräumen (schematische Darstellung)

Quelle: IRS, verändert nach Moss 2003284
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keit („problems of temporal fit“) bezogen auf 
das Handeln der Akteure oder die Implemen-
tierung von Projekten.285 So sind Instrumen-
te der Hochwasservorsorge wie die Auswei-
sung von Überschwemmungsgebieten an ge-
setzlich geregelte „Zeitschienen“ gebunden, 
für die es bezüglich der Kulturlandschaftsent-
wicklung keine Entsprechung gibt. 

Für die Handlungsfelder lassen sich institu-
tionelle Interaktionsprobleme („problems 
of interplay“) konstatieren. Diese sind Fol-
ge gewachsener Ansprüche an integrierte, 
ganzheitliche Ansätze zur Lösung von Rau-
mentwicklungsproblemen. Die HWRL ver-
folgt unter anderem die Berücksichtigung 
sektorübergreifender Anforderungen der Bo-
den- und Flächennutzung, des Naturschutzes 
etc.286 bei der Aufstellung der Hochwasserri-
sikomanagementpläne. Zudem zielt vorbeu-
gender Hochwasserschutz primär auf die Ver-
meidung bzw. Verminderung von Schäden 
durch Hochwasser ab und nimmt aus wasser-
wirtschaftlicher Perspektive Einfluss auf die 
Entwicklung der Kulturlandschaft, die somit 
als „Nebenprodukt“ sektoralen Handelns ver-
ändert wird. Die formellen und informellen 
Institutionen des Hochwasserschutzes sind 
nicht primär an einer sektorübergreifenden 
regionalen Kulturlandschaftsgestaltung aus-
gerichtet, so dass Interaktionsprobleme re-
sultieren. Die Verknüpfung von regionaler 
Kulturlandschaftsgestaltung und vorbeugen-
dem Hochwasserschutz ist auch in den unter-
suchten Dokumenten nicht angelegt, so dass 
diese Problemlage durch fehlende Rahmen-
bedingungen verstärkt wird. 

Zwischenfazit: Neue Vorsätze für einen vor-
beugenden Hochwasserschutz sind zwar in 
der fachlichen und öffentlichen Diskussion 
wie in gesetzlichen Regelungen verankert, 
werden jedoch nur unzureichend praktisch 
umgesetzt. Diese praktischen Umsetzungs-
defizite liegen in den vielfältigen Interaktions-
problemen begründet. Regionale Kulturland-
schaftsgestaltung ist ein potenziell geeigne-
ter Ansatz, um diese Problemlagen zu verrin-
gern. Insbesondere folgende Aspekte haben 
Auswirkungen auf die Wechselbeziehungen 
zwischen vorbeugendem Hochwasserschutz 
und regionaler Kulturlandschaftsgestaltung:

a)	 Regionale Kulturlandschaftsgestaltung ist 
primär informell, vorbeugender Hoch-
wasserschutz dagegen primär formell in-
stitutionalisiert. Dies führt zu Asymmetri-
en zwischen beiden Handlungsfeldern, die 
im Rahmen einer verschränkten Betrach-
tung in Flusslandschaften berücksichtigt 
werden müssen.

b)	Die institutionellen Regelungen für eine 
verknüpfte Betrachtung von regionaler 
Kulturlandschaftsgestaltung und vorbeu-
gendem Hochwasserschutz sind in der Re-
gel nicht vorhanden, so dass bislang kein 
unmittelbares Erfordernis zur Zusam-
menarbeit erzeugt wird. Die großen Po-
tenziale für die Entwicklung der Kultur-
landschaft, die sich aus einer Verzahnung 
beider Handlungsfelder ergeben, lassen 
sich jedoch durch informelle Formen der 
Zusammenarbeit erschließen. Ein inte-
grierter Ansatz zur Hochwasservorsorge, 
der die kulturlandschaftliche Entwicklung 
berücksichtigt, ist vom Engagement ein-
zelner Akteure abhängig. 

c)	 Die Umsetzung der Hochwasservorsorge 
gemäß HWRL bezüglich der Aufstellung 
von Hochwasserrisikomanagementplä-
nen (bis Ende 2015) und nationale Be-
stimmungen des WHG bezüglich der Aus-
weisung von Überschwemmungsgebieten 
(bis 2012) sowie der Aufstellung von Hoch-
wasserschutzplänen (soweit erforderlich 
bis 2009) sind zeitlich befristet und an 
formalisierte Verfahren gekoppelt. Regio-
nale Kulturlandschaftsgestaltung ist hin-
gegen an informelle Aktivitäten und Zeit-
fristen der Regionalentwicklung geknüpft. 
Während die Zielvorgaben im Hochwas-
serschutz klar definiert sind, werden sie 
hinsichtlich der Kulturlandschaftsent-
wicklung in einem regionalen Prozess 
der Leitbild- und Konzeptentwicklung 
bestimmt. 

d)	 Hochwasserentstehungsgebiete und Hoch-
wasserschadensgebiete sind oft räumlich 
zwischen Ober- und Unterlauf der Flüsse 
getrennt. Fehlende Instrumente zum Aus-
gleich und zur Regelung der Ober- und Un-
terliegerbeziehungen führen zur unzurei-
chenden Berücksichtigung der räumlichen 
Dynamik von Hochwasserereignissen. Re-
gionale Kulturlandschaftsgestaltung kann 
dank ihres integrierenden Charakters An-
satzpunkte zum Umgang mit dieser Prob-
lemlage auf informeller Ebene bieten und 
formelle Instrumente ergänzen.
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5 	 Niedrigwasservorsorge und regionale 
Kulturlandschaftsgestaltung:  
Synergien und Zielkonflikte

Im Gegensatz zu Hochwasserereignissen 
werden Niedrigwasserereignisse hinsicht-
lich des Schadenspotenzials gemeinhin un-
terschätzt. Die Bedeutung des Themenfel-
des „Niedrigwasser“ wird im Zuge des Klima-
wandels wachsen. Vor diesem Hintergrund 
rücken institutionelle Regelungen der Nied-
rigwasservorsorge sowie deren Schnittmen-
gen, Parallelen und Konfliktfelder mit Insti-
tutionen der Kulturlandschaftsgestaltung in 
den Fokus der nachfolgenden Analyse. 

Die nachfolgende Untersuchung institutio-
neller Regelungen beruht auf Dokumenten 
der europäischen, der Bundes- und Länder-
ebene. Das der Analyse zugrundeliegende er-
weiterte Institutionenverständnis ist mit dem 
in Kapitel 4 dargelegten identisch. Gleiches 
gilt für die der Auswahl der Dokumente und 
Passagen zugrundeliegende Methodik – aller-
dings mit dem Fokus auf Niedrigwasser. 

5.1	 Institutionelle Regelungen 
der Niedrigwasservorsorge 
und die Berücksichtigung von 
Kulturlandschaftsgestaltung 

Im Unterschied zum Hochwasserschutz ist 
Niedrigwasservorsorge nur in Ansätzen insti-
tutionalisiert. Damit unterscheidet sich auch 
die in Kapitel 5.1 verfolgte Fragestellung von 
derjenigen des Kapitels 4.1. Nachfolgend wird 
untersucht, ob und inwieweit ein instituti-
oneller Rahmen zur Niedrigwasservorsorge 
überhaupt gegeben ist. Erst anschließend 
stellt sich die Frage, inwieweit Niedrigwas-
servorsorge und Kulturlandschaftsgestaltung 
institutionell verzahnt sind.

Das methodische Vorgehen bei der Doku-
mentendurchsicht stimmt mit dem des vor-
hergehenden Kapitels überein. Als expliziter 
Bezug wird gewertet, wenn „Niedrigwasser“, 
„Mindestwasserstände“ oder entsprechende 
Handlungsfelder konkret und in Verbindung 
mit Oberflächengewässern benannt werden. 
Bei fehlenden direkten Bezügen zur Niedrig-
wasservorsorge werden auch implizite Bezü-
ge mit in die Betrachtung aufgenommen. 

Als implizite Bezüge werden Ziele und Rege-
lungen in Zusammenhang mit Wasserman-
gel, Dürrefolgen, Erhaltung der Schiffbarkeit 
etc. gewertet. In Tabelle 6 wird ein Überblick 
über explizite und implizite Dokumentbezü-
ge zur Niedrigwasservorsorge gegeben. Die-
ser wird durch Tabelle 7 mit direkten und in-
direkten Bezügen niedrigwasserrelevanter 
Institutionen zur Kulturlandschaftsgestal-
tung ergänzt. 

Die Auswahl der betrachteten Regelungen 
auf Landesebene beruht auf einer vollständi-
gen Durchsicht der für die Analyse zentralen 
Dokumente (Landeswassergesetze, Landes-
entwicklungsprogramme bzw. -pläne) nach 
explizit relevanten Stichwörtern und Worttei-
len.287 Auf dieser Grundlage wurden Bayern, 
Sachsen und Brandenburg für die Untersu-
chung ausgewählt. Bayern betrachtet als ein-
ziges Bundesland Hoch- und Niedrigwasser-
ereignisse im LEP integriert als „Abflussextre-
me“. In Folge des Klimawandels wird für den 
Osten Deutschlands eine wachsende Bedeu-
tung von Niedrigwasserereignissen vorher-
gesagt. Dieser Handlungsdruck ist Basis für 
die Auswahl ostdeutscher Bundesländer. Zu-
dem war das SächsWG Vorbild für die Rege-
lung von Mindestwasserständen im Entwurf 
zum UGB II. Für die Auswahl Brandenburgs 
war ausschlaggebend, dass die Institutionali-
sierung der Kulturlandschaftsgestaltung dort 
weit fortgeschritten ist. In den ausgewählten 
Ländern werden neben den Landeswasserge-
setzen auch die für die Wasserwirtschaft re-
levanten Passagen der Landesentwicklungs-
programme bzw. -pläne in die Untersuchung 
einbezogen. Auf Ebene der Flussgebietsein-
heiten lagen zum Zeitpunkt der Untersu-
chung keine Dokumente zum Thema Nied-
rigwasser vor. 

Tabelle 6 verdeutlicht den gegenwärtig ge-
ringen Institutionalisierungsgrad von Nied-
rigwasservorsorge in Regelungen und Doku-
menten auf europäischer, Bundes- und Län-
derebene. Entsprechend wenige Bezüge zwi-
schen niedrigwasserrelevanten Passagen und 
regionaler Kulturlandschaftsgestaltung kön-
nen in Tabelle 7 erfasst werden. 
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Tabelle 6 
Aussagen zur Niedrigwasservorsorge in wasserrelevanten Dokumenten 

Steuerungs-
ebene

Dokument / relevante 
Passagen* Bezug zur Niedrigwasservorsorge**

EU

WRRL 
(23.10.2000)

E: nicht vorhanden
I: Ziele der WRRL sind die „Minderung der Auswirkungen von Überschwemmungen und Dürren“, um 
unter anderem „zu einer ausreichenden Versorgung mit Oberflächen- und Grundwasser guter Qualität“ 
beizutragen (Art. 1e), sowie die „Förderung einer nachhaltigen Wassernutzung“ (Art. 1b)

HWRL 
(23.10.2007)

E: nicht vorhanden 

EUREK 
(11.05.1999)  
Teil A l 3.4.3 
Teil B 2.4.2

E: nicht vorhanden
I: Der Abschnitt „Wasserressourcenmanagement – Eine spezielle Herausforderung für die räumliche 
Entwicklung“ bezieht sich grundlegend auf „Schwierigkeiten bei der Gewährleistung der Wasserversor-
gung“, welche sich „wahrscheinlich in Zukunft sowohl in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht 
vergrößern“ werden. (S. 34f)  
Es wird ein „Wassermengenproblem“ konstatiert. (S. 79)

Territoriale Agenda 
(25.05.2007) 
Priorität 5

E: nicht vorhanden
I: „Dürrebekämpfung“ wird als Strategie grenzüberschreitenden Risikomanagements genannt. (S. 5) 

Mitteilung der Kom-
mission: Antworten auf 
die Herausforderungen 
von Wasserknappheit 
und Dürre in der EU 
(18.07.2007)

E: nicht vorhanden
I: Für die nationale Ebene wird vorgeschlagen: „Veranlassung der Mitgliedstaaten, Flusseinzugsgebie-
te mit fast ständigen oder ständigen Wasserproblemen bzw. Wasserknappheit auszuweisen.“ (S. 7)

Grünbuch: Anpassung 
an den Klimawandel in 
Europa: Maßnahmen-
bereiche: Energie, Ver-
kehr, Wasser  
(29.06.2007)

E: nicht vorhanden
I: Es wird gefordert, „Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels“ in die Umsetzung der WRRL 
einzubeziehen, und ein nachhaltiges Nachfragemanagement angeregt. (S. 19) 

Bund

WHG 
(23.10.2000)

E: nicht vorhanden
I: § 1a Grundsatz Nr. 2 verpflichtet bei Einwirkungen auf ein Gewässer zu sparsamer „Verwendung des 
Wassers (…) um die Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten und um eine Vergrößerung 
und Beschleunigung des Wasserabflusses zu vermeiden.“  
§ 28 Abs 1 Satz 4: Die Unterhaltung von Gewässern umfasst neben der „Erhaltung eines ordnungsge-
mäßen Abflusses“ auch die Erhaltung der Schiffbarkeit.

UGB II  
(20.05.2008) 
Abschnitt 2: „Bewirt-
schaftung der oberirdi-
schen Gewässer“

E: § 25 „Mindestwasserführung“: „Das Aufstauen eines oberirdischen Gewässers oder das Entnehmen 
oder Ableiten von Wasser aus einem oberirdischen Gewässer ist nur zulässig, wenn die für die öko-
logische Funktionsfähigkeit des Gewässers und anderer hiermit verbundener Gewässer erforderliche 
Abflussmenge (Mindestwasserführung) erhalten bleibt.“  
Begründung zu § 25: Der Mindestwasserabfluss soll „nur geringfügig vom typspezifischen Niedrigwas-
ser“ abweichen. (S. 62f)  
§ 27 Abs. 1 Nr. 3: „Wasserkraftnutzung“ stellt diese unter Vorbehalt einer verbleibenden Mindestwas-
serführung soweit dies zur Erreichung des guten ökologischen Zustands erforderlich ist.

LAWA: „Leitlinien für 
ein nachhaltiges Nied-
rigwassermanage-
ment“ 
(Februar 2007)

E: Das gesamte Dokument ist explizit für die Niedrigwasservorsorge relevant. Die einzelnen Leitsätze 
(S. 12f) lauten: Einzugsgebiete integriert bewirtschaften; Grenzen (Anm.: der Einflussmöglichkeiten) er-
kennen; Wasser zurückhalten, Grundwasserneubildung fördern; Schadenspotenzial vermindern; Nied-
rigwassergefahren bewusst machen; vor Niedrigwasser warnen; Niedrigwasser vorhersagen; Niedrig-
wasser managen)

WaStrG 
(19.08.2007) 
Abschnitt 4 und 5

E: nicht vorhanden
I: § 8 Abs. 1 Nr.1 Satz 1: Die Unterhaltung der Binnenwasserstraßen umfasst die Erhaltung eines ord-
nungsgemäßen Zustandes für den Wasserabfluss und die Erhaltung der Schiffbarkeit. 

WVG 
(12.02.1991)

E: nicht vorhanden

ROG  
(18.08.1997) 
§ 2 Abs. 2 Nr. 8;  
§ 2 Abs. 2 Nr. 12

E: nicht vorhanden

GeROG 
(30.12.2008) 
§ 2 Abs. 2 Nr. 3 
§ 2 Abs. 2 Nr. 6

E: nicht vorhanden
I: § 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 7: „Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der An-
passung an den Klimawandel dienen.“
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Steuerungs-
ebene

Dokument / relevante 
Passagen* Bezug zur Niedrigwasservorsorge**

Land 

BayWG 
(19.07.1994)

E: nicht vorhanden
I: Nach Art 41j Nr. 1 erlässt StMLU Vorschriften zur Umsetzung von Vorgaben höherer Politikebenen zu 
qualitativen und quantitativen Anforderungen an die Gewässer.

SächsWG  
(18.10.2004)

E: § 42a: „Mindestwasserführung“: „Benutzungen oberirdischer Gewässer, die mit dem Aufstau, einer 
Entnahme oder Ausleitung von Wasser verbunden sind, dürfen nur zugelassen werden, wenn gewähr-
leistet ist, dass die für die ökologische Funktionsfähigkeit des Gewässers erforderliche Abflussmen-
ge (Mindestwasserführung) erhalten bleibt. Die Mindestwasserführung wird unter Berücksichtigung der 
örtlichen Verhältnisse durch die zuständige Wasserbehörde in der Zulassungsentscheidung unter Be-
achtung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere der Bedeutung des Gewässers und seiner Ufer-
bereiche als Lebensstätte für Pflanzen und Tiere sowie seiner Bedeutung für das Bild der Landschaft, 
festgelegt; die Interessen des Gewässerbenutzers sind angemessen zu berücksichtigen.“

BbgWG  
(08.12.2004)

E: § 63 (1) „Wasserversorgungsplan“ legt fest: „Das Landesumweltamt stellt unter Beteiligung der Ge-
meinden, der Träger öffentlicher Belange und betroffener Behörden einen flächendeckenden Plan auf, 
der Möglichkeiten zur Sicherstellung der öffentlichen Wasserversorgung ausweist und der insbesonde-
re dem Zweck dient, einen Ausgleich zwischen Wasserüberschuss- und Wassermangelgebieten her-
beizuführen.“  
§ 77 „Pflicht zum Ausgleich der Wasserführung“, Abs. 1: „Soweit das Wohl der Allgemeinheit, insbe-
sondere die Erhaltung eines leistungsfähigen Naturhaushalts, den Ausgleich von nachteiligen Verände-
rungen der Wasserführung in oberirdischen Gewässern erfordert, obliegt es den Unterhaltungspflich-
tigen, durch geeignete Maßnahmen den Ausgleich der Wasserführung herbeizuführen und zu sichern. 
(2) Geeignete Maßnahmen zum Ausgleich der Wasserführung: 1. Bau, Betrieb und Unterhaltung was-
serwirtschaftlicher Anlagen; 2. Errichtung und Bewirtschaftung von Rückhaltebecken und Anlagen zum 
Anstau von Gewässern; 3. Verbesserung der Wasserrückhaltung von Gewässern bzw. einzelner Ge-
wässerstrecken; 4. Renaturierung von oberirdischen Gewässern.“

LEP Bayern 2006 
(01.09.2006) 
BI 3 Wasserwirtschaft 
(mit Begründung)

E: Wasserhaushalt (3.2.1.1): „Eine Verringerung von Abflussextremen ist anzustreben. Hierzu ist von 
besonderer Bedeutung, auch geeignete Standorte für Wasserspeicher und sonstige Rückhalteeinrich-
tungen insbesondere in den Regionalplänen offenzuhalten.“ In der Begründung heißt es: „Für die wirk-
same Verringerung der Abflussextreme sind weiterhin mögliche technische Maßnahmen (…) zu unter-
suchen und ggf. die erforderlichen Standorte zu sichern. (…) Die Rückhaltung kann insbesondere zum 
Schutz vor Hochwasser, aber auch zur Abflussregulierung bei Niedrigwasser (…) zweckmäßig sein; 
solche Anlagen können ggf. auch als Mehrzweckeinrichtungen ausgelegt werden.“ (S. 115) 

BayLplG 
(27.12.2004)

E: nicht vorhanden
I: Als Grundsatz gilt „Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ist darauf hinzuwirken, dass 
(…) b) die Erfordernisse der Wasserwirtschaft und die Belange eines geordneten Wasserhaushalts in 
der Landschaft berücksichtigt werden; dazu gehören insbesondere die Versorgung der Bevölkerung 
und der Wirtschaft mit Wasser in ausreichender Menge.“ (Art. 2 Nr. 9b)

Landesplanungsge-
setze 
(Sachsen 25.05.2007, 
Brandenburg 
12.12.2002)

E: nicht vorhanden

LEP Sachsen 2003 
(01.01.2004) 
4.3.1 – 4.3.3: Grund-
wasser und Oberirdi-
sche Gewässer

E: nicht vorhanden

LEPro 2007 B-B 
(01.02.2008)

E: nicht vorhanden 

LEP B-B, Entwurf 
(21.08.2007) 
III. 5 und Begründung 
Steuerung der Freirau-
mentwicklung mit Be-
gründung 

E: nicht vorhanden
I: In der Begründung zur Steuerung der Freiraumentwicklung wird „vor dem Hintergrund der wasser-
haushaltlichen Auswirkungen des Klimawandels (...) Maßnahmen zur Rehabilitierung und Stabilisierung 
des Wasserhaushaltes zukünftig eine große Bedeutung“ zugesprochen. (S. 54)

Flusseinzugs-
gebiet ***

Bewirtschaftungs- 
plänen und Maßnah-
menprogramme 

Veröffentlichung bis Ende 2009 (lagen zum Zeitpunkt der Institutionenanalyse noch nicht vor)

Quelle: IRS, * Der jeweils berücksichtigte Stand der Rechtsquellen kann dem Rechtsquellenverzeichnis entnommen werden. ** Differenzierung nach explizi-
ten (E) und impliziten (I) Aussagen in den Dokumenten. *** Hierunter werden auch die am Flusseinzugsgebiet orientierten Flussgebietseinheiten gem. WRRL 
gefasst.
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Tabelle 7 
Aussagen zur Kulturlandschaftsgestaltung in institutionellen Regelungen mit Bezug zur Niedrigwasservorsorge 

Steuerungs-
ebene

Dokument / relevante 
Passagen* Bezug zur Kulturlandschaftsentwicklung**

Europa

WRRL 
(23.10.2000)

E: nicht vorhanden

HWRL 
(23.10.2007)

E: nicht vorhanden 

EUREK 
(11.05.1999) 
Insbes. Teil A: 3.4.3 
Teil B 2.4.2

E: nicht vorhanden
I: „Sowohl die Politik hinsichtlich der Oberflächengewässer als auch hinsichtlich des Grundwassers 
muss mit der Raumentwicklungspolitik verknüpft werden.“ Zudem werden die „Erhaltung und Wieder-
herstellung von großen Feuchtgebieten“ und eine „Stärkung der regionalen Eigenverantwortung“ ge-
fordert. (S. 34f) „Wasserknappheit und Überschwemmungen sind nur teilweise Zufallsphänomene. Im 
Grundsatz sind beides strukturelle Probleme einer nicht angepassten Raumentwicklung.“ (S. 78)

Territoriale Agenda 
(25.05.2007) 
Priorität 5

E: nicht vorhanden

Mitteilung der Kom-
mission: Antworten auf 
die Herausforderungen 
von Wasserknappheit 
und Dürre in der EU 
(18.07.2007)

E: nicht vorhanden
I: „Raumordnung“ ist durch eine „unangemessene Verteilung der Wasserzufuhr zwischen den Wirt-
schaftssektoren“ und daher rührenden „Ungleichgewichten zwischen Wasserbedarf und -ressourcen“ 
ein „Hauptfaktor für den Wasserverbrauch“ (S. 4).

Grünbuch: Anpassung 
an den Klimawandel in 
Europa: Maßnahmen-
bereiche: Energie, 
Verkehr, Wasser 
(29.06.2007)

E: nicht vorhanden

Bund

WHG 
(23.10.2000)

E.: nicht vorhanden
I: Laut § 28 Abs. 1 Satz 4 sind bei der Gewässerunterhaltung „Bild und Erholungswert der Gewässer-
landschaft (...) zu berücksichtigen.“

UGB II 
(20.05.2008) 
Abschnitt 2

E: nicht vorhanden
I: § 31 Abs. 2 Satz 3 setzt bezüglich der Gewässerunterhaltung fest: „Bei der Unterhaltung ist der Er-
haltung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts Rechnung zu tragen; Bild und Erho-
lungswert der Gewässerlandschaft sind zu berücksichtigen.“

LAWA: „Leitlinien für 
ein nachhaltiges Nied-
rigwassermanage-
ment“ 
(Februar 2007)

E: nicht vorhanden
I: „Die nachhaltige Reduzierung der Auswirkungen von Niedrigwasserereignissen erfordert eine ganz-
heitliche Strategie, die administrative, planungs- sowie steuerungsrelevante Aspekte berücksichtigt.“ 
(S. 9) Im ersten Leitsatz wird festgestellt: „Niedrigwasservorsorge erfordert die Bewirtschaftung der 
Einzugsgebiete unter Berücksichtigung aller Sektoren die von Niedrigwasser betroffen sind oder es be-
einflussen.“ (S. 12). Im Zuge der Regionalplanung sollen Vorbehaltgebiete für die Niedrigwasservor-
sorge gesichert werden, in denen Nutzungen mit hohem Wasserbedarf bzw. hoher Wärmelast ausge-
schlossen werden.“ (S. 14)

WaStrG 
(19.08.2007) 
Abschnitt 4 und 5

E: nicht vorhanden
I: § 8 Abs.1 Satz 2 „Bei der Unterhaltung ist den Belangen des Naturhaushalts Rechnung zu tragen; 
Bild und Erholungswert der Gewässerlandschaft sind zu berücksichtigen.“  
§ 12 Abs. 7 Satz 1: „Beim Ausbau oder dem Neubau einer Bundeswasserstraße sind in Linienführung 
und Bauweise Bild und Erholungseignung der Gewässerlandschaft (…) zu beachten.“

WVG 
(12.02.1991) 
Erster Teil  
Allgemeine Vorschrif-
ten für den Verband

E: nicht vorhanden
I: gem. § 2 sind zulässige Aufgaben u.a.: „Herrichtung, Erhaltung und Pf lege von Flächen, Anlagen 
und Gewässern zum Schutz des Naturhaushalts, des Bodens und für die Landschaftspflege“, „Förde-
rung der Zusammenarbeit zwischen Landwirtschaft und Wasserwirtschaft und Fortentwicklung von Ge-
wässer-, Boden- und Naturschutz.“

ROG 
(18.08.1997) 
§ 2 Abs. 2 Nr. 8 und 
Nr. 12

E: nicht vorhanden 

GeROG 
(30.12.2008) 
§ 2 Nr. 3; § 2 Nr. 6

E: nicht vorhanden



77Niedrigwasservorsorge und regionale Kulturlandschaftsgestaltung

Steuerungs-
ebene

Dokument / relevante 
Passagen* Bezug zur Kulturlandschaftsentwicklung**

Land

BayWG 
(19.07.1994)

E: nicht vorhanden

SächsWG 
(18.10.2004)

E: § 42a führt ausdrücklich die Berücksichtigung der Bedeutung einer Mindestwasserführung für das 
Wohl der Allgemeinheit und „für das Bild der Landschaft“ an.

BbgWG 
(08.12.2004)

E: nicht vorhanden 
I: Gewässer sind nach § 1 Abs. 1 so zu bewirtschaften, dass sie dem Wohl der Allgemeinheit und im 
Einklang mit ihm auch dem Nutzen Einzelner dienen. Nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 erfordert dies auch die Be-
rücksichtigung von „Bild“ und „Erholungswert der Landschaft“. Nach Nr. 6 sollen „sich wasserwirt-
schaftliche Maßnahmen in den örtlichen und überörtlichen landschaftsräumlichen Zusammenhang ein-
fügen.“  
§ 78 „Umfang der Unterhaltung“ legt fest: „Die Unterhaltung der Gewässer umfasst insbesondere die 
Verpf lichtung, (…) 3. die ökologische und landeskulturelle Funktion der Gewässer zu erhalten oder 
wiederherzustellen.“

LEP Bayern 2006 
(01.09.2006)  
BI 3 mit Begründung

E: nicht vorhanden
I: 3.2: „Es ist anzustreben, die Nutzungen und Einwirkungen auf das Wasser, insbesondere die Flä-
chennutzung, so anzuordnen und zu begrenzen, dass das Wasser seine Aufgaben im Naturhaushalt 
auf Dauer erfüllen kann.“ In der Begründung dazu heißt es: „Die Zusammenschau aller Wechselwirkun-
gen zwischen den Maßnahmen der Raumordnung und der Wasserwirtschaft ist daher künftig notwen-
diger den je um den Wasser- und damit Naturhaushalt in seiner Leistungsfähigkeit zu erhalten und wo 
möglich bzw. nötig zu stärken.“ (S. 114f)

LEP Sachsen 2003 
(01.01.2004) 
Kapitel 4.3

E: nicht vorhanden

LEPro 2007 B-B 
(01.02.2008)  
§ 6 Abs. 1

E: nicht vorhanden 

Landesplanungs-
gesetze (Bayern 
27.12.2004, Sachsen 
25.12.2007, Branden-
burg 12.12.2002) 

E: nicht vorhanden

Flusseinzugs-
gebiet ***

Bewirtschaftungsplä-
nen und Maßnahmen-
programme

Veröffentlichung bis Ende 2009 (lagen zum Zeitpunkt der Institutionenanalyse noch nicht vor)

Quelle: IRS, * Der jeweils berücksichtigte Stand der Rechtsquellen kann dem Rechtsquellenverzeichnis entnommen werden. ** Differenzierung nach explizi-
ten (E) und impliziten (I) Aussagen in den Dokumenten *** Hierunter werden auch die am Flusseinzugsgebiet orientierten Flussgebietseinheiten gem. WRRL 
gefasst.

Auf europäischer Ebene sind Niedrigwasser-
ereignisse in Flüssen nicht explizit Gegen-
stand institutioneller Regelungen und Doku-
mente. Zwar hat die WRRL aus dem Jahr 2000 
die „Minderung der Auswirkungen von Über-
schwemmungen und Dürren“ zum Ziel und 
soll „zu einer ausreichenden Versorgung mit 
Oberflächen- und Grundwasser guter Qua-
lität“ beitragen.288 Diese Vorgaben werden in 
der WRRL aber nicht weiter durch Regelun-
gen oder Maßnahmen zu Niedrigwasserereig-
nissen ausgeführt: So bezieht sich die Defini-
tion „guter mengenmäßiger Zustand“ nach 
WRRL ausschließlich auf Grundwasser289, 
und „Dürre“ wird ausdrücklich als Grund zur 
Aussetzung der vorgegebenen Qualitätszie-
le genannt.290 In der HWRL werden die zwi-
schen Hochwasserschutz und Niedrigwas-
servorsorge vorhandenen Schnittmengen 
nicht berücksichtigt. 

Niedrigwasserstände sind eng mit dem wei-
ter gefassten Themenfeld „Wassermangel 
und Dürre“ verknüpft, das zunehmend in 
den Fokus der EU rückt. Konkrete Aussa-
gen zu Niedrigwasservorsorge finden sich in 
entsprechenden Dokumenten jedoch nicht. 

Durch die Bezugnahme auf sich verschär-
fende Probleme der Wasserversorgung bzw. 
das Wassermengenproblem sind im EUREK 
jedoch indirekte Implikationen vorhanden. 
Im Umgang mit diesen Problemlagen wird 
dort Wasserressourcenmanagement und da-
mit die Verknüpfung der Politik „hinsichtlich 
der Oberflächengewässer“ mit der Raument-
wicklung als notwendig bewertet.291 Folgen 
für regionale Kulturlandschaftsgestaltung 
können aus einigen der politischen Hand-
lungsoptionen, z.B. der „Erhaltung und 
Wiederherstellung von großen Feuchtge-
bieten“ 292 hergeleitet werden. Bezüglich des 
„Wassermengenproblems“ heißt es: Wasser-
knappheit als Folge einer nicht angepassten 
Raumentwicklung, könne nur durch „Aufla-
gen und Eingriffe in die Raumnutzung“ ef-
fektiv begegnet werden.293 In der Territoria-
len Agenda werden grenzübergreifende Stra-
tegien zur Dürreprävention gefordert.294 Da-
für sollen in mehrfach gefährdeten Gebieten, 
so auch in Flussgebieten, neue Risiko-Gover-
nance-Arrangements entwickelt werden. 

Von der Kommission wird die „Raumord-
nung“ – hier verstanden als unangepasste 
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Raumnutzung – als ein Hauptfaktor für den 
Wasserverbrauch bezeichnet und angepass-
te Wirtschaftsformen in Einzugsgebieten mit 
Wasserproblemen gefordert.295 Weiter wird ge-
fordert, „Flusseinzugsgebiete mit (…) Wasser-
problemen bzw. Wasserknappheit“ auszuwei-
sen296, allerdings wiederum ohne Niedrigwas-
serereignisse in Flüssen explizit zu thematisie-
ren. Im Grünbuch der Kommission zum The-
ma „Anpassung an den Klimawandel“ wird 
angemahnt, in der WRRL fehlende Vorschrif-
ten zur Anpassung an den Klimawandel in die 
Maßnahmen zu deren Umsetzung einzube-
ziehen. Aus Sicht einer Kulturlandschaftsge-
staltung ist die Feststellung von Interesse, dass 
eine „inkonsequente Planung der Flächennut-
zung (…) automatisch“ zu Nutzungsexzessen 
führt.297 Niedrigwasservorsorge in Flussgebie-
ten wird seitens der EU unter „Wassermangel 
und Dürre“ subsumiert und ist damit kein ei-
genständig institutionalisiertes Handlungs-
feld. Potenziale zwischen Kulturlandschafts-
gestaltung und Niedrigwasservorsorge wer-
den in Regelungen des Wasserrechts nicht be-
rücksichtigt (vgl. Tab. 7). 

Auf Bundesebene wird Niedrigwasser in 
Oberflächengewässern erst seit kurzem als 
Regelungsfeld entdeckt. Im WHG wird eine 
sparsame Verwendung von Wasser einge-
fordert, um die Leistungsfähigkeit des Was-
serhaushalts zu erhalten und eine Abfluss-
vergrößerung und -beschleunigung zu ver-
meiden. Es finden sich aber keine explizi-
ten Bezüge zum hier betrachteten Problem-
feld. Der Entwurf des UGB II „Wasserwirt-
schaft“ enthält nunmehr einen Paragraphen 
zu „Mindestwasserführung“ (§ 25).298 Dieser 
definiert Mindestwasserführung als für die 
„ökologische Funktionsfähigkeit des Gewäs-
sers erforderliche Abflussmenge“ und sieht 
Nutzungsbeschränkungen vor, um diese ge-
gebenenfalls zu erhalten. Die Nutzung von 
Wasserkraft wird nach § 27 unter den Vor-
behalt einer zu gewährleistenden Mindest-
wasserführung gestellt.299 Auswirkungen auf 
Kulturlandschaftsgestaltung werden nicht 
thematisiert. 

Das Wasserstraßengesetz setzt fest, dass die 
Unterhaltung von Wasserstraßen auch die 
„Erhaltung der Schiffbarkeit“ umfasst. Da-
bei sollen der Naturhaushalt sowie Bild und 
Erholungswert der Gewässerlandschaft be-
rücksichtigt werden.300 Auch in potenziell re-
levanten Paragraphen des ROG und GeROG 
finden sich keine direkten Bezüge zu Nied-
rigwasser. Die Notwendigkeit einer Niedrig-
wasservorsorge kann aber aus den jeweiligen 
Grundsätzen gefolgert werden. 

Im Zuge des Diskurses um Maßnahmen zur 
Anpassung an den Klimawandel vollzieht 
sich eine Hinwendung politisch-administra-
tiver Akteure zum Handlungsfeld „Niedrig-
wasservorsorge“. Seit 2007 liegen die „Leitli-
nien für ein nachhaltiges Niedrigwasserma-
nagement“ der LAWA vor. Diese fordern eine 
„ganzheitliche Strategie, die administrative, 
planungs- und steuerungsrelevante Aspek-
te berücksichtigt“. Die Regionalplanung wird 
aufgefordert, Vorbehaltsgebiete für Maßnah-
men der Niedrigwasservorsorge zu sichern.301 
Mittelbare Folgen für die Kulturlandschafts-
gestaltung resultieren aus den vorgeschlage-
nen Maßnahmen zur Förderung des natürli-
chen Wasserrückhalts, der Abflussverlangsa-
mung und der dezentralen Versickerung. 

In der im Dezember 2008 vom Bundeskabi-
nett beschlossenen „Deutschen Anpassungs-
strategie an den Klimawandel“ (DAS), die 
noch nicht in der systematischen Institutio-
nenanalyse dieser Studie berücksichtigt wer-
den konnte, wird das künftig häufigere Auftre-
ten „von Niedrigwasserperioden durch meist 
sommerliche Trockenzeiten mit Auswirkun-
gen auf die Kühlwasserentnahmen und die 
ökologische Situation“302 als zu erwartende 
Klimafolge thematisiert. Die Auswirkungen 
auf die Kühlwasserverfügbarkeit thermischer 
Kraftwerke, ihre Versorgung mit Rohstoffen 
und die Fracht- und Fahrgastschifffahrt wer-
den ausdrücklich erwähnt. Handlungsemp-
fehlungen der DAS beziehen sich auf eine ef-
fiziente Wassernutzung und eine verstärkte 
Anwendung eines „adaptiven Talsperrenma-
nagements, d.h. die zeitlich und räumlich dif-
ferenzierte Bewirtschaftung der Stauräume 
unter Berücksichtigung der naturräumlichen 
und wasserwirtschaftlichen Anforderungen 
der Unterlieger.“303

Die Umsetzung von Maßnahmen zur akti-
ven Niedrigwasservorsorge kann aufgrund  
von § 2 WVG auch regionalen Wasser- und 
Bodenverbänden übertragen werden. Diese 
können Aufgaben und Funktionen im Bereich 
der Landschaftspflege und regionaler Koope-
ration übernehmen. 

Wesentliche Bereiche des Wasserrechts und 
der Raumentwicklung sind auf Ebene der 
Bundesländer institutionalisiert und können 
an dieser Stelle nur exemplarisch behandelt 
werden. Infolge fehlender Vorgaben durch 
Bundesgesetze variieren Grad und Sektor ins-
titutioneller Regelungen sowie die im Zusam-
menhang mit der Niedrigwasserthematik ge-
brauchten Termini zwischen den Ländern.
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Das BbgWG verpflichtet die Unterhaltspflich-
tigen zum „Ausgleich der Wasserführung“ 304 
und nennt dafür geeignete Maßnahmen305 
(vgl. Tab. 6). Des Weiteren wird die landes-
kulturelle Funktion von Gewässern betont.306 
Im Bayerischen Wassergesetz ist lediglich die 
fiskalische Zuständigkeit des Freistaates für 
Unterhaltung und Betrieb von Wasserspei-
chern, welche auch der „Niedrigwasserauf-
höhung“ dienen können, festgeschrieben.307 
In Bayern finden sich weitere relevante Vor-
gaben im LEP: Dort ist im Bereich „Wasser-
haushalt“ die „Verringerung von Abflussex-
tremen“ als Grundsatz der Landesentwick-
lung verankert. Zu diesem Zweck wird der Re-
gionalplanung aufgetragen, geeignete Stand-
orte für „Wasserspeicher oder sonstige Rück-
halteflächen“ zu sichern. Diese sollen auch 
der „Abflussregulierung bei Niedrigwasser“ 
dienen. Die Versickerungsfähigkeit der Bö-
den soll verbessert werden. Nutzungen und 
Einwirkungen auf das Wasser sind so zu ge-
stalten, „dass das Wasser seine Aufgabe im 
Naturhaushalt erfüllen kann“. Damit soll der 
engen Verschränkung von Wasserwirtschaft 
und Flächennutzung Rechnung getragen 
werden.308 In den entsprechenden Passagen 
des LEPro Berlin-Brandenburg und des Ent-
wurfes zum LEP Berlin-Brandenburg finden 
sich keine expliziten Bezüge. Es wird jedoch 
festgestellt, dass „vor dem Hintergrund der 
wasserhaushaltlichen Auswirkungen des Kli-
mawandels (…) Maßnahmen zur Rehabili-
tierung und Stabilisierung des Wasserhaus-
haltes zukünftig eine große Bedeutung“ 
zukommt.309 

In Sachsen wiederum ist das Thema Niedrig-
wasservorsorge im Paragraphen „Mindest-
wasserführung“ Teil des SächsWG.310 Darin 
wird neben der ökologischen Relevanz von 
Mindestwasserständen auch die Bedeutung 
von Gewässern für das Wohl der Allgemein-
heit und das „Bild der Landschaft“ betont.  
§ 42 SächsWG war Vorbild für § 25 „Mindest-
wasserführung“ im Entwurf zum UGB II.311 
Die Bezüge zu Landschaftsbild und Allge-
meinwohl sind in der bundesgesetzlichen Re-
gelung jedoch nicht übernommen worden. 

Von den Vorgaben der Landesplanungs-
gesetze sind hier nur die Grundsätze des  
BayLplG relevant, welche Belange der Was-
serwirtschaft in die Planungsgrundsätze in-
tegrieren. Diese betonen die Versorgung von 
Wirtschaft und Bevölkerung mit Wasser in 
ausreichender Menge und Güte.312 

Auf regionaler Ebene können Wasser- und 
Bodenverbände Aufgaben in den Bereichen 
Abflussregulierung und Kulturlandschafts-

gestaltung übernehmen. Exemplarisch kön-
nen die sondergesetzlichen Wasserverbände 
Nordrhein-Westfalens genannt werden, wo 
jedem Wasserverband ein eigenes Wasserver-
bandsgesetz zugrunde liegt.313 Beispielswei-
se legt das Niersverbandgesetz in § 2 Abs.1 
auch die „Regelung des Wasserabflusses ein-
schließlich Ausgleich der Wasserführung (…) 
der oberirdischen Gewässer“ als eigene Zu-
ständigkeit fest. 

In den Bundesländern ist das Themenfeld 
„Niedrigwasser“ nur zum Teil explizit in den 
jeweiligen Landeswassergesetzen oder den 
Landesentwicklungsprogrammen und -plä-
nen verankert. Bezüge zu Kulturlandschafts-
gestaltung in Regelungen der Niedrigwasser-
vorsorge bleiben, vom SächsWG angesehen, 
auch auf Länderebene indirekter Natur. 

Mit der Umsetzung der WRRL kommt Fluss-
einzugsgebieten und der Erstellung entspre-
chender Bewirtschaftungspläne eine beson-
dere Bedeutung für die Institutionalisierung 
von Regelungen und Maßnahmen der Nied-
rigwasservorsorge zu. Die Entwürfe zu den 
Bewirtschaftungsplänen lagen zum Zeit-
punkt der Institutionenanalyse noch nicht 
vor. 

Zwischenfazit: Bislang war Niedrigwasser-
vorsorge auf europäischer und Bundesebe-
ne kein eigenständiges Handlungsfeld und 
kein Ziel verbindlicher institutioneller Rege-
lungen. Auf Landesebene finden sich stärkere 
Bezüge. Der § 42a SächsWG diente sogar als 
Vorbild für den Entwurf einer entsprechen-
den Regelung des Bundes. In den aktuellen 
Dokumenten zur Anpassung an den Klima-
wandel wird Niedrigwasser verstärkt Gegen-
stand inhaltlicher Auseinandersetzung. Dem 
relativ frühen Stadium entsprechend existie-
ren bislang nur wenige Vorgaben und Rege-
lungen. In diesem Zusammenhang waren 
die Leitlinien der LAWA der erste informel-
le Schritt von bundesweiter Bedeutung. In-
folge dieses geringen Institutionalisierungs-
grades sind institutionalisierte Verschrän-
kungen zwischen Niedrigwasservorsorge 
und regionaler Kulturlandschaftsgestaltung 
minimal. Beispielsweise ist die Berücksich-
tigung von „Bild und Erholungswert der Ge-
wässerlandschaft“ in den Grundsätzen des 
WHG und im WaStrG verankert und damit 
auch für Maßnahmen der Niedrigwasservor-
sorge relevant. 
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5.2	 Berücksichtigung der Niedrig- 
wasservorsorge innerhalb von 
Institutionen der regionalen 
Kulturlandschaftsgestaltung

In diesem Kapitel werden Dokumente der 
Kulturlandschaftsgestaltung hinsichtlich vor- 
handener Bezüge zum Thema „Niedrigwas-
ser“ analysiert. Die vorhandenen Bezüge sind 
indirekt und zudem von meist allgemeiner 
Natur. Die untersuchten Dokumente auf eu-

Tabelle 8 
Aussagen zur Niedrigwasservorsorge in institutionellen Regelungen der Kulturlandschaftsgestaltung 

Steuerungs-
ebene

Dokument / relevante 
Passagen* Bezug zur Niedrigwasservorsorge**

Europa

ELC 
(20.10.2000)

E: nicht vorhanden

EUREK 
(11.05.1999) 
Teil A Kapitel 3.4.4 
Teil B Kapitel 2.4.3

E: nicht vorhanden

Territoriale Agenda 
(25.05.2007) 
Priorität 6

E: nicht vorhanden
I: „Dürrebekämpfung“ wird als Strategie grenzüberschreitenden Risikomanagements genannt,  
„See- und Flussgebiete“ als Gebiete mit komplexen Gefahrenlagen, in welchen komplexe Formen von 
Risiko-Governance entwickelt werden sollen. (S. 5) 

Bund

ROG 
(18.08.1997) 
§ 2 Abs. 2 Nr. 13

E: nicht vorhanden 

GeROG 
(30.12.2008) 
§ 2 Abs. 2 Nr. 5 und 
Begründung zum 5. 
Grundsatz

E: nicht vorhanden

Leitbilder und Hand-
lungsstrategien für die 
Raumentwicklung in 
Deutschland 
(30.06.2006) 
Leitbild 3 

E: nicht vorhanden

BNatSchG 
(25.03.2002) 
§ 2 Abs. 1 Nr. 14

E: nicht vorhanden

UGB III (20.05.2008) 
§ 1 Abs. 4

E: nicht vorhanden

Land

LEP Bayern 2006 
(01.09.2006) 
BI 2. Sicherung, Pflege 
und Entwicklung der 
Landschaft; Begrün-
dung zu BI 2 

E. nicht vorhanden
I: „Der Erhaltung und/oder Fortentwicklung der (...) landschaftsprägenden Gewässer (...) kommt  
besondere Bedeutung zu.“ (S. 27f)  
Die Restwassermenge in Ausleitungsstrecken soll die Entwicklung von naturraumtypischen Fließge-
wässereigenschaften und -lebensgemeinschaften ermöglichen. (S.28) Dies wird mit der Erhaltung der 
Gewässer in ihren „raumbedeutsamen Funktionen im Naturhaushalt“ und ihrem Erholungswert  
begründet. (S. 105)

Landesnaturschutz-
gesetz (Bayern 
23.12.2005, Sachsen 
03.07.2007, Branden-
burg 26.05.2004)

E: nicht vorhanden 

LEP Sachsen 2003 
(01.01.2004) 
Kap 4. mit Begründung 

E: nicht vorhanden

LEP B-B, Entwurf 
(21.08.2007 ) 
Kap. 3 mit Begründung 

E: nicht vorhanden
I: In der Begründung der leitbildgesteuerten Kulturlandschaftsgestaltung (3.2) in Landschaftsräumen, 
die einen außergewöhnlichen Sanierungs- und Gestaltungsbedarf haben (z.B. Bergbaufolgelandschaf-
ten), werden „Maßnahmen zur Rehabilitierung und Stabilisierung des Wasserhaushaltes“ als erforder-
lich bezeichnet. (S. 38)

LEPro 2007 B-B 
(01.02.2008)  
§ 4 Kulturlandschaft

E: nicht vorhanden

Quelle: IRS, * Der jeweils berücksichtigte Stand der Rechtsquellen kann dem Rechtsquellenverzeichnis entnommen werden **Es erfolgt eine Differenzierung 
nach expliziten (E) und impliziten (I) Aussagen in den Dokumenten.

ropäischer und Bundesebene sind mit den 
in Kapitel 4.2 analysierten identisch, nicht 
aber in jedem Fall die untersuchten Passa-
gen. Es werden dieselben Bundesländer ver-
tieft betrachtet wie in Kapitel 5.1. Neben den 
relevanten Abschnitten der Landesentwick-
lungspläne und/oder -programme werden 
auch die jeweiligen Landesnaturschutzge-
setze untersucht. Relevante Passagen sind in 
Tabelle 8 zusammengestellt. 
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Die Analyse von Dokumenten zu regiona-
ler Kulturlandschaftsgestaltung auf europäi-
scher Ebene bezieht sich auf relevante Passa-
gen des EUREK, der ELC sowie die Territoria-
le Agenda. In diesen Dokumenten mit infor-
mellem Charakter finden sich keine direkten 
Bezüge zu Niedrigwasservorsorge. 

Auf Bundesebene sind ROG bzw. GeROG, 
die „Leitbilder und Handlungsstrategien der 
Raumentwicklung“, das Bundesnaturschutz-
gesetz sowie der Entwurf zum UGB III die zen-
tralen, für Kulturlandschaftsgestaltung rele-
vanten Dokumente. Hier finden sich in den 
relevanten Passagen keine konkreten Rege-
lungen zur Niedrigwasservorsorge. Allerdings 
kann das Thema aus den allgemeinen Grund-
sätzen von ROG, GeROG und BNatSchG ab-
geleitet werden; beispielsweise aus dem Ziel, 
die „Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes“ 
zu erhalten. Im GeROG wird nicht wie im ROG 
alter Fassung314 dazu aufgefordert, Gewässer 
in die Wiederherstellung von Landschaft zu 
integrieren. Im GeROG wird lediglich die Be-
deutung der Raumentwicklung für den Was-
serhaushalt betont.315

Im dritten Leitbild der Raumentwicklung in 
Deutschland „Ressourcen bewahren, Kultur-
landschaften gestalten“ wird der Schutz na-
türlicher Ressourcen als Ziel formuliert. Die 
Erhaltung von Kulturlandschaften wird hier 
„in ihren prägenden Merkmalen“ gefordert. 
Flusslandschaften werden als Ressource dar-
gestellt316, ohne jedoch die Niedrigwasser-
problematik zu thematisieren. Ähnlich stellt 
sich die Situation im BNatSchG dar: Aus den 
Grundsätzen und Regelungen kann eine Not-
wendigkeit zur Niedrigwasservorsorge abge-
leitet werden, darüber hinaus spielen Nied-
rigwasserereignisse keine Rolle.

Die DAS thematisiert in ihrem Kapitel „Bio-
logische Vielfalt“ Feuchtgebiete als Räume, 
in denen die Auswirkungen regional zuneh-
mender Sommertrockenheiten und steigen-
der Temperaturen verringert werden sollen. 
Dazu sind unter anderem die Durchgängig-
keit und Strukturvielfalt von Gewässern zu er-
höhen und Flussauen zu redynamisieren.317 
Dies deutet darauf hin, dass künftig auch in 
landschaftsbezogenen Politikfeldern ein stär-
keres Gewicht auf Maßnahmen zur Niedrig-
wasservorsorge gelegt werden könnte. Dass 
der Raumordnung dabei eine stärkere Rolle 
zukommen soll, wird in der DAS – im Gegen-
satz zum raumordnerisch schon institutiona-
lisierten Hochwasserschutz und zur Siche-
rung von Grundwasserressourcen318 – nicht 
thematisiert.

Die Erhaltung der „Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes“ als Grundsatz kultur-
landschaftsrelevanter Dokumente des Bun-
des zieht in den entsprechenden Dokumen-
ten auf Landesebene eine zumindest eben-
so indirekte Institutionalisierung von Nied-
rigwasservorsorge nach sich. Nach dem 
Entwurf zum LEP Berlin-Brandenburg sol-
len „Kulturlandschaften zu Handlungsräu-
men einer zukunftsfähigen Regionalentwick-
lung werden.“319 In der Begründung zum Ab-
schnitt Kulturlandschaftsentwicklung wer-
den „Maßnahmen zur Rehabilitierung und 
Stabilisierung des Wasserhaushaltes“ gefor-
dert.320 Diese Formulierung wird auch in der 
Begründung zur Steuerung der Freiraument-
wicklung vor dem „Hintergrund der wasser-
haushaltlichen Auswirkungen des Klima-
wandels“ verwendet. Das brandenburgische 
LEPro 2007 betont die Bedeutung von Seen 
und Fließgewässern für das Landschaftsbild 
in der Begründung zum Grundsatz zu Kul-
turlandschaftsentwicklung.321 Im LEP Bayern 
wird dem Erhalt bzw. der Fortentwicklung der 
„landschaftsprägenden Gewässer“ besonde-
re Bedeutung beigemessen.322 

Zwischenfazit: Bezüge zwischen den beiden 
Handlungsfeldern können aus den Grund-
satzformulierungen der betrachteten Rege-
lungen abgeleitet werden. Diese schlagen 
sich in den relevanten Passagen kaum nie-
der. Auf europäischer und auf Bundesebene 
sind die vorhandenen Bezüge von allgemei-
ner und indirekter Natur. In den Bundeslän-
dern werden diese Vorgaben teilweise kon-
kretisiert, bleiben aber implizit und auf weni-
ge Aspekte beschränkt. Die in den Dokumen-
ten der Landesplanung vorhandenen Zusam-
menhänge zwischen Passagen zum Wasser-
haushalt und zur Kulturlandschaftsgestal-
tung werden nicht thematisiert.

5.3	 Synergien und Zielkonflikte 

Hoch- und Niedrigwasserereignisse haben 
ähnliche hydrologische Entstehungsfak-
toren – wenn auch in gegensätzlicher Aus-
prägung. Damit sind in der Praxis viele im 
Zuge des Hochwasserschutzes durchgeführte 
Maßnahmen, z.B. „den Flüssen mehr Raum 
geben“323, zur Verlangsamung der Abfluss-
geschwindigkeit oder zur Verbesserung des 
Wasserrückhalts in der Fläche, auch für die 
Niedrigwasservorsorge von Bedeutung.324 
Im Rahmen des Hochwasserschutzes wer-
den diese Schnittstellen aber kaum kommu-
niziert. Aufgrund dessen soll, neben der Be-
trachtung von Niedrigwasservorsorge und 
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Kulturlandschaftsgestaltung, auch der Hoch-
wasserschutz mit in die nachfolgende Ana-
lyse zu Synergien und Zielkonflikten einflie-
ßen. Die institutionentheoretische Betrach-
tung wird davon nicht berührt.

Synergiepotenziale ergeben sich beispiels-
weise durch die prognostizierte Nieder-
schlagsverschiebung vom Sommer- in das 
Winterhalbjahr: Die meisten Talsperren wer-
den hydrologisch multifunktional genutzt, 
dienen sowohl der Hochwasserminderung 
als auch der Niedrigwasseraufhöhung.325 
Größere Wasserspeicher könnten die Bedro-
hung durch Winterhochwasser lindern und 
das im Zuge dessen gespeicherte Wasser zur 
Erhöhung der sommerlichen Niedrigwasser-
stände nutzen. 

In eine Prävention „extremer Abflussereignis-
se“, wie im Bayerischen LEP formuliert, kann 
durch die Einbeziehung von Niedrigwasser 
ein noch breiteres Akteursspektrum inte-
griert werden als in den Hochwasserschutz. 
Dieses Integrationspotenzial wiederum birgt 
Synergien mit regionaler Kulturlandschafts-
gestaltung, die auf integrative Strukturen an-
gewiesen ist. Die prognostizierten Folgen des 
Klimawandels, in Form verstärkter und häu-
figerer Hoch- wie Niedrigwasserereignisse, 
und insbesondere deren Auswirkungen auf 
Mensch und Landschaft, können auf dieser 
Basis abgemildert werden. Zudem kann mit 
dem Erfolg entsprechender Projekte die Ins-
titutionalisierung von Flusslandschaften als 
Handlungsräume gefestigt und das Entste-
hen integrativer Kooperationsstrukturen ge-
fördert werden. Die Ziele regionaler Kultur-
landschaftsgestaltung können sich mit Maß-
nahmen zur Niedrigwasservorsorge (z.B. Au-
enrenaturierung) decken und zugleich auch 
dem Hochwasserschutz dienen.

Kulturlandschaftsgestaltung und Niedrig-
wasservorsorge sind in ihrer aktuellen Aus-
formung junge Handlungsfelder und verfü-
gen über einen eher geringen Institutiona-
lisierungsgrad. Synergiepotenziale sind in 
den vorhandenen institutionellen Schnitt-
mengen aber gegeben: In Verbindung mit 
dem großen Stellenwert von Wasserrückhalt 
in der Fläche zur Niedrigwasseraufhöhung, 
ergeben sich Synergien mit regionaler Kultur-
landschaftsgestaltung. Auf konkreter Maß-
nahmenebene sind Renaturierungsmaßnah-
men und die Verminderung der Flächenin-
anspruchnahme ebenso im Sinne der Leit-
bilder und Handlungsstrategien der Raum-
entwicklung wie der Handlungsempfehlun-
gen der LAWA.326 

Die Schnittmengen von Hoch- und Niedrig-
wasservorsorge führen auch zu Zielkonflik-
ten: Die zuvor beschriebenen Potenziale der 
Talsperren können nur genutzt werden, wenn 
entsprechend mehr Wasser über einen län-
geren Zeitraum gespeichert wird. In diesem 
Fall muss entweder auf freies Speichervolu-
men (zur Hochwasserprävention) verzichtet 
oder das maximale Stauvolumen vergrößert 
werden. Daraus resultierende Nutzungskon-
flikte mit dem Hochwasserschutz oder Flä-
chennutzungskonflikte bei Ausbaumaßnah-
men müssen auf Landes- und regionaler Ebe-
ne gelöst werden. 

Konflikte zeichnen sich zwischen Wasser-
schifffahrtsverwaltung und WRRL ab: Hier 
stehen die Folgen des Ausbaus von Wasser-
straßen dem Ziel der WRRL gegenüber, eine 
weitere Verschlechterung des Zustands der 
aquatischen Ökosysteme zu vermeiden.327 
Die Kulturlandschaftsgestaltung kann von 
diesem Zielkonflikt tangiert werden: Der Aus-
bau von Wasserstraßen kann den Aus- und 
Neubau der Verkehrsinfrastruktur zu Land 
ersetzen oder einschränken und wird da-
her in den Grundsätzen von ROG328 wie Ge-
ROG329 gefordert. Andererseits gelten Fluss-
landschaften zunehmend als weicher Stand-
ortfaktor, welchen es zu erhalten gilt. Exem-
plarisch kann in diesem Zusammenhang der 
Streit um den Ausbau der Elbe in Sachsen-An-
halt angeführt werden: Ein möglicher Ausbau 
kollidiert mit dem Naturschutzziel, die Elbe 
als „frei fließenden Strom“ naturnah zu er-
halten und als touristisches Potenzial zu nut-
zen. In der Argumentation gegen den Ausbau 
spielt sowohl die zunehmende Unwirtschaft-
lichkeit der Elbschifffahrt durch die klima-
wandelbedingt abnehmende Wasserführung, 
als auch die Erhaltung der geschützten Ufer-
landschaften eine zentrale Rolle. Nutzungs-
konflikte können beispielsweise zwischen der 
Gestaltung von Seenlandschaften und der Er-
haltung von Mindestabflussmengen auftre-
ten. So werden im Zusammenhang mit der 
Flutung von Tagebauseen im Spreeeinzugs-
gebiet Wasserverfügbarkeitskonflikte für Un-
terlieger prognostiziert.330 

In Folge des informellen Charakters der Kul-
turlandschaftsgestaltung und des geringen 
Institutionalisierungsgrades der Niedrigwas-
servorsorge können zwischen diesen Hand-
lungsfeldern keine konkreten institutionellen 
Zielkonflikte bestimmt werden. Zielkonflik-
te finden sich vielmehr zwischen den einzel-
nen sektoralen Akteuren innerhalb der bei-
den Handlungsfelder. Institutionentheore-
tisch werden derartige Konflikte als Proble-
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me institutioneller Interaktion erfasst. Kul-
turlandschaftsgestaltung und Wasserwirt-
schaft sind komplexe Handlungsfelder: Die 
Wasserwirtschaft ist beispielsweise in Teil-
systeme ausdifferenziert (Hochwasserschutz, 
Ver- und Entsorgung, Schifffahrt, Grundwas-
serschutz etc.) und mit vielen wasserrelevan-
ten Handlungsfeldern (Raumplanung, Natur-
schutz, Landwirtschaft usw.) verknüpft. Ent-
sprechend bestehen sowohl Interaktionspro-
bleme zwischen den Teilsystemen wie auch 
mit externen Akteuren. Interaktionsproble-
me zwischen Handlungsfeldern der Wasser-
wirtschaft und im Rahmen von Kulturland-
schaftsgestaltung sind Gegenstand wissen-
schaftlicher Analyse331 – bekommen aber mit 
den Folgen des Klimawandels für den Was-
serhaushalt eine neue Dimension. 

Wie gezeigt, unterscheiden sich neben Be-
grifflichkeiten und Verwaltungsstrukturen 
auch Art und Grad institutioneller Regelun-
gen zur Niedrigwasservorsorge von Bundes-
land zu Bundesland. Die unterschiedlichen 
Raumbezüge, z.B. von Flussgebietseinheiten 
und Bundesländern, bringen Probleme der 
räumlichen Passfähigkeit mit sich.

Zwischenfazit: Niedrigwasservorsorge ist ein 
institutionell kaum geregeltes Handlungs-
feld. Wie in Kapitel 5.1 dargestellt, zeichnet 
sich ein koordiniertes Vorgehen der Länder in 
Bezug auf die Niedrigwasservorsorge erst seit 
kurzem ab, so dass die Arbeit in den Flussge-
bietseinheiten auf absehbare Zeit von insti-
tutioneller Pluralität geprägt sein wird. Diese 
Situation ist auch in Hinsicht auf die Oberlie-
ger-Unterlieger-Problematik von großer Be-
deutung. Aufgrund der zunehmenden Rele-
vanz der Niedrigwasservorsorge im Zuge des 
Klimawandels wurde die Thematik Ende 2008 
in der DAS aufgegriffen. Folgende Aspekte 
können herausgestellt werden: 

a)	 Weder die WRRL noch das WHG machen 
als zentrale Regelwerke des Wasserrechts 
explizite Aussagen zum Thema Niedrig-
wasservorsorge. In den Dokumenten der 
Europäischen Kommission wurde das The-
ma Niedrigwasser in Flüssen nicht expli-
zit thematisiert. Doch das Handlungsfeld 
gewinnt an Bedeutung: Auf Bundesebe-
ne wurde mit § 25 UBG II „Mindestwas-
serführung“ erstmals eine explizit rele-
vante, formelle Regelung entworfen. Auf 
informeller Ebene verdeutlichen die LA-
WA-„Leitlinien für ein Nachhaltiges Nied-
rigwassermanagement“ seit 2007 den be-
stehenden Handlungsbedarf. 

b)	Generell ereignen sich Extremniedrig-
wasser in Flüssen und betreffen damit zu-
nächst Flusslandschaften. Die LAWA emp-
fiehlt hingegen Flusseinzugsgebiete als 
Handlungsräume von Niedrigwasservor-
sorge. Die Differenz von „Ereignisraum“ 
Flusslandschaft und „Handlungsraum“ 
Flusseinzugsgebiet kann aufgelöst wer-
den, wenn Niedrigwasservorsorge als Teil 
des Themenkomplexes „Wassermangel 
und Dürre“ betrachtet wird. Diese Pers-
pektive wird seitens der EU verfolgt, jedoch 
ohne dabei die Niedrigwasservorsorge als 
konkretes Handlungsfeld zu berücksich-
tigen. In diesem Zusammenhang kann 
Kulturlandschaftsgestaltung als integra-
tiver Ansatz helfen, bestehende Interak-
tionsprobleme in Flusseinzuggebieten zu 
verringern, angemessene Handlungsräu-
me (z.B. Flusslandschaften) zu definieren 
und Maßnahmen zur Vermeidung extre-
mer Abflussereignisse in regionale Ent-
wicklungskonzepte zu integrieren.

c)	 Die Notwendigkeit zur Anpassung an den 
Klimawandel ist als intersektorale Zielset-
zung weitgehend unbestritten. Ort, Art 
und Ausmaß der zu treffenden Gegen-
maßnahmen sowie die Gewichtung von 
ökologischen, ökonomischen und sozia-
len Belangen sind im Einzelfall ungeklärt 
und werden zu Problemen institutioneller 
Interaktion führen.

d)	Aufgrund des bislang geringen Instituti-
onalisierungsgrades von Niedrigwasser-
vorsorge bietet der notwendige Institu-
tionalisierungsprozess die Chance, dem 
multisektoralen Handlungsfeld Nied-
rigwasservorsorge und der Notwendig-
keit zu integrativem Handeln gerecht zu 
werden. 
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Wie die strategische Entwicklung von Fluss-
landschaften dazu beitragen kann, Anfor-
derungen des vorbeugenden Hochwasser-
schutzes und der Niedrigwasservorsorge mit 
einer regionalen Kulturlandschaftsgestaltung 
zu verknüpfen, wird im Folgenden praxisori-
entiert thematisiert.

Basis der strategischen Empfehlungen sind 
die Erkenntnisse des MORO-Forschungspro-
jektes FlussKult („Wechselbeziehungen zwi-
schen vorbeugendem Hochwasserschutz 
und regionaler Kulturlandschaftsgestaltung 
in Flusslandschaften – Analyse unter Einbe-
ziehung der Auswirkungen von Extremnied-
rigwasser durch den Klimawandel“).

Die spezifische Methodik, vorbeugenden 
Hochwasserschutz bzw. Niedrigwasservor-
sorge einerseits und regionale Kulturland-
schaftsgestaltung andererseits auf der Ebe-
ne der Fachliteratur, der institutionellen Re-
gelungen und konkreter regionaler Praxisfäl-
le miteinander in Beziehung zu setzen, dient 
nicht nur dem Erkenntnisgewinn, sondern 
vor allem auch der Entwicklung der im Fol-
genden dokumentierten strategischen wie 
instrumentellen Empfehlungen.

Nachdem die rahmensetzende Botschaft an 
die Praxis der Raumentwicklung formuliert 
wird, Flusslandschaften als integrierte Hand-
lungsräume aufzufassen und zu entwickeln 
(siehe Kapitel 6.1), werden im Kapitel 6.2 stra-
tegische Empfehlungen differenziert nach 
den Ansprüchen der Raumordnung und der 
Wasserwirtschaft sowie den dabei jeweils re-
levanten Handlungsebenen (Bund, Länder, 
Regionen, Kommunen) dokumentiert. Nach-
folgend werden Anregungen für Akteure der 
Flusslandschaftsentwicklung auf regionaler 
Ebene formuliert (siehe Kapitel 6.3); es han-
delt sich um eine heterogene Gruppe, die 
sich je nach regionaler Akteurskonstellation 
unterschiedlich zusammensetzen kann. Ab-
schließend richtet sich der Fokus sowohl auf 
mögliche künftige Modellprojekte in Fluss-
landschaften (siehe Kapitel 6.4) als auch auf 
den künftigen Forschungsbedarf (siehe Ka-
pitel 6.5).

6.1	 Die Entwicklung der 
Flusslandschaft ist eine 
Gemeinschaftsaufgabe

Flusslandschaften sind regionale Teilräume 
eines Flusseinzugsgebietes. Sie grenzen sich 
voneinander nicht primär aufgrund hydro-

geographischer Kriterien ab, sondern vor al-
lem anhand kultureller und gesellschaftlicher 
Faktoren, zu denen die identitätsstiftende 
Wirkung des Flusses bzw. einzelner Flussab-
schnitte, die Spezifik der Landnutzung in die-
sem Landschaftsraum sowie daran anknüp-
fende Handlungs- und Kooperationsräume 
(z.B. Regionalparks, Bundesgartenschauen, 
Tourismusregionen, Großschutzgebiete, Kul-
turlandschaftsnetzwerke etc.) gehören. 

Die Entwicklung der Flusslandschaft ist nicht 
als sektorale Fachaufgabe, sondern als Ge-
meinschaftsaufgabe aufzufassen, die fach-
planerische Handlungslogiken mit gestalteri-
schen und identitätsbasierten Projekten ver-
knüpft, verschiedene Akteursgruppen inte-
griert und an der Identifizierung der Anwoh-
ner mit dem Fluss und seiner umgebenden 
Kulturlandschaft anknüpft.

Flusslandschaftsentwicklung soll nicht in 
Konkurrenz zu der im Sinne einer umfassen-
den Hoch- und Niedrigwasservorsorge erfor-
derlichen Betrachtung in Flusseinzugsgebie-
ten treten, sondern diese durch einen pro-
jektorientierten und identitätsbasierten An-
satz ergänzen. Dies erleichtert Kooperationen 
und die Einbeziehung der Öffentlichkeit. Re-
gionale Kulturlandschaftsgestaltung – gemäß 
dem dritten Leitbild der Raumentwicklung 
in Deutschland – in Flusslandschaften soll-
te im Sinne eines integrierten Ansatzes dem 
vorbeugenden Hochwasserschutz bzw. der 
Niedrigwasservorsorge zu mehr Durchset-
zungskraft verhelfen. 

Als wichtige Teilaspekte sind dabei zu 
berücksichtigen:

die Stärkung der Synergien zwischen Hoch-•	
wasservorsorge und angepassten Landnut-
zungen in Hochwasserentstehungs-, Rück-
halte- und Überschwemmungsgebieten,

die Stärkung der Synergien zwischen •	
Niedrigwasservorsorge und angepassten 
Landnutzungen in Niedrigwasserent- 
stehungsgebieten,

die Inwertsetzung von positiven Hoch-•	
wassereffekten für die Entwicklung 
der Flusslandschaft und die regionale 
Entwicklung,

Schaffung möglicher „win-win“-Situ-•	
ationen im Konfliktfeld „Hinwendung 
zum Fluss“ versus „Freihaltung von Re-
tentionsräumen und Flussauen vor 
Versiegelung“.

6	 Strategische Empfehlungen
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Flusslandschaften sind als Schwerpunkt-
räume regional spezifischer Klimaanpas-
sungsstrategien aufzufassen und zu entwi-
ckeln. Eine Flusslandschaft ist aufgrund ih-
rer kulturellen und gesellschaftlichen Bedeu-
tung ein potenzieller Referenzraum, um die 
Anpassung an Veränderungen und Heraus-
forderungen durch den Klimawandel im Sin-
ne einer regionalen Gemeinschaftsaufgabe 
zu gestalten.

Flusslandschaftsentwicklung hat zur Umset-
zung von Maßnahmen der Hoch- und Nied-
rigwasservorsorge im Kontext einer inte-
grierten Projektentwicklung Synergieeffek-
te für verschiedene Handlungsfelder zu er-
schließen (Tourismus, Naturschutz, Städte-
bau, ländliche Entwicklung etc.). Insbeson-
dere für den Umgang mit Interaktionspro-
blemen zwischen sektoralen Fachplanungen 
und Behördenstrukturen332, die einer effekti-
ven Umsetzung der Hoch- und Niedrigwas-
servorsorge entgegenstehen, ist eine regio-
nale Kulturlandschaftsgestaltung mit ihrem 
Aufbau informeller Arbeits- und Kommuni-
kationsstrukturen ein geeigneter Lösungsan-
satz. Dies bedingt eine Komplexität sowohl 
hinsichtlich der zu beteiligenden Akteure und 
Organisationen als auch bezüglich der einzu-
setzenden Finanzmittel. Die Hoch- und Nied-
rigwasservorsorge gewinnt aber auf diese 
Weise potenzielle Verbündete und Ressour-
cen. Flusslandschaftsentwicklung mit ihren 
informellen Arbeitsplattformen ist auch das 
Handlungsfeld für eine bessere Verzahnung 
von Raumordnung und Wasserwirtschaft.

Der Ansatz regionaler Kulturlandschaftsge-
staltung in Flusslandschafen weist jedoch 
auch Grenzen auf, die sich insbesondere 
durch den Mangel an formeller Verbindlich-
keit ergeben. Flusslandschaften werden nur 
dort zu einem Entwicklungsfaktor, wo regio-
nale Akteure einen entsprechenden Hand-
lungsbedarf erkennen. „Harte“ Problemlagen 
des vorbeugenden Hochwasserschutzes, wie 
insbesondere die fehlende Zugriffsmöglich-
keit auf bestehende Bebauungen bei der was-
serwirtschaftlichen Ausweisung von Über-
schwemmungsgebieten bzw. bei der Auswei-
sung von raumordnerischen Überschwem-
mungsbereichen sind nur durch formalisier-
te Verfahren und Entschädigungen lösbar, so 
dass hierbei Prozesse regionaler Flussland-
schaftsentwicklung allenfalls einen ergän-
zenden Lösungsansatz darstellen. Auch die 
Lösung von Ober- und Unterlieger-Problem-
lagen wird in Flusslandschaften nur dann ge-
lingen, wenn diese einem kleineren Flussein-
zugsgebiet entsprechen. Flusslandschaftsent-

wicklung ersetzt nicht die Bewirtschaftungs- 
und Maßnahmenplanung für größere Fluss-
einzugsgebiete oder gar die Arbeit der inter-
nationalen Flussgebietskommissionen.

6.2	 Strategische Empfehlungen 
an Raumordnung und 
Wasserwirtschaft

Die Empfehlungen wurden vor dem Hinter-
grund entwickelt, dass zwar einerseits Instru-
mente und Handlungsansätze des vorbeu-
genden Hochwasserschutzes umfangreich 
vorhanden sind, jedoch andererseits weiter-
hin Umsetzungsdefizite konstatiert werden. 
Mit einem integrierten Ansatz von regiona-
ler Kulturlandschaftsgestaltung, vorbeugen-
dem Hochwasserschutz und Niedrigwasser-
vorsorge sollen zusätzliche Potenziale für die 
Entwicklung von Flusslandschaften erschlos-
sen werden.

Die strategischen Empfehlungen beziehen 
sich auf die Verzahnung der Handlungsfel-
der auf institutioneller Ebene, z.B. durch Leit-
bilder, die Anpassung von Gesetzen oder die 
Bildung von Kooperationsstrukturen. Sie er-
gänzen damit vorhandene Empfehlungen, 
welche primär auf wasserwirtschaftliche und 
raumordnerische Instrumente zur Hochwas-
servorsorge gerichtet sind.333

Es ist eine integrierte Handlungsperspekti-
ve zu verfolgen, welche die Anforderungen 
und Wechselbeziehungen zwischen Hoch- 
und Niedrigwasservorsorge einbezieht. Eine 
solche gemeinsame Vorsorge von Abfluss-
extremen bietet die Möglichkeit, bestehen-
de Synergien zu nutzen, aber auch gegen-
läufige Auswirkungen von Planungen zu er-
kennen und zu berücksichtigen. Vor dem 
Hintergrund prognostizierter klimawan-
delbedingter Niederschlagsverschiebungen 
werden solche Extremereignisse mit hoher  
Wahrscheinlichkeit zukünftig verstärkt auf-
treten und somit den Handlungsdruck zu-
sätzlich erhöhen.

Regionale Kulturlandschaftsgestaltung muss 
sich daher mit den Folgen des Klimawan-
dels sowie dem damit einhergehenden Land-
schaftswandel auseinandersetzen, aber auch 
die sich eröffnenden Chancen nutzen. Die 
Prävention von Hoch- und Niedrigwasserer-
eignissen sind hierbei ein wichtiger Bestand-
teil einer erforderlichen Gesamtstrategie zum 
Klimawandel.334 Aufgrund der Unsicherheiten 
der Vorhersagen müssen planerische Festle-
gungen sowie entsprechende Maßnahmen 
des vorbeugenden Hochwasserschutzes und 
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der Niedrigwasservorsorge dementsprechen-
de Anpassungsmöglichkeiten beinhalten.335 
Informelle Ansätze regionaler Kulturland-
schaftsgestaltung können ein Ansatz für die 
Erprobung flexibler Maßnahmen sein.

6.2.1	Rolle der Raumordnung

Die Raumordnung spielt eine noch zu wenig 
gestaltende Rolle bei der Umsetzung der be-
trachteten Handlungsfelder. Eine solche Rol-
le kann sie besser durch Einbindung in in-
formelle Netzwerke und Kooperationsstruk-
turen ausfüllen als nur über die rahmenset-
zenden Darstellungen in ihren Planwerken 
auf Landes- und regionaler Ebene. Die Kom-
plementarität von formellen und informel-
len Ansätzen sowie die sektorübergreifende 
Perspektive zur Abwägung der unterschied-
lichen Belange an die Fläche eröffnet ihr je-
doch Gestaltungsspielräume, um vorbeu-
genden Hochwasserschutz, Niedrigwasser-
vorsorge und regionale Kulturlandschafts-
gestaltung als integrierten Handlungsansatz 
für Flusslandschaften auf den der kommu-
nalen Bauleitplanung übergeordneten Ebe-
nen zu fördern.

Integration von regionaler Kulturland- 
schaftsgestaltung und vorbeugendem 
Hochwasserschutz

Auf Bundesebene ist die Umsetzung des •	
Leitbildes 3 „Ressourcen bewahren, Kul-
turlandschaften gestalten“ exemplarisch 
in Modellprojekten zu initiieren. In die-
sen ist eine integrierte Betrachtung des 
Hochwasserschutzes in Flusslandschaften 
zu erproben. Da derzeit nur auf wenige 
Erfahrungen mit Flussprojekten zurück-
gegriffen werden kann, die Niedrigwas-
servorsorge betreiben, sind solche Ansät-
ze gezielt zu fördern (siehe Kapitel 6.4). 
[Bund]

Eine ressortübergreifende Bündelung von •	
Fördergeldern für die Entwicklung von 
Flusslandschaften ist anzustreben. Durch 
Etablierung einer neuen Gemeinschafts-
aufgabe von Bund und Ländern oder im 
Rahmen von ressortübergreifenden För-
derprogrammen oder Kooperationspro-
jekten (wie z.B. dem Bundeswettbewerb 
Naturschutzgroßprojekte und ländliche 
Entwicklung von BMU und BMELV336) wür-
de die Gestaltung von Flusslandschaften 
effektiver als bislang unterstützt werden. 
[Bund, Länder]

In Landesentwicklungsplänen und -pro-•	
grammen sind neben der bereits regel-
mäßig bearbeiteten Hochwasservorsor-

ge auch die Kulturlandschaftsgestaltung 
explizit zu thematisieren und die Querbe-
züge zwischen den beiden Handlungsfel-
dern herauszustellen. Auf konzeptioneller 
Ebene können somit eine detaillierte-
re Bearbeitung durch die Regionalpla-
nung eingefordert und zugleich Hand-
lungsspielräume verdeutlicht werden. 
[Länder]

Die übergeordnete Steuerungsfunkti-•	
on der Regionalplanung ist auszuschöp-
fen, indem – über die wasserrechtlich 
festgesetzten Überschwemmungsgebie-
te hinaus – für die Hoch- und Niedrig-
wasservorsorge erforderliche Flächen-
nutzungen vorbereitet werden. Im Sinne 
einer kreativen Berücksichtigung der re-
gional angepassten Kulturlandschafts-
entwicklung ist hierbei zu prüfen, wel-
che Nutzungsüberlagerungen auf diesen 
Flächen zugelassen werden können. 
[Regionalplanung]

Über die gesetzlich definierte Aufgabe •	
der Regionalplanung zur Flächensiche-
rung für die Hochwasservorsorge hinaus 
sind zukünftig verstärkt die Potenziale 
der Regionalplanung als Moderator und 
Initiator von Entwicklungsprozessen zur 
verzahnten Umsetzung von Kulturland-
schaftsgestaltung und vorbeugendem 
Hochwasserschutz zu nutzen. Koopera-
tionen mit ergänzenden regionalen Or-
ganisationen und Projektverbünden zur 
Flusslandschaftsentwicklung sind zu ver-
stärken. Insbesondere das dritte Leitbild 
„Kulturlandschaften gestalten, Ressour-
cen bewahren“ der Leitbilder und Hand-
lungsstrategien der Raumentwicklung bie-
tet für diese Aufgabe eine Orientierung. 
[Regionalplanung]

Ergänzungen und Änderungen der pla-•	
nerischen Aussagen zum vorbeugenden 
Hochwasserschutz sind über Teilände-
rungen von Regionalplänen umzusetzen. 
Neben einer Flexibilisierung der Bearbei-
tungszeiträume dieses Handlungsfeldes 
kann ggf. zusätzlich ein erhöhtes gesell-
schaftliches Bewusstsein im Nachgang 
von Hochwasserereignissen genutzt wer-
den. Solche Phasen stimmen häufig zeit-
lich nicht mit den regulären Aufstel-
lungsfristen von Regionalplänen überein. 
[Regionalplanung]

Die Bewusstseinsbildung hinsichtlich der  •	
Bedeutung von Flusslandschaften für 
Regionalentwicklung und Klimaanpas-
sungsstrategien sowie die Kommunika- 
tion der Gefahren von Hoch- und Nied-
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rigwasser sind intensiv zu verfolgen. 
Eine kreative Vielfalt an Kommunikati-
onsformen sowie eine zielgruppenspezi- 
fische Aufbereitung der Inhalte stellen 
die Erreichbarkeit unterschiedlicher  
Bevölkerungsgruppen sicher und leisten  
einen Beitrag zur Identifizierung mit  
der Flusslandschaft.

 	 [alle Ebenen]

Berücksichtigung der Niedrigwasservorsorge

Zur Stärkung der Niedrigwasservorsorge •	
als Handlungsfeld der Raumordnung ist 
zu prüfen, inwieweit die Niedrigwasser-
vorsorge in die Grundsätze der Raumord-
nung (vgl. § 2 ROG) aufgenommen werden 
kann. So könnte ein gesetzlicher Rahmen 
geschaffen werden, um die Niedrigwas-
serthematik in den Aufgabenkanon der 
Raumordnung verbindlich aufzunehmen, 
denn die Niedrigwasservorsorge erfordert 
ein integriertes und räumlich abgestimm-
tes Handeln, welches gemeindeüber-
greifend und intersektoral angelegt ist. 
[Bund]

Die Berücksichtigung der Niedrigwasser-•	
vorsorge ist in die Landesplanungsgeset-
ze sowie in die textlichen und zeichneri-
schen Darstellungen der Landesplanung 
aufzunehmen. Selbst wenn Niedrigwas-
servorsorge nicht explizit in den Geset-
zesgrundlagen von Raumordnung und 
Landesplanung verankert ist, sind in 
den Planwerken auf Landesebene An-
sätze zur Vorsorge von Niedrigwasserer-
eignissen zu entwickeln, um der raum-
ordnerischen Aufgabe zur Vorsorge für 
Raumfunktionen gerecht zu werden. 
[Länder]

Möglichkeiten zur Ausweisung von Vor-•	
behaltsgebieten für die Niedrigwasser-
vorsorge sind durch die Regionalplanung 
zu nutzen. Gegebenfalls hat die Flächensi-
cherung kombiniert mit Bereichen für die 
Hochwasservorsorge bzw. die Sicherung 
von Natur und Landschaft zu erfolgen. 
[Regionalplanung]

Umgang mit dem Klimawandel

Flusslandschaften sind als Bezugsräume •	
für den Umgang mit den Anforderun-
gen des Klimawandels in Strategien zur 
Klimaanpassung auf Bundes- und Län-
derebene337 zu integrieren. Insbesonde-
re die Potenziale eines integrativen und 
intersektoralen Ansatzes für regional an-
gepasste Lösungen sind herauszustellen.  
[Bund, Länder] 

Eine vorausschauende Flächenvorsor-•	
ge ist grundsätzlich zu verfolgen. Es sind 
Extremereignisse zu berücksichtigen, die  
zukünftig potenziell häufiger auftreten  
werden. Die Funktion des Regionalplans  
als Signalplan, der Flächennutzer auf 
potenzielle Hochwassergefahren auf-
merksam macht, ist damit zu stärken. 
[Regionalplanung] 

Die unterschiedlichen Vulnerabilitäten  •	
verschiedener Flächennutzungen sind 
von der Regionalplanung zu berück-
sichtigen und somit müssen neue räum-
liche Ansprüche abgesichert werden. 
Das Hochwasserrisiko wird nicht allein 
durch das Hochwasserereignis im Zu-
sammenwirken mit den baulichen Vul-
nerabilitäten bestimmt, sondern aus 
einer Summe von ökosystemaren, sozi-
alen und institutionellen Einflussfakto-
ren. Hiermit sind neuartige Anforderun-
gen an Regionalpläne verbunden, für 
die innovative Ansätze zu erproben sind.  
[Regionalplanung]

6.2.2	Rolle der Wasserwirtschaft

Der  Wasserwirtschaft obliegt die primäre Zu-
ständigkeit in der Umsetzung von Hochwas-
serschutz und Niedrigwasservorsorge. In die-
sem Kontext ist sie mit dem Einfluss des Kli-
mawandels auf das hydrologische Geschehen 
in Flusseinzugsgebieten befasst. Mit der ord-
nungsbehördlichen Ausweisung von Über-
schwemmungsgebieten enthält das Wasser-
recht das umsetzungsstärkste Instrument  
zur Flächenvorsorge. Jedoch ist die Niedrig-
wasservorsorge nicht gleichwertig gesetzlich 
verankert. Aufgrund der Raumwirksamkeit 
von Hoch- und Niedrigwasservorsorge beste-
hen für die Wasserwirtschaft erhöhte Koope-
rationsanforderungen, die durch den Ansatz 
der regionalen Kulturlandschaftsgestaltung 
ergänzend ausgestaltet werden können.

Integration von regionaler Kulturland- 
schaftsgestaltung und vorbeugendem 
Hochwasserschutz

In Leitlinien und Handlungsempfehlun-•	
gen zum vorbeugenden Hochwasser-
schutz338 – die vielfach bereits in länder-
übergreifender Kooperation erarbeitet 
wurden – sind zukünftig Aspekte der  
regionalen Kulturlandschaftsgestaltung 
zu integrieren. In diese sind Vorschläge 
für eine Ausgestaltung der Verzahnung 
beider Handlungsfelder aufzunehmen. 
[Bund, Länder]
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Auf Landesebene sind, dem Beispiel von •	
Rheinland-Pfalz339 folgend, Strategien 
zum vorbeugenden Hochwasserschutz 
zu erarbeiten, die explizit die Einbin-
dung dieses Handlungsfeldes in die Ent-
wicklung der Kulturlandschaft themati-
sieren. Die Strategien sollen die fehlende 
Verzahnung der beiden Handlungsfel-
der in den gesetzlichen Regelungen er-
gänzen und somit eine Handlungsgrund-
lage für nachgeordnete Ebenen bieten. 
[Länder]

Eine Stärkung der Umsetzung des vor-•	
beugenden Hochwasserschutzes bzw. der 
Niedrigwasservorsorge ist durch Aufnah-
me von adäquaten Maßnahmen in die 
Förderkataloge der Richtlinien zur Um-
setzung wasserbaulicher Maßnahmen 
in allen Bundesländern erforderlich. 
Dabei ist die Einbindung der Maßnah-
men in die Kulturlandschaftsgestaltung 
als Anforderung für die Anerkennung för-
derfähiger Maßnahmen zu integrieren. 
[Länder]

Die Akzeptanz für die Umsetzung von •	
Zielen der Wasserrahmen- und Hoch-
wasserrichtlinie ist durch Maßnahmen 
zur Gestaltung der Flusslandschaft zu 
stärken. Die Potenziale der Richtlini-
en – wie z.B. die Raumbezüge – sind für 
die integrierte Entwicklung der Kultur-
landschaft offensiv zu nutzen. Eine Ver-
zahnung mit der Kulturlandschaftsge-
staltung hat in den zur Umsetzung der 
Richtlinien erforderlichen Planwerken 
und ergänzenden informellen Prozes-
sen zu erfolgen, um Verfahrensdefizite zu 
vermeiden (Akteursbezug herstellen, rei-
ne Fachorientierung überwinden etc.). 
[Länder, Wasserverbände, Kommunen]

Die Öffnung der Wasserwirtschaft für  •	
integrative Handlungsansätze ist konse-
quent zu verfolgen. Hierfür sind Koope- 
rationen mit weiteren flusslandschaftsre-
levanten Akteuren zu suchen. In Ergän-
zung hierzu könnten Flusslandschaftsbe-
treuer340, die ökologische und kulturelle 
Aspekte der Flusslandschaft vermitteln, als 
kommunikative „Schnittstellen“ zwischen 
der Öffentlichkeit, den Wasserbehörden, 
Akteuren der Kulturlandschaftsgestal-
tung sowie den Medien berufen werden. 
[Länder, Wasserverbände, Kommunen]

Die Stärkung des Hochwasser-Bewusst-•	
seins in der Bevölkerung ist voranzu-
treiben. Ein der Hochwasservorsorge ad-
äquates Handeln des Einzelnen ist zu 
fördern, indem Handlungsoptionen an-

geboten werden. Hierbei sind z.B. in-
teraktive Simulationen einzusetzen, die 
die Gefährdungen für die jeweiligen Flä-
chen anschaulich darstellen, der Öf-
fentlichkeit leicht zugänglich und kom-
munikationsstark aufbereitet sind.	  
[alle Ebenen]

Das nach Hochwasserereignissen vor-•	
handene „window of opportunity“ zur 
Verbesserung eines vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes ist offensiv zu nutzen.  
In dieser Phase sind die Möglichkei-
ten zur Finanzierung und Akzeptanz von  
Maßnahmen sowie von Gesetzesände- 
rungen zur Stärkung der Hochwas-
servorsorge in der Regel am größten. 
[alle Ebenen]

Eine Stärkung des Handlungsfeldes der •	
regionalen Kulturlandschaftsgestaltung 
ist in den bestehenden flusseinzugsge-
bietsrelevanten Dokumenten und Struk-
turen, die sich der Umsetzung des vorbeu-
genden Hochwasserschutzes widmen, 
grundsätzlich erforderlich. In den Hoch-
wasseraktionsplänen der internationalen 
Flussgebietskommissionen ist verstärkt zu 
berücksichtigen, dass viele Maßnahmen 
des vorbeugenden Hochwasserschutzes 
einen kulturlandschaftsprägenden Cha-
rakter aufweisen. Daher sind in den Fluss-
einzugsgebieten regional angepasste Maß-
nahmen zu entwickeln. Möglichkeiten der 
Abstimmung und Umsetzung mit den lo-
kalen und regionalen Akteuren der Kul-
turlandschaftsgestaltung sind zu nutzen. 
[Länder, Flussgebietskommissionen]

Berücksichtigung der Niedrigwasservorsorge

Zur Stärkung der Niedrigwasservorsorge  •	
sind Kommunikationsstrategien zu ent- 
wickeln, die insbesondere ein Problem- 
bewusstsein erzeugen und das Handeln  
der relevanten Akteursgruppen stär-
ken. Es sind insbesondere die Syner- 
gieeffekte zwischen regionaler Kultur-
landschaftsgestaltung und Niedrigwas-
servorsorge aufzuzeigen.	  
[Bund, Länder]

Aufgrund mangelnder Umsetzung der •	
Niedrigwasservorsorge ist zu prüfen, in-
wieweit Anforderungen dieses Hand-
lungsfeldes in die wasserrechtlichen 
Regelungen integriert werden können.  
So ist der Terminus „Niedrigwasservor-
sorge“ explizit aufzunehmen, anstatt 
nur implizit auf dieses Aufgabenfeld 
zu verweisen. Eine eigenständige Ins-
titutionalisierung des Handlungsfeldes  
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Niedrigwasser (gesetzliche Regelungen,  
Instrumente) in Analogie zum Hochwas-
serschutz erscheint jedoch nicht zielfüh-
rend. Die Möglichkeiten sind vor dem Hin-
tergrund begrenzter Personalkapazitäten 
in den zuständigen Verwaltungen in Ver-
bindung mit den umfangreichen Anfor-
derungen in der Umsetzung flussgebiets-
bezogener europarechtlicher Regelungen 
(WRRL, HWRL) realistisch einzuschätzen 
und angepasste Optionen zu entwickeln. 
[Bund, Länder]

Niedrigwasserrisikokarten und Niedrig-•	
wassermanagementpläne – als analoge 
Instrumente der durch die Hochwasser-
richtlinie flächendeckend eingeforderten 
Planwerke – sind problembezogen statt 
flächendeckend zu erstellen. Aus fachli-
cher Sicht ist eine Betrachtung der Niedrig-
wasserproblematik parallel zur Erstellung 
der Hochwasserrisikomanagementplä-
ne erforderlich, auch wenn hierzu keine 
rechtlich bindende Grundlage existiert.  
[Länder, Wasserverbände]

Zur fachlichen Unterstützung der Ver-•	
waltungen bzw. des beauftragten Pla- 
nungsträgers sowie für die Erreichung ei-
nes bundeseinheitlichen Bearbeitungs- 
niveaus sind über die Leitlinien der 
LAWA341 hinausgehende Empfehlungen  
für die Erstellung von Niedrigwasserplä-
nen erforderlich. Ergänzende Modell- 
projekte sowie Forschungsvorhaben, die 
insbesondere den Umgang mit den Un-
wägbarkeiten des Klimawandels thema- 
tisieren, können zusätzliche Lerneffek-
te für die praktische Umsetzung eröff-
nen und die Erarbeitung von informel-
len Handlungsstrategien vorantreiben. 
[Bund, Länder]

Die potenziellen Synergien zwischen •	
Hoch- und Niedrigwasservorsorge sind 
zu nutzen. Ein Beispiel für eine solche Vor-
gehensweise kann ein „adaptives Talsper-
renmanagement“ sein. Grundsätzlich ist 
eine Abprüfung von Maßnahmen des vor-
beugenden Hochwasserschutzes hinsicht-
lich ihrer Niedrigwasserrelevanz erforder-
lich. Zudem sind Kooperationsstrukturen 
des vorbeugenden Hochwasserschutzes 
für die Niedrigwasservorsorge zu nut-
zen. Die Möglichkeiten einer verzahn-
ten Betrachtung mit regionaler Kultur-
landschaftsgestaltung sind aufzugreifen.  
[Länder, Wasserverbände, Kommunen]

Die Erarbeitung von fachlichen Grund-•	
lagen für die Berücksichtigung der 
Niedrigwasservorsorge auf regionaler 

Ebene ist erforderlich. So ist die Regio- 
nalplanung auf fachlich fundierte Aus-
sagen der Wasserwirtschaft angewie-
sen, um zukünftig verstärkt die Niedrig-
wasservorsorge aufgreifen zu können. 
[Länder, Wasserverbände]

Umgang mit dem Klimawandel

Flexible Anpassungsstrategien sind zu •	
entwickeln, um den Unsicherheiten der 
Klimaprognosen gerecht zu werden. Dazu 
gehören „No-Regret-Strategien“, die Maß-
nahmen aufgreifen, welche sowohl der 
Niedrigwasservorsorge als auch dem Hoch-
wasserschutz dienen (Wasserrückhalt in 
der Fläche verbessern, Entsiegelungsmaß-
nahmen, Renaturierungsmaßnahmen zur 
Verlangsamung der Abflussgeschwindig-
keit, Vergrößerung von multifunktionalen 
Wasserspeichern zur Niedrigwasserauf-
höhung und zum Hochwasserrückhalt). 
Solche Maßnahmen ziehen für Szenari-
os steigender, sinkender, sich verschie-
bender oder gleichbleibender Nieder-
schlagsmengen positive Effekte nach sich. 
[alle Ebenen]

In der Vergangenheit getroffene wasser-•	
wirtschaftliche und verkehrstechnische 
Planungen und Entscheidungen sind 
vor dem Hintergrund des Klimawan-
dels zu untersuchen und ggf. neu zu be-
werten („Klima-Check“). Beispielsweise 
muss die Wirtschaftlichkeit von geplan-
ten Wasserstraßen vor dem Hintergrund 
häufigerer und stärkerer Niedrigwasser-
ereignisse überprüft werden. Planun-
gen sind dementsprechend anzupassen. 
[Bund, Länder]

6.3	 Strategische Empfehlungen 
an regionale Akteure der 
Flusslandschaftsentwicklung

Den Akteuren auf regionaler Ebene, die pro-
jektorientiert die Entwicklung der Flussland-
schaften betreiben, kommt in der Integration 
von vorbeugendem Hochwasserschutz bzw. 
Niedrigwasservorsorge und der regionalen 
Kulturlandschaftsgestaltung eine besondere 
Schlüsselrolle zu. Aus diesem Grund wurden 
für diese – sehr heterogene – Zielgruppe zu-
sätzliche Empfehlungen entwickelt.

Flusslandschaften sind als Handlungs-•	
räume aufzufassen, in denen eine kul-
turlandschaftliche Entwicklung und die 
Bezüge der Bewohner zum Fluss auf-
gegriffen und in denen eine integrierte 
Umsetzung von Maßnahmen zum vor-
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beugenden Hochwasserschutz wie zur 
Niedrigwasservorsorge verfolgt werden. 
In den Flusslandschaften sind neue Wege 
zum Umgang mit den Unsicherheiten des 
Klimawandels zu erproben.

Kommunale hochwasserbezogene Zu-•	
sammenschlüsse sind zu etablieren und 
zu verstetigen. Solche Kooperationsstruk-
turen sind für die regionale Abstimmung 
und Bündelung der Interessen von einzel-
nen Kommunen zu nutzen. Über gewählte 
Interessenvertreter kann somit eine fluss- 
einzugsgebietsbezogene Kooperation ef-
fektiver gestaltet werden. 

Die Potenziale der Flurneuordnung zur •	
Umsetzung von Retentionsräumen sind 
im ländlichen Raum verstärkt zu nutzen. 
Als ergänzendes Instrument ist die Flur-
neuordnung geeignet, die vorbereitenden 
Aussagen auf Ebene der Regionalplanung 
im Rahmen von wasserwirtschaftlichen 
Planungen umzusetzen342 und weitere Be-
lange der Kulturlandschaftsentwicklung 
sektorübergreifend zu integrieren.

Für die Verzahnung von regionaler Kultur-•	
landschaftsgestaltung sowie Hoch- und 
Niedrigwasservorsorge sind neben den 
(wasserwirtschaftlichen) Planungsver-
fahren ergänzende Leitbilder, Strategien 
sowie informelle Kooperationsstrukturen 
zu entwickeln. Solche informellen Struk-
turen bieten einen Ansatz für den Umgang 
mit Machtasymmetrien und Zielkonflik-
ten zwischen wasserwirtschaftlichen Be-
langen und der regionalen Kulturland-
schaftsgestaltung, die einer verschränkten 
Umsetzung der Handlungsfelder entge-
genstehen können.

Für eine integrierte Flusslandschaftsent-•	
wicklung sind Instrumente zu entwickeln, 
die über sektorale Zielsetzungen hinaus-
reichen. Dazu gehören beispielsweise re-
gionale Organisationen, Masterpläne, in-
tersektorale Gutachten oder Netzwerke. 
Projektbasierte, regional abgestimmte 
informelle Planwerke fördern die akti-
ve Gestaltung der Kulturlandschaftsent-
wicklung und bieten Anknüpfungspunk-
te für die Umsetzung des vorbeugenden 
Hochwasserschutzes.

Belange des vorbeugenden Hochwasser-•	
schutzes sowie der Niedrigwasservorsor-
ge sind frühzeitig in Projekte zur Entwick-
lung der Flusslandschaft einzubringen. 
Auf diese Weise werden die Weichen für 
eine Integration dieser Handlungsfelder 
in die Gestaltung der Kulturlandschaft 

bereits bei Projektbeginn gestellt und die  
relevanten Akteure von Anfang an in die 
Projektentwicklung einbezogen.

Für jede Flusslandschaft sind zugkräftige •	
Visionen für ihre Entwicklung zu erarbei-
ten, die von einer Vielzahl von Akteuren 
verfolgt und öffentlich getragen werden. 
Hierbei sind der vorbeugende Hochwas-
serschutz sowie die regionale Kulturland-
schaftsgestaltung als integraler Bestand-
teil einer nachhaltigen Entwicklung zu 
betrachten und in eine regionale Entwick-
lungsstrategie für die Flusslandschaft zu 
integrieren.

Die Gestaltung der Flusslandschaft ist •	
als Komponente einer regionalen Struk-
turpolitik zu nutzen. Phasen eines Struk-
turwandels sind für die Verzahnung der 
Kulturlandschaftsgestaltung mit der Hoch-
wasservorsorge ein geeignetes „window of 
opportunity“. Der gesellschaftliche Mehr-
wert einer integrierten Flusslandschafts-
entwicklung (z.B. „Flusslandschaft als wei-
cher Standortfaktor“) ist in der Region zu 
kommunizieren. 

Die hohe Wirksamkeit der Kommunikati-•	
on konkreter Hochwasserereignisse und 
die dadurch erzeugbare öffentliche Auf-
merksamkeit sind als Potenziale für die 
Umsetzung der Flächenvorsorge durch 
Wasserwirtschaft und Regionalplanung 
sowie von Konzepten zur Hochwasser-
vorsorge aufzugreifen. Zum einen wird 
durch das öffentliche Bewusstsein die Ak-
zeptanz für die Umsetzung von Maßnah-
men der Hochwasservorsorge gestärkt und 
zum anderen werden Entscheidungsträ-
ger für die Mobilisierung von Fördergel-
dern aktiviert.

Eine umfassende Kommunikations- und •	
Kooperationskultur343 ist als Grundlage 
für ein regionales Zusammengehörig-
keitsgefühl zu etablieren. Damit kann bei 
den Akteuren ein über sektorale Zustän-
digkeiten hinausweisendes Denken ge-
fördert werden und die Bündelung von 
fachlichen wie finanziellen Ressourcen ge-
lingen. Zusätzlich wird auf diesem Weg das 
Image der Region nach innen und außen 
gestärkt und die Inwertsetzung der Fluss-
landschaft gefördert.

Auf Projektebene sind •	 – bei diagnosti-
ziertem Handlungsbedarf – innovative 
Ansätze der Niedrigwasservorsorge zu 
entwickeln. Dabei sind im Sinne eines in-
tegrierten Niedrigwassermanagements 
neben technischen auch ergänzende – den 
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Landschaftswasserhaushalt beeinflussen-
de – Maßnahmen in einer Gesamtstrate-
gie zu bündeln.

Auf Projektebene ist ein proaktiver Um-•	
gang mit den Unsicherheiten des Klima-
wandels zu verfolgen, da eine regionale 
Genauigkeit der Vorhersagen kaum mög-
lich ist. So sind im Sinne einer „No-Reg-
ret-Strategie“ Maßnahmen durchzufüh-
ren, die sowohl aus der Sicht der Hoch- wie 
der Niedrigwasservorsorge grundsätzlich 
als positiv zu werten sind. Regionale Kul-
turlandschaftsgestaltung beinhaltet das 
Einbeziehen der landnutzungsrelevanten 
Akteure und kann somit die für einen um-
fassenden Ansatz erforderlichen Akteurs-
allianzen schmieden.

6.4	 Vorschläge für künftige Modell- 
projekte in Flusslandschaften

In zukünftigen Modellprojekten sind inno-
vative Wege zum Umgang mit den besonde-
ren Herausforderungen der Hoch- und Nied-
rigwasservorsorge in Flusslandschaften zu 
erproben. Insbesondere sind die Potenziale 
der Flusslandschaft für die integrierte Regi-
onalentwicklung und für Klimaanpassungs-
strategien aufzugreifen und neue Ideen zu 
generieren. Durch die Gewährleistung der 
Übertragbarkeit von Erfahrungen sind Ler-
neffekte für andere Flusslandschaften zu 
ermöglichen.

Ein wesentlicher Input insbesondere für 
dieses Kapitel war der am 26. Februar 2009  
im Rahmen des Forschungsprojektes „Fluss-
Kult“ durchgeführte MORO-Expertenwork-
shop „Flusslandschaften – Hochwasser-
schutz, Niedrigwasservorsorge und regiona-
le Kulturlandschaftsgestaltung“.344

6.4.1	Wesentliche Bausteine von Modell- 
projekten in Flusslandschaften

Zunächst werden Inhalte und Ziele für Mo-
dellprojekte aufgezeigt, die von besonderer 
Relevanz in Flusslandschaften sind:

Klimawandel aufgreifen                             	•	
Vor dem Hintergrund der Bedeutung des 
Klimawandels für die besonders vulnerab-
len Flusslandschaften ist dieser als ein we-
sentliches Themenfeld der Modellprojekte 
aufzugreifen und in der Dualität von An-
passung an den Klimawandel sowie Kli-
maschutz zu bearbeiten. Im Zusammen-
hang mit der Anpassung ist vor allem der 
Umgang mit Unsicherheiten zu vertiefen, 
da diese noch allzu oft zu einer „abwar-

tenden Haltung“ führen. Zwangsläufig 
werden auch auf regionaler Ebene Fra-
gen nach dem Umgang mit einem zuneh-
menden Hochwasserrisiko aufgeworfen, 
die in den Projekten zu diskutieren sein 
werden (z.B. Deichneubau bzw. -erhöhun-
gen versus Aufgabe nicht vulnerabler Nut-
zungsformen). Zudem ist der Beitrag von 
Flusslandschaften für den Klimaschutz 
zu thematisieren. Hierbei könnte z.B. er-
probt werden, ob sich neue Energieland-
schaften als Retentionsräume nutzen las-
sen und der Beitrag dieser Flächen für den 
Klimaschutz ermittelt werden.

Prozesse der Umsetzung von Wasserrah-•	
men- und Hochwasserrichtlinie nutzen 
In den Modellprojekten sind die Möglich-
keiten der Verknüpfung von WRRL und 
HWRL auszuloten sowie die Potenziale 
für die regionale Kulturlandschaftsgestal-
tung zu nutzen. Hierzu ist es erforderlich, 
zu erproben, wie die nach den Richtlini-
en geforderte Betrachtung von Flussein-
zugsgebieten mit den Anforderungen der 
Flusslandschaftsentwicklung auf regiona-
ler Ebene verzahnt werden können. In die-
sem Kontext können Erfahrungen in der 
Abgrenzung der Flusslandschaft in den 
Modellregionen gesammelt werden.

Partizipation konsequent umsetzen •	
In den Projekten zur Flusslandschaftsent-
wicklung sind die Bewohner und ihre In-
teressen intensiv einzubeziehen. Dazu ist 
eine starke Verankerung bei lokalen und 
regionalen Akteuren sowie in der breiten 
Öffentlichkeit erforderlich, die ganz un-
terschiedliche soziale Gruppen einbindet. 
Eine Beteiligung der Öffentlichkeit ist da-
her gezielt zu stärken. Es sind Unterstüt-
zungsangebote für engagierte Akteure zu 
entwickeln.

Kommunikation strategisch verfolgen •	
Kommunikation strategisch zu verfolgen, 
bedeutet eine intensive Auseinanderset-
zung damit, wer ihre Adressaten sind und 
welche Botschaften an diese jeweils über-
mittelt werden sollen. Hierbei ist im Vor-
feld eine klare Reflexion über die zu ver-
wendenden Begriffe notwendig, damit die 
breite Öffentlichkeit erreicht werden kann 
(z.B. ist der Begriff „Flusslandschaft“ leich-
ter vermittelbar als „Flusseinzugsgebiet“). 
Der Fluss ist ein gut geeignetes Kommu-
nikationsmedium. Bei den Bewohnern der 
Flusslandschaft sind weitere „Bilder in den 
Köpfen“ zu erzeugen. Sie sind auch emo-
tional anzusprechen (Wohlfühlen in der 
Flusslandschaft, sinnliche Wahrnehmung 
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der Flusslandschaft, Erholung in der Fluss-
landschaft etc.).

Nachhaltigkeit der Flusslandschaftsent- •	
wicklung erzeugen	  
Die regionale Entwicklung der Flussland-
schaft hat auch unter ökologischen Ziel-
stellungen zu erfolgen. Hierzu sind die 
Ökosystemdienstleistungen „intakter“ 
Landschaften zu thematisieren. Zudem 
spielt die Integration weiterer Funktio-
nen der Flusslandschaft wie die Erholung 
oder die kulturelle Dimension eine wich-
tige Rolle. Daneben gilt es, die gestalteri-
schen Aspekte der Entwicklung von Fluss-
landschaften einzubeziehen.

Räumliche Differenzierung beachten	  •	
Flusslandschaften umfassen heterogene 
Siedlungsstrukturen und stehen somit vor 
differenzierten Herausforderungen städ-
tischer wie ländlicher Räume. Sie müssen 
sich mit jeweils unterschiedlichen räum-
lichen Entwicklungsprozessen wie z.B. 
Schrumpfung oder Wachstum auseinan-
dersetzen. In den Modellprojekten sind 
zentrale „Brennpunkte“ zu identifizieren 
und räumliche Schwerpunkte zu setzen 
und zu bearbeiten. Bei der räumlichen Be-
trachtung ist jeweils die Maßstäblichkeit 
zu berücksichtigen (großräumliche versus 
kleinräumliche Problemlagen).

Räu•	 mliche Integration verfolgen	  
Der Fluss fungiert als räumliches Integra-
tionselement und ist Identitätsträger der 
Flusslandschaft. In den Modellprojekten 
sind somit verschiedene räumlich-funkti-
onale Beziehungen (zwischen Ober- und 
Unterlauf des Flusses, zwischen Stadt und 
Land) verknüpft zu betrachten.

Politisch-administrative Ebenen diffe- •	
renziert berücksichtigen	  
Je nach politischer Ebene werden für 
die Flusslandschaften teilweise ande-
re Ziele verfolgt. Zudem wird der Kul-
turlandschaftsbegriff manchmal in un-
terschiedlicher Weise verwendet (z.B. 

konzeptionell-abstrakt versus anwen-
dungs- und kommunikationsorientiert). 
Diese Aspekte sind als Voraussetzungen 
für eine erfolgreiche vertikale Kooperation 
in den Modellprojekten zu reflektieren.

Kooperationen aufbauen und verstetigen •	
Grundlage für den Aufbau von Koopera-
tionen sind Anreizstrukturen für sektor-
übergreifendes Handeln. Dafür sind in 
einem Inwertsetzungsprozess der Fluss-
landschaft positive Effekte für alle Beteilig-
ten zu erzeugen. Der integrierte Anspruch 
der Flusslandschaftsentwicklung erfordert 
Behördenkooperation über die jeweiligen 
sektoralen Verantwortungsbereiche hin-
aus. Ggf. sind hierfür neuartige Organisa-
tionen jenseits der etablierten Ressorts zu 
schaffen. In der Praxis ist damit zudem ein 
Interessenausgleich anzustreben.

In der Tabelle 9 werden nachfolgend Metho-
den und Instrumente zusammengestellt, die 
für die Umsetzung der Ziele der Modellpro-
jekte in Flusslandschaften eingesetzt werden 
können. Es handelt sich dabei um eine nicht 
abschließende Liste, die als Anregung für die 
konkrete Ausgestaltung künftiger Modellpro-
jekte dienen soll.

6.4.2	Rolle des Bundes bei der Entwicklung 
von Flusslandschaften

Als wesentliche Aufgaben des Bundes zur in-
tegrierten Flusslandschaftsentwicklung wer-
den – neben der weiteren Etablierung der 
Flussgebietskonferenzen als Plattformen der 
Kommunikation – folgende drei Kernthemen 
herausgestellt:

a)	 Ressortübergreifende Förder- und 
Steuerungsansätze entwickeln und somit 
Anreizstrukturen für eine integrierte 
Flusslandschaftsentwicklung schaffen

Die einzelnen Bundesressorts verfolgen spe-
zifische Schutz- und Entwicklungsziele für 
die Flusslandschaften und den Umgang mit 

Tabelle 9  
Sammlung geeigneter Methoden und Instrumente für Modellprojekte in Flusslandschaften

Methoden Instrumente
Nutzen, Kosten und Risiken analysieren•	
Szenarien entwickeln (Integration von Szenarien zu Klima- und •	
Demographie-Szenarien)
Zielsysteme entwickeln (regionsspezifische Zielhierarchie)•	
zielgruppenorientierte Datengrundlagen erstellen•	
Kernthemen identifizieren und für integrative Ansätze öffnen•	
„No-Regret-Strategien“ entwickeln•	
Raumbilder entwerfen (Modellbau, Mapping)•	
Projekt- und Planungsorientierung verzahnen •	

„best-practice“-Datenbank für Flussprojekte•	
Flusslandschaftsbetreuer•	
Wasserverbände als Organisationsmodell•	
Bündelung von Fördermitteln•	
dynamischer Masterplan (langfristiger) und Einzelprojekte (kurzfristig)•	
Internet als Medium der Integration unterschiedlicher Akteure•	
regionale Diskussionsforen („Flussdialoge“)•	
regionale Fluss-Events („Fest der Flüsse“)•	
praxisorientierte Dokumentation •	

Quelle: IRS
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den Anforderungen des vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes bzw. der Niedrigwasservor-
sorge und agieren somit oft sektoral. Es gilt 
daher, verstärkt gemeinsame Ziele und Maß-
nahmen für eine integrierte Entwicklung von 
Flusslandschaften herauszuarbeiten und da-
für die Ressourcen verschiedener Ministeri-
en zu nutzen. Die Vernetzung der Ministerien 
über Ressortgrenzen hinweg und die Über-
windung sektoraler Zugänge ist für den Um-
gang mit den komplexen Anforderungen an 
Flusslandschaften essenziell. Beispiele für 
solche Anforderungen sind:

der Umgang mit den Herausforderungen •	
des Klimawandels,

die Erhaltung der Biodiversität,•	

die Funktion der Flüsse als Verkehrsträ-•	
ger sowie

die kulturelle Bedeutung von Flussland- •	
schaften.

Hierfür sind effiziente Kooperationsmodel-
le zu erproben. Es gilt, neue Politikansätze 
für die Flusslandschaftsgestaltung zu entwi-
ckeln, z.B.:

die Konzipierung und Durchführung eines •	
gemeinsamen Bundeswettbewerbes „Mo-
dellvorhaben zur Flusslandschaftsgestal-
tung“ von BMVBS und BMU und/oder

ein interministeriell abgestimmtes För-•	
derprogramm „Flusslandschaft“ bzw. die 
Einrichtung einer Gemeinschaftsaufgabe 
„Flusslandschaft“ in Analogie zur Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ (GAK) 
als gemeinsame Finanzierungslösung von 
Bund und Ländern.

b)	 Strategien zur Bewusstseinsbildung und 
Kommunikation von Flusslandschaften 
entwickeln

Der Bund verfügt über Möglichkeiten, Be-
wusstsein für die Qualitäten und Potenzia-
le von Flusslandschaften zu wecken. Dabei 
sind zum einen die kulturelle Bedeutung von 
Flusslandschaften zu verdeutlichen, zum an-
deren aber auch die zunehmenden funkti-
onellen Anforderungen wie die Hoch- und 
Niedrigwasservorsorge und die Umsetzung 
von Klimaanpassungsstrategien zu vermit-
teln. Die Vermittlung der Bedeutung von 
Flusslandschaften mit ihren regionalen Ei-
genheiten ist bereits frühzeitig in die vorschu-
lische, schulische und außerschulische Bil-
dung zu integrieren. 

Ergänzend sind Potenziale einer Verzahnung 
von regionaler Kulturlandschaftsgestaltung 

mit der Hoch- und Niedrigwasservorsorge 
zu kommunizieren, damit auch bei Entschei-
dungsträgern auf unterschiedlichen Ebenen 
die Relevanz erkannt und der Handlungs-
druck gesteigert wird. Zudem sind die Hand-
lungsmöglichkeiten für den Einzelnen darzu-
legen (z.B. Bauvorsorge für den Hochwasser-
schutz). In einer Strategie zur Bewusstseinsbil-
dung sind Ziele und Zielgruppen zu definieren 
und diesen eine Kombination der oben vorge-
schlagenen Beispiele sowie weitere innovative 
Ideen zuzuordnen.345 Immaterielle Anreize für 
dezentrale Akteure wie die Vergabe von Aus-
zeichnungen sind zu nutzen.346

c)	 Modellvorhaben zur Entwicklung von 
Flusslandschaften initiieren und fördern

Modellvorhaben des Bundes in Flussland-
schaften sind nach folgendem in Tabelle 10 
dargestellten übergreifenden Ablaufschema 
zu konzeptionieren:

Tabelle 10 
Ablaufschema Modellprojekte in Flusslandschaften

Vorbereitungsphase
Zielsetzung formulieren•	
Adressaten für Modellprojekte festlegen•	
Gesamtkonzept als strategischen Rahmen für •	
die Auswahl der Modellprojekte erstellen (räum-
licher und inhaltlicher Fokus)

Ausschreibungs- und Auswahlphase
Auswahljury einrichten•	
Auswahlkriterien festlegen•	

Realisierungsphase
Einrichtung einer Begleitforschung•	
Öffentlichkeitsarbeit•	
Vernetzung der Projekte•	
Erfahrungsaustausch•	

Transfer- und Evaluierungsphase
Generierung übertragbarer Ergebnisse•	

Quelle: IRS

Folgende Auswahlkriterien sind für Modell-
projekte in Flusslandschaften besonders 
relevant:

Strategische räumliche Projektverteilung •	
(dem Gesamtkonzept entsprechend)

Beteiligung verschiedener für die Fluss-•	
landschaftsentwicklung relevanter Ins-
titutionen (Raumplanung, Wasserwirt-
schaft, Naturschutz) und Einbindung der 
Zivilgesellschaft

Konkrete Vision für die Flusslandschaftsent-•	
wicklung und Zeitplan der Zielerreichung

Bearbeitung zentraler regionaler Pro-•	
blemlagen der Hoch- und Niedrigwas- 
servorsorge

Innovationsgehalt der Ideen zum Umgang •	
mit dem Klimawandel
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Sicherstellung nachhaltiger Effekte, Or-•	
ganisationsformen und Finanzierungs-
grundlagen über das Projektende hinaus

Übertragbarkeit des Modellprojektes auf •	
andere Flusslandschaften

Projekt- und fallbezogene Lösungsan- •	
sätze

Akteurs-, Projekt- und Umsetzungsorien-•	
tierung des Vorhabens

Einsatz kreativer Kommunikationsele-•	
mente zur Förderung der Identifizierung 
mit dem Fluss.

6.5	 Weiterer Forschungsbedarf

Folgender anwendungs- und grundlagen- 
orientierter Forschungsbedarf zeigt sich über 
die konkrete Ausrichtung möglicher Modell-
projekte hinaus:

Modellprojekte in Flusslandschaften be-•	
dürfen einer Begleitforschung. Um Lern-
effekte für andere Regionen zu erzielen, ist 
eine systematische Analyse der Erfolgsfak-
toren und -hemmnisse erforderlich. Dabei 
ist das Augenmerk auch auf die Übertrag-
barkeit auf das „alltägliche“ Steuerungs-
handeln in solchen Regionen zu richten, 
in denen keine außergewöhnlichen Maß-
nahmen durchgeführt werden oder in de-
nen besondere Konfliktlagen existieren.

Die vorliegenden Forschungsergebnis-•	
se des FlussKult-Projektes sind um aus-
ländische Erfahrungen zu bereichern. 
Angesichts eines Mangels an deutschen 
Erfahrungen im Handlungsfeld der Nied-
rigwasservorsorge gilt es, systematisch 
vorhandenes Erfahrungswissen aus an-
deren Ländern durch Forschungsvorha-
ben zu erschließen. Dies gilt insbesonde-
re für jene europäischen Länder, die schon 
seit längerem mit Dürresituationen und 
Extremniedrigwasserereignissen umge-
hen müssen. Auch hinsichtlich der Ver-
netzung von Kulturlandschaftsgestaltung 
mit flussbezogenen Politikansätzen sind 
ausländische Beispiele zu recherchieren 
und auszuwerten.

Die in diesem Forschungsprojekt durch-•	
geführte Projektrecherche (siehe Kapitel 
3.1) ist zu einer systematischen Daten-
bank „Integrierte Projekte der Flussland-
schaftsentwicklung“ auszuweiten. Ein 
mögliches Vorbild hierfür könnte die Da-
tenbank des britischen „River Restorati-
on Centre“347 sein. In praxisnah formulier-
ten Steckbriefen einer solchen Datenbank 

sind vielfältige Projekte vorzustellen und 
regionale Ansprechpartner zu benennen.

Flusslandschaften sind zukünftig ver-•	
stärkt als Identitätsräume zu befor-
schen. Die identitätsstiftende Wirkung von 
Flüssen für Kulturlandschaften und für  
regionale Kooperationen wird in der  
Wissenschaft teilweise in Frage gestellt 
und verdient daher einer Bearbeitung 
in grundlagenorientierten sozialwissen-
schaftlichen Forschungsvorhaben. Mögli-
che Fragen könnten sein, ob sich die Iden-
tität einer Region tatsächlich an einem 
Fluss festmacht, welche Belege hierfür je-
weils in Frage kommen und ob – bzw. auf 
welche Weise – regionale Identität tatsäch-
lich eine wichtige Voraussetzung für fluss-
landschaftsbezogene Kooperationen ist.

Die Forschung zum Umgang mit Hoch-•	
wasserereignissen (und Niedrigwasserer-
eignissen) in Ballungsräumen ist zu in-
tensivieren. Dies gilt vor allem, weil hier 
die Schadenspotenziale am größten sind 
und diese sich im Zuge des Klimawan-
dels sowie von „Waterfront Development“ 
und Hinwendung der Städte zu den Flüs-
sen noch verschärfen werden. Vorhande-
ne „bottom-up“-Prozesse (z.B. des Netz-
werks Fließgewässer im urbanen Raum 
e.V. oder des Hochwasserkompetenz-
zentrum e.V. etc.) bedürfen einer Verste-
tigung, Vernetzung und einer Koopera-
tion mit Forschungsprojekten zu einer  
diesbezüglichen anwendungsorientierten 
Grundlagenforschung. 

In Forschungsprojekten sind Flussland-•	
schaften als Schwerpunkträume zur re-
gionalen Anpassung an den Klimawan-
del aufzugreifen. Flusslandschaften sind 
hinsichtlich ihrer Resilienz gegenüber 
dem Klimawandel als besonders gefähr-
det einzustufen. Entscheidende Zukunfts-
fragen sind daher, wie sich der Klima-
wandel auf Flusslandschaften auswirkt, 
welche regionalen Anpassungsstrategien 
und -maßnahmen erforderlich sind und 
wie diese umzusetzen sind. Insbesonde-
re das Postulat der vorliegenden Studie, 
Flusslandschaften als Schwerpunkträu-
me regionaler Klimaanpassungsstrate- 
gien aufzufassen, ist zu überprüfen und 
praxisorientiert weiterzuentwickeln. 
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Adaptives Talsperrenmanagement: Dieses 
wasserwirtschaftliche Instrument dient zur 
„zeitlich und räumlich differenzierte(n) Be-
wirtschaftung der Stauräume unter Berück-
sichtigung der natürlichen und wasserwirt-
schaftlichen Anforderungen der Unterlieger.“ 
Damit ist adaptives Talsperrenmanagement 
Voraussetzung für eine multifunktionale Ein-
bindung von Stauanlagen in das Gesamtsys-
tem der Wasserwirtschaft (z.B. Wasserkraft, 
Hochwasserschutz, Niedrigwasservorsorge 
oder Trinkwasserbereitstellung).348

Einzugsgebiet: Das Einzugsgebiet ist gemäß 
Art. 2 Nr. 13 WRRL „ein Gebiet, aus welchem 
über Ströme, Flüsse und möglicherweise Seen 
der gesamte Oberflächenabfluss an einer ein-
zigen Flussmündung, einem Ästuar oder Del-
ta ins Meer gelangt“.

Flussgebietseinheit: Die Flussgebietseinheit 
ist die räumliche Betrachtungsebene für die 
Umsetzung der Ziele der WRRL. Art. 2 Nr. 15 
WRRL definiert sie „als Haupteinheit für die 
Bewirtschaftung von Einzugsgebieten festge-
legtes Land- oder Meeresgebiet, das aus ei-
nem oder mehreren benachbarten Einzugs-
gebieten und den ihnen zugeordneten Grund-
wässern und Küstengewässern besteht“. 

Flusslandschaft: Flusslandschaften sind Kul-
turlandschaften, die durch die naturräumli-
che Dynamik und die identitätsstiftende Wir-
kung der Flüsse geprägt werden. Sie orientie-
ren sich daher in ihren Abgrenzungen nicht 
an administrativen oder hydrogeographi-
schen Grenzen.

Institutionen: In Abgrenzung zu Organisati-
onen sind Institutionen formelle und infor-
melle Regeln. Zu formellen Institutionen ge-
hören Gesetze, Verfahrensregeln sowie finan-
zielle Arrangements, während z.B. unter in-
formellen Institutionen kulturelle Werte und 
Leitbilder verstanden werden.

Kulturlandschaft: Bezogen auf den physi-
schen Raum ist Kulturlandschaft jede durch 
menschliches Handeln veränderte Landschaft, 
unabhängig von qualitativen Aspekten. Kul-
turlandschaft konstituiert sich nicht nur über 
ihre physisch-räumlichen Aspekte, sondern 
zugleich über Wahrnehmungs- und Identifi-
kationsprozesse; sie ist eine kulturell und ge-
sellschaftlich determinierte Raumkategorie.

Mindestwasserführung: Die für die ökolo-
gische Funktionsfähigkeit des Gewässers und 
anderer hiermit verbundener Gewässer erfor-
derliche Abflussmenge.

Niedrigwasservorsorge: Niedrigwasservor-
sorge umfasst alle Maßnahmen, die geeig-
net sind, die Entstehung und die Wirkung von 
Niedrigwasserereignissen im Vorfeld zu mini-
mieren. Die Aufgaben der Niedrigwasservor-
sorge können in die Kategorien Flächenvor-
sorge, Bauvorsorge, Verhaltensvorsorge und 
Risikovorsorge untergliedert werden.349

Ober- und Unterlieger: Bezeichnung von 
Gebietskörperschaften bzw. Flächeneigen-
tümern unter Betrachtung ihrer Lagebezie-
hung entlang des Flusses. Dementsprechend 
liegt der Oberlieger flussaufwärts in Bezug 
zum Unterlieger.

„problems of interplay“: Dies sind Interakti-
onsprobleme zwischen Institutionen auf ei-
ner räumlichen Handlungsebene. Aufgrund 
der Multifunktionalität der Kulturlandschaft 
sind diese für jede Form von regionaler Kul-
turlandschaftsgestaltung grundlegend.

„problems of fit“: Probleme räumlicher Pass-
fähigkeit zeigen sich, wenn Institutionen sich 
auf verschiedene Raumeinheiten beziehen. 
Probleme institutioneller Passfähigkeit kön-
nen auch zeitlich ausgeprägt sein, wenn sich 
Institutionen auf unterschiedliche Zeiträu-
me beziehen.

Regionale Kulturlandschaftsgestaltung: Der 
Auftrag zur Kulturlandschaftsgestaltung um-
fasst gemäß den deutschen Leitbildern der 
Raumentwicklung eine nachhaltige Entwick-
lung aller Landschaften. Wesentliche Elemen-
te sind regionale Entwicklungskonzepte, Ma-
nagement- und Marketingansätze sowie ein 
begleitender gesellschaftlicher Diskurs.

Überschwemmungsgebiete: „Überschwem-
mungsgebiete sind Gebiete zwischen oberir-
dischen Gewässern und Deichen oder Hoch-
ufern und sonstige Gebiete, die bei Hochwas-
ser überschwemmt oder durchflossen oder 
die für Hochwasserentlastung oder Rück-
haltung beansprucht werden“ (§ 31b Abs. 1 
WHG). 

Vorbeugender Hochwasserschutz: Der vor-
beugende Hochwasserschutz ergänzt den 
technischen Hochwasserschutz um Maß-
nahmen zur Minderung der Schadenspo-
tenziale (Steuerung der Siedlungsentwick-
lung, Hochwasser angepasstes Bauen) und 
um vorbeugende Maßnahmen zum Was-
serrückhalt in der Fläche (Ausweisung von 
Überschwemmungsgebieten und Retenti-
onsräumen, Wasserrückhalt im Flussober-
lauf, Versickerung). 

7	 Glossar 



Flusslandschaften                                         Werkstatt: Praxis Heft 6796

8	 Abkürzungen
ARGEBAU	 Bauministerkonferenz

BayLplG 	 Bayerisches 
Landesplanungsgesetz

BayWG 	 Bayerisches Wassergesetz

B-B 	 Berlin-Brandenburg

BbgLplG 	 Landesplanungsgesetz und 
Vorschaltgesetz zum Landes-
entwicklungsprogramm für 
das Land Brandenburg

BbgNatSchG	 Brandenburgisches 
Naturschutzgesetz

BbgWG	 Brandenburgisches 
Wassergesetz

BBR	 Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung

BfG	 Bundesanstalt für 
Gewässerkunde

BfN	 Bundesamt für Naturschutz

BGBl.	 Bundesgesetzblatt

BMU	 Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit

BMVBS	 Bundesministerium für Ver- 
kehr, Bau und Stadtentwicklung

BNatSchG	 Bundesnaturschutzgesetz

BStMI	 Bayerisches Staatsministeri-
um des Innern

BTU	 Brandenburgische Technische 
Universität

BUGA	 Bundesgartenschau

DAS	 Deutsche Anpassungsstrate-
gie an den Klimawandel

DUH	 Deutsche Umwelthilfe

EEA	 European Environment 
Agency

ELC	 Europäische Landscape 
Convention

EUREK	 Europäisches 
Raumentwicklungskonzept

EU	 Europäische Union

FFH-RL	 Flora-Fauna-Habitat-
Richtlinie

GeROG	 Gesetz zur Neufassung des 
Raumordnungsgesetzes 
und zur Änderung anderer 
Vorschriften

GEK	 Gewässerentwicklungs- 
konzept

GL	 Gemeinsame Landespla-
nungsabteilung der Länder 
Berlin und Brandenburg

HKC	 HochwasserKompetenzCent-
rum der Stadt Köln

HQ	 statistischer Mittelwert der 
höchsten Abflussmenge bei 
Hochwasserereignissen  

innerhalb eines definierten 
Beobachtungszeitraums

HWAP	 Hochwasseraktionsplan

HWRL	 EU-Hochwasserrichtlinie

IBA	 Internationale Bauausstellung

IFOK	 Institut für Organisations- 
kommunikation

IKSR	 Internationale Kommission 
zum Schutz des Rheins

IMAG	 Interministerielle 
Arbeitsgruppe

IPCC	 Intergovernmental Panel on 
Climate Change

KLIWA	 Klimawandel und 
Wasserwirtschaft

LAG	 Lokale Aktionsgruppe

LAWA	 Länderarbeitsgemeinschaft 
Wasser

LEADER	 Liaison entre actions de dé-
veloppement de l’économie 
rurale

LEP	 Landesentwicklungsplan

LEPro	 Landesentwicklungs-
programm

LfU BW	 Landesanstalt für Umwelt-
schutz Baden-Württemberg

LfU 	 Bayerisches Landesamt für 
Umwelt

Life	 L’Instrument Financier pour 
l’Environnement

LNatG M-V 	 Landesnaturschutzgesetz – 
Gesetz zum Schutz der Natur 
und der Landschaft im Lande 
Mecklenburg-Vorpommern

LUA	 Landesumweltamt 
Brandenburg

LVR	 Landschaftsverband 
Rheinland

LWL	 Landschaftsverband 
Westfalen-Lippe

MBV	 Ministerium für Bauen und  
Verkehr des Landes 
Nordrhein-Westfalen

MfU	 Ministerium für Umwelt des 
Saarlandes

MIR	 Ministerium für Infrastruktur 
und Raumordnung des Landes 
Brandenburg

MKRO	 Ministerkonferenz für 
Raumordnung

MORO	 Modellvorhaben der 
Raumordnung

MUNLV	 Ministerium für Umwelt und 
Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz des 
Landes Nordrhein-Westfalen
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NABU	 Naturschutzbund Deutsch-
land e.V. 

NiersVG	 Niersverbandsgesetz

NP	 Naturpark

NWG	 Niedersächsisches 
Wassergesetz 

PAMINA	 Palatinat (Pfalz), Mittlerer 
Oberrhein und Nord Alsace

PEP	 Pflege- und Entwicklungsplan

REK	 Regionales 
Entwicklungskonzept

REMO	 Regionales Klimamodell

ROG	 Raumordnungsgesetz

RVR	 Regionalverband Ruhr

SächsLplG 	 Sächsisches 
Landesplanungsgesetz

SächsWG 	 Sächsisches Wassergesetz

SMI	 Sächsisches Staatsminis- 
terium des Innern

SNG 	 Saarländisches 
Naturschutzgesetz

SRU	 Sachverständigenrat für 
Umweltfragen

STAR	 Statistisches 
Regionalisierungsmodell

StMLU	 Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und 
Umweltfragen

StMUGV	 Bayerisches Staatsministerium 
für Umwelt und Gesundheit

StMWIVT	 Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie

StMWV	 Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft und Verkehr

SWG	 Saarländisches Wassergesetz

TNA	 Talsperren-Neubauamt 
Nürnberg

UNESCO	 United Nations Education-
al, Scientific and Cultural 
Organization

WaStrG 	 Bundeswasserstraßengesetz

WETTREG	 Wetterlagen-basierte 
Regionalisierungsmethode

WHG	 Wasserhaushaltsgesetz

WRRL	 EU-Wasserrahmenrichtlinie

WVG	 Wasserverbandsgesetz

UBA	 Umweltbundesamt

UGB	 Umweltgesetzbuch
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9.1	 Rechtsquellen

73. BinSchStrOAbweichV (Dreiundsiebzigs-
te Verordnung zur vorübergehenden Abwei-
chung von der Binnenschifffahrtsstraßen-
Ordnung der Wasser- und Schifffahrtsdirek-
tion Ost) vom 18. August 2008

BayLplG (Bayerisches Landesplanungsge-
setz) (BayLplG) vom 27. Dezember 2004

BayWG (Bayerisches Wassergesetz) Fassung 
vom 19. Juli 1994, zuletzt geändert am 20. De-
zember 2007

BbgLplG (Brandenburgisches Landespla-
nungsgesetz) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 12. Dezember 2002, geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. Juni 
2006

BbgWG (Brandenburgisches Wassergesetz) in 
der Fassung vom 8. Dezember 2004

BNatSchG (Bundesnaturschutzgesetz – Ge-
setz über Naturschutz und Landschaftspfle-
ge) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25. März 2002, BGBl. I S. 1193, zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. De-
zember 2008, BGBl. I S. 2986

EmscherGG (Gesetz über die Emscher Ge-
nossenschaft), vom 7. Februar 1990, zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des wasserverband-
rechtlichen. Änderungs- und ErgänzungsG 
vom 11. Dezember 2007

FFH-RL (Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie), 
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebens-
räume sowie der wildlebenden Pflanzen und 
Tiere

GeROG (Gesetz zur Neufassung des Raum-
ordnungsgesetzes und zur Änderung anderer 
Vorschriften), vom 22. Dezember 2008, BGBl. 
Teil I Nr. 65 S. 2986

Gesetz zu dem Staatsvertrag vom 6. März 
2008 über die Flutung der Havelpolder und 
die Einrichtung einer gemeinsamen Schieds-
stelle vom 14. Juli 2008

Gesetz zur Verbesserung des vorbeugenden 
Hochwasserschutzes vom 3. Mai 2005, BGBl. 
I S. 1224

HWRL (EU-Hochwasserrichtlinie), Richt-
linie 2007/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2007 
über die Bewertung und das Management 
von Hochwasserrisiken

LPlG NRW (Landesplanungsgesetz Nord-
rhein-Westfalen) in der Fassung vom 3. Mai 
2005, zuletzt geändert durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 24. Juni 2008

LNatG M-V (Landesnaturschutzgesetz – Ge-
setz zum Schutz der Natur und der Land-
schaft im Lande Mecklenburg-Vorpommern) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom  
22. Oktober 2002, zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 14. Juli 2006

NiersVG (Niersverbandgesetz) in der Fas-
sung vom 15. Dezember 1992, zuletzt geän-
dert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 11. De-
zember 2007

NWG (Niedersächsisches Wassergesetz) in 
der Fassung vom 25. Juli 2007

Richtlinie des Ministeriums für Infrastruk-
tur und Raumordnung des Landes Bran-
denburg für die Aufstellung, Fortschreibung,  
Änderung und Ergänzung von Regional- 
plänen, Stand: 9. November 2007, unver- 
öffentlicht

Richtlinien über die Gewährung von Zuwen-
dungen für Maßnahmen des Wasserbaus ein-
schl. Talsperren, RdErl. des Ministeriums für 
Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft 
vom 13.3.1990

Richtlinie über die Gewährung von Zuwen-
dungen zur Förderung von Maßnahmen des 
Hochwasserschutzes im Binnenland in den 
Ländern Niedersachsen und Bremen, RdErl. 
des MU vom 1.11.2007

ROG (Raumordnungsgesetz) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. August 1997, 
BGBl. I S. 2081, zuletzt geändert durch Arti-
kel 9 der Verordnung vom 22. Dezember 2008, 
BGBl. I S. 2986

SächsLplG (Sächsisches Landesplanungsge-
setz – Gesetz zur Raumordnung und Landes-
planung des Freistaates Sachsen) in der Fas-
sung vom 01. Januar 2006

SächsWG (Sächsisches Wassergesetz) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Ok-
tober 2004

SNG (Saarländisches Naturschutzgesetz – 
Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat 
im Saarland) vom 5. April 2006

UGB II (Umweltgesetzbuch Zweites Buch – 
Wasserwirtschaft), Gesetzentwurf der Bun-
desregierung vom 20. Mai 2008

9	 Quellen und Verzeichnisse
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UGB III (Umweltgesetzbuch Drittes Buch – 
Naturschutz und Landschaftspflege), Gesetz-
entwurf der Bundesregierung vom 20. Mai 
2008

WaStrG (Bundeswasserstraßengesetz) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. Mai 
2007, BGBl. I S. 962, 2008 I S. 1980, zuletzt 
geändert durch § 2 der Verordnung vom 18. 
März 2008, BGBl. I S. 449

WHG (Wasserhaushaltsgesetz – Gesetz zur 
Ordnung des Wasserhaushalts) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. August 
2002, BGBl. I S. 3245, zuletzt geändert durch 
Artikel 8 des Gesetzes vom 22. Dezember 
2008, BGBl. I S. 2986

WRRL (EU-Wasserrahmenrichtline), Richt-
linie 2000/60/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Oktober 2000 
zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für 
Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich 
der Wasserpolitik

WVG (Wasserverbandsgesetz – Gesetz über 
Wasser- und Bodenverbände) vom 12. Feb-
ruar 1991, BGBl. I S. 405, geändert durch Ar-
tikel 1des Gesetzes vom 15. Mai 2002, BGBl. 
I S. 1578

9.2	 Interviews

Interview  1: Regionalverband Ruhr, Interview 
vom 8.12.2008 

Interview 2: Regionalverband Ruhr, Telefon-
interview vom 16.12.2008 

Interview  3: Emschergenossenschaft, Inter-
view vom 4.12.2008

Interview  4: Emschergenossenschaft, Tele- 
foninterview vom 3.03.2009 

Interview  5: Tourismusverband Fränkisches 
Seenland, Interview vom 27.01.2009

Interview   6: Wasserwirtschaftsamt Ansbach, 
Interview vom 26.01.2009

Interview  7: Amt für Ländliche Entwicklung 
Mittelfranken, Interview vom 27.01.2009

Interview  8: LAG Altmühl-Wörnitz e.V., Inter-
view vom 28.01.2009

Interview  9: LAG ErLebenswelt Roth e.V., In-
terview vom 28.01.2009

Interview 10: Zweckverband Brombachsee, 
Telefoninterview vom 23.01.2009

Interview 11: Regionaler Planungsverband  
Westmittelfranken, Interview vom 27.01.2009

Interview 12: Regionale 2010, Interview vom 
5.12.2008 

Interview 13: Stadtentwässerungsbetriebe 
Köln, Interview vom 4.12.2008

Interview 14: Bezirksregierung Köln, Inter-
view vom 5.12.2008

Interview 15: Technische Fachhochschule 
Berlin, Interview vom 11.12.2008

Interview 16: Märkische Allgemeine Zeitung, 
Interview vom 11.12.2008

Interview 17: NABU Projektbüro Untere  
Havelniederung, Telefoninterview vom 
14.01.2009

Interview 18: Landesumweltamt Branden-
burg, Interview vom 16.01.2009

Interview 19: Regionale Planungsstelle Havel-
land-Fläming, Interview vom 17.12.2008

Interview 20: Landesumweltamt Branden-
burg, Telefoninterview vom 10.2.2009
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169	 Vgl. Regionale 2010 Agentur (Hrsg.): ‚masterplan :grün’ Version 2.0, a.a.O., S. 16
170	 Ebda., S. 38
171	 Ebda, S. 39
172	 Ebda., S. 36
173	 Ebda., S. 66
174	 Ebda., S. 89
175	 Regionale 2010 Agentur (Hrsg.): :projektstand 2008. – Köln 2008, S. 17
176	 Montag Stiftung Urbane Räume; Regionale 2010 (Hrsg.): Stromlagen – Urbane Flusslandschaften gestalten.  

– Basel 2008
177	  Regionale 2010 Agentur (Hrsg.): :projektstand 2008, a.a.O., S. 27
178	 Vgl. Interview 12
179	 Vgl. Interview 13
180	 Vgl. Stadt Köln (Hrsg.): Hochwasserschutzkonzept Köln. – Köln 1996, S. 61ff
181	 Vgl. § 2 Die Satzung der Hochwassernotgemeinschaft Rhein e. V., beschlossen am 13. September 1990. http://www.

hochwassernotgemeinschaft-rhein.de / (16.12.2008)
182	 Vgl. Interview 13
183	 Vgl. IKSR (Hrsg.): Geschäfts- und Finanzordnung der IKSR. – Bern 2004, S. 6f
184	 MUNLV (Hrsg.): Umweltbericht NRW 2006. – Düsseldorf 2007, S. 239f
185	 Vgl. Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen für Maßnahmen des Wasserbaus einschl. Talsperren, RdErl. 

d. Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft v. 13.3.1990
186 	 Stadt Köln (Hrsg.): Hochwasserschutzkonzept Köln. – Köln 1996, S. 1
187 	 Vgl. Interview 13
188	 Bezirksregierung Köln (Hrsg.): Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln – Teilabschnitte Region Köln, Bonn/Rhein-

Sieg und z.T. Aachen (Wassereinzugsgebiet der Erft), Sachlicher Teilabschnitt Vorbeugender Hochwasserschutz, 
Teil 1. – Köln 2006, S. 5

189 	 Als Beispiel wird der Braunkohletagebau mit seinen Auswirkungen auf die Wasserführung der Erft angeführt.
190	 Vgl. Interview 14
191	 Vgl. Interview 14
192	 Vgl. Birkmann, J.: Globaler Umweltwandel, Naturgefahren, Vulnerabilität und Katastrophenresilienz – Notwendigkeit 

der Perspektiverweiterung in der Raumplanung. Raumforschung und Raumordnung (2008) H. 1, S. 5-22 (13)
193	 Vgl. Interview 13
194	 Vgl. Interview 14
195	 Vgl. Bezirksregierung Köln (Hrsg.): Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Sachlicher Teilabschnitt Vorbeugen-

der Hochwasserschutz, a.a.O., S. 8
196	 Vgl. Interview 14
197	 Vgl. Interview 13
198	 Dass das Thema Klimawandel darüber hinausgehend in den Projekten der Regionale 2010 für relevant erachtet wird, 

verdeutlicht die vom Rhein-Erft-Kreis beauftragte Studie zur Klimaschutzfunktion des Freiraumkonzeptes „RegioGrün“ 
(Vgl. Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie (Hrsg.): Bewertung klimarelevanter Wirkungen von Maßnahmen 
im Rahmen der Regionale 2010 am Beispiel des Freiraumkonzeptes RegioGrün. – Wuppertal 2008)

199	 Vgl. Regionale 2010 Agentur; Stadt Köln (Hrsg.): :handbuch zu technischen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
des Bauens in Hochwassergefährdeten Gebieten - im Rahmen des Projektes :rhein- „wohnen am strom“ der Stadt 
Köln. – Köln 2008

200	 Vgl. Interviews 12, 13
201	 Regionale 2010 Agentur (Hrsg.): ‚masterplan :grün’ Version 2.0, a.a.O., S. 45
202	 Vgl. Interview 12
203	 Bezirksregierung Köln (Hrsg.): Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Sachlicher Teilabschnitt Vorbeugender 

Hochwasserschutz, a.a.O., S. 10
204	 Regionale 2010 Agentur (Hrsg.): ‚masterplan :grün’ Version 2.0, a.a.O., S. 111
205	 Vgl. Neumann, K.: Von Dom zu Dom – Das blaue Band der Havel. Stadt + Grün/Das Gartenamt 57 (2008) H. 9,  

S. 20-27 (25)
206	 In Ergänzung zu den allgemeinen Forschungsfragen der Studie (siehe Kapitel 1) sollen diese die Untersuchung der 

Fallstudie leiten.
207	 Vgl. Interview 15
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208	 Die Lokalen Aktionsgruppen wurden im Rahmen der LEADER-Initiative zur Entwicklung des ländlichen Raums ge-
gründet.

209	 Vgl. Pressemitteilung des Brandenburger Ministeriums für Wirtschaft vom 30.01.2007. http://www.wirtschaft.branden-
burg.de/ (10.02.2009)

210	 Vgl. Interview 16
211	 Der Gesamtumfang des Projektes beträgt 25 Mio. €, welche sich nach folgendem Schlüssel aufteilen: 75% BfN, 11% 

Land Brandenburg, 7 % Land Sachsen-Anhalt und 7% NABU.
212	 So konnten seit Februar 2006 bis Anfang 2009 bereits 172.000 € für das Havel-Projekt gesammelt werden (Vgl. NABU 

(Hrsg.): Alte Handys für die Havel. http://www.nabu.de/ (11.02.2009))
213	 Vgl. Interview 15
214	 Vgl. Dreiundsiebzigste Verordnung zur vorübergehenden Abweichung von der Binnenschifffahrtsstraßen-Ordnung 

(73. BinSchStrOAbweichV) vom 18. August 2008
215	 Vgl. Interview 17
216	 Vgl. Förderverein Mittlere Havel e.V. (Hrsg.): Auf dem Weg zum Naturpark Mittlere Havel, a.a.O.
217	 Vgl. Jessel, B. et al.: Flächenpools und Landschaftswassermanagement – Bausteine einer nachhaltigen, naturschutz-

orientierten Entwicklung, Broschüre. – Leipzig 2006
218	 vgl. Schöps, Flussgebietskonferenz
219	 LUA (Hrsg.): Hochwasserschutz in Brandenburg. – Potsdam 2003, S. 9
220	 Vgl. Interview 18
221	 Gesetz zu dem Staatsvertrag vom 6. März 2008 über die Flutung der Havelpolder und die Einrichtung einer gemein-

samen Schiedsstelle vom 14. Juli 2008
222	 GL (Hrsg.): Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) – Entwurf vom 21. August 2007. – Potsdam 2007, 

S. 10
223	 Richtlinie des Ministeriums für Infrastruktur und Raumordnung des Landes Brandenburg für die Aufstellung, Fort-

schreibung, Änderung und Ergänzung von Regionalplänen, Stand 09.11.2007, unveröffentlicht
224	 Vgl. Interview 19
225	 Vgl. Interview 17
226	 Vgl. Interview 18
227	 Vgl. Interview 19
228	 Vgl. Interview 17
229	 NABU (Hrsg.): Pflege- und Entwicklungsplan (PEP) im Gewässerrandstreifenprojekt „Untere Havelniederung zwischen 

Pritzerbe und Gnevsdorf“ in den Ländern Brandenburg und Sachsen-Anhalt – Kurzfassung des 1. Zwischenberichts. – 
Havelaue 2007, S. 3

230	 Vgl. Institut für Strukturpolitik und Wirtschaftsförderung (Hrsg.): Regionales Entwicklungskonzept „Untere Havel“ – 
Kurzfassung. – Halle 2004

231	 Vgl. Interview 17
232	 Vgl. Interview 15
233	 Vgl. Interview 15
234	 Förderverein Mittlere Havel e.V. (Hrsg.): Auf dem Weg zum Naturpark Mittlere Havel, a.a.O., S. 10
235	 Vgl. LAG Fläming-Havel (Hrsg.): Gebietsbezogene lokale Entwicklungsstrategie. – Wiesenburg 2007, S. 20f
236	 LAG Havelland (Hrsg.): Gebietsbezogene lokale Entwicklungsstrategie (GLES) für die LEADER-Region Havelland. 

– Rathenow 2007, S. 17
237	 Vgl. Interview 19
238	 Vgl. Interview 20

Kapitel 4 

239	 Moss, T.: Raumwissenschaftliche Perspektiverweiterung zur Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie, a.a.O.,  
S. 21-43 (28)

240	 Zur Vereinfachung des Leseflusses wird der Begriff „Dokumente“ auch dann verwendet, wenn es sich nur um die in 
Tabelle 4 und 5 herausgestellten Passagen der jeweiligen Dokumente handelt.

241	 Zum Zeitpunkt der Durchführung der Institutionenanalyse war noch die Verabschiedung eines Umweltgesetzbuches 
geplant. Analysegrundlage war folglich der entsprechende Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 20. Mai 2008. 
Mittlerweile (Stand: März 2009) steht fest, dass Teile des UGB als Einzelgesetze in Kraft treten sollen.

242	 Das Gesetz zur Neufassung des Raumordnungsgesetzes und zur Änderung anderer Vorschriften (GeROG) wurde 
am 30. Dezember 2008 im Bundesgesetzblatt verkündet. Die hier relevanten Paragraphen traten sechs Monate nach 
Verkündung in Kraft.

243	 Art. 1 HWRL
244	 Art. 7 Abs. 3 Satz 2 WRRL
245	 Vgl. Europäische Kommission (Hrsg.): Europäisches Raumentwicklungskonzept, a.a.O., S. 34f
246	 § 28 Abs. 1 Satz 4 WHG
247	 Vgl. BMVBS (Hrsg.): 5-Punkte-Programm der Bundesregierung, a.a.O.
248	 Vgl. MKRO (Hrsg.): Handlungsempfehlungen der Ministerkonferenz für Raumordnung zum vorbeugenden Hochwas-

serschutz. – o.O. 2000, S. 5
249	 Vgl. LAWA (Hrsg.): Leitlinien für einen zukunftsweisenden Hochwasserschutz, a.a.O., S. 9; LAWA (Hrsg.): Instru-

mente und Handlungsempfehlungen zur Umsetzung der Leitlinien für einen zukunftsweisenden Hochwasserschutz, 
a.a.O., S. 32f

250	 Vgl. BMU: Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel, a.a.O.
251	 § 10 Abs. 2 Satz 1 WVG
252	 § 2 Nr. 1 WVG
253	 § 2 Nr. 13 WVG
254	 § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 SächsWG; § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 NWG
255	 § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BbgWG
256	 § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 BbgWG
257	 Staatsministerin Margit Conrad (Hrsg.): Möglichkeiten zur Reduzierung von Hochwasserschäden und Handlungsbe-

darf in Rheinland-Pfalz, Bericht der Arbeitsgruppe „Hochwasserangepasstes Planen und Bauen in Rheinland-Pfalz“. 
– Mainz 2005, S. 15

258	 Vgl. LfU BW (Hrsg.): Festlegung des Bemessungshochwassers für Anlagen des technischen Hochwasserschutzes. 
Leitfaden. – Karlsruhe 2005, S. 21

259	 SMI (Hrsg.): Landesentwicklungsplan Sachsen. – Dresden 2003, S. 46
260	 Zum Zeitpunkt der Durchführung der Institutionenanalyse war die Verabschiedung eines Umweltgesetzbuches ge-

plant. Analysegrundlage war folglich der entsprechende Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 20. Mai 2008. Mitt-
lerweile (Stand: März 2009) steht fest, dass Teile des UGB als Einzelgesetze in Kraft treten sollen.

261	 Council of Europe (Hrsg.): European Landscape Convention, a.a.O.
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262	 Europäische Kommission (Hrsg.): Europäisches Raumentwicklungskonzept, a.a.O.
263	 BMVBS (Hrsg.): Territoriale Agenda der Europäischen Union – Für ein wettbewerbsfähigeres nachhaltiges Europa 

der vielfältigen Regionen. – Berlin 2007. 
264	 BMVBS (Hrsg.): Leitbilder und Handlungsstrategien für die Raumentwicklung in Deutschland, a.a.O., S. 24f
265	 Vgl. Ebda., S. 23ff
266	 GL: LEP B-B, a.a.O., S. 16
267	 Vgl. Ebda., S. 11
268	 Vgl. Ebda., S. 36
269	 GL (Hrsg.): Landesentwicklungsprogramm 2007. – Potsdam 2008, S. 17
270	 LWL; LVR (Hrsg.): Kulturlandschaftlicher Fachbeitrag zur Landesplanung in Nordrhein-Westfalen. – Münster/Köln 

2007, S. 466
271	 § 2 Abs. 1 Nr. 14 BNatSchG
272	 § 1 Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 SNG
273	 Vgl. MfU (Hrsg.): Landschaftsprogramm Saarland – Entwurf Dezember 2007. – Saarbrücken 2007, S. 36f. 
274	 Europäische Kommission (Hrsg.): Europäisches Raumentwicklungskonzept, a.a.O., S. 36
275	 BMVBS (Hrsg.): Leitbilder und Handlungsstrategien für die Raumentwicklung in Deutschland, a.a.O., S. 25f
276	 Art. 7 Abs. 3 Satz 2 HWRL
277	 Vgl. IKSR (Hrsg.): Aktionsplan Hochwasser, a.a.O., S. 5
278	 § 100b SächsWG
279	 MKRO (Hrsg.): Handlungsempfehlungen der Ministerkonferenz für Raumordnung zum vorbeugenden Hochwasser-

schutz. – o.O. 2000, S. 15
280	 Vgl. Apolinarski, I.; Gailing, L.; Röhring, A.: Kulturlandschaft als regionales Gemeinschaftsgut. Vom Kulturlandschafts-

dilemma zum Kulturlandschaftsmanagement. In: Kulturlandschaften als Herausforderung für die Raumplanung. Hrsg.: 
Matthiesen, U. et al. – Hannover 2006. = Forschungs- und Sitzungsberichte der ARL, Bd. 228, S. 81-98 (85)

281	 Dieses bezieht sich räumlich auf die nach WRRL definierten Flussgebietseinheiten.
282	 Vgl. Moss, T.: Raumwissenschaftliche Perspektiverweiterung zur Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie, a.a.O., 

S. 34f
283	 Vgl. Gailing, L.; Röhring, A.: Institutionelle Aspekte der Kulturlandschaftsentwicklung. In: Kulturlandschaft als Hand-

lungsraum. Institutionen und Governance im Umgang mit dem regionalen Gemeinschaftsgut Kulturlandschaft. Hrsg.: 
Fürst, D. et al. – Dortmund 2008, S. 49-69 (59)

284	 Vgl. Moss, T.: Raumwissenschaftliche Perspektiverweiterung zur Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie, a.a.O., 
S. 34

285	������������������������������������������������������������������������������������������������������������������� Vgl. Hughes, F.M.R.; Moss, T.; Richards, K.S.: Uncertainty in Riparian and Floodplain Restoration. In: River Resto-
ration – Managing the Uncertainty in Restoring Physical Habitat. Hrsg.: Darby, S.; Sear, D. – Chichester 2008, S. 79-
104 (98)

286	 Art 7 Abs. 3 Satz 2 HWRL

Kapitel 5 

287	 Die gesuchten Schlagwörter bzw. Wortteile waren Niedrigwasser, Mindestwasser und Abfluss.
288	 Art. 1e WRRL
289	 Art 2. Abs. 17, 18 WRRL
290	 Vgl. Präambel Nr. 32 WRRL
291	 Vgl. Europäische Kommission (Hrsg.): Europäisches Raumentwicklungskonzept, a.a.O., S. 34, 79f
292	 Vgl. Ebda., S. 35
293	 Vgl. Ebda., S. 80
294	 Vgl. BMVBS (Hrsg.): Territoriale Agenda der Europäischen Union, a.a.O.
295	 Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Hrsg.): Antworten auf die Herausforderung von Wasserknapp-

heit und Dürre in der Europäischen Union. = Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat. 
– Brüssel 2007, S. 4ff. 

296	 Vgl. Ebda., S. 7
297	 Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Hrsg.): Anpassung an den Klimawandel in Europa, a.a.O., S. 19
298	 § 25 UGB II (Entwurf)
299	 § 27 Abs. 1 Nr. 3 UGB II (Entwurf)
300	 § 8 Abs. 1 Satz 1 WaStrG
301	 Vgl. LAWA (Hrsg.): Leitlinien für ein Nachhaltiges Niedrigwassermanagement, a.a.O., S. 9ff
302	 BMU: Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel, a.a.O.
303	 Ebda., S. 23
304	 § 77 Abs. 1 BbgWG
305	 § 77 Abs. 2 BbgWG
306	 § 78 BbgWG 
307	 Vgl. Art. 43 Abs. 2 BayWG
308	 Vgl. StMWIVT (Hrsg.): Landesentwicklungsprogramm Bayern 2006. – München 2006, S. 30 und 115
309	 Vgl. Gemeinsame Landesplanungsabteilung der Länder Berlin und Brandenburg (Hrsg.): LEP B-B – Entwurf vom 21. 

August 2007, a.a.O., S. 54
310	 § 42a SächsWG
311	 UGB II Begründung zum Entwurf, S. 62
312	 Art 2 Abs. 9b BayLplG
313	 Vgl. MUNLV: Sondergesetzliche Wasserverbände. http://www.umwelt.nrw.de/ (22.09.2008) 
314	 § 2 Abs. 2 Nr. 8 ROG der Fassung von 1998
315	 § 2 Abs. 2 Nr. 6 GeROG
316	 Vgl. BMVBS (Hrsg.): Leitbilder und Handlungsstrategien für die Raumentwicklung in Deutschland, a.a.O., S. 22ff
317	 Vgl. BMU: Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel, a.a.O.
318	 Vgl. Ebda., S. 43
319	 Vgl. MIR (Hrsg.): Landesentwicklungsplan Berlin – Brandenburg. Entwurf vom 21. August 2007, a.a.O., S. 16
320	 Vgl. Ebda., S. 38
321	 § 4 Abs 1 LEPro B-B 2007
322	 Vgl. StMWIVT (Hrsg.): Landesentwicklungsprogramm Bayern 2006, a.a.O., S. 27f
323	 Vgl. BMVBS (Hrsg.): 5-Punkte-Programm der Bundesregierung, a.a.O.
324	 Vgl. Dürnagel, A.; Eyink, H.: Flussraummanagement zur Klimaanpassung, a.a.O., S. 405-413 (408ff)
325	 LfU: Staatliche Wasserspeicher in Bayern. – Augsburg 2009. http://www.lfu.bayern.de/ (12.09. 2008)
326	 Vgl. LAWA (Hrsg.): Leitlinien für ein Nachhaltiges Niedrigwassermanagement, a.a.O., S. 14
327	 Art 1a WRRL
328	 § 2 Abs 2 Nr. 12 Satz 2 ROG der Fassung von 1998



Flusslandschaften                                         Werkstatt: Praxis Heft 67106

329	 § 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 6 GeROG
330	 Vgl. Grünewald, U.: Probleme der integrierten Wasserbewirtschaftung im Spree-Havel-Gebiet im Kontext des globa-

len Wandels. In: Auswirkungen des globalen Wandels auf Wasser, Umwelt und Gesellschaft im Elbegebiet. Hrsg.: 
Wechsung, F.; Becker, A.; Gräfe, P. (Hrsg.) – Berlin 2005. = Konzepte für die nachhaltige Entwicklung einer Fluss-
landschaft, Bd. 6, S. 209-218 (209)

331	 Vgl. Moss, T.: Raumwissenschaftliche Perspektiverweiterung zur Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie, a.a.O., 
S. 37ff; Gailing, L.; Röhring, A.: Institutionelle Aspekte der Kulturlandschaftsentwicklung, a.a.O., S. 54ff

Kapitel 6 

332	 Vgl. SRU (Hrsg.): Umweltgutachten – Umweltschutz im Zeichen des Klimawandels. – Stuttgart 2008, S. 484, 489
333	 Vgl. u.a. UBA (Hrsg.): Anforderungen des vorsorgenden Hochwasserschutzes an Raumordnung, Landes-/ Regional-

planung, Stadtplanung und die Umweltfachplanungen – Empfehlungen für die Weiterentwicklung. UBA Texte 45-99 
vom Dezember 2008; ARGEBAU (Hrsg.): Handlungsanleitung für den Einsatz rechtlicher und technischer Instrumen-
te zum Hochwasserschutz in der Raumordnung, in der Bauleitplanung und bei der Zulassung von Einzelbauvorha-
ben (Stand: 6. März 2008). – o.O. 2008; SMI (Hrsg.): Vorsorgende Hochwasserschutzmaßnahmen durch transnati-
onale Raumordnung für das Einzugsgebiet der Elbe – Ergebnisse und Handlungsvorschläge. – Dresden 2006

334	 Vgl. BMU: Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel, a.a.O.
335	 Vgl. auch Hennegriff, W.; Koloktronis, W.; Weber, H.; Bartels, H.: Klimawandel und Hochwasser – Erkenntnisse und 

Anpassungsstrategien beim Hochwasserschutz. In: KA – Abwasser, Abfall 53 (2006). H. 8
336	 Vgl. BfN: IDEE.NATUR – Zukunftspreis Naturschutz. http://www.idee-natur.de (03.03.2009)
337	 Vgl. BMU: Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel, a.a.O.
338	 Vgl. ARGEBAU (Hrsg.): Handlungsanleitung für den Einsatz rechtlicher und technischer Instrumente zum Hochwas-

serschutz in der Raumordnung, in der Bauleitplanung und bei der Zulassung von Einzelbauvorhaben, a.a.O.; LAWA 
(Hrsg.): Leitlinien für einen zukunftsweisenden Hochwasserschutz, a.a.O.; LAWA (Hrsg.): Instrumente und Hand-
lungsempfehlungen zur Umsetzung der Leitlinien für einen zukunftsweisenden Hochwasserschutz, a.a.O.

339	 Vgl. Staatsministerin Margit Conrad (Hrsg.): Möglichkeiten zur Reduzierung von Hochwasserschäden und Handlungs-
bedarf in Rheinland-Pfalz, a.a.O.

340	 Vgl. WWF: Modell des „Flussraumbetreuer“ an der Oberen Traun in Oberösterreich. http://www.wwf.at/traun/ 
(27.02.2009)

341	 Vgl. LAWA (Hrsg.): Leitlinien für ein Nachhaltiges Niedrigwassermanagement, a.a.O.
342	 Vgl. auch Forschungsgruppe Agrar- und Regionalentwicklung Triesdorf (Hrsg.): Effizienz staatlich geförderter Flur-

neuordnungsverfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) – Bewertung der Flurneuordnung an Fallbeispie-
len aus Bayern und Rheinland-Pfalz, Abschlussbericht. – Triesdorf 2008, S. 15, 215

343	 Vgl. hierzu auch die Empfehlungen des Interreg-Projektes ARTERY zu Öffentlichkeitsbeteiligung und Bewusstseins-
bildung (RVR (Hrsg.): Handbuch zur nachhaltigen Regionalentwicklung. Artery – Flusslandschaften der Zukunft. – 
Köln 2006)

344	 Ergebnisse sind dokumentiert unter: http://www.irs-net.de/aktuelles/veranstaltungen/FlussKult-workshop.php 
(26.03.2009)

345	 Beispielsweise wählen der Deutsche Anglerverband und die NaturFreunde Deutschlands zweijährlich die „Flussland-
schaft des Jahres“. 

346	 Vgl. BMVBS; BBR (Hrsg.): Regionale Kulturlandschaftsgestaltung, a.a.O., S. 57
347	 Vgl. River Restoration Centre: Map of River Projects. http://www.therrc.co.uk/ (13.03.2009)

Kapitel 7 

348	 Vgl. BMU (Hrsg.): Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel, a.a.O., S. 23 
349 	 Vgl. LAWA (Hrsg.): Leitlinien für ein Nachhaltiges Niedrigwassermanagement, a.a.O., S. 9 
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